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(Beginn: 9.02 Uhr)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich eröffne die 78. Vollsitzung des Bayeri-
schen Landtags. Presse, Funk und Fernsehen sowie
Fotografen haben um Aufnahmegenehmigung gebeten.
Die Genehmigung wurde erteilt.

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Tagesord-
nung darf ich zwei Glückwünsche aussprechen. Heute
feiern Frau Kollegin Renate Schmidt und Herr Kollege
Max Strehle Geburtstag. Im Namen des Hohen Hauses
und persönlich gratuliere ich den Genannten sehr herz-
lich und wünsche ihnen alles Gute sowie Kraft und Erfolg
bei der Erfüllung ihrer parlamentarischen Aufgaben.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 5

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Kirchensteuergesetzes (Drucksa-
che 14/7029)

– Zweite Lesung –

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Als Redezeit pro
Fraktion wurden zehn Minuten vereinbart, die aber nicht
ausgeschöpft werden müssen. Erste Wortmeldung: Frau
Kollegin Guttenberger.

Frau Guttenberger  (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen
und Kollegen! Die vorliegende Änderung des Kirchen-
steuergesetzes ist sicher nicht dazu geeignet, hier in
eine Diskussion einzutreten, die in zeitlichen Abständen
immer wieder aufkeimt und sich mit Sinn, Zweck und
Notwendigkeit von Kirchensteuern befasst. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf zur Änderung des Kirchensteuer-
gesetzes findet seine Grundlage in erster Linie in der
Änderung des § 51 a des Einkommensteuergesetzes,
der die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für die
Zahlung von Zuschlagssteuern – auch Ergänzungsab-
gaben genannt –, die sich nach dem Einkommen
bemessen, festlegt. Diese Änderung berührt die Kir-
chensteuer mittelbar. Die Umsetzung bedarf eines Tätig-
werdens des bayerischen Gesetzgebers, da dem Bund
insoweit bekanntlich keine Gesetzgebungskompetenz
zukommt.

Der Gesetzentwurf sieht neben den redaktionellen
Änderungen – wir alle wissen, dass das Kultusministe-
rium geteilt wurde und die Anpassung an den Euro erfol-
gen muss – eine Ermächtigungsnorm für die Schaffung
eines besonderen Kirchgelds bei glaubensverschiede-
nen Ehen vor. Dabei wurde vor allem berücksichtigt,
dass die Kirchen anders als bei den derzeit vorherr-
schenden Einzelregelungen zur Bemessung des beson-
deren Kirchgelds einen eigenen Ermessens- und Rege-
lungsspielraum erhalten sollen.

Die Schaffung der Möglichkeit, bei glaubensverschiede-
nen Ehen ein besonderes Kirchgeld zu fordern, ist ein
Wunsch der Kirchen, dem man im Zusammenhang mit
der Änderung nachgekommen ist. Die gemeinschaftli-

chen Steuerverbände können also – müssen aber nicht
– unter besonderen Voraussetzungen ein besonderes
Kirchgeld erheben, und zwar dann, wenn ein Ehegatte
nicht umlagepflichtig ist – zum Beispiel weil er keiner Kir-
che, Religionsgemeinschaft oder weltanschaulichen
Gemeinschaft angehört, die Körperschaft des öffentli-
chen Rechts ist –, beide Ehegatten gemeinschaftlich zur
Einkommensteuer veranlagt werden und der umlage-
pflichtige Ehepartner über kein oder nur ein sehr gerin-
ges eigenes Einkommen verfügt.

Damit wird dem Grundsatz der Steuergerechtigkeit
Rechnung getragen, denn letztlich bestimmt sich auch
im Rahmen einer Ehe die Leistungsfähigkeit nach der
Gesamtzusammenschau beider Einkommen. Das Bun-
desverfassungsgericht hat dies ausdrücklich zugelas-
sen. Es wird ein Ausgleich dafür geschaffen, dass bei
dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten keine oder eine
geringe Kirchensteuer erhoben werden kann, weil das
Gesamteinkommen unter den Möglichkeiten des An-
knüpfungspunktes liegt, aber im Gegenzug durchaus
Leistungen kirchlicher Art in Anspruch genommen wer-
den können. Im Übrigen haben alle anderen Bundeslän-
der bereits eine solche Ermächtigungsgrundlage ge-
schaffen. Bayern zieht hier sozusagen nur gleich.

Ich betone noch einmal, ob und gegebenenfalls auf wel-
che Art und Weise das besondere Kirchgeld tatsächlich
zum Tragen kommen wird, bestimmt nicht der Landes-
gesetzgeber, sondern wird die jeweilige Religionsge-
meinschaft oder Kirche bestimmen. Dies entspricht aus
unserer Sicht dem kirchlichen Selbstbestimmungsrecht.
Dem Wunsch der Kirchen, eine angemessene Rechts-
grundlage zu schaffen, die Inhalt, Zweck und Ausmaß
entsprechend den verfassungsrechtlichen Anforderun-
gen darlegt, wollen wir gern nachkommen. Ich bitte Sie
deshalb, dem Gesetzentwurf zuzustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächster Redner ist
Herr Kollege Dr. Hahnzog.

Dr. Hahnzog  (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus oder
Häuschen! Ich finde, es ist ein Skandal, dass bei der
Behandlung eines Gesetzentwurfs der Staatsregierung
weder die Ministerin noch der Staatssekretär hier ist.
Wenn das einreißt, können wir dieses Haus zumachen.
Auch sonst ist von der Staatsregierung niemand hier, der
die Ministerin vertreten könnte.

(Haedke (CSU): Aber von der SPD-Fraktion sind
viele da! – Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Wir
haben den Gesetzentwurf nicht eingebracht!)

Wer etwas von diesem Haus will, sollte zumindest hier
sein. Ich bitte, das zu Protokoll zu nehmen. Das Präsi-
dium des Bayerischen Landtags bitte ich, in diesem Fall
bei der Staatsregierung vorzusprechen. Ich will die
Ministerin oder den Staatssekretär nicht herbeizitieren,
denn das hat keinen Zweck.

(Frau Johanna Werner-Muggendorfer (SPD): Schon
ist der Herr Staatssekretär da!)
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Dieses Gesetz bedarf einer Verwirklichung durch die Kir-
chen, die hier vom Staat bestimmte Befugnisse bekom-
men. Sie bekommen die Befugnis, Kirchgeld als
Zwangsabgabe – das ist dann nicht mehr freiwillig wie
bisher – zu erheben. Ein Punkt ist aus meiner Sicht hier
sehr diskussionsbedürftig – Frau Guttenberger hat das
schon angesprochen: das Kirchgeld bei glaubensver-
schiedenen Ehen. Wenn ein Ehepartner evangelisch
und der andere Ehepartner katholisch ist, dann wird das
erhöhte Kirchengeld nicht erhoben. Wenn der eine evan-
gelisch ist und die Kirche die Regelung anwendet, der
andere aber keiner Kirche angehört, dann wird das
erhöhte Kirchengeld erhoben.

Es gibt noch die Situation, dass der eine etwa evange-
lisch ist und der Ehepartner sehr wohl einer Kirche ange-
hört, diese aber keine Körperschaft des öffentlichen
Rechts ist. Dann muss auch der evangelische Ehepart-
ner das erhöhte Kirchgeld bezahlen, obwohl sein Ehe-
partner freiwillig, weil er besonders gläubig ist, an seine
Kirche ebenfalls Abgaben leistet.

Ich glaube, das ist ein Strickfehler. Der Gesetzgeber hat
nicht vorgegeben, dass eine Kürzung des höheren
Betrages eintritt, falls der Ehegatte einer nicht öffentlich-
rechtlichen Kirche angehört. Ich habe im Verfassungs-
ausschuss erwogen, einen Ergänzungsantrag zu stellen.
Auf meine Anregung hin, hat die Staatsregierung – nicht
die Frau Staatsministerin und nicht der Herr Staatsse-
kretär – während der Beratung mit der evangelischen
Kirche, die Hauptinitiatorin dieser Sache ist, Kontakt auf-
genommen. Ich habe als Antwort erhalten – ich zitiere
aus dem Protokoll des Verfassungsausschusses vom
29. November 2001:

Inhaltlich wolle die evangelische Kirche der im
Umformulierungsvorschlag des Abgeordneten Dr.
Hahnzog vorgegebenen Tendenz in ihren Kirchen-
steuerordnungen Rechnung tragen und sich ent-
sprechende Formulierungen überlegen. Die evan-
gelische Kirche wolle damit denjenigen Mitgliedern
entgegenkommen, deren Ehepartner einer Kirche
ohne Körperschaftsstatus angehören.

Ich habe mich zunächst damit zufrieden gegeben, und
deshalb haben wir zugestimmt. Wir werden aber im
Auge behalten, wie das in der Umsetzungsphase durch
die evangelische Kirche – der ich auch angehöre –
gehandhabt wird. Ich erwarte das nicht nur aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen wegen des Gleichheitsgrund-
satzes von ihr. Ich erwarte das von einer Kirche, die
immer stolz sagt, sie stehe im engen Kontakt und im Dia-
log mit anderen Kirchen. Es kann nicht der gemeinsame
Nenner sein, dass die anderen Kirchen nur die öffentlich-
rechtlichen Körperschaften sind. Dort finden sich Gläu-
bige zusammen, um sich in ihrer Kirche zu betätigen und
eine Gemeinschaft zu bilden.

Das ist der Grund, warum ich darauf wert gelegt habe,
dass das noch einmal im Plenum behandelt wird. Sonst
treten diejenigen, die an der Weisheit dieses Gesetzes
zweifeln, an den Landtag heran und sagen: Das habt Ihr
gar nicht behandelt. Das müssen wir sehr stark heraus-
stellen. Wenn die Kirchen von der Regelung Gebrauch
machen und das nicht abfedern, dann sind dort noch

mehr Austritte zu erwarten. Das sagen auch hochran-
gige Mitglieder der evangelischen Kirche. Das ist aber
nicht unsere Angelegenheit, sondern das ist deren
Angelegenheit. Das wollte ich hier noch einmal heraus-
stellen.

Unsere Zustimmung steht unter dem Vorbehalt – jedes
Gesetz kann man mit einem Abänderungsantrag verse-
hen, wenn die Regelungen nicht funktionieren –, dass
wir gegebenenfalls einen Gesetzentwurf zur Abände-
rung des geänderten Kirchensteuergesetzes einbringen
werden.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächste Rednerin:
Frau Kollegin Stahl.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, meine Herren und Damen! Wir hätten
uns gewünscht, dass sich die Kirchen, insbesondere die
evangelische Kirche, auf deren Wunsch hin dieser § 22
wohl in den Gesetzentwurf aufgenommen worden ist,
etwas selbstbewusster gezeigt hätten und selbstbe-
wusster gehandelt hätten. Wir hätten uns gewünscht,
dass man sich anstatt der Ausweitung von Ermächti-
gungsgrundlagen für die Erhebung von Kirchensteuern
eigentlich einmal mit der Modernisierung des Reichskon-
kordats oder der evangelischen Kirchenverträge von
1924 beschäftigt und überlegt, ob die in der heutigen Zeit
anzupassen sind. Stattdessen hat man hier neue Privile-
gien geschaffen, die ausschließlich den beiden großen
Kirchen zugute kommen.

Für die Erhebung von Kirchensteuern gibt es ein Gesetz.
Die Erhebung ist möglich in Form von Kircheneinkom-
men- und -lohnsteuer, es können Kirchengrundsteuer
und Kirchgeld erhoben werden. Dafür gibt es schon
gesetzliche Grundlagen. Im Ausschuss haben wir darü-
ber gesprochen, dass einige Änderungen im Kirchen-
steuergesetz notwendig sind, die Klarstellungen im Ver-
hältnis zum Einkommensteuergesetz enthalten und die
der Euro-Anpassung dienen. Der berühmte § 22, der
hier vom Kollegen Dr. Hahnzog schon angesprochen
wurde, der hat es jedoch in sich. Es stimmt nicht, Frau
Guttenberger, dass das nur aufgrund des § 51 a des Ein-
kommensteuergesetzes geändert werden muss.

Kirchgeld soll in glaubensverschiedenen Ehen durch die
gemeindlichen Steuerverbände künftig von demjenigen
erhoben werden dürfen, der gar nicht dieser Kirche oder
der Religionsgemeinschaft angehört, etwa weil er oder
sie aus der Kirche ausgetreten sind oder einer Gemein-
schaft angehören, die keine Steuern nach dem Kirchen-
steuergesetz erheben darf oder will. Dieser Ehegatte
wird zukünftig, wenn die Religionsgemeinschaften zu
unserem Bedauern von ihrer Ermächtigung Gebrauch
machen, für den anderen Ehegatten, der kein eigenes
Einkommen hat, herangezogen.

Die Regelung ist an Bedingungen geknüpft, zum Bei-
spiel, dass die Ehegatten steuerlich gemeinsam veran-
lagt sein müssen und das Einkommen eine bestimmte
Höhe haben muss.
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Ich muss sagen: Es wird eine ganze Reihe von Ehegat-
ten treffen. Für uns ist es letztendlich so, als müsste ich
jetzt als GRÜNE für meinen Ehegatten in einer schwar-
zen Mischehe mit der CSU plötzlich die Mitgliedsbei-
träge übernehmen. Ich denke, es kann nicht sein, dass
man in glaubensverschiedenen Ehen für die Mitglieds-
beiträge des anderen aufkommen muss.

(Gabsteiger (CSU): Wir würden das schon akzeptie-
ren!)

– Ich möchte Sie sehen, wenn Sie für Ihre GRÜNE Ehe-
frau plötzlich in unsere Parteikasse einzahlen müssten.
Das würde Ihnen nicht gefallen.

(Heiterkeit bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Gabsteiger
(CSU))

Ich kenne diese Form von Mischehen. Unterschätzen
Sie das nicht. Die Wertkonservativen finden sich.

(Heiterkeit)

Beim vorliegenden Gesetzentwurf handelt es sich nicht
um einen Beitrag zur Ökumene. Im Gegenteil: Es wer-
den Einzelne bevorteilt.

Wir halten den Entwurf insofern für bedenklich, weil er
unter Umständen doppelte Belastungen für einzelne
Ehepartner bringt. Damit wird das Gesetz ungerecht.
Das halten wir nicht für richtig. Es kann beispielsweise
nicht sein, nur weil Muslime keine Kirchensteuer zahlen
müssen, dass plötzlich der eine Ehepartner für das Kir-
chengeld des christlich orientierten anderen aufkommen
muss, obwohl dieser selbst Beiträge für die eigene mus-
limische Glaubensgemeinschaft zahlt, diese Glaubens-
gemeinschaft jedoch nicht in dem Katalog der anerkann-
ten Glaubensgemeinschaften enthalten ist.

Es geht hier nicht um horrend große Beträge. Ich meine,
sie werden sich in einem gewissen Rahmen halten. Es
geht hier schlicht und einfach ums Prinzip. Muss ich
wirklich neue Steuern erheben, die vom Staat mit den
dazugehörigen Sanktionsmöglichkeiten eingezogen
werden können und sollen? Wie weit darf ich eine
Ungleichbehandlung und Bevorzugung Einzelner zulas-
sen?

Der Anlass für dieses Gesetz war doch wohl der Rück-
gang der Kirchensteuereinnahmen, welche zwischen
1993 und1995 ihren Tiefststand erreicht haben. Seit
1997 steigen sie jedoch wieder an, weshalb es für mich
nicht ganz einleuchtend ist, dass man das Kirchgeld
zwangsweise einziehen muss. Das kann doch kein aus-
reichender Grund dafür sein, dass eine bisher höchst-
persönliche und freiwillige Leistung zwingend auch für
Andersgläubige eingeführt wird.

Natürlich ist es nachvollziehbar, dass die Kirchen sehr
viele soziale Einrichtungen zu unterhalten und zu betrei-
ben haben. Das tun sie auf sehr gute Weise, und sie tun
es auch für die Gesellschaft. Das ist ein sehr wichtiger
Beitrag. Jede Gemeinschaft und jeder Verein kann aber
nur so viele Unternehmungen bezahlen, wie er Geld von

seinen Mitglieder dafür einnimmt. Wenn das nicht reicht,
muss ich andere Wege gehen, entweder muss ich Mit-
glieder werben – das tut die evangelische Kirche im
Moment –, oder ich muss Aufgabenkritik üben und even-
tuell Aufgaben abbauen. Auf jeden Fall haben wir in kei-
nem anderen europäischen Land solche Privilegien und
eine solche Art der Gesetzgebung bei der Kirchensteuer.
Das wäre auch einmal einen Vergleich Wert. Wir sagen,
dass mit diesem Gesetz der falsche Weg beschritten
wird. Die Kirchen selbst tun sich damit keinen Gefallen.
Wir werden deshalb das Gesetz ablehnen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegen
der Gesetzentwurf auf Drucksache 14/7029 und die
Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden
Ausschusses für Bildung, Jugend und Sport auf Druck-
sache 14/8133 zugrunde. Der federführende Ausschuss
empfiehlt die unveränderte Annahme. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Die Fraktionen der SPD, der CSU und Herr Kol-
lege Hartenstein. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN.
Damit ist das Gesetz so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich
nicht. Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist
die Mehrheit des Hauses. Gegenstimmen bitte ich auf
die gleiche Weise anzuzeigen. – Das sind die Kollegin-
nen und Kollegen der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Der Gesetzentwurf ist damit angenom-
men. Er hat den Titel „Gesetz zur Änderung des Kirchen-
steuergesetzes“. Damit ist dieser Tagesordnungspunkt
abgeschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 6

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das
Erziehungs- und Unterrichtswesen und des Bayeri-
schen Schulfinanzierungsgesetzes (Drucksache
14/7329)

– Zweite Lesung –

Erster Redner ist Herr Kollege Rabenstein.

Dr. Rabenstein (SPD): Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Bei diesem Gesetzentwurf geht es
darum, dass der Freistaat Gastschulbeiträge für Kinder
von Asylbewerbern leisten muss, über deren Asylantrag
nicht oder noch nicht bestandskräftig entschieden ist.
Bisher wurden diese Kosten alleine oder hauptsächlich
von den Kommunen bezahlt. Wir stimmen diesem
Gesetzentwurf zu. Das ist auch schon bei den Diskussio-
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nen des federführenden Bildungsausschusses deutlich
geworden. Wir hoffen, dass damit bald eine längst fällige
gesetzliche Grundlage entsteht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

So weit, so gut, könnte man sagen und zur Tagesord-
nung übergehen, wenn diese Angelegenheit nicht erst
jetzt, sondern schon vor fünf Jahren erledigt worden
wäre. Das ist das eigentlich Ungeheuere an dieser
Geschichte. Schon im Mai 1996 hat der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof höchst richterlich gegen den Frei-
staat und zugunsten der Kommunen entschieden.
Damals ging es um eine Klage der Stadt Nürnberg
wegen der Erstattung von Leistungen für die Beschulung
von Asylbewerberkindern. Mit Urteil vom 29. Mai 1996 –
das liegt jetzt, wie ich schon gesagt habe, fünfeinhalb
Jahre zurück – wurde der Freistaat verpflichtet und ver-
urteilt, der Stadt Nürnberg und damit natürlich auch allen
anderen Kommunen die Kosten für die Beschulung von
Asylbewerberkindern zu erstatten.

Mit Urteil vom 01.12.1997 schloss sich das Verwaltungs-
gericht München dieser Auffassung des Bayerischen
Verwaltungsgerichtshofes an und verurteilte den Frei-
staat Bayern erneut zu Erstattungsleistungen. Dem hier-
gegen eingelegten Antrag auf Zulassung der Berufung
gab der Bayerische Verwaltungsgerichtshof mit Be-
schluss vom 31. Juli 1987 nicht statt.

Man muss sich vorstellen, seit 1996 machten viele
Gemeinden und Schulverbände Ansprüche auf rückwir-
kende Erstattung von Leistungen geltend. Diese Forde-
rungen wurden aber leider nicht erfüllt. Stattdessen kam
es zunächst zu einem Stillhalteabkommen zwischen den
kommunalen Spitzenverbänden und dem Staat. Die
Erstattung wurde immer wieder verzögert.

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, wie prekär die
finanzielle Lage vieler Kommunen ist. Ich möchte es
auch hier betonen: Der alte Streit, wer für diese Lage
verantwortlich ist, der Bund oder das Land, hilft den
Kommunen überhaupt nicht weiter.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir sind hier im bayerischen Parlament. Hier interessiert
uns in erster Linie die Frage, wie der Freistaat mit seinen
Kommunen umgeht.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, hier muss schon erwähnt
werden, dass in keinem anderen Bundesland das Ver-
hältnis zwischen Staats- und Kommunalschulden so zu
ungunsten der Kommunen ausfällt wie in Bayern.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte es mit Zahlen verdeutlichen. Während in den
letzten zehn Jahren die Schulden des Freistaates um
17% stiegen, wuchsen die der Kommunen um 57%.

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch an ein
Schreiben der vier kommunalen Spitzenverbände an

den Bayerischen Finanzminister erinnern, mit welchem
Forderungen zum kommunalen Finanzausgleich 2002
aufgestellt werden. Dort heißt es – ich zitiere:

Mit Bedauern stellen wir fest, dass die Ausgangs-
lage der kommunalen Seite im Vergleich zum Frei-
staat Bayern wesentlich ungünstiger ist. Immer
neue bzw. erweiterte Aufgaben und Leistungsver-
pflichtungen an die Adresse der Kommunen im
Bereich der Schulen wie auch der Sozialhilfe und
der Jugendhilfe ohne adäquate Finanzhilfen sind
die Ursache für diese Entwicklung.

Vor diesem Hintergrund muss auch die Änderung des
Schulfinanzierungsgesetzes gesehen werden.

Wie groß sind nun die Schulden des Freistaats in diesem
Bereich bei den Kommunen? Wie groß ist der Schaden,
der den Kommunen entstanden ist? Die genauen Zahlen
können von mir nicht ermittelt werden. Wir können aber
davon ausgehen, dass der Freistaat allein in diesem
Bereich von 1994 bis 2001 den Kommunen immer noch
50 bis 60 Millionen DM schuldet. Angesichts der kata-
strophalen Situation vieler Kommunen ist es mir unver-
ständlich, dass die Staatsregierung ein weiteres Mal ver-
sucht, ihren Staatshaushalt auf Kosten der Kommunen
zu entlasten. Jeder Privatmann muss seine Schulden
zahlen, wenn er einen Prozess verloren hat, nur der Frei-
staat drückt sich hier. Das kann man nicht hinnehmen.

(Beifall bei der SPD)

Der Bürgermeister der Stadt Erlenbach, der sich in die-
ser Angelegenheit an das Kultusministerium gewandt
hat, drückt sich so aus: „Wir erlauben uns, die Frage in
den Raum zu stellen, wie sich der Freistaat uns gegen-
über verhalten würde, wenn höchstrichterlich festgelegte
Zahlungsverpflichtungen unsererseits nicht erfüllt wür-
den. Die geschilderte Situation ist absolut nicht tragbar
und entbehrt jeglicher Vorbildfunktion.“ Dieser Aussage
kann ich nur zustimmen. Für mich ist es nicht nachvoll-
ziehbar, dass erst jetzt, fünf Jahre nach dem Gerichts-
verfahren zu Ungunsten der Staatsregierung, etwas
gemacht wird. Erst durch einen Antrag der SPD wurde
die Sache mit dem Titel „Erstattung des Schulaufwands
von Asylbewerbern“ beschleunigt.

Im Zusammenhang mit dem Zeitfaktor ist ein Briefwech-
sel zwischen dem Abgeordneten Dr. Kaiser und Frau
Staatsministerin Hohlmeier interessant. Wir sollten nun
etwas auf die Daten achten: Der Brief ging im Januar an
das Kultusministerium. Die Antwort darauf erfolgte im
Dezember des gleichen Jahres. In diesem Antwort-
schreiben an den Kollegen Dr. Kaiser heißt es, dass „in
wenigen Tagen das Staatsministerium unter anderem
auch die Grundlagen für ein rechtlich abgesichertes Ver-
fahren verfügen werde, um die geltend gemachten
Erstattungsansprüche der Kommunen abzuwickeln“. In
wenigen Tagen; raten Sie, wann dieses Schreiben ver-
fasst wurde – am 23. Dezember 1999. Noch einmal: Im
Januar 1999 erging das Schreiben des Abgeordneten
Dr. Kaiser an das Kultusministerium. Im Dezember 1999
kam die Antwort, worin es heißt, in wenigen Tagen werde
die Sache über die Bühne sein. Das war damals einen
Tag vor Weihnachten. Aber die Kommunen warten
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immer noch auf das Weihnachtsgeschenk. Ich glaube,
langsam glauben sie nicht mehr an das Christkind oder
an die CSU.

(Beifall bei der SPD)

Hoffen wir, dass die Angelegenheit nun schnell über die
Bühne geht und dass die Kommunen wenigstens in die-
sem Bereich Recht bekommen und finanziell etwas ent-
lastet werden. Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Redner ist
Herr Kollege Knauer. Bitte schön.

Knauer  (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Herr Dr. Rabenstein, ich war schon etwas ver-
wundert darüber, dass Sie bei diesem Tagesordnungs-
punkt auf die allgemeine Situation der Kommunalfinan-
zen so sehr eingehen und diese so breit ansprechen. Ich
hatte eigentlich erwartet, dass diese Auseinanderset-
zung bei einem der nächsten Tagesordnungspunkte,
etwa bei den Beratungen des Nachtragshaushalts,
geführt wird. Ihre Behauptung, die Staatsregierung hätte
fünf Jahre lang nicht gehandelt, trifft insofern nicht zu,
weil das letzte Urteil erst vom 31.07.1998 datiert. Herr
Kollege Dr. Rabenstein, es ging vor allem um die Frage –
hierüber hat sich offensichtlich in den neunziger Jahren
die Auffassung geändert –, ob Kinder von in Deutsch-
land lebenden Asylbewerbern, deren Eltern noch keinen
Status haben und nicht anerkannt sind, schulpflichtig
sind oder nicht.

(Zurufe von der SPD)

Nun wurde gerichtlich festgestellt, dass sie im Gegen-
satz zur bisherigen Auffassung als nicht schulpflichtig
gelten. Deshalb sind vom Freistaat die Kosten an die
Kommunen zu erstatten.

Dass Sie heute zu diesem Punkt das Wort ergreifen, hat
mich auch deshalb etwas überrascht, weil wir uns im
Ausschuss über das Verfahren völlig einig waren. Wir
haben auch einen mit den Folgen des Gesetzentwurfes
zusammenhängenden Antrag aus Ihrer Fraktion einstim-
mig verabschiedet und daher geglaubt, das Ganze sei
nun auf einem guten und richtigen Weg.

Herr Kollege Dr. Rabenstein, ich will auf Ihre Ausführun-
gen nicht vertieft eingehen. Aber wenn Sie die Verschul-
dung der bayerischen Kommunen ansprechen, gehört
es auch dazu, deutlich zu machen, dass unsere Kommu-
nen mit Blick auf die Verschuldung im bundesweiten Ver-
gleich nach wie vor am unteren Tabellenende stehen.

Wenn wir den Schnitt der übrigen Bundesländer zu-
grunde legen und die freien Spitzen bei unseren Ge-
meinden auf Bayern hochrechnen, die sehr gut daste-
hen, haben wir immer noch einen Investitionsvorsprung
von 3000 Millionen DM. Auch das gehört zur Wahrheit.
Hinzu kommt, dass die Verschuldung der Kommunen
unter der des Freistaates liegt.

(Zuruf von der SPD)

Meine Damen und Herren, wenn Sie nur auf Steigerun-
gen abheben, müssen Sie auch sehen, wo das Aus-
gangsniveau zu suchen ist. Sie haben in den letzten
Monaten geglaubt, Sie könnten uns in Bezug auf die
Wachstumsprognosen etwas ans Bein binden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Kollege Knauer,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen?

Knauer  (CSU): Ich habe es gleich, Herr Dr. Rabenstein.
Faktum ist, dass das Wachstum in Bayern in den letzten
zehn Jahren um über 18% gestiegen ist. Erst im
Abstand von drei oder vier Prozent folgen Hessen und
dann erst Baden-Württemberg. Von den anderen Bun-
desländern ist in dieser Größenordnung nichts zu sehen.
Nur Steigerungsraten anzuführen, ist etwa so, wie mei-
nem 6-jährigen Buben das Taschengeld von 5 auf
5,50 DM zu erhöhen. Dann habe ich eine Steigerung von
10%. Wenn ich dagegen das Taschengeld meiner Toch-
ter von 100 auf 105 DM erhöhe, habe ich natürlich eine
geringere Steigerungsrate. Deswegen hinken die Ver-
gleiche. Die Auseinandersetzung in den Detailfragen der
Kommunalfinanzierung und Schlüsselzuweisung, die
gerade von den Kollegen Strasser und Güller draußen
geführt wird, werden wir bei den Beratungen zum Nach-
tragshaushalt nochmals aufgreifen. Ich bitte um Zustim-
mung zum Gesetzentwurf.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlos-
sen. Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf
Drucksache 14/7329 und die Beschlussempfehlung mit
Bericht des federführenden Ausschusses für Bildung,
Jugend und Sport auf Drucksache 14/8234 zugrunde.
Der endberatende Ausschuss für Verfassungs-, Rechts-
und Parlamentsfragen empfiehlt die Zustimmung mit der
Maßgabe verschiedener Änderungen. Ich verweise inso-
weit auf die Drucksache 14/8234. Wer dem Gesetzent-
wurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses
für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Dies sind
die Fraktionen der CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN sowie Herr Kollege Hartenstein.
Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Keine. Dann
ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich
nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des end-
beratenden Ausschusses seine Zustimmung geben will,
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Gegenstim-
men bitte ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. –
Gegenstimmen gibt es keine. Dann ist der Gesetzent-
wurf so angenommen. Er trägt den Titel: „Gesetz zur
Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen und des Bayerischen
Schulfinanzierungsgesetzes“.

Ich rufe auf:
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Tagesordnungspunkt 8

Gesetzentwurf der Staatsregierung

über den Einsatz der Informations- und Kommunika-
tionstechnik in der öffentlichen Verwaltung (IuK-Ge-
setz – IuKG) (Drucksache 14/7483)

– Zweite Lesung –

Hierzu findet keine Aussprache statt. Wir kommen des-
halb sofort zur Abstimmung.

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksa-
che 14/7483 und die Beschlussempfehlung mit Bericht
des federführenden Ausschusses für Fragen des öffent-
lichen Dienstes auf Drucksache 14/8226 zugrunde. Der
federführende Ausschuss für Fragen des öffentlichen
Dienstes empfiehlt Zustimmung mit der Maßgabe, dass
Artikel 7 Absatz 3 Satz 1 eine neue Fassung erhält. Der
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen stimmte bei seiner Endberatung der Beschluss-
empfehlung des federführenden Ausschusses zu, aller-
dings mit der Maßgabe weiterer Änderungen. Ich ver-
weise insoweit auf Drucksache 14/8226.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endbera-
tenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist das gesamte Haus. Gegenstim-
men? – Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist so
beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. – Dagegen erhebt sich kein
Widerspruch. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung
des endberatenden Ausschusses seine Zustimmung
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. –
Das ist das gesamte Haus. Dann brauche ich nach
Gegenstimmen und Enthaltungen nicht zu fragen.

Das Gesetz ist so beschlossen und hat den Titel:
„Gesetz über den Einsatz der Informations- und Kommu-
nikationstechnik in der öffentlichen Verwaltung (IuK-Ge-
setz – IuKG)“.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 9

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Immissionsschutz-
gesetzes (Drucksache 14/7484)

– Zweite Lesung –

Im Ältestenrat wurde vereinbart, auch dieses Gesetz
ohne Aussprache zu verabschieden. Ich komme deshalb
gleich zur Abstimmung.

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksa-
che 14/7484 und die Beschlussempfehlung mit Bericht
des federführenden Ausschusses für Landesentwick-
lung und Umweltfragen auf Drucksache 14/8225 zu-

grunde. Der federführende Ausschuss empfiehlt Zustim-
mung mit der Maßgabe verschiedener Änderungen. Der
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen stimmte bei seiner Endberatung der Beschluss-
empfehlung des federführenden Ausschusses zu, aller-
dings mit der weiteren Maßgabe, dass § 2 eine neue
Fassung erhält. Ich verweise insoweit auf Drucksache
14/8225.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endbera-
tenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen und Herr Kol-
lege Hartenstein. Damit ist das so beschlossen.

Ein Antrag auf Dritte Lesung wurde wiederum nicht
gestellt. Deswegen treten wir gemäß § 60 der Ge-
schäftsordnung unmittelbar in die Schlussabstimmung
ein. Ich schlage vor, sie wiederum in einfacher Form
durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich dagegen
nicht. Wer also dem Gesetzentwurf in der Fassung des
endberatenden Ausschusses seine Zustimmung geben
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind
alle Kolleginnen und Kollegen im Haus.

Damit ist das Gesetz angenommen. Es hat den Titel:
„Gesetz zur Änderung des Bayerischen Immissions-
schutzgesetzes“.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 11

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Schlichtungsgeset-
zes (Drucksache 14/7643)

– Zweite Lesung –

Auch hierzu findet keine Aussprache statt. Wir kommen
sogleich zur Abstimmung.

Zugrunde liegen hier der Gesetzentwurf auf Drucksache
14/7643 und die Beschlussempfehlung mit Bericht des
federführenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts-
und Parlamentsfragen auf Drucksache 14/8222. Der
federführende Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen empfiehlt Zustimmung mit der Maß-
gabe von Änderungen. Ich verweise insoweit auf Druck-
sache 14/8222.

Wer dem Gesetzentwurf mit den vorgeschlagenen
Änderungen zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Herr Kollege Harten-
stein. – Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall.
Stimmenthaltungen? – Ebenfalls nicht. Dann ist das so
beschlossen.

Antrag auf Dritte Lesung wurde wiederum nicht gestellt.
Deshalb erfolgt erneut die Schlussabstimmung in verein-
fachter Form gemäß § 60 der Geschäftsordnung. Wer
zustimmen will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben.
– Das ist wiederum das gesamte Haus.
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Das Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel:
„Gesetz zur Änderung des Bayerischen Schlichtungsge-
setzes und des Gesetzes zur Ausführung des Gerichts-
verfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen des
Bundes“.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 12

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Ausführung des Bundesdisziplinargesetzes
(Ausführungsgesetz Bundesdisziplinargesetz –
AGBDG) (Drucksache 14/7836)

– Zweite Lesung –

Wiederum ist keine Aussprache vorgesehen. Wir kom-
men sogleich zur Abstimmung.

Zugrunde liegen der Abstimmung der Gesetzentwurf auf
Drucksache 14/7836 und die Beschlussempfehlung mit
Bericht des federführenden Ausschusses für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlamentsfragen auf Drucksache
14/8218.

(Unruhe)

– Wir arbeiten sehr konzentriert. Dazu muss man ein
wenig mehr Ruhe haben. Ich bitte um Verständnis. –
Auch in der Münchener Ecke.

Der federführende und endberatende Ausschuss für
Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen empfiehlt
die Zustimmung mit der Maßgabe, dass in Artikel 4
Satz 1 die Worte „mit Wirkung vom“ durch das Wort „am“
ersetzt werden. Vonseiten der Staatsregierung wurde
zwischenzeitlich gebeten, von dieser Änderung Abstand
zu nehmen, da die Bekanntmachung des Gesetzes erst
in einer Sonderausgabe des Gesetz- und Verordnungs-
blattes im Januar erfolgen kann. Besteht Einverständ-
nis? – Ich sehe, es erhebt sich kein Widerspruch.

Wer dem Gesetzentwurf in unveränderter Form zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind
wiederum alle Fraktionen im Haus und der Kollege Har-
tenstein. Damit ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. – Dagegen erhebt sich erneut
kein Widerspruch. Wer dem Gesetzentwurf seine
Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu
erheben. – Das sind alle Kolleginnen und Kollegen.

Das Gesetz ist damit so angenommen. Es hat den Titel:
„Gesetz zur Ausführung des Bundesdisziplinargesetzes
(Ausführungsgesetz Bundesdisziplinargesetz –
AGBDG)“.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 13

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes und
anderer Vorschriften des Landesgesundheitsrechts
(Drucksache 14/7330)

– Zweite Lesung –

Auch hierzu ist keine Aussprache vorgesehen. Wir kom-
men zur Abstimmung.

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksa-
che 14/7330 und die Beschlussempfehlung mit Bericht
des federführenden Ausschusses für Sozial-, Gesund-
heits- und Familienpolitik auf Drucksache 14/8223 zu-
grunde. Der federführende Ausschuss empfiehlt Zustim-
mung mit der Maßgabe verschiedener Änderungen. Der
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen stimmte bei seiner Endberatung der Beschluss-
empfehlung des federführenden Ausschusses zu, aller-
dings mit der Maßgabe weiterer Änderungen. Ich ver-
weise insoweit auf die Drucksache 14/8223.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endbera-
tenden Ausschusses für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist von allen Fraktionen und vom
Kollegen Hartenstein so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung wieder unmit-
telbar in die Schlussabstimmung ein. Ich schlage vor, sie
in einfacher Form durchzuführen. – Dagegen erhebt sich
kein Widerspruch. Wer dem Gesetzentwurf in der Fas-
sung des endberatenden Ausschusses für Verfassungs-,
Rechts- und Parlamentsfragen seine Zustimmung geben
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind
wiederum alle Kolleginnen und Kollegen des Hohen
Hauses.

Das Gesetz ist damit so angenommen und hat den Titel:
„Gesetz zur Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes
und anderer Vorschriften des Landesgesundheits-
rechts“.

Wir haben bis zur Haushaltsplanberatung noch Zeit.
Deswegen rufe ich jetzt noch auf:

Tagesordnungspunkt 15

Abstimmung über Anträge etc., die gemäß § 63
Absatz 6 der Geschäftsordnung nicht einzeln bera-
ten werden

Dazu gibt es ein neues Verfahren, das die Abstimmung
etwas vereinfacht.

Über die Listennummern 28, 29, 38, 45 und 56 soll
gesondert abgestimmt werden, da zu den der Abstim-
mung jeweils zugrunde zu legenden Beschlussempfeh-
lungen der Ausschüsse kein Votum der Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN vorliegt.
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Ich lasse zunächst über die Listennummer 28, das ist der
Antrag der Abgeordneten Starzmann und anderer (SPD)
betreffend „Entschädigung im MKS-Fall“, Drucksa-
che 14/6693, abstimmen. Der federführende Ausschuss
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten empfiehlt auf
Drucksache 14/8111 die unveränderte Annahme.

Wer dem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Herr Kollege Harten-
stein. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zur Listennummer 29, das ist der Antrag
der Abgeordneten Peters, Lochner-Fischer und anderer
(SPD) betreffend „Statistik Frauenanteil bei der Kommu-
nalwahl 2002“, Drucksache 14/6694. Der federführende
Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit
empfiehlt auf Drucksache 14/8137 die unveränderte
Annahme.

Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie Herr Kollege
Dr. Wilhelm.

(Unruhe im Saal)

Und die übrigen Kollegen der CSU, die im Ausschuss
zugestimmt haben? –

(Maget (SPD): Die sind orientierungslos!)

Wollen auch zustimmen. Also dann ist das ein einstimmi-
ger Beschluss, und der Antrag ist so angenommen.

(Unruhe im Saal)

Das Problem ist, dass bei der allgemeinen Unruhe schon
der eine oder andere gewisse Schwierigkeiten hat zu
verfolgen, wo wir gerade sind. Wenn alle ein wenig leiser
wären, ginge es einfacher.

Ich lasse jetzt über die Listennummer 38 abstimmen.
Das ist der Antrag der Abgeordneten Loscher-Frühwald,
Göppel, Ranner und anderer (CSU) betreffend „Weiter-
entwicklung des Bayerischen Kulturlandschaftspro-
gramms“, Drucksache 14/6733. Der federführende Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten emp-
fiehlt auf Drucksache 14/8119 wiederum die unverän-
derte Annahme.

Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU,
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Kollege
Hartenstein. Der Antrag ist damit angenommen.

Ich lasse über die Listennummer 45 abstimmen. Das ist
der Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfler, Kreidl, Mir-
beth und anderer betreffend „Mindestauftragswert für
Postwurfsendungen“, Drucksache 14/6747. Der feder-
führende Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere
Sicherheit schlägt auf Drucksache 14/7866 die Ableh-
nung vor. Dagegen empfiehlt der mitberatende Aus-
schuss für Wirtschaft, Verkehr und Technologie die
unveränderte Annahme.

Wer entgegen dem Votum des federführenden Aus-
schusses dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion der CSU.
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind die
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Frau Radermacher (SPD): Das ist eindeutig die
Mehrheit! – Unruhe)

Das ist in der Tat die Mehrheit.

(Widerspruch bei der CSU – Maget (SPD): Der Bil-
dungsexperte kann nicht zählen! – Allgemeine Hei-
terkeit und Unruhe)

In der Regel verweist man mich auf die Regierungsbank,
aber da sitzt ausschließlich der Herr Justizminister.

(Frau Radermacher (SPD): Also das ist eindeutig
die Mehrheit! – Zurufe – Anhaltende Unruhe)

Also wenn es bestritten wird, und Herr Kollege Knauer
bestreitet es, gibt es Hammelsprung.

(Widerspruch bei der SPD – Zustimmung bei der
CSU – Anhaltende Unruhe)

Wir machen einen Hammelsprung. Ich bitte, die nötigen
Vorbereitungen zu treffen.

(Folgt Abstimmung gemäß § 134 Absatz 2 der
Geschäftsordnung)

(Frau Radermacher (SPD): Hier hat wieder eine
seltsame Vermehrung stattgefunden. – Gabsteiger
(CSU): Es hat wieder eine wunderbare Vermehrung
stattgefunden!)

Werte Kolleginnen und Kollegen, nach dem Abstim-
mungsergebnis hat – wie immer – eine wundersame
Vermehrung der Zahl der Kolleginnen und Kollegen
stattgefunden. Es waren 65 Stimmen für diesen Antrag
und 41 dagegen.

(Unruhe)

Damit ist der Antrag angenommen.

(Herrmann (CSU): Das haben wir doch gleich
gesagt! – Allgemeine Heiterkeit und anhaltende
Unruhe)

Also, wir haben heute Morgen offenbar ein sehr beweg-
tes Plenum. Das schadet nichts.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, bitte entscheiden
Sie sich, ob Sie sich setzen oder gleich wieder den Saal
verlassen wollen, aber für laute Gespräche im Plenum
ist eigentlich keine Gelegenheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ich rufe die Listennummer 56 auf. Das ist der Antrag der
Abgeordneten Dr. Jung und anderer betreffend „Kommu-
nale Verkehrsüberwachung“, Drucksache 14/6937. Der
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federführende Ausschuss für Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit schlägt auf Drucksache 14/7865 die
Ablehnung vor.

Wer entgegen diesem Votum dem Antrag zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind
die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das ist die
Fraktion der CSU. Der Antrag ist abgelehnt.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen zu
den übrigen Anträgen mit den einzelnen Voten der Frak-
tionen und gegebenenfalls weiterer Änderungen ver-
weise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

Abweichend davon soll auf Wunsch der SPD-Fraktion
bei der Listennummer 32 nicht das Votum des federfüh-
renden Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere
Sicherheit, sondern das Votum des mitberatenden Aus-
schusses für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfra-
gen der Abstimmung zugrunde gelegt werden. Beide
Ausschüsse empfehlen die unveränderte Annahme;
lediglich das Abstimmungsverhalten der SPD-Fraktion in
den beiden Ausschüssen ist unterschiedlich.

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens
bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens seiner
Fraktion entsprechend der vorliegenden Liste unter
Berücksichtigung der von mir genannten Änderungen
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist das gesamte Hohe Haus. Damit übernimmt der
Landtag diese Voten.

(siehe Anlage 1)

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 16

Bestätigung von Mitgliedern für den Landesgesund-
heitsrat

Der Staatsminister für Gesundheit, Ernährung und Ver-
braucherschutz hat mit Schreiben vom 6. November
2001 mitgeteilt, dass das nach § 2 des Gesetzes über
die Schaffung eines Landesgesundheitsrates

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

von der gesetzlichen Krankenversicherung einschließ-
lich der Ersatzkassen für die 14. Legislaturperiode vor-
geschlagene Mitglied, Herr Matthias Sehling, wegen
einer beruflichen Veränderung ausgeschieden und des-
halb für ihn ein Nachfolger im Landesgesundheitsrat zu
berufen ist. Die Landesvertretung Bayern des Verban-
des der Angestelltenkrankenkassen e.V. hat hierfür ihren
Leiter, Herrn Christian Bredl, benannt.

Mit Schreiben vom 20. November 2001 hat Herr Staats-
minister Sinner außerdem mitgeteilt, dass das als Vertre-
terin des Bayerischen Roten Kreuzes für die 14. Legisla-
turperiode benannte Mitglied, Frau Generaloberin Liese-
lotte Krammer, wegen der Abgabe des Amtes der Vorsit-
zenden der Schwesternschaft München vom BRK aus-
geschieden und deshalb für sie ebenfalls eine Nachfol-

gerin im Landesgesundheitsrat zu berufen ist. Der Lan-
desvorstand des BRK hat hierfür Frau Generaloberin
Karin Teige benannt. Herr Staatsminister Sinner hat
gebeten, die Bestätigung der vorgeschlagenen Mitglie-
der durch den Landtag herbeizuführen.

Gibt es Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. Wir
kommen zur Abstimmung. Besteht damit Einverständ-
nis, dass ich über die beiden Vorschläge gemeinsam
abstimmen lasse? – Ich sehe keinen Widerspruch; dann
lasse ich gemeinsam abstimmen. Wer mit der Entsen-
dung der vorgeschlagenen Persönlichkeiten in den Lan-
desgesundheitsrat einverstanden ist, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU,
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN so-
wie Herr Kollege Hartenstein. Dann ist dies so beschlos-
sen. Der Landtag bestätigt damit Frau Generaloberin
Karin Teige und Herrn Christian Bredl als Mitglieder des
Landesgesundheitsrates.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung auf:

Tagesordnungspunkt 18

Antrag der Abgeordneten Irlinger, Goertz, Pfaffmann
und anderer (SPD)

Trendwende in der Bildungspolitik – Ganztagsschu-
len einführen

1. Bildungschancen für Kinder erhöhen (Drucksache
14/6499)

Tagesordnungspunkt 19

Antrag der Abgeordneten Irlinger, Goertz, Pfaffmann
und anderer (SPD)

Trendwende in der Bildungspolitik – Ganztagsschu-
len einführen

2. Ganztagsschulen in offener Form (Drucksache
14/6500)

Tagesordnungspunkt 20

Antrag der Abgeordneten Irlinger, Goertz, Pfaffmann
und anderer (SPD)

Trendwende in der Bildungspolitik – Ganztagsschu-
len einführen

3. Gebundene Ganztagsschulen – soziale Kompe-
tenz fördern (Drucksache 14/6501)

Tagesordnungspunkt 21

Antrag der Abgeordneten Irlinger, Goertz, Pfaffmann
und anderer (SPD)

Trendwende in der Bildungspolitik – Ganztagsschu-
len einführen

4. Integration von ausländischen Kindern und
Jugendlichen fördern (Drucksache 14/6502)
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Tagesordnungspunkt 22

Antrag der Abgeordneten Irlinger, Goertz, Pfaffmann
und anderer (SPD)

Trendwende in der Bildungspolitik – Ganztagsschu-
len einführen

5. Zusammenarbeit stärken (Drucksache 14/6503)

Tagesordnungspunkt 23

Antrag der Abgeordneten Irlinger, Goertz, Pfaffmann
und anderer (SPD)

Trendwende in der Bildungspolitik – Ganztagsschu-
len einführen

6. Ganztagsschule als Thema in die Lehrerbildung
aufnehmen (Drucksache 14/6504)

Tagesordnungspunkt 24

Antrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Münzel, Gote und
anderer und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Selbst ist die Schule – Ganztagsschulen für alle
Schularten ermöglichen (Drucksache 14/5516)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Als Redezeit
waren 30 Minuten pro Fraktion verabredet. Als erste
Rednerin hat Frau Kollegin Goertz das Wort.

Frau Goertz  (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Bayern erhält noch in diesem Jahr laut
Ministerpräsident ein Agrargütesiegel, und der Freistaat
soll so zum Feinkostladen Europas werden. Daheim
jedoch, denkt man an Ganztagsschulen, droht Bayern
zum Ramschladen für Bildung zu werden, in dem nur
noch Billigangebote zur Auswahl stehen.

(Beifall bei der SPD)

Nicht nur das, liebe Kolleginnen und Kollegen. Die ange-
kündigte lächerliche Anzahl von 30 Ganztagsschulen bis
2006 garantiert den bayerischen Schulen im bundeswei-
ten Vergleich außerdem einen absolut sicheren Platz am
unteren Ende der Skala.

(Beifall bei der SPD)

Fatal und gleichzeitig aufschlussreich ist, dass die 30
geplanten Ganztagsschulen ununterbrochen im Zusam-
menhang mit den 600 Millionen DM für Betreuung
genannt werden. Was steckt denn dahinter? – Nicht
Schule, sondern schlicht und einfach eine simple Betreu-
ungslösung für den Nachmittag, die überwiegend von
Kommunen und Eltern zu bezahlen ist.

Noch fataler ist aber, dass sich die Schulministerin,
anstatt Gelder für Schulen zu erstreiten, anstatt das
miese Angebot von Ganztagsschulen zu verbessern, um
eine notwendige, qualitativ hochwertige Bildung und
Ausbildung unserer jungen Menschen zu sichern,

schlapp mit Betreuungslösungen abspeisen lässt, und
außerdem ist sie noch nicht einmal da. Ich finde es
schon erstaunlich, dass die Ministerin, die für Schule
zuständig ist, noch nicht einmal auf ihrem Platz ist, wenn
über Schule gesprochen wird.

(Maget (SPD): Das interessiert die nicht mehr!)

Also: In Bayern wird es immer besser!

(Beifall bei der SPD – Maget (SPD): Sie hat ihre Kin-
der in der Privatschule!)

– Wahrscheinlich, und ihre Kinder sind gut versorgt, lei-
der Gottes besser als die Kinder manch anderer Eltern in
Bayern.

(Maget (SPD): Deshalb muss sie sich um das
öffentliche Schulwesen nicht mehr kümmern! –
Zuruf von der CSU)

– Was das soll? – Das sind doch Tatsachen.

(Zuruf von der CSU: So ein Schmarrn!)

– Das ist überhaupt kein Schmarrn. Ich denke, dass eine
Ministerin, die für Schule zuständig ist, auch hier sein
soll, wenn man darüber spricht.

(Beifall bei der SPD)

Lassen wir diese Sache jetzt beiseite. Bei den Ganztags-
schulen wird es nämlich interessant.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Stockinger (CSU)
– Heiterkeit bei der SPD)

– Herr Dr. Stockinger, Sie haben Recht, dass es so nicht
geht, dass die Ministerin nicht da ist. Ich stimme Ihnen
völlig zu.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es wird noch interessanter, weil wir bezüglich der Ganz-
tagsschulen unverhofft Unterstützung erhalten. Von
wem erhalten wir Unterstützung?

(Zurufe von der CSU)

– Hören Sie jetzt zu oder nicht? – Ich werde fortfahren.

(Staatssekretär Freller betritt den Plenarsaal –
Maget (SPD): Da ist er ja endlich!)

– Es ist wunderbar, dass Herr Freller jetzt eingetroffen
ist. Grüß Gott, Herr Freller, ich darf Sie recht herzlich im
Hause begrüßen.

Hochinteressant ist es, dass wir beim Thema Ganztags-
schulen von den CSU-Frauen Unterstützung bekom-
men. Sie sind der Meinung, dass ein Unterricht am
Nachmittag nicht als Tabu bezeichnet werden darf.
Unsere Kollegin Männle hat sogar die Befürchtung, dass
das Angebot, das Frau Hohlmeier propagiert, zur reinen
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Aufbewahrung verkommen könnte, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Maget (SPD): Stimmt das?)

– Das ist geschrieben worden; jedenfalls habe ich es so
in der Presse gelesen.

Der Gipfel aber ist, dass diese Ministerin auch noch
durch die Lande zieht und – so war es ebenfalls zu lesen
– Ganztagsschulen schlechtredet und wo es nur geht
Seitenhiebe auf Ganztagsschulen verteilt. Damit, meine
ich, werden Bekenntnisse, Bildung und Ausbildung hät-
ten höchste Priorität, völlig zur Farce.

Kolleginnen und Kollegen, unser Antragspaket zur
Ganztagsschule „Trendwende in der Bildungspolitik –
Ganztagsschulen einführen“ wurde von Seiten der CSU
pauschal abgelehnt. Wir haben diese Anträge gestellt,
weil wir in Ganztagsschulen die Möglichkeit sehen,
unserem Ziel der Chancengerechtigkeit schneller und
besser näher zu kommen. Wir wollen für jedes Kind, für
jeden Jugendlichen, ob lernschwach oder lernstark, die
jeweils bestmögliche Förderung im Schulsystem und
durch das Schulsystem. Wir sind der Meinung, dass sich
Schule heute den Herausforderungen der modernen
Welt, bedingt durch den tiefgreifenden gesellschaftlichen
und den rasanten ökonomischen Wandel, stellen muss;
dass ich Schule neu definieren muss, um den Bedürfnis-
sen der Schülerinnen und Schüler gerecht zu werden,
um dem Wunsch der Eltern nach Vereinbarkeit von Beruf
und Familie besser nachzukommen und um einen wirk-
samen Beitrag zu leisten, die Wettbewerbschancen für
den Wirtschaftsstandort Deutschland zu erhöhen.

Wir sind der Meinung, Ganztagsschulen gehen auf diese
neuen Konstellationen ein und stellen mit ihrem erweiter-
ten Zeitbudget und Bildungsauftrag eine zukunftsfähige
Lösung dar. Eindeutig geht aus unseren Anträgen her-
vor, dass wir Bayern nicht à la R 6 mit Ganztagsschulen
überziehen wollen, sondern eine schrittweise bedarfsde-
ckende Einrichtung von staatlichen Ganztagsschulen für
alle Schularten fordern.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind davon überzeugt, dass Ganztagsschulen, ob in
gebundener oder in offener Form, mit ihrem pädagogi-
schen Konzept sowohl sich verändernde Unterrichtsprin-
zipien als auch neue erzieherische Aufgaben besser
umsetzen können.

Ganztagsschulen dienen außerdem dazu, ausländi-
schen Kindern und Jugendlichen mehr Zeit für die Ver-
mittlung der deutschen Sprache zu ermöglichen und
damit ihre Integration in die Gesellschaft zu fördern.
Gerade gestern wurde von der CSU ständig betont, dass
Kinder, welche die deutsche Sprache nicht so gut
beherrschen, gefördert werden sollen. Was aber
machen Sie mit unserem Antrag? – Sie lehnen ihn ab.
Es ist schon erstaunlich, wie hier verfahren wird.

(Beifall bei der SPD)

Innerhalb des pädagogischen Konzeptes für Ganztags-
schulen sollte für die außerunterrichtlichen Angebote mit
unterschiedlichen Partnern vor Ort operiert und ein län-
derübergreifendes Koordinationsgremium installiert wer-
den. Mit dieser Einstellung wäre Bayern zumindest in
diesem Fall wirklich Spitze. Selbstverständlich muss
auch die Lehreraus- und -fortbildung den erweiterten
Ansprüchen der Ganztagsschule Rechnung tragen.

Kolleginnen und Kollegen der CSU, die Ablehnung all
unserer Anträge offenbart Ihren Rückzug aus der bil-
dungspolitischen Verantwortung. Es zeigt sich, dass
Bayern weit ab von einer modernen Schulwelt liegt. Bei-
spielhaft dafür ist der in Bayern ausgetragene und in
ganz Deutschland einmalige Streit Ganztagsschule kon-
tra Betreuungslösung. Während andere Bundesländer
für die Ganztagsschule werben und deren Einrichtung
offensiv angehen, lässt es Bayern zu einer überaus pein-
lichen Auseinandersetzung um die Finanzen kommen.
Dieser Disput veranlasste sogar den Vorsitzenden des
Bundesverbandes der Ganztagsschulen, sich einzumi-
schen und die Debatte vehement zu kritisieren. Er
machte darauf aufmerksam, dass beim Streit Ganztags-
schule in gebundener Form – also verpflichtend – kontra
Betreuungslösung die Ganztagsschule in offener Form
völlig außen vor gelassen wird. Die offene Ganztags-
schule ist sowohl inhaltlich als auch personell gleich kon-
zipiert wie die gebundene Form. Der Unterschied ist rein
organisatorischer Art, indem der Pflichtunterricht aus-
schließlich am Vormittag stattfindet und die außerunter-
richtlichen pädagogischen Angebote am Nachmittag
freiwillig besucht werden können. Es ist eine pädagogi-
sche Katastrophe, die offene Ganztagsschule mit einer
Betreuungslösung am Nachmittag gleichzusetzen. Mit
dieser bewussten Vermengung seitens der Ministerin
wird vertuscht, dass damit die Finanzierung in die
Zuständigkeit der Kommunen und Eltern abgeschoben
wird. Dabei macht das Kultusministerium im Lehrer-Info
Nr. 6 vom November 2001 selbst darauf aufmerksam:
„Ganztagsschulen sind präventive bildungspolitische
Maßnahmen und fallen somit in den Aufgabenbereich
des Staates.“

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, in diesem Zusammenhang
wäre redlicher, klipp und klar zu bekennen, dass weder
der bildungspolitische Wille zur Einrichtung von Ganz-
tagsschulen noch die Bereitschaft zu deren Finanzie-
rung vorhanden sind, als den Lehrerinnen und Lehrern,
den Eltern, den Schülerinnen und Schülern die Betreu-
ungslösung als Großtat zu verkaufen.

Ob es sich Bayern in Zukunft leisten kann, einen Gegen-
trend zu den übrigen Bundesländern zu entwickeln, der
sich darin manifestiert, Starrheit und Stagnation als Qua-
lität zu verkaufen, sich über eigene Schulergebnisse wie
eine Abiturientenquote von 20,4% – damit liegt Bayern
bundesweit am Ende – und eine Schulabbrecherquote
von 12,5% – damit ist Bayern bundesweit Spitze – ein-
fach hinwegzusetzen oder sich damit abzufinden, dass
10% der Schülerinnen und Schüler ohne Abschluss die
Schule verlassen – bei Berufsschulen sind es sogar
18% –, wird sich zeigen. Der Schock der Pisa-Studie
kommt zur rechten Zeit, auch für Bayern. Alle Länder mit
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Spitzenleistungen verfügen über das Angebot von Ganz-
tagsschulen und lassen die Kinder mindestens bis zur 9.
Klasse gemeinsam die Schule besuchen. Andere Län-
der fördern die Kinder, wir lesen aus. An Bayerns Schu-
len herrscht nicht Teamgeist, sondern Konkurrenzkampf
und Auslesedruck.

(Klinger (CSU): Quatsch!)

Dies gilt es zu überdenken und endlich zu der Überzeu-
gung zu kommen, dass Ganztagsschulen weder Teufels-
zeug der SPD noch der Untergang der Familien sind,
sondern im Gegenteil: Ganztagsschulen sind familien-
freundlich sowie eine bildungs-, gesellschafts- und
arbeitsmarktpolitische Notwendigkeit.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich schließe mit einem Zitat des Bundesvorsitzenden
des Ganztagsschulverbandes, der in Bezug auf unsere
bayerische Debatte abschließend bemerkte:

Der Streit um die Zahl und Finanzierbarkeit der
Ganztagsschulen sollte der jungen Generation
wegen wieder auf die Kinder- und Jugendinteressen
zurückgeführt werden. Aus Sicht der Erfahrenen im
Ganztagsschulsektor ist zu vermerken, dass ideolo-
gische wie finanzstrategische Auseinandersetzun-
gen jegliche Schulentwicklung behindern. Nicht weil
die Dinge schwierig sind, wagen wir sie nicht, son-
dern weil wir sie nicht wagen, sind sie schwierig.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der CSU, ich fordere
Sie in diesem Sinne auf: Lassen Sie nicht den Kleingeist
walten, sondern bekennen Sie sich zu der bestmögli-
chen Schulgestaltung für unsere Kinder und Jugendli-
chen!

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächster Redner ist
Herr Kollege Schneider.

Siegfried Schneider  (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin
Goertz hat wieder versucht, mit einem Rundumschlag
Dinge in die Welt zu setzen, die sie nicht belegen kann
und die aus keiner Studie hervorgehen. Herr Baumert
erklärt zur Tims-Studie – das habe ich gestern schon
deutlich gesagt –, das Entscheidende bei der Qualität
von Bildung sei nicht die Struktur, also ob Ganztags-
oder Halbtagsschule, ob gegliedertes oder weniger
gegliedertes System, sondern die Qualität des Unterrich-
tes, Frau Goertz. Daran werden wir arbeiten, und daran
wird man unsere Anstrengungen messen.

Die Pisa-Studie hat deutlich gemacht, dass Bildung eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist und keine alleinige
Veranstaltung des Staates. Für uns ist ganz entschei-
dend, dass sich alle politischen Kräfte dieser Aufgabe
bewusst sind. Deshalb ist unser Konzept nicht, dem gan-
zen Land eine Ganztagsschule überzustülpen, sondern

wir wollen vor Ort je nach Bedarf jene Angebote schaf-
fen, die notwendig sind.

(Frau Radermacher (SPD): Dann tun Sie es end-
lich!)

Frau Kollegin Goertz, wir bezeichnen die Ganztags-
schule nicht als Teufelszeug. Ich warne aber davor, sie
als Allheilmittel zu preisen und zu glauben, dass alles
besser wird, sobald die Ganztagsschule eingeführt ist.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Fangt halt end-
lich einmal damit an, dann werden wir schon
sehen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, so einfach
dürfen Sie es sich nicht machen.

In dieser Debatte herrscht eine große Begriffsverwir-
rung; das wird bei einem Blick auf die anderen Länder in
Deutschland klar. Was viele Bundesländer als Ganztags-
schule verkaufen, entspricht nämlich genau dem, was
wir unter dem Begriff der Ganztagsangebote – bitte
hören Sie jetzt genau zu! – zur Förderung und Betreuung
der Kinder anbieten wollen. Wir wollen keine simple
Betreuung und kein Billigangebot, sondern wir wollen an
allen Schulen, an denen Bedarf herrscht, ein qualitativ
hochwertiges Angebot zur Förderung und zur Betreuung
unserer Kinder und Jugendlichen erhalten. Viele Bun-
desländer arbeiten genau mit diesem Konzept, ob nun
Hamburg, Rheinland-Pfalz oder Nordrhein-Westfalen:

(Frau Radermacher (SPD): Rheinland-Pfalz dürfen
Sie jetzt nicht sagen, das ist etwas ganz anderes!)

Viele Länder haben unter dem Begriff der offenen Ganz-
tagsschule eben jenes Angebot, das wir mit einer enor-
men Kraftanstrengung realisieren werden. Die Ganz-
tagsangebote zur Förderung und Betreuung von Kindern
und Jugendlichen müssen eine hohe pädagogische
Qualität haben. Das Konzept sieht die Betreuung von
Hausaufgaben vor, Stütz- und Förderangebote für Kin-
der und Jugendliche und sportliche, musische und
gestalterische Angebote. Für uns ist wichtig, dass sich
die Eltern auf diese Angebote verlassen können. Der
Unterschied zu der von Ihnen propagierten Ganztags-
schule liegt darin, dass wir nicht verpflichtenden Unter-
richt am Vormittag und Nachmittag anbieten wollen, son-
dern dass wir Angebote für Kinder und Jugendliche am
Nachmittag machen, die gute Angebote entweder brau-
chen oder möchten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Frau Kollegin Raderma-
cher? –

Frau Radermacher (SPD): Herr Kollege Schneider,
könnten Sie mir hier an dieser Stelle erklären, wo die
SPD von der verpflichtenden Ganztagsschule gespro-
chen und geschrieben hat? Wenn Sie es nicht können,
muss ich Sie als Lügner bezeichnen.

(Widerspruch bei der CSU)
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die Formulierung
„Lügner“ lasse ich nicht durchgehen, Frau Kollegin.

(Frau Radermacher (SPD): Dann rügen Sie mich!)

Herr Kollege Schneider.

Siegfried Schneider (CSU): Hoch verehrte gnädige
Frau, liebe Kollegin Radermacher! Die Ganztagsschule,
die Sie in gebundener Form propagieren, heißt, dass sie
für die Kinder, die an diesem Angebot teilnehmen wollen,
verpflichtend ist.

(Frau Radermacher (SPD): Das haben Sie nicht
gesagt!)

– Das habe ich gesagt.

(Schläger (SPD): Das stimmt nicht!)

Ich sage es noch mal ganz deutlich: Für Schüler, die an
der gebundenen Ganztagsschule teilnehmen, ist die
Teilnahme verpflichtend. Für alle Schüler, die an dieser
Schule sind, ist die Ganztagsschule in dieser Form ver-
pflichtend.

(Frau Radermacher (SPD): Für die Kinder, deren
Eltern dies wünschen und sie anmelden, ist es ver-
pflichtend. Er lügt einfach!)

– Liebe Frau Kollegin, wenn eine Ganztagsschule den
Unterricht am Vormittag und am Nachmittag anbietet,
kann diese Schule nicht am Vormittag für alle da sein
und am Nachmittag für die Hälfte. Das ist doch logisch.
Für die, die in der Klasse sind, ist es verpflichtend.

(Frau Radermacher (SPD): Es ist eine freiwillige
Entscheidung der Eltern!)

– Auch wenn Sie hier rumplärren, wird das was Sie
sagen, nicht besser.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Aber Ihre Rede
auch nicht! – Gartzke (SPD): So kann man keine
Schulpolitik machen! – Weitere Zurufe von der SPD)

– Wenn Sie sich wieder beruhigt haben – –

(Glocke des Präsidenten)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Das Wort hat vorwie-
gend Herr Kollege Schneider. Vielleicht sollte man sich
später in anderer Form auseinandersetzen.

(Gartzke (SPD): Die müssen noch einmal in die
Schule gehen!)

Siegfried Schneider (CSU): Sobald sich alles beruhigt
hat, können wir weitermachen.

Ich möchte noch einmal deutlich machen, dass die Aus-
sage folgendermaßen lautet: Wenn es an einem Stand-
ort eine gebundene Ganztagsschule gibt,

(Frau Radermacher (SPD): Freiwillig, die Kinder
müssen nicht hingehen!)

ist die Teilnahme nicht mehr freiwillig, sondern für die
Kinder verpflichtend, weil sonst der Unterricht nicht am
Vormittag und am Nachmittag gegeben werden kann.

(Frau Radermacher (SPD): Trifft nur für die zu, die
ihre Kinder dort hinschicken wollen!)

Sie haben Recht, wenn die Ganztagsschulen nur in den
Städten angesiedelt werden. Dann funktioniert es. Eine
Schule in der Stadt, die Ganztagsunterricht anbietet,
müssen nur die Kinder besuchen, die in eine Ganztags-
schule gehen wollen. Sollen die Ganztagsschulen aber
auch im ländlichen Bereich angeboten werden, würde
dies dazu führen, dass sich die Ganztagsschule an
einem Standort im Landkreis konzentrieren muss und
die Kinder verpflichtet sein werden, 20, 30 Kilometer
dorthin zu fahren. Das wollen wir nicht.

Unser Ziel ist es, möglichst wohnortnah Angebote zu
schaffen, die pädagogisch wertvoll und keine simple
Betreuung sind, sondern den Schülern das Angebot zur
Verfügung gestellt wird, die interessiert sind und für die
es notwendig ist, am Nachmittag zum Beispiel Stütz-
kurse zu besuchen.

Wir werden Ganztagsschulen nicht ablehnen.

(Frau Radermacher (SPD): Das ist doch schon ein-
mal ein großer Fortschritt!)

Insofern missverstehen Sie uns. In der Entschließung
der CSU-Fraktion und den Beschlüssen der Staatsregie-
rung ist deutlich festgehalten, dass dort, wo wir glauben,
dass der Unterricht am Vormittag und am Nachmittag
organisiert werden muss – ich betone: der Unterricht –
Ganztagsschulen eingerichtet werden sollen. Das kann
zum Beispiel bei sprachlichen Defiziten, kann in sozialen
Brennpunkten sein, kann aber auch bedingt sein durch
das besondere Profil der Schule, sei es im Sport oder in
anderen Programmen.

Wir sind überzeugt, dass wir mit dem Ganztagsangebot
zur Förderung und Betreuung der Kinder und Jugendli-
chen insgesamt auf dem richtigen Weg sind. Wir werden
dies konsequent ausbauen, und es wird sich im Laufe
des Ausbaus zeigen, ob die eine oder andere Maß-
nahme verstärkt werden muss. Ich bin überzeugt, dass
wir den richtigen Ansatz gefunden haben. Deshalb
haben wir Ihre Anträge abgelehnt. Wir haben sie nicht
pauschal abgelehnt, weil wir uns nicht damit auseinan-
dergesetzt hätten, sondern weil wir kurz vorher in einer
Aktuellen Stunde im Plenum über das Thema intensiv
gesprochen haben.

Noch eine Anmerkung zum Schluss: Frau Görtz, Sie
haben schon wieder die bayerische Abiturentenquote
von 20% als zu niedrig bezeichnet. Ich muss Ihnen wie-
der einmal Folgendes sagen, und ich bitte Sie, das end-
lich aufzunehmen: In Bayern gibt es Fachoberschulen
und Berufsoberschulen. Dort wird über den so genann-
ten zweiten Weg – wenn Sie so wollen – von einer Viel-
zahl Fachabitur und Abitur erworben. Zusammengezählt
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ergibt das eine ähnliche Quote wie in anderen Bundes-
ländern.

(Frau Radermacher (SPD): Das stimmt doch gar
nicht!)

Sie sprechen von zu wenigen bayerischen Abiturenten
und blenden dabei die Fachoberschulen und die Berufs-
oberschulen aus.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Meine Damen und
Herren, in der Diplomatenloge hat eine Delegation des
Föderationsrates der russischen Föderation und der
Regionen Nowgorod und Wologda Platz genommen. Die
Damen und Herren halten sich zu einem Informationsbe-
such in München auf und führen verschiedene Fachge-
spräche. Im Namen des Hohen Hauses und persönlich
begrüße ich unsere Gäste sehr herzlich und wünsche
Ihnen einen angenehmen und interessanten Aufenthalt
in München.

(Beifall)

Jetzt hat Frau Kollegin Münzel das Wort.

Frau Münzel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Durch die Pisa-Studie
hat die Diskussion um die Ganztagsschule neue Aktuali-
tät bekommen. Die Tatsache, dass die Länder an der
oberen Leistungsskala Ganztagsschulen haben, kann
man nicht einfach beiseite wischen und sagen, dass das
überhaupt keine Rolle spiele und ignoriert werden
könne. Der ehemalige Kultusminister Zehetmair hat
jetzt, wo er nicht mehr die Verantwortung für die Schulen
trägt, dies erkannt und im Forum Bildung gesagt und
zugestimmt, dass die Errichtung von Ganztagsschulen
wichtig sei.

Was hat Pisa eigentlich gezeigt? – Pisa hat gezeigt, dass
unsere Schülerinnen und Schüler Probleme nicht lösen,
ihr Wissen nicht anwenden, nicht kreativ genug mit den
Inhalten umgehen und nicht eigenständig genug denken
können. Klar ist: An unseren Schulen wird viel gepaukt,
und den Schülerinnen und Schülern wird viel Wissen
eingetrichtert. Sie können das Wissen aber nicht anwen-
den. Sie können es nicht dazu benutzen, um komplexe
Probleme adäquat zu lösen.

Was kann die Ganztagsschule dazu beitragen? – In
einer Ganztagsschule steht mehr Zeit zur Verfügung. In
der Halbtagsschule ist der Paukunterricht nötig, weil alle
45 Minuten ein neues Fach angeboten wird und es einen
übervollen Lehrplan gibt. Deshalb muss in möglichst kur-
zer Zeit das Wissen in kleinen Häppchen eingepaukt
werden. Moderne Unterrichtsformen erfordern die Ganz-
tagsschule. Dort kann man Inhalte in Ruhe durchden-
ken, kann man Fehler machen und daraus lernen – es
gibt auch das Lob des Fehlers – und kann man zu eigen-
ständigen Lösungen kommen. Solche zeitintensiven
Lernformen sind in einer Halbtagsschule so gut wie nicht
möglich. Wir brauchen die Ganztagsschule, um die Lern-
zeit zu entzerren.

(Beifall der Frau Abgeordneten Christine Stahl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Würde das so angepackt werden, könnte die Unter-
richtsqualität verbessert werden. Es ist richtig, dass es
nicht genügt, die Zeit auf 16.00 Uhr auszudehnen, son-
dern es muss die Qualität des Unterrichts verbessert
werden. Indem mehr Zeit zur Verfügung gestellt wird,
gibt es eine größere Chance, die Unterrichtsqualität zu
verbessern als wenn man bei dem Herkömmlichen
bleibt.

Wir brauchen in Zukunft mehr Unterrichtszeit, weil auf
die Unterschiedlichkeit der Kinder eingegangen werden
muss – auf die Leistungsstarken, die Leistungsschwa-
chen, auf die, die Lernstörungen haben und auf die, die
hoch begabt sind. Man braucht mehr Zeit, wenn man
davon wegkommen will, alles über einen Kamm zu sche-
ren, sodass Mittelmäßigkeit herauskommt.

Die Ganztagsschulen den jetzigen Schulen überzustül-
pen würde nicht zum Erfolg führen. Die Schulen können
nicht dazu verdonnert werden zu Ganztagsschulen zu
werden. Unser Antrag „Selbst ist die Schule“ zielt darauf
ab, Ganztagsschulen für alle Schularten zu ermöglichen.

Lassen Sie die Entscheidung offen. – Ich kritisiere, dass
die Staatsregierung erst einmal 30 Schulen als Limit
setzt.

(Frau Radermacher (SPD): Bis 2006, das ist lächer-
lich!)

– Das ist ein Witz, das ist nicht einmal ein Tropfen auf
den heißen Stein.

Ich kritisiere, dass die Staatsregierung und die CSU
schon im Kopf haben, welche Schulen Ganztagsschulen
werden sollen und welche nicht. Ich habe Ihnen bei die-
sem Punkt sehr genau zugehört, Herr Kollege Schnei-
der. Jetzt kommen auf einmal doch wieder die sozialen
Brennpunkte ins Spiel. Vorher hatten Sie schon mal eine
größere Offenheit gezeigt und sich dafür ausgespro-
chen, Ganztagsschulen nicht nur an sozialen Brenn-
punkten zu errichten, damit die Schülerinnen und Schü-
ler, die die Ganztagsschule besuchen, nicht stigmatisiert
werden. Jetzt geht es also doch wieder um die sozialen
Brennpunkte.

Ganz interessant fand ich Ihre Äußerung, dass die Schu-
len im Rahmen ihrer Profilbildung, zum Beispiel Sport
oder bei sprachlichen Defiziten, Ganztagsschulen wer-
den können. Wenn dieser Satz, den Sie gesagt haben,
Herr Schneider, richtig ist, dann müssen Sie meinem
Antrag heute zustimmen, weil genau das darin steht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Dort heißt es nämlich:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, Schulen aller
Schularten im Rahmen ihres jeweiligen Schulpro-
gramms die Möglichkeit einzuräumen, sich als
Ganztagsschule zu organisieren und zu profilieren.
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Ich habe übrigens den Passus „im Rahmen von Modell-
versuchen“ streichen lassen, weil das schon so alt ist. In
dem Antrag steht also genau das, was Sie gesagt
haben.

Dann habe ich noch das Prozedere aufgeschrieben.
Auch dagegen können Sie nichts haben. Es wird das
Einvernehmen mit dem Schulaufwandsträger angespro-
chen, weil der zahlen muss, die Bewerbung beim Staats-
ministerium, damit auch das Ministerium ein Auge darauf
hat, eine Konzeption muss erstellt werden, was in unser
aller Interesse ist, und die Schulen sollen vom Staatsmi-
nisterium, vom Staatsinstitut für Schulpädagogik und Bil-
dungsforschung und von der Akademie für Lehrerfortbil-
dung und Personalführung in Dillingen unterstützt wer-
den.

Ich verstehe die Welt nicht mehr, Herr Kollege Schnei-
der, wenn Sie diesen Antrag ablehnen, denn er
beschreibt nur das Prozedere, wie man zu Ganztags-
schulen kommt. Ich habe keine Zahl genannt. Das
haben wir an anderer Stelle ausgeführt. Unser Antrag
wäre auch für Ihr Konzept sehr hilfreich.

Ich wünsche mir von Frau Hohlmeier, dass sie mutiger
ist. Sie spricht von „Ganztagsangeboten“.

Präsident Böhm: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Frau Kollegin Radermacher?

Frau Münzel  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Gerne.

Frau Radermacher  (SPD): Frau Kollegin Münzel,
könnte die Tatsache, dass die CSU Ihrem Antrag nicht
zustimmen möchte, damit zusammenhängen, dass ges-
tern Herr Kaul, als ich empfohlen habe, Herrn Zehetmair
bezüglich der 12 Empfehlungen zu folgen, in denen die
Ganztagsschule enthalten ist und denen Herr Zehetmair
zugestimmt hat, davon gesprochen hat, dass das „sozia-
listische Forderungen“ seien?

Frau Münzel  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das scheint
doch noch in den Köpfen herumzuspuken. Das ist sehr
interessant. Es ist sehr verräterisch, was in den Köpfen
der CSU-Kollegen herumspukt. Wenn es um Ganztags-
schulen geht, ist das immer noch sozialistischer Kinde-
sentzug, trotz aller anderen wohltönenden Worte.

Ich wünsche mir von Frau Staatsministerin Hohlmeier,
dass sie mutiger ist und Ganztagsschulen fordert und
Ganztagsschulen fördert, und zwar über die 30 hinaus,
und dass sie nicht weiter nur von Ganztagsangeboten
spricht. Ich appelliere noch einmal an Sie, unserem
Antrag zuzustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
der SPD)

Präsident Böhm: Herr Staatssekretär Freller hat um
das Wort gebeten.

Staatssekretär Freller  (Kultusministerium): Herr Präsi-
dent, Hohes Haus! Frau Münzel hat eine Reihe von
Punkten angesprochen, über die zu diskutieren es sich
in der Tat lohnt. Was ich nicht im Raum stehen lassen
will, ist der Angriff von Frau Goertz auf das, was wir leis-
ten. Es ist ein Kraftakt sondergleichen, was in den
nächsten fünf Jahren von der CSU-Fraktion und der
Bayerischen Staatsregierung geleistet wird.

(Beifall bei der CSU)

Wir werden in den nächsten fünf Jahren – das passt
ganz gut zur Haushaltsdebatte; ich bin dankbar, dass der
Finanzminister, der uns sehr unterstützt hat, anwesend
ist – 600 Millionen DM zusätzlich zu der einen Milliarde,
die wir bereits jetzt für die Kinderbetreuung ausgeben,
für die Kinderbetreuung in Bayern investieren.

(Beifall bei der CSU)

Ich lasse es nicht zu, dass Sie der Öffentlichkeit weisma-
chen wollen, in Bayern werde zu wenig für die Kinderbe-
treuung getan.

(Frau Christine Stahl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie haben einen Nachholbedarf!)

– Nein. Ich weiß selber, dass in vielen Bereichen durch-
aus Handlungsbedarf war –

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Und ist!)

– und in vielen Bereichen durchaus noch manches bes-
ser gemacht werden kann. Ich lasse aber nicht im Raum
stehen, als ob man bisher in Bayern nichts getan hätte
und nichts tun will. Hier ist in einer schwierigen finanziel-
len Situation dank der CSU-Fraktion und der Beschlüsse
zum Haushalt ein Kraftakt gelungen, der dazu führen
wird, dass wir in den kommenden Jahren ein Angebot
vorhalten werden, das sich inhaltlich, qualitativ und
quantitativ sehen lassen kann und welches den Länder-
vergleich nicht zu scheuen braucht – im Gegenteil.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Und ob es den
scheuen muss!)

Ich möchte noch etwas zu dem Begriff Ganztagsschule
sagen. Herr Kollege Siegfried Schneider hat den Begriff
korrekt gebraucht. Es geht uns darum, dass wir in erster
Linie den Familien und den Ehepartnern helfen, dass sie
eine optimale Chance erhalten, Beruf und Familie in Ein-
klang zu bringen. Uns ist auch bewusst, dass wir in die-
sem Lande die Schwierigkeit haben, dass für junge Müt-
ter und junge Ehepaare Familie und Arbeitsleben sehr
schwer in Einklang zu bringen ist.

Präsident Böhm: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Herrn Kollegen Wörner.

Staatssekretär Freller  (Kultusministerium): Nein.

Hier haben wir einen großen Handlungsbedarf. Ich bin
auch der Auffassung, Frau Radermacher, dass derje-
nige, der das Ja zum Kind will, nach dem Nein zum Kind
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fragen muss. Ich bin auch der Meinung, dass bei dem
Nein zum Kind häufig die schwierige Vereinbarkeit von
Familie und Beruf als Grund genannt wird. Deshalb sind
wir der Auffassung, dass das Betreuungsangebot erwei-
tert werden soll. Meine Ministerin hat bereits vor drei
Jahren mit einem großen Kraftakt begonnen, indem wir
für über 18000 Kinder in Bayern die Mittagsbetreuung
eingeführt haben. Das war eine gute und praktische
Angelegenheit, die vor Ort gelungen ist. Gehen Sie an
die Schulen, schauen Sie sich um, und hören Sie, was
die Eltern, die Schulen und die Träger dazu sagen. Über-
all ist man froh, dass die Betreuungsmöglichkeiten über
die Mittagszeit bestehen.

Sie haben uns damals schwer kritisiert. Ich kann mich
erinnern, dass in Nürnberg von Rot-Grün gesagt wurde,
es sei ein unmögliches Konzept, welches nichts tauge,
das sei nicht zu realisieren usw. Jetzt kommt von Stadt-
räten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
landauf landab allenfalls noch der Wunsch, die Betreu-
ungsmöglichkeit zu intensivieren.

Wir werden das auch für die Schulen fortsetzen. Ich
habe noch nie Ganztagsschulen in irgendeiner Weise
verteufelt, weil ich weiß, dass sie nicht das Gleiche wie
Gesamtschulen sind. Da gibt es einen Unterschied, auf
den oft nicht geachtet wird.

(Frau Radermacher (SPD): Sozialistische Forde-
rung!)

Ganztagsschulen haben eine andere Konzeption, die
überzustülpen in diesem Lande nicht möglich ist.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Überstülpen
will niemand. Freiwillig!)

– Freiwillig, das können Sie schon in den Großstädten
durchspielen, aber spielen Sie das einmal bei einer
Ganztagsschule auf dem flachen Land durch. Eine
Ganztagsschule heißt, dass dort der Unterricht verpflich-
tend ist. Das Kind, das in die Ganztagsschule geht, hat
die Pflicht, sie ganztägig zu besuchen.

(Frau Radermacher (SPD): Aber natürlich!)

Dann fragen Sie einmal die Menschen, ob sie wollen,
dass ihr Kind im Winter bei Dunkelheit in die Schule geht
und bei Dunkelheit wieder nach Hause kommt.

(Zuruf der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

Fragen Sie doch einmal, ob das der Wunsch der Mehr-
heit in diesem Land ist. Sie werden feststellen, dass die
Mehrheit der Bevölkerung das qualifizierte Angebot
einer ganztägigen Betreuung will, aber nicht die Pflicht,
das Kind am Nachmittag in die Schule zu schicken. Das
ist der gravierende Unterschied.

(Beifall bei der CSU)

Auch Herr Deimer ist mit seiner Forderung bei den Städ-
ten auf große Schwierigkeiten gestoßen. Reden Sie
darüber hinaus einmal mit den Jugendverbänden, den

Sportvereinen und all denen, die am Nachmittag
Jugendarbeit machen. Dort bestehen Sorge und Ängste,
dass die bestehende Struktur nicht mehr existieren
kann, die wir alle aufgebaut haben.

Herr Irlinger, wenn Sie eine Ganztagsschule auf dem fla-
chen Land einführen, dann brauchen sie einen Einzugs-
bereich, wenn das auf freiwilliger Basis geschehen soll
und vielleicht 10% der Kinder die Ganztagsschule besu-
chen, wo der Sprengel mindestens vier- bis fünfmal so
groß ist wie ein normaler Schulsprengel. Was das heißt,
kann Ihnen jeder Kommunalpolitiker sagen. Das ist in
der Praxis bei den großen Entfernungen für Erst-, Zweit-
und Drittklässler nicht mehr durchführbar.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte Sie,
das in der Diskussion zu berücksichtigen und uns nicht
vorzuwerfen, dass wir mit unserer Argumentation neben
der Sache liegen. Schauen Sie sich einmal an – die
Synopsen liegen vor –, wie es in anderen Bundeslän-
dern aussieht. In den meisten Fällen geht es um offene
Ganztagsschulen. Das ist nichts anderes als das, was
wir mit einer ganztägigen Betreuung schaffen wollen.
Frau Radermacher, das wissen Sie auch.

(Frau Radermacher (SPD): Das stimmt schon!)

Die ganztägige Betreuung, die wir für mindestens 3000
bis 5000 Kinder – in den nächsten fünf Jahren jährlich
steigend – einrichten, bedeutet nichts anderes, als dass
am Nachmittag ein gutes, verlässliches und pädago-
gisch wertvolles Angebot gemacht wird, damit die Eltern
ihre Kinder in der Schule oder in der Obhut eines Träger-
vereins lassen können. Ich meine, wir liegen mit diesem
Ansatz richtig, und wir werden ihn auch konsequent
durchführen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Herr Irlinger, der Herr Staatssekretär
hat erklärt, dass er keine Zwischenfragen beantwortet.

Um das Wort hat Frau Kollegin Radermacher gebeten.
Frau Radermacher, bitte.

Frau Radermacher  (SPD): Herr Freller – –

(Zuruf von der CSU: Herr Staatssekretär!)

– Ich darf zum Herrn Staatssekretär „Herr Freller“ sagen,
denn wir sind seit Jahren miteinander vertraut.

(Allgemeine Heiterkeit)

Herr Freller, Sie werden nirgendwo eine kritische Äuße-
rung der SPD-Landtagsfraktion dazu finden, dass die
Staatsregierung sich jetzt endlich nach vielen, vielen
Jahren dazu durchgerungen hat, im Rahmen eines Fünf-
jahresplans 30000 Betreuungsplätze zu schaffen. Im
Gegenteil: Jede Rede draußen im Lande beginne ich mit
einem Lob der Staatsregierung. Ich sage allerdings
auch, es gibt einen eklatanten Nachholbedarf, denn bei
Krippen liegt die Versorgung nur bei 2,5%, bei Horden
bei unter 5%. Das haben Sie erkannt. Wir hoffen nur,
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dass das Programm bis zum Jahr 2005 wirklich durchge-
führt wird und dass es nicht nur bei der Ankündigung
bleibt.

Über die Qualität der Betreuung und die Anknüpfung an
die Schulen unterhalten wir uns, wenn das Konzept vor-
liegt. Bis jetzt ist nämlich nichts vorgesehen. Das ist der
Unterschied zu einer offenen Ganztagsschule. Bisher ist
tatsächlich nur eine Betreuung vorgesehen. Wir sind
aber weiter offen, wenn Sie das so gestalten, dass eine
offene Ganztagsschule dabei herauskommt.

Die Ganztagsschule als Bildungseinrichtung haben Sie
wieder einmal beiseite geschoben. Sie haben von der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf gesprochen. Das ist
ein Punkt, aber spätestens nach der Pisa-Studie muss
uns klar sein, dass die Ganztagsschule auch etwas mit
Bildungschancen zu tun hat.

(Beifall bei der SPD)

Dass 50% der Jugendlichen aus der Oberschicht ein
Gymnasium besuchen, aber nur 10% der Kinder von
angelernten und ungelernten Arbeitern, liegt sicher nicht
am bösen Willen und der Erziehungsunfähigkeit der
Eltern, sondern daran, dass sie ihre Kinder schlicht nicht
fördern können. Das müssen Sie endlich zur Kenntnis
nehmen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn man es genau betrachtet, kommt man zu dem
Schluss, dass Sie die 30 Ganztagsschulen nur deshalb
einrichten, weil der Druck der Wirtschaft so groß gewor-
den ist. Die Wirtschaft hat sich aber nicht für eine Betreu-
ung ausgesprochen, sondern für die Ganztagsschule als
Bildungseinrichtung. Sie wissen, kein Mensch – deshalb
bin ich bei Herrn Schneider vorhin so böse geworden,
denn seine Sprache war verräterisch – will die Ganz-
tagsschule überstülpen.

Sie sagen, die Kinder sind dann verpflichtet, dort hinzu-
gehen. Entschuldigen Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in dem Moment, in dem sich Eltern für eine Schul-
form entschieden haben, sind die Kinder natürlich ver-
pflichtet, dort hinzugehen.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Das ist bei der
Realschule genauso!)

– Das ist bei der Realschule so, und das ist beim Gym-
nasium so. Immer dann, wenn die Entscheidung gefallen
ist, können die Eltern nicht mehr sagen, die Kinder
gehen nicht hin. Natürlich ist die Anmeldung verpflich-
tend. Was denn sonst?

Ich komme zu Ihrer Angst, dass die Einrichtung der
Ganztagsschule nur in Städten möglich ist. Herr Freller,
es kann doch nicht sein, dass wir das nicht schaffen,
wenn das Land Rheinland-Pfalz, das auch ein Flächen-
land ist, das umsetzt. Rheinland-Pfalz hat für die ersten
75 Ganztagsschulen 180 Anmeldungen. Die Schulen
müssen das Konzept vorlegen, alle müssen einverstan-
den sein usw. Ich muss das jetzt nicht beschreiben, denn
Frau Münzel hat es schon erläutert. Die Schule wird in

Rheinland-Pfalz entweder in der offenen oder in der
gebundenen Form angeboten. Ich denke, wenn es
Rheinland-Pfalz fertig bringt, Ganztagsschulen einzu-
richten, dann werden wir es in Bayern auch schaffen. Wir
können doch nicht soviel dümmer sein.

(Beifall bei der SPD)

Wenn die es schaffen, das zu organisieren und mit
Schulsprengeln umzugehen, dann werden wir es doch
bitte auch fertig bringen. Anscheinend ist aber die Ableh-
nung dieser Schulform bei Ihnen tief verwurzelt. Nach-
dem Herr Kaul gestern bei der Diskussion über die For-
derung der SPD, den zwölf Empfehlungen des „Forums
Bildung“ zu folgen, denen auch Staatsminister Zehet-
mair zugestimmt hat, im Zusammenhang mit der Ganz-
tagsschule gesagt hat, das sind sozialistische Forderun-
gen, muss ich feststellen, das ist tief verwurzelt. Sie wol-
len es nicht, sonst dürften solche Zwischenrufe nicht vor-
kommen.

(Beifall bei der SPD)

Sie sollten das einmal überdenken und Ihrer Fraktion
Nachhilfeunterricht geben. Herr Freller, ich glaube, Sie
und ich sind in dieser Frage näher beieinander als Sie
und einige in Ihrer Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm: Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. Der federführende Aus-
schuss für Bildung, Jugend und Sport empfiehlt, alle
Anträge abzulehnen. Ich schlage vor, über alle sieben
Anträge eine Gesamtabstimmung durchzuführen. Ent-
sprechend unserer Geschäftsordnung sind dieser
Abstimmung die Voten des jeweils federführenden Aus-
schusses für Bildung, Jugend und Sport zugrunde zu
legen. – Widerspruch erhebt sich nicht. Dann lasse ich
abstimmen. Wer hinsichtlich der Tagesordnungspunkte
18 mit 24 – das sind die Drucksachennummern 14/6499,
14/6500, 14/6501, 14/6502, 14/6503, 14/6504 und
14/5516 – seinem Abstimmungsverhalten bzw. dem
jeweiligen Abstimmungsverhalten seiner Fraktion im
jeweils federführenden Ausschuss für Bildung, Jugend
und Sport beitreten will, bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstim-
men? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? –
Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 3

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2002) (Drucksa-
che 14/7580)

– Zweite Lesung –
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Gesetzentwurf der Staatsregierung

Zweites Gesetz zur Änderung des Haushaltsgeset-
zes 2001/2002 (2. Nachtragshaushaltsgesetz 2002)
(Drucksache. 14/7581)

– Zweite Lesung –

Hierzu einschlägige Änderungsanträge:

Drs. 14/6197; 14/6454; 14/7814, 14/7816, 7817;
14/7825, 7826; 14/7845, 7846, 7848 – 7850, 7858 –
7862; 14/7984 – 7987; 14/7997 – 8001; 14/8023 – 8030,
8033 – 8065; 14/8097;

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Die Redezeit
beträgt 30 Minuten pro Fraktion. Herr Kollege Ach, bitte.

Ach  (CSU): Herr Präsident, meine liebe Kolleginnen und
Kollegen! Um Irritationen zu vermeiden, möchte ich
darauf hinweisen, dass es abgesprochen war, dass
zuerst ein Redner der CSU-Fraktion spricht und dann ein
Kollege der SPD das Wort ergreift.

(Frau Radermacher (SPD): Nicht gleich schimpfen!)

– Genau: Nicht gleich schimpfen. Geben Sie mir eine
Chance, Frau Radermacher.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, der Entwurf der
Staatsregierung für den Nachtragshaushalt 2002 wurde
vom Staatsminister der Finanzen am 25. Oktober in den
Landtag eingebracht. In den letzten Wochen haben wir
diesen Entwurf im Haushaltsausschuss intensiv beraten.
Dabei wurden vonseiten der CSU-Fraktion gezielt
zusätzliche Akzente gesetzt. Anders als die Opposition
haben wir das gesetzlich verankerte Ziel des Haushalts
ohne Neuverschuldung bis 2006 fest vor Augen. Des-
halb waren unsere Änderungsanträge, auf die ich später
näher eingehen werde, in vollem Umfang gegenfinan-
ziert; denn neue Schulden wären bei der jetzigen Situa-
tion das finanzpolitisch absolut falsche Signal.

Im Gegensatz dazu, Kolleginnen und Kollegen von der
Opposition, stehen die von Ihnen vorgelegten Ände-
rungsanträge. Ihre Anträge zeichnen sich vor allem
dadurch aus, dass Sie bloße Mehrforderungen enthal-
ten. Nach altbewährtem Muster, Kolleginnen und Kolle-
gen vor allem der SPD, denken Sie in der Finanzpolitik
bis höchstens heute Abend, aber nicht bis morgen.

(Frau Radermacher (SPD): Na, na, na!)

– Frau Radermacher, ich gebe Ihnen eine Chance.

Am liebsten wollten Sie auch bei diesem Haushalt, der
lediglich – darauf lege ich Wert – ein Nachtragshaushalt
ist, in die Vollen gehen. Diese Bemerkung will ich
begründen: Wenn ich die Forderungen in den Ände-
rungsanträgen der SPD-Fraktion zum Nachtragshaus-
halt aufaddiere, ergibt sich allein für 2002 ein zusätzli-
cher Betrag von sage und schreibe mehr als 350 Millio-
nen Euro.

Hinzu kommt die Forderung, insgesamt 3500 neue Plan-
stellen überwiegend für neue Lehrerinnen und Lehrer
auszubringen.

Für die CSU-Fraktion und für mich stellt sich die Frage:
Wo, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, waren
Sie denn in den letzten Wochen und Monaten? – Es
kann Ihnen doch nicht entgangen sein, dass wir das Ziel,
einen Haushalt ohne Neuverschuldung bis 2006 zu
erreichen, gesetzlich verankert haben. Es kann Ihnen
doch nicht entgangen sein, dass wir die Ansätze für die
Schulen erneut überproportional angehoben haben und
in den nächsten Jahren 4100 zusätzliche Lehrerstellen
schaffen.

Sie wollen all dies nicht wahrnehmen; hoffentlich haben
Sie nach dem 9. November Zeitung gelesen oder fern
gesehen und realisiert, welche dramatischen zusätzli-
chen Steuerausfälle auf die Gebietskörperschaften und
damit auch auf uns in Bayern zukommen. Uns fehlen
nach der aktuellen Steuerschätzung allein für dieses und
das nächste Jahr zusätzlich zu den bereits erwarteten
beträchtlichen Steuerausfällen in Höhe von 2,2 Milliar-
den Euro – in DM: rund 4 Milliarden DM – weitere
860 Millionen Euro. Diese Deckungslücke muss erst ein-
mal geschlossen werden.

Trotz dieser sehr problematischen Ausgangssituation
haben die von der SPD eingereichten Änderungsanträge
mit den Anträgen in der Vergangenheit eines gemein-
sam: Sie enthalten keine konkreten Gegenfinanzie-
rungsvorschläge. Wenn es nach den Kolleginnen und
Kollegen der SPD in Bayern ginge, dann müssten wir für
die mehr als 350 Millionen Euro und die geforderten
3500 zusätzlichen Planstellen im nächsten Jahr weitere
Mittel bereitstellen. Für mich drängt sich die Frage auf:
Woher nehmen, wenn nicht stehlen?

Ich glaube, wir alle, und Sie in besonderer Weise, sollten
endlich zur Kenntnis nehmen, dass der Staatshaushalt
nicht unerschöpflich ist. Der Staatshaushalt ist keine
Melkkuh.

(Zuruf von der CSU: So ist es!)

Wie üblich haben Sie überzogene Forderungen schnell
zur Hand. Die Frage der seriösen Finanzierbarkeit
scheint Sie nicht sonderlich zu interessieren. Sie halten
den Staatshaushalt offensichtlich für einen Esel, der
ständig Dukaten von sich gibt, um es vornehm auszudrü-
cken. Folgerichtig geben Sie ständig neue ungedeckte
Politideen von sich.

Mir bleibt nur festzustellen: Erfreulicherweise tragen
nicht Sie, sondern die CSU trägt in Bayern die Regie-
rungsverantwortung. Wir werden selbstverständlich wei-
ter unbeirrt auf dem Weg der Haushaltskonsolidierung
voranschreiten, wohl wissend, dass es auch Probleme
geben wird.

Nicht nur die Vorschläge der Sozialdemokraten gehen
finanzpolitisch in die falsche Richtung; auch die Ände-
rungsanträge der GRÜNEN sind zu nennen. Die Summe
der zusätzlichen Forderungen beläuft sich hier „nur“ auf
rund 91 Millionen Euro.
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(Zuruf des Abgeordneten Strasser (SPD))

– Es hängt vielleicht von der Zusammensetzung der
Fraktion ab, das ist durchaus möglich, Herr Strasser.

Insgesamt ist festzuhalten: An der bayerischen Opposi-
tion ist die finanzpolitische Realität der Steuerausfälle,
insbesondere aufgrund des schwachen Wirtschafts-
wachstums und aufgrund der unzureichenden Steuerre-
form, völlig vorbeigegangen. Ich frage mich, wie SPD
und GRÜNE in Bayern glaubwürdig Politik betreiben
wollen. Wer immer neue Forderungen aufstellt ohne zu
sagen, wie die Finanzierung sichergestellt sein soll,
macht sich einer Irreführung und Täuschung der Bürge-
rinnen und Bürger schuldig.

(Beifall bei der CSU)

Dieses Verhalten von SPD und GRÜNEN in Bayern
passt genau zum bundespolitischen Vorbild von Rot-
Grün. Mit Mühe, Not und Haushaltstricks, wie zum Bei-
spiel das Einstellen von zusätzlichen Privatisierungserlö-
sen in Höhe von rund 2,6 Milliarden Euro in letzter
Minute, schafft es Finanzminister Eichel, seinen Bundes-
haushalt zurecht zu biegen.

Herr Kollege Strasser, schreiben Sie es sich gut auf: Völ-
lig absurd wird es aber dann, wenn er parallel zu den offi-
ziellen Zahlen ein alternatives Risiko-Szenario an die EU
übermitteln will – man höre und staune –, dies bei laufen-
den Haushaltsberatungen im Bundestag. Diesem Sze-
nario sollen andere Zahlen, etwa beim Wirtschafts-
wachstum nur 0,75% anstatt der für den Bundeshaus-
halt angenommenen 1,25%, zugrunde gelegt werden.

(Dr. Wilhelm (CSU): Das ist erstaunlich!)

Ich will Sie bitten, das ernst zu nehmen. Die EU beäugt
ohnehin schon argwöhnisch die wirtschaftlichen und
finanzpolitischen Fehlentwicklungen in Deutschland, die
maßgeblich auf die Fehler der rot-grünen Politik zurück-
zuführen sind – jetzt können Sie sich nicht mehr auf die
frühere Bundesregierung berufen. Das öffentliche Defizit
könnte bei einem Wert von 2,7% des Bruttoinlandpro-
dukts beängstigend nahe an die nach dem Stabilitäts-
pakt zulässige Grenze von 3% rücken. Damit schafft es
Rot-Grün, dass Deutschland sowohl beim Wachstum als
auch beim Defizit voraussichtlich zum Schlusslicht in
Euroland wird.

Ich wiederhole es: Wir dagegen halten am Ziel der Haus-
haltskonsolidierung fest. Angesichts der mit den Staats-
schulden verbundenen Lasten ist Gegensteuern not-
wendig. Unsere Ziele der Nachhaltigkeit und Beständig-
keit in der Haushaltspolitik sind der beste Beleg dafür,
dass wir – anders als Sie von der bayerischen Opposi-
tion – unsere Verantwortung für das Gemeinwesen und
unsere gemeinsame Zukunft nicht nur mit Worten son-
dern auch mit Taten zeigen. Dies gilt besonders gegen-
über den nachfolgenden Generationen. Nur wenn wir
finanzielle Gestaltungsspielräume für unsere Kinder
erhalten können, bieten wir den künftigen Generationen
eine vielversprechende erfolgreiche Zukunft.

(Beifall bei der CSU)

Nicht nur der Abbau des Staatsdefizits, sondern auch ein
hoher Investitionsanteil im Bayerischen Staatshaushalt
schaffen eine gerechtere Lastenverteilung. Dauerhafte
Investitionen kommen auch den kommenden Generatio-
nen zugute.

Erfreulicherweise konnten im Nachtragshaushalt 2002
die Investitionsausgaben erhöht werden. Sie betragen
nun insgesamt 5,3 Milliarden Euro. Die Investitionsquote
ist ein Gradmesser und erhöht sich damit gegenüber
dem Stammhaushalt auf 15,6%, einschließlich der Pri-
vatisierungserlöse sogar auf 16,7%. Der Investitionsan-
teil in den westlichen Bundesländern beträgt demgegen-
über noch 11,2%. Konkret bedeutet dies für Bayern
einen Investitionsvorsprung von über 1,5 Milliarden
Euro, oder in DM ausgedrückt, von cirka 3 Milliarden DM
pro Jahr.

Erlauben Sie mir noch, einige weitere bayerische
Finanzdaten zu nennen, Beleg für eine solide und ver-
lässliche Finanzpolitik, wie sie die CSU-Fraktion und die
von ihr getragene Staatsregierung seit Jahren verfolgen.
Die Zinsausgabenquote der Ländergesamtheit West ist
mit 8,4% deutlich mehr als doppelt so hoch als unsere
Zinsausgabenquote mit 3,0%. Man könnte sagen: Sie ist
fast dreimal so hoch.

Unsere Kreditfinanzierungsquote beträgt mit 1,4% nicht
einmal ein Drittel der Kreditfinanzierungsquote der west-
lichen Länder in Höhe von 5, 5%.

Mit einer Pro-Kopf-Verschuldung zum Jahresende 2000
von rund 1478 Euro in Bayern erreichen wir nicht einmal
die Hälfte des Länderdurchschnitts bei der Pro-Kopf-Ver-
schuldung in Höhe von 4055 Euro.

Natürlich wollen und werden wir in Bayern weiterhin eine
Politik verfolgen, deren unabdingbare Voraussetzung
solide Finanzen und damit verbundene Handlungsspiel-
räume sind. Dabei darf nicht unerwähnt bleiben, dass wir
insbesondere aufgrund einer verfehlten rot-grünen Bun-
despolitik die Auswirkungen auch in Bayern merklich
spüren.

Besonders schmerzhaft ist für uns in Bayern die Tatsa-
che, dass durch hausgemachte Fehler, nicht erst durch
die Ereignisse am 11. September, womit das immer wie-
der begründet wird, das Wirtschaftswachstum in
Deutschland in erschreckender Weise nachlässt.
Deutschland befindet sich nach den neuesten Zahlen
am Rande einer Rezession, also eines Rückgangs der
Wirtschaftsleistung. Die Zukunft sieht nicht sehr rosig
aus. Für das Jahr 2002 werden bestenfalls 0,7% Wachs-
tum erwartet. Besonders dramatisch dabei ist, dass
damit die frühere Lokomotive Deutschland auf den letz-
ten Platz in Euroland zurückfällt.

Die Folge daraus: das eingetretene schwächere Wirt-
schaftswachstum führt zu Einnahmerückgängen, die wir
zusätzlich zu den Ausfällen aufgrund der Steuerreform
verkraften müssen. Wie bekannt, führt bereits ein um ein
halbes Prozent niedrigeres Wirtschaftswachstum zu
Mindereineinnahmen für den bayerischen Staatshaus-
halt in einer Größenordnung von 125 bis 150 Millionen
Euro oder rund 250 bis 300 Millionen DM.
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Besonders ärgerlich ist es dabei, liebe Kolleginnen und
Kollegen, dass wir die falschen Entscheidungen in Berlin
auch in Bayern zu spüren bekommen. Trotzdem erhebt
die Opposition in Bayern immer wieder neue finanzwirk-
same Forderungen. Das ärgert mich mächtig, weil es
nicht ganz redlich ist. Es stellt sich nur die Frage, liebe
Kolleginnen und Kollegen der Opposition, ob es sich bei
diesen Forderungen letztlich um Populismus oder – das
wäre noch schlimmer – um fehlendes wirtschafts- und
finanzpolitisches Verständnis handelt.

Dass es wirtschaftlich so weit gekommen ist, sollte aller-
dings angesichts der verfehlten Politik der ruhigen Hand
in Berlin keine Überraschung sein. Ich denke noch
zurück an den Mai 1998. Damals hat der Bundeskanzler
gesagt, ich bin der Aufschwung. Exemplarisch möchte
ich einige Beispiele dafür nennen.

Erstens. Durch die zu zögerliche und in Teilbereichen
falsch konzipierte Steuerreform wurde die Chance, die
Basis für ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum in
Deutschland zu schaffen, grob fahrlässig verspielt. Der
Wachstums- und Beschäftigungsmotor Mittelstand
wurde von Rot-Grün systematisch benachteiligt. Ich wie-
derhole es: Der Wachstums- und Beschäftigungsmotor
Mittelstand wurde von Rot-Grün systematisch benach-
teiligt.

Zweitens. Die sogenannte Öko-Steuer dient zum Abkas-
sieren bei Kommunen und Bürgern. Trotz der Milliarden-
einnahmen sind die Rentenkassen leer. Und während
einerseits der Individualverkehr verteuert wird, wird
andererseits die Alternative, das Umsteigen auf die
Bahn, nicht attraktiver.

Drittens. Fehlregulierungen des Arbeitsmarktes, wie
beim Kündigungsschutzgesetz, beim Betriebsverfas-
sungsgesetz oder bei den 630 DM-Jobs führen dazu,
dass die Arbeitslosenzahlen nicht sinken, sondern stei-
gen. Die Arbeitslosenzahl droht schon bald die 4-Millio-
nen-Grenze zu überschreiten. Die Beschäftigung geht
sukzessive zurück, und die Arbeitsämter zählen eine im
Vergleich zum Vorjahr deutlich mehr als verdoppelte
Zahl von Kurzarbeitern. Der Bundeskanzler, lieber Kol-
lege Strasser und liebe Kolleginnen und Kollegen der
Opposition, wird sich an seinem Versprechen, dass die
Arbeitslosenzahl die Marke von 3,5 Millionen unter-
schreiten wird, im nächsten Wahljahr sehr deutlich mes-
sen lassen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Viertens. Zu allem Übel ergab auch noch das Ergebnis
der aktuellen bundesweiten Steuerschätzung vom
November 2001, dass die Gebietskörperschaften in
Deutschland mit weiteren zusätzlichen Steuerausfällen
in Milliardenhöhe zu Recht kommen müssen. Während
der selbst ernannte Stabilitätsgenosse Eichel auf Bun-
desebene seinen Haushalt nur noch durch Buchhal-
tungstricks – ich habe es erläutert – im Rahmen halten
kann, haben die meisten Länder vor den Steuerausfällen
schon offen kapitulieren müssen. Die Ankündigung,
vorübergehend zusätzliche Schulden machen zu müs-
sen, um die Steuerausfälle abzufangen, ist quer durch
die Republik zu hören.

Angesichts dieser Situation ist es besonders positiv her-
vorzuheben, dass wir in Bayern trotz der dramatisch ver-
schlechterten Zahlen sowohl für das Jahr 2001 als auch
für das Jahr 2002 die Nettokreditermächtigung wie
geplant zurückführen können.

Wir können die Ausfälle aus den in den guten Jahren
1998 bis 2000 gebildeten Rücklagen weitgehend auffan-
gen. Das sind genau die Rücklagen, die Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der Opposition, schon das
ganze Jahr über ausgeben wollten. Wären wir Ihren
Überlegungen gefolgt, hätten wir jetzt rot-grüne Löcher
im Haushalt. Und dies, obwohl bekanntlich die nächsten
Stufen der Steuerreform – das ist Ihnen auch nicht ent-
gegangen – schon 2003 und dann vor allem 2005 kom-
men werden.

Kolleginnen und Kollegen von der SPD, einen missli-
chen Komplex möchte ich noch besonders aufgreifen,
Ihre widersprüchlichen Aussagen zu Rücklagen, Mehr-
ausgaben und Steuerschätzungen. Es ist doch erstaun-
lich, in welchem Tempo Sie von der SPD Ihre eigenen
Aussagen vergessen. Im Juni und im September haben
Sie noch eine zusätzliche Milliarde für den Nachtrags-
haushalt gefordert, die – ich zitiere – „über eine Rückfüh-
rung der Rücklagen aus dem Staatshaushalt möglich
sei, da diese viel zu hoch angesetzt sind“. Im Mai haben
Sie noch verkündet, dass die Steuereinnahmen auch für
Bayern im Rahmen der Erwartungen lägen. Und dann
werfen Sie allen Ernstes nach der Steuerschätzung im
November dem Finanzminister vor, er hätte schon vor
der Sommerpause auf die bekannt gewordenen Steuer-
ausfälle in Bayern reagieren müssen. Unverdrossen
haben Sie dann aber anschließend noch im November
Änderungsanträge zum Nachtragshaushalt mit den
genannten ungedeckten Mehrforderungen in Höhe von
350 Millionen Euro und 3 500 Planstellen vorgelegt. Das
ist der Gipfel der Widersprüchlichkeit, liebe Kolleginnen
und Kollegen!

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Im Juni, September und November zusätzliche Millio-
nen- und Milliardenforderungen aufzustellen, dazwi-
schen kurz mal zum Gegensteuern aufrufen, das kann
und ist vielleicht Politik nach Art der SPD, aber sicher
nicht nach Art der CSU.

(Beifall bei der CSU)

Leider ist dies einmal mehr ein Lehrstück dafür, dass
man mit der bayerischen SPD kein Fundament für mittel-
fristig solide Finanzen legen kann.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, in der
Rückschau bestätigt es sich immer deutlicher, dass es
richtig war, Ihre finanzpolitischen Phantasien zurückzu-
weisen, um mit den Rücklagen wenigstens einen Teil der
nach dem Steuersenkungsgesetz auf uns zukommen-
den Steuerausfälle von 8,1 Milliarden Euro bis 2006 auf-
fangen zu können. Sonst stünden wir in Bayern um ein
Vielfaches schlechter da.



5554 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode Plenarprotokoll 14/78 v. 12.12.2001

(Zurufe von der SPD: Wollen Sie noch höhere Steu-
ern?)

– Welcher finanzpolitische Sprecher der SPD hat sich
gerade zu Wort gemeldet? – Keiner. Danke.

(Zurufe von der CSU: Doch, der Kollege Wolfrum
und der Kollege Wörner!)

– Den Kollegen Wolfrum habe ich überhört. Den Herrn
Wörner kann ich in dem Falle nicht als fachkundig
bezeichnen.

Nun zum Nachtragshaushalt 2002. Mit dem zu beschlie-
ßenden Nachtragshaushalt 2002 setzen wir deutliche
Akzente auf politische Zukunftsbereiche. Es sind dies
erstens die Kinderbetreuung, zweitens die Schule, drit-
tens die Innere Sicherheit und viertens – ob es Ihnen
passt oder nicht – die Kommunalfinanzen. Dies alles
leisten wir bei einem bereits eingangs erwähnten hohen
Niveau der Investitionen. Lassen Sie mich kurz auf die
neuen Schwerpunkte des Nachtragshaushaltes einge-
hen.

Erstens, zur Kinderbetreuung: Zum weiteren Ausbau der
Kinderbetreuung werden wir bis 2006 insgesamt 30000
zusätzliche Plätze schaffen. Hierfür werden zusätzliche
Personalfördermittel in Höhe von 250 Millionen Euro
oder knapp 500 Millionen DM bereitgestellt. Hinzu kom-
men zusätzliche Investitionsfördermittel.

Zweitens, zu den Schulen: Wir verstärken in Zeiten stei-
gender Schülerzahlen unsere Anstrengungen für die
Schulen. Beispielhaft hierfür möchte ich nennen, dass in
diesem und in den kommenden zwei Schuljahren
zusätzlich 4 100 Lehrer eingestellt werden können. Ich
wiederhole das bewusst, weil es in der Öffentlichkeit lei-
der Gottes nicht so deutlich zur Kenntnis genommen
worden ist.

Drittens, zur Inneren Sicherheit: Als Reaktion auf die
schrecklichen Terroranschläge vom 11. September
wurde das „Sicherheitskonzept Bayern“ entwickelt. In
den Jahren 2002 bis 2004 werden 890 neue Stellen
geschaffen. Hinzu kommen 75 Millionen Euro oder
rund150 Millionen DM an Sachmitteln. Besonders wich-
tig für mich als Haushälter ist es dabei, dass diese
Zusatzmaßnahmen in vollem Umfang gegenfinanziert
sind. Natürlich leiden darunter andere Bereiche, aber
eine solide Arbeit muss auch einmal finanzielle Ein-
schränkungen in anderen Bereichen verlangen.

Viertens, zu den Kommunalfinanzen – ein Lieblings-
thema der Opposition:

(Frau Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja!)

Den kommunalen Gebietskörperschaften sind die finan-
ziellen Voraussetzungen dafür zu erhalten, dass diese
ihre vielfältigen Aufgaben wahrnehmen können. Bund
und Freistaat haben insoweit gemeinsam Verantwortung
zu übernehmen.

Im Nachtragshaushalt nehmen die Leistungen des Frei-
staates an die Kommunen erneut überproportional zu.

Die bereinigten Landesleistungen wachsen um
162,4 Millionen Euro auf 5,2 Milliarden Euro an. Das sind
weit über 10 Milliarden DM. Besonders zu erwähnen ist
dabei die Steigerung bei den Schlüsselzuweisungen, die
zur freien Verfügung der Kommunen stehen. Sie erhö-
hen sich um 60 Millionen Euro und überschreiten damit
die 2-Milliarden-Euro-Grenze.

Weiter erwähne ich die Aufstockung der Mittel für den
kommunalen Hochbau auf 255 Millionen Euro jährlich.

Weiter erwähne ich die Verbesserung beim staatlichen
Sozialhilfeausgleich für die Bezirke. Hier werden die Mit-
tel auf 300 Millionen Euro aufgestockt. Darin enthalten
sind unter anderem 6,4 Millionen Euro zur Verbesserung
des Personalschlüssels in den Pflegeheimen. Auch das
war immer ein Thema der Vergangenheit.

Weiter erwähne ich die dauerhafte Entlastung der Kom-
munen von den Lasten nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz, die der Staat ab 1. Juli 2002 übernimmt.
Herr Dr. Rabenstein, damit haben wir unsere politische
Zusage in diesem Bereich eingelöst. Lieber löse ich ein
Problem etwas langsamer und seriöser, anstatt aus der
Hüfte zu schießen, dabei aber keinen Erfolg zu haben.
Das wäre dann ein Blattschuss, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall bei der CSU)

In der ruhigen und sachlichen Auseinandersetzung und
Entwicklung liegt der richtige Ansatz. Ich meine damit
allerdings nicht eine ruhige Hand, die nichts tut.

Wir können nicht alle Versäumnisse des Bundes ausglei-
chen.

(Zurufe und Lachen bei der SPD)

– Unsere Unterstützung für die Kommunen ist aber
umso wichtiger, als Rot-Grün zunehmend Lasten auf die
Kommunen abwälzt. Frau Kollegin Kellner, wenn Sie
sich den Hauhalt nur ein bisschen anschauen, werden
Sie bestätigen: zum Beispiel Einführung der Grundsiche-
rung im Rahmen der Rentenreform; Ökosteuer, die auch
die Kommunen trifft. Ferner lässt die Bundesregierung –
Frau Kollegin Kellner, insofern sind wir uns ziemlich
nahe – die Gemeinden mit ihren massiven Problemen
bei der Gewerbesteuer völlig allein. Liebe Kolleginnen
und Kollegen von der SPD, ich werfe Ihnen vor, dass
auch in dieser schwierigen Frage von der bayerischen
SPD keine Unterstützung zu erwarten ist.

(Beifall bei der CSU)

Vor knapp einem Monat haben Sie in diesem Plenum
unseren Dringlichkeitsantrag zur Initiative einer Senkung
der Gewerbesteuerumlage abgelehnt; dies war für mich
nicht nachvollziehbar. Unsere Forderung – auch da
beziehen Sie sich immer auf Ihr Argument, wenn es
gegen uns geht – wird von den Kommunalen Spitzenver-
bänden geteilt, ebenso von dem von Ihnen immer als
Highlight hingestellten Münchner Oberbürgermeister
Ude. Auch er teilt unsere Auffassung. Eine Absenkung
der Gewerbesteuerumlage auf den Stand vor der Anhe-
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bung durch den Bund würde die bayerischen Kommu-
nen bereits in 2002 um knapp 250 Millionen Euro entlas-
ten. Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Opposition,
ich garantiere Ihnen, die CSU-Fraktion und die Staatsre-
gierung sind bereit, den auf das Land entfallenden hälfti-
gen Anteil zu schultern. Die andere Hälfte müsste der
Bund tragen, der hierzu leider nicht bereit ist; denn am
vergangenen Donnerstag haben die SPD-geführten
Länder im Finanzausschuss des Bundesrats unseren
entsprechenden bayerischen Antrag abgelehnt. Alle
Kommunen wissen somit hoffentlich, auf wen sie sich in
der Landespolitik verlassen können, auf wen sie in der
Landespolitik bauen können, wer ihnen tatsächlich hilft,
ihre schwierige finanzielle Situation zu meistern und wer
sie nicht im Regen stehen lässt. Von Bundesregierung
und bayerischer SPD – ich nehme bei der Gewerbesteu-
erumlage die GRÜNEN bewusst aus – kommen leere
Versprechungen und Platitüden, aber keine Unterstüt-
zung bei der Lösung der Gewerbesteuerproblematik.

Die heutige Debatte möchte ich ferner nutzen, eine
ebenso alte wie falsche Behauptung der SPD zur angeb-
lichen Höhe von Außenständen des Staates bei den
Kommunen anzusprechen. Seit Mitte der Neunziger-
jahre behauptet die SPD hier und andernorts unverdros-
sen, der Staat schulde den Gemeinden rund 3 Milliarden
Euro oder rund 6 Milliarden DM. Interessanterweise ver-
ändert sich diese Zahl bei der SPD seit Jahren nicht. Sie
steigt nicht und fällt nicht. Dies ist doch äußerst merk-
würdig.

(Hofmann (CSU): Dies ist das Konstante bei der
SPD! – Zuruf des Abgeordneten Gartzke (SPD))

Offensichtlich ist man nicht bereit, über die Zahl nachzu-
denken.

Bei den Wasser- und Abwasseranlagen konnten, wie
das Umweltministerium mitteilte, die Wartezeiten so weit
verkürzt werden, dass es bereits in diesem Jahr möglich
war, alle baureif anstehenden Vorhaben in den neuen
Förderprogrammen 2001 zu berücksichtigen. Eine zeit-
nahe Förderung ist damit gesichert. Auch beim Hochbau
haben wir praktisch eine bauzeitkongruente Finanzie-
rung erreicht. Sie sollten einmal ins Land hinausfahren
und mit den Kämmerern sprechen, nicht nur mit den Par-
teifreunden. Ich bitte Sie herzlich darum, dann endlich
einmal zu versuchen, die angeblichen Milliarden-Lücken
zwischen Bewilligung und Auszahlung zu finden und Ihre
immer wieder behauptete Zahl von 3 Milliarden Euro
endlich zu belegen. Solange Sie Ihre Behauptung nicht
belegen, sage ich, Sie sagen nicht die Wahrheit.

(Beifall bei der CSU)

Bei den Beratungen zum Nachtragshaushalt 2002
haben wir vonseiten der CSU-Fraktion gezielt verschie-
dene politische Akzente gesetzt. Trotz der äußerst
schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen war es
möglich, durch Umschichtung vorhandener Haushalts-
ansätze gezielte Schwerpunkte zu realisieren. Exempla-
risch möchte ich auf folgende Bereiche hinweisen:

Erstens. In den nächsten beiden Jahren werden je 5 Mil-
lionen Euro staatliche Mittel zusätzlich in den Bau priva-

ter Förderschulen fließen. Angesichts der Haushaltsan-
sätze für den Privatschulbau, die sich seit Mitte der
Neunzigerjahre mehr als verdoppelt haben, stehen
damit in 2002 41,7 Millionen Euro für Baumaßnahmen
an privaten Förderschulen zur Verfügung. Wir erbringen
damit kurzfristig einen beachtlichen Beitrag zur Verbes-
serung der Finanzierung in diesem Bereich. Das ist ein
deutliches Zeichen der Solidarität des Staates gegen-
über kirchlichen und caritativen Trägern von Förderschu-
len.

Zweitens. Die Titelgruppe mit den Ansätzen für die
Jugendarbeit, die bereits im Entwurf der Staatsregierung
um rund 405000 Euro aufgestockt wurde, konnte von-
seiten der Fraktion um zusätzliche rund 360000 Euro
erhöht werden, Herr Kollege Sibler. Auch dies ist ange-
sichts der schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen
ein deutliches Zeichen für den Stellenwert, den die
Jugendarbeit und damit die junge Generation für uns
haben. Frau Kellner, ich kenne Ihr Argument, das Sie bei
der ersten Rede gebracht haben und wiederholen wer-
den. Ihr Argument wird aber durch das ständige Wieder-
holen nicht besser. Fakt ist, dass wir damit diese notwen-
digen zusätzlichen Mittel zumindest in gleicher Höhe
ausgeglichen haben, sodass sie finanziell nicht schlech-
ter gestellt sind.

Drittens. Herr Kollege Dinglreiter, zur Stärkung des für
Bayern eminent wichtigen Fremdenverkehrs haben wir
zwei spürbare Verbesserungen vorgenommen. Zum
einen wurde die Flexibilität im Rahmen der einschlägi-
gen Haushaltsansätze durch einen gegenseitigen
Deckungsvermerk erhöht. Zum anderen konnten die
Ansätze zur Förderung des Fremdenverkehrs um
2,5 Millionen Euro auf knapp 9,8 Millionen Euro aufge-
stockt werden. Herr Präsident Traublinger, damit unter-
stützen wir unseren heimischen Tourismusbereich und
insgesamt den Mittelstand.

(Beifall bei der CSU)

Viertens. Der Ansatz zur Förderung der Landvolkshoch-
schulen konnte um rund 100000 auf 1,3 Millionen Euro
angehoben werden. Damit wird die wichtige Arbeit, die
Landvolkshochschulen als nichtstaatliche Aus- und Wei-
terbildungseinrichtungen leisten, gewürdigt und stärker
gefördert.

Fünftens. Um im Rahmen der Gesundheitsinitiative Bay-
ern das Konzept eines ernährungsmedizinischen Netz-
werks realisieren zu können, wurden die einschlägigen
Ansätze um eine Million Euro erhöht. Aufbauend auf die
Gesichtspunkte der Prävention wird damit als Ziel eine
weitere Steigerung der Lebensqualität in Bayern ver-
folgt.

Sechstens. Gerade in einem Flächenstaat wie Bayern
müssen die infrastrukturellen Voraussetzungen für Mobi-
lität und Flexibilität, wie sie auch die Wirtschaft benötigt,
erhalten und ausgebaut werden. Deshalb haben wir die
aus den Privatisierungserlösen für den bayernweiten
Staatsstraßenbau vorgesehenen Mittel von 30 Millionen
Euro nicht für die drei Jahre von 2002 bis 2004, wie von
der Staatsregierung vorgeschlagen, sondern bereits für
die Jahre 2002 und 2003 veranschlagt. Dadurch kom-
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men gerade bei der derzeitigen konjunkturellen Lage
und der Situation auf dem Arbeitsmarkt die Mittel schnel-
ler zum Einsatz.

Herr Kollege Dr. Wilhelm, ich möchte siebtens auf die
Verbesserungen bei den bayerischen Hochschulen und
im Bereich des Entschädigungsfonds, bei letzterem auf
die Verbesserung hinweisen, dass wir im Haushalt 2002
den Ansatz gemeinsam mit den Kommunen um über
2,5 Millionen Euro aufstocken. Damit lösen wir ein Inves-
titionsvolumen in neun- bis zehnfacher Höhe aus. Dies
ist in der jetzigen Zeit der richtige Weg in die richtige
Richtung.

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass unsere
Prioritätensetzungen ausnahmslos gegenfinanziert sind
und dass wir mit diesem Nachtragshaushalt den richti-
gen Kurs halten. Wir lassen uns durch Ihre Einwendun-
gen, durch die Irrlichter und Leucht- oder besser Stroh-
feuer der Opposition nicht von unserem Weg abbringen.
Hohe Investitionen und der Einsatz neuer Mittel in den
politischen Schlüsselfeldern sind der Maßstab. Dabei
werden wir unser Ziel der haushaltspolitischen Konsoli-
dierung nicht aus den Augen verlieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich mit
einem Dank schließen. Ich bedanke mich bei dem
Staatsminister der Finanzen und seinen Mitarbeitern in
der Haushaltsabteilung für die gute und zuverlässige
Arbeit bei der gewiss nicht leichten Haushaltsaufstel-
lung. Mein Dank gilt in besonderer Weise den Kollegin-
nen und Kollegen aller Fraktionen im Haushaltsaus-
schuss. Dank der konzentrierten und sachorientierten
Zusammenarbeit war es möglich, den Nachtragshaus-
halt intensiv und trotzdem zügig zu beraten. Auch wenn
in der politischen Wertung große Unterschiede beste-
hen, fanden auch diese Haushaltsberatungen in einer
konstruktiven und guten Atmosphäre statt. Die CSU-
Fraktion wird dem vorliegenden Entwurf zum Nachtrags-
haushalt, dem Haushaltsgesetz und dem geänderten
Finanzausgleichsgesetz zustimmen. Ich danke für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Vielen Dank, Herr Kollege Ach. Ich
mache darauf aufmerksam, dass wir bei der Schlussab-
stimmung über die beiden Gesetze namentlich abstim-
men werden, wie dies die Geschäftsordnung vorsieht.
Die CSU-Fraktion hat das angeregt.

Wir fahren in der Aussprache fort. Als nächster hat Kol-
lege Strasser das Wort. – Ich weise noch einmal darauf
hin: 30 Minuten je Fraktion sind vereinbart.

Strasser  (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe
Kollegen! Ich finde es schon mutig, lieber Kollege Man-
fred Ach, sich an dieses Rednerpult zu stellen, uns zu
belehren, uns zu sagen, was wir anders machen sollen,
uns vorzuwerfen, dass wir ins Volle gehen. Ich bitte Sie,
in Zukunft darauf zu verzichten.

(Zuruf von der CSU)

Ich finde das deshalb mutig, weil Sie es waren – die CSU
war es, der CSU-Landesvorsitzende war es, der jetzige
CSU-Finanzminister und damalige Staatssekretär war
es –, die uns auf Bundesebene eine Erblast von 1,5 Bil-
lionen DM Schulden hinterlassen haben. Deshalb steht
es Ihnen nicht zu, uns zu belehren.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie stellen sich heute hierher und reden über Arbeitslo-
sigkeit. Meine Güte! Was haben Sie denn gemacht? Sie
haben doch über Jahre hinweg zugesehen, wie über
5 Millionen Menschen in dieser Republik keine Arbeit
hatten, und haben nichts getan.

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Ach (CSU): Was haben Sie denn
gemacht, Herr Kollege?)

– Lieber Herr Kollege Ach und lieber Herr Finanzminis-
ter, auch Sie waren es, die ein Konzept für eine Steuer-
reform vorgelegt haben. Darum ist es Humbug, wenn Sie
uns nun über Schulden belehren. Sie waren es doch, die
im Januar 2000 eine Steuerreform vorgelegt haben, die
im Freistaat Bayern zu etwa 2,4 Milliarden DM mehr
Schulden geführt hätte. Das müssen Sie den Bürgerin-
nen und Bürgern sagen, anstatt uns zu belehren. Darauf
können wir verzichten!

(Beifall bei der SPD)

Sie sprechen von dem, was alles gemacht worden ist.
Lieber Herr Kollege Ach, ich werde, wenn ich auf die
Finanzierung zu sprechen komme, näher hierauf einge-
hen. Wir erleben es Tag für Tag: Draußen bei Einweihun-
gen und in Grußworten sind es Ihre Kollegen von der
CSU, die, ohne einen Scheck mitzubringen, von der
Bundesregierung fordern, dass für die Bundesstraßen
noch zwei Milliarden mehr zur Verfügung gestellt werden
müssen. Das sind doch Sie und nicht wir, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD – Ach (CSU): Das fordern Sie
doch gemeinsam mit uns!)

Wenn wir von Familienpolitik reden, ist es das Gleiche.
Auch der Ministerpräsident geht hinaus, zeigt auf, was
man für die Familien tun solle, und fordert, die Bundesre-
gierung müsse noch mehr Milliarden zur Verfügung stel-
len, ohne dass er sagt, woher das Geld genommen wer-
den soll. Das ist ein Faktum. Seien Sie deshalb ein biss-
chen vorsichtiger, meine Damen und Herren.

(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

Die CSU-Fraktion und die Bayerische Staatsregierung
haben mit diesem Nachtragshaushalt weder die Bil-
dungsmisere noch die Probleme der inneren Sicherheit
und – ich sage es ganz bewusst so – schon gar nicht die
K-Frage in Bayern, nämlich die Frage der Kommunalfi-
nanzen, gelöst. Denn die Kommunalfinanzen – K wie
„kommunal“ – sind in Bayern nach wie vor desolat und
problematisch. Was diese Kommunalfinanzen anbetrifft,
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trägt die Bayerische Staatsregierung gemeinsam mit der
CSU die Verantwortung und nicht die Bundesregierung.
Das sollten Sie zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten Ach
(CSU))

Ein Nachtragshaushalt dient dazu, notwendige politische
Korrekturen am laufenden Doppelhaushalt vorzuneh-
men und damit Fehlentwicklungen zu korrigieren und
neue Schwerpunkte zu setzen. Genau das haben CSU
und Bayerische Staatsregierung in der Bildungspolitik, in
der Kommunalpolitik und in der Sicherheitspolitik nicht
getan. Sie beschränken sich auf vielversprechende
Überschriften und fügen gelegentlich eine Fußnote
hinzu. Sie haben im Grunde genommen eine unglaubli-
che Fähigkeit, als Verpackungskünstler aufzutreten,
aber in Wirklichkeit die Probleme nicht anzupacken und
zu lösen.

Beispiel Bildungspolitik. Es gibt auch in Bayern Pro-
bleme in der Bildungspolitik. Wir haben sie gestern hier
erörtert. Unsere stellvertretende Fraktionsvorsitzende
Radermacher hat ausführlich hierzu Stellung genom-
men. Die CSU bietet keine richtigen Korrekturen an. Im
Gegenteil. Sie wälzt die Aufgaben nur auf die Kommu-
nen ab, sei es bei Ganztagsbetreuung, der EDV-System-
betreuung oder der Schulsozialarbeit. Interessanter-
weise fordern die Politiker der CSU draußen vom Frei-
staat Bayern immer wieder eine stärkere Beteiligung,
was die Schulsozialarbeit anbetrifft, während sie hier im
Landtag ganz anders stimmen.

Ein weiteres Beispiel ist die Kommunalpolitik. Wir vertre-
ten die Auffassung, dass das Konnexitätsprinzip endlich
eingehalten werden muss: Wer anschafft, muss auch
zahlen. Das ist der Grundsatz. Wenn die Bayerische
Staatsregierung im Hinblick auf die Systembetreuer, auf
die Schulsozialarbeit und auf die Ganztagsbetreuung
anschafft, dann hat die Bayerische Staatsregierung dies
auch zu bezahlen.

(Beifall bei der SPD)

Aber das Stoiber-Kabinett verfährt anders. Sie geben
immer wieder tolle Lokalrunden aus, lassen sich feiern,
und anschließend schicken sie den Bürgermeistern die
Rechnung. Das ist Abzockerei. Das ist nicht in Ordnung.
Das ist auch kein ordentliches Verhältnis zu den Kom-
munen.

Beispiel Nummer 3: innere Sicherheit. Die CSU bietet
zwar in ihrer Rhetorik unwahrscheinlich viel an, hat aber
in Wirklichkeit kein tragfähiges politisches Konzept. Sie
wollen im nächsten Jahr sage und schreibe 100 Plan-
stellen für Polizisten schaffen. Bei 71 Landkreisen kann
man sich vorstellen, was auf den einzelnen Landkreis
entfällt. 20 Polizisten haben Sie Herrn Schill versprochen
und verhelfen ihm so zu einem politischen Erfolg. Damit
– das sollte ernst genommen werden – päppeln Sie
einen Rechtspopulisten auf und ärgern, wie auch in der
K-Frage, Ihre Schwesterpartei, die CDU. Sie schaden
damit der politischen Kultur im Lande und vor allem der
inneren Sicherheit in Bayern.

(Beifall der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

Wir, federführend Thomas Jung und Peter Paul Gantzer,
haben unsere Vorstellungen über Jahre hinweg kund
getan, unsere Anträge eingebracht und aufgezeigt, was
man im Bereich der inneren Sicherheit tun muss: mehr
Planstellen, bessere Beförderungsmöglichkeiten, Ände-
rung der Sollstärkenberechnung. Alle diese Anträge
haben Sie abgelehnt. Für die Defizite bei der inneren
Sicherheit ist also nicht die SPD verantwortlich, dafür tra-
gen vielmehr alleine die Bayerische Staatsregierung und
die CSU die Verantwortung, weil sie unsere Initiativen
stets abgelehnt haben.

(Beifall bei der SPD)

Wer mehr innere Sicherheit in Bayern haben will,
braucht auch mehr Polizisten. Und wer morgen mehr
Polizisten in Bayern haben will, muss heute mehr Poli-
zisten ausbilden. Das ist ein einfacher Grundsatz. Sie
wollen im nächsten Jahr zunächst 30 zusätzliche Anwär-
ter einstellen und im September weitere 70 zusätzliche
Anwärter. Wir halten dies für viel zu wenig.

Meine Damen und Herren, in Ihren Pakten, auf denen
„Sicherheitskonzept“ steht, ist noch lange keine Sicher-
heit enthalten. Die Partei, die wirklich an der inneren
Sicherheit gearbeitet hat, die Partei, die für Gesetz und
Ordnung steht, ist nicht die CSU, sondern die SPD.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten Ach
(CSU))

Für die innere Sicherheit – das sollten Sie endlich auch
zur Kenntnis nehmen – steht zuerst unser Bundesinnen-
minister Otto Schily und nicht Günther Beckstein.

(Beifall bei der SPD – Ach (CSU): Seit wann?)

Wenn Sie über Finanzierung reden – Herr Kollege Ach,
dazu ist einiges gesagt worden –, dann sollten Sie auch
einmal sagen, w i e  Sie finanzieren – ich gehe nachher
vielleicht noch näher darauf ein –: Jemand stellt sich
hierher und sagt: Wir machen einen Kraftakt. Staatsse-
kretär Freller hat vorhin wieder von einem Kraftakt
gesprochen. Wir haben es im Frühjahr erlebt: Kraftakt:
600 Millionen DM für unsere Bauern.

(Frau Werner-Muggendorfer (SPD): Papier!)

Sie gebrauchen immer das Wort „Kraftakt“, aber hinter
diesem Wort steht nicht viel. Bei unseren Bauern ist
nichts von diesem „Kraftakt“ angekommen. Wie haben
Sie den Kraftakt finanziert? Sie finanzieren jetzt den
Kraftakt für die Polizeistellen, indem Sie dem Verbrau-
cherministerium wieder etwas weg nehmen. So kann es
nicht sein. Sie flattern im Grunde wie ein Schmetterling
von einer Blüte zur anderen. Überall nehmen Sie ein
bisschen Nektar mit, saugen ein bisschen heraus. So
kann man zwar Honig produzieren, aber bestimmt keine
innere Sicherheit, meine sehr geehrte Damen und Her-
ren.
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Nun zur Bildungspolitik: Beispiel Nummer zwei. Die
Chance, hier wirklich eine Weichenstellung vorzuneh-
men, ist vertan worden. Auch die Universitäten, die Geld
angespart haben, weil sie ganzheitlich und längerfristig
planen wollen, müssen – wie meine Kollegin Frau
Dr. Dorle Baumann gesagt hat – jetzt trotzdem auf Geld
verzichten.

Wir wollen im bildungspolitischen Bereich – das ist
unsere Zielsetzung, die Zielsetzung der SPD-Landtags-
fraktion, und auch die Zielvorstellung der Bundesregie-
rung –, endlich wieder in der Champions-League mit-
spielen; deswegen brauchen wir mehr Engagement, als
dies jetzt der Fall ist.

Wir haben die wenigsten Abiturienten. Wir haben die
höchsten Klassenstärken, wir haben einen massiven
Unterrichtsausfall. Auch bei den Ganztagsangeboten
sind wir Tabellenletzter in Deutschland. Das bildungspo-
litische Gebäude in Bayern ist nach vierzigjähriger CSU-
Herrschaft so desolat wie der 600 Jahre alte Schiefe
Turm von Pisa – daher wahrscheinlich auch der Name
der Studie: Pisa, meine Damen und Herren.

Trotzdem weigern Sie sich beständig, schulische Ange-
bote zu verbessern. Wenn Sie heute sagen, jetzt habe
man etwas getan, dann denke ich nur daran, wie wir
immer wieder gefordert haben, mehr Planstellen zu
schaffen, mehr Angebote zu machen, und Sie haben
immer nein dazu gesagt. Sie haben in der Bildungspolitik
einfach eine Blockade betrieben, und deshalb tragen Sie
als CSU und Bayerische Staatsregierung die Verantwor-
tung für die Defizite, die sich hier angesammelt haben.

Was die Verantwortung gegenüber den kommenden
Generationen anbetrifft, sind wir der Auffassung: Der
Generationenvertrag muss gegenüber den bayerischen
Kindern endlich erfüllt werden. Die CSU hat es nicht
getan, und deshalb lehnen wir auch diesen Haushalt ab.

Zur Finanzierung: Herr Kollege Ach, Sie sprachen vorhin
davon, wir schöpften – angeblich – aus dem Vollen.
Wenn wir hier 700 Millionen DM bzw. 350 Millionen Euro
mehr fordern, dann haben wir das auch finanziert. Das
können wir exakt nachrechnen, Herr Kollege Ach.

Wir, nicht die CSU, hatten gesagt, dass das zusätzliche
Verbraucherschutzministerium Millionen D-Mark kosten
werde, dass es einfach zu teuer sei. Es waren doch die
Sozialdemokraten, die gesagt haben, die Schaffung die-
ses Ministeriums, das Sie jetzt am liebsten wieder
zurücknehmen wollen, kostet viel zu viel Geld, und wir
sollten nach einer anderen Lösung suchen. Wir haben
Vorschläge für Einsparungen gemacht.

(Zuruf des Abgeordneten Ach (CSU))

Das wollten Sie aber nicht hören. Ich bin sicher, dass
mittlerweile auch die CSU das Verbraucherschutzminis-
terium gerne wieder los werden würde; Sie wissen nur
nicht, wie Sie es geschickt anstellen sollen, meine
Damen und Herren. Und den einzigen Laptop-Minister,
den Herrn Sinner, können Sie auch nicht gleich wieder
entlassen; sonst haben Sie nur noch „Lederhosen“ im
Kabinett, und das wollen Sie auch nicht.

(Beifall bei der SPD)

Mich wundert es immer wieder, dass die CSU so taub ist,
wenn man hier Vorschläge unterbreitet. Wir haben wie-
derholt gesagt, welche Einsparungsmöglichkeiten es
auch bei der Staatskanzlei gibt. Wenn beispielsweise
plötzlich die Zahl der Fortbildungslehrgänge für Füh-
rungskräfte der Verwaltung um 72% erhöht werden soll,
weil es angeblich Wechselkursverschlechterungen gibt,
so wären hier genügend Einsparungsmöglichkeiten
gegeben. Das Gleiche gilt für die repräsentativen Aufga-
ben, meine Damen und Herren. Sie wollen im Grunde
genommen nicht hören, wenn wir Einsparungsmöglich-
keiten aufzeigen, weil es nicht in Ihre Konzepte passt.

Wir haben auch bei diesen 700 Millionen DM sauber
durchgerechnet. Die Rechnung steht, das können wir
genau belegen.

Neben der inneren Sicherheit und der Bildungspolitik ist
auch die K-Frage, und zwar in diesem Fall die kommu-
nalen Finanzen, sehr wichtig. Wir ersuchen Sie drin-
gend, hier in die Landespolitik zurückzukehren und Ihre
eigenen Hausaufgaben zu machen. Das, was Sie, lieber
Kollege Ach, dazu gesagt haben, trifft nicht zu. Viel wich-
tiger wäre, dass Sie, was die kommunalen Finanzen
anbetrifft, erst einmal Ihre Hausaufgaben machen.

(Zuruf des Abgeordneten Ach (CSU))

Wenn Sie an den 6 Milliarden DM bzw. 3 Milliarden Euro,
mit denen der Freistaat bei den Kommunen in der Kreide
steht, Anstoß nehmen, liebe Kolleginnen und Kollegen,
dann muss ich für meine Fraktion – weil ich annehme,
dass davon in nächster Zeit öfter die Rede sein wird –
erklären: Diese 6 Milliarden DM sind doch keine Erfin-
dung von uns.

(Staatsminister Prof. Faltlhauser: Doch!)

– Nein, nein, Herr Minister, das ist keine Erfindung von
uns. Weder die 6 Milliarden DM, die der Freistaat Bayern
den Kommunen schuldet, sind eine Erfindung der SPD-
Fraktion aus dem Jahre 1990, noch sind es die 4,2 Milli-
arden DM, die der Freistaat Bayern den Kommunen bei
den Anlagen der Wasserversorgung und Wasserentsor-
gung schuldet. Das sind keine Erfindungen der SPD-
Fraktion.

(Zuruf des Abgeordneten Ach (CSU))

Das ist keine Erfindung, das ist ein Sachverhalt, eine
Feststellung, die man nachlesen kann. Dazu hat sich
Präsident Deimer vor drei Jahren erklärt.

(Zuruf des Abgeordneten Ach (CSU))

– Lieber Kollege, da können wir dann nachrechnen.

(Ach (CSU): Drei Jahre sind eine lange Zeit!)

Bereits damals haben Sie diese Zahl geleugnet. Sie
haben doch jährlich nicht 2 Milliarden DM abgetragen,
das stimmt doch nicht! Nach wie vor ist es so, dass der
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Freistaat Bayern gegenüber den Kommunen in der
Pflicht steht.

Machen wir uns doch nichts vor: Sie lassen sich in der
Zwischenzeit doch schon feiern für einen vorzeitigen
Baubeginn, obwohl Sie keine Mark Zuschüsse geben.

(Beifall bei der SPD)

Gleichzeitig sagen Sie den Kommunen, sie sollten ruhig
sein, die Bürgermeister sollten ja nicht vor dem Jahr
2004 kommen und Geld einfordern; dafür dürften sie
jetzt mit dem Bau beginnen. Was ist denn das für eine
Politik?! Lieber Kollege Ach, so ist es! Das sind keine frei
erfundenen Märchen, sondern es sind Fakten. So ist es
auch mit den 4,2 Milliarden DM, die ich nannte.

(Zuruf des Abgeordneten Ach (CSU))

Tatsache ist auch – ich habe es gestern erfahren, die
Nachricht ist also noch sehr frisch –: Der Freistaat Bay-
ern hat seine Förderung bei der Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung, durch die Richtlinie RZ Wasser
noch verschärft, insgesamt in den letzten zehn Jahren
um 51% zurückgefahren. Das sind Fakten, und die soll-
ten Sie zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es wird heute nur mehr der Förderstand aus dem Jahr
1991 mit 49% erreicht, und die Bürgerinnen und Bürger
bezahlen diese Politik mit höheren Gebühren.

Wenn Sie es sich heute auf Ihre Fahne heften, was man
nach Artikel 15 den Bezirken bezahlt oder den Kommu-
nen erstattet über die Asylbewerberkosten usw.,

(Ach (CSU): Das ist Fakt!)

dann muss ich feststellen, das haben sich die Kommu-
nen, lieber Kollege Ach, mühsam erstritten. Was hat
denn der Bezirk Oberfranken gemacht? Die mussten,
um etwas zu erhalten, zum Gericht gehen.

(Ach (CSU): Nicht deswegen!)

Dagegen hat jetzt der Freistaat Bayern wieder Be-
schwerde eingelegt. So gehen Sie mit den Kommunen
um!

(Ach (CSU): Es ging um den Berechnungsfaktor!)

Das ist doch nicht in Ordnung!

Ein Weiteres noch müssen wir hier ansprechen, was die
Kommunen anbetrifft. Nichts persönlich oder menschlich
gegen einen Minister aus Niederbayern, aber es muss
Ihnen doch zu denken geben, wenn die Steuerkraft von
Niederbayern nur mehr 58% der Steuerkraft von Ober-
bayern ausmacht. Da ist doch absoluter Handlungsbe-
darf gegeben, da muss man doch insgesamt etwas tun,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt ein paar Ausführungen zur Bundespolitik, weil Sie
sich diesem Thema so genüsslich gewidmet haben, was
insbesondere die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage
anbetrifft. Sie wissen es ganz genau: Im Solidarpakt-
Fortführungsgesetz wurde auf Druck der alten Länder
die Beteiligung der Kommunen in den alten Ländern an
den Solidarpaktlasten gefordert, und zwar gegen hefti-
gen Protest der kommunalen Spitzenverbände. Es war
die SPD-Bundestagsfraktion, die den Ländern wenigs-
tens die Aufnahme einer Überprüfungsklausel zuguns-
ten der Kommunen in die gemeinsame Entschließung
von Bundestag und Bundesrat abgerungen hat. Die CSU
war dagegen.

Man muss wissen: Im Gegenzug zur Erhöhung der
Gewerbesteuerumlage sollte im Sinne der Kommunalfi-
nanzen die Branchen-AfA-Tabelle angepasst werden,
dann wäre es ein ordentliches Konzept gewesen. Nur,
wer sich vehement gegen dieses Konzept gewehrt hat,
das war eben die CSU, auch Ihr Finanzminister, und
deshalb tragen Sie ganz wesentlich Verantwortung für
die aktuellen Probleme bei den kommunalen Steuerein-
nahmen.

(Zuruf von der CSU)

Natürlich lehnen Sie, meine Damen und Herren, hier die
Übernahme dieser Verantwortung ab. Es muss Ihnen
immer wieder gesagt werden: Sie sind es, Herr Faltlhau-
ser, denen die Kommunen die dadurch entstehenden
Steuerausfälle zu verdanken haben.

(Lachen bei der CSU)

Der bayerische Finanzminister war es, der noch im Som-
mer dieses Jahres gegenüber dem Städtetag in Briefen
vehement erklärt hat, dass er die Rücknahme der Erhö-
hung der Gewerbesteuerumlage ablehnt, meine Damen
und Herren. Herr Finanzminister, Sie haben das abge-
lehnt. Bitte kommen Sie ans Pult und sagen: Jawohl, das
ist richtig, Herr Strasser, ich habe im Sommer dieses
Jahres dem Bayerischen Städtetag mitgeteilt, dass ich
gegen die Rücknahme der Erhöhung der Gewerbesteu-
erumlage bin. Das ist einfach Fakt. Im Grunde genom-
men haben Sie bis zum Jahre 1998 mit Ihrer Gesetzge-
bung – ich denke an das Energiewirtschaftsgesetz – für
die Ausfälle gesorgt. Warum zahlen denn die Energie-
versorgungsunternehmen keine Gewerbesteuer mehr?
Daran ist doch nicht die rot-grüne Bundesregierung
schuld. Sie wollten, wenn Ihre Steuerreform vom 18. Ja-
nuar 2000 durchgekommen wäre, dass die Gewerbe-
steuermesszahl von 5 auf 4% gesenkt wird, was für die
Kommunen einen Ausfall von 7,8 Milliarden DM an
Gewerbesteuer bedeutet hätte. Die Steuerreform à la
Faltlhauser/Merz hätte für die Kommunen 7,8 Milliarden
DM weniger an Gewerbesteuern bedeutet. Stellen Sie
sich doch nicht hier hin und sagen Sie den Kommunen
heuchelnd etwas anderes.

(Beifall bei der SPD)

Sie erklären und fordern immer wieder, das Vorziehen
der Steuerreform bringe etwas und müsse unbedingt
gemacht werden. Unabhängig vom Grundsatz einer
Steuerreform müssen Sie davon ausgehen, dass bei
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einem Vorziehen der Steuerreform den Kommunen 3
Milliarden DM weniger Geld zufließen würde. Das müs-
sen Sie den Kommunen sagen.

Die Bundesregierung hat in der Zwischenzeit gehandelt
– das wissen Sie ganz genau –, was die gewerbesteuer-
liche Organschaft betrifft. Bei der Weiterentwicklung der
Kommunalfinanzen sind wir bereits tätig geworden. Auf
die Bundesregierung ist Verlass. Sie müssen beim
Haushalt des Freistaates Bayern Ihre Hausaufgaben
machen. Sie sollten nicht immer wieder den Bund zum
Vergleich nehmen, sondern das tun, wozu Sie selbst auf-
gefordert sind.

Sie ziehen sehr gerne den Ländervergleich heran. Auch
wir werden dies mit Blick auf die Schlüsselzuweisungen
in Zukunft öfter tun. Die Schlüsselzuweisungen sind ein
Instrument des Ausgleichs zwischen Schwächeren und
Stärkeren. Der Freistaat Bayern steht bei den Schlüssel-
zuweisungen unter den Flächenländern ganz unten und
hat die schlechtesten Zahlen. Bayern ist mit Schlüssel-
zuweisungen von 306 DM pro Kopf absolutes Schluss-
licht. In Niedersachsen betragen sie 511 DM, in Nord-
rhein-Westfalen 660 DM. Sie sollten daher ein bisschen
ruhiger sein.

Wir haben zum Nachtragshaushalt drei Forderungen
aufgestellt. Die Schlüsselzuweisungen müssen erhöht
werden, um einen Ausgleich zwischen Arm und Reich zu
schaffen. Die Pauschalzuweisungen der Schülerbeför-
derungskosten müssen erhöht werden. Als Drittes for-
dern wir im Rahmen des Finanzausgleichs 26 Millionen
DM für die Bezirke. Dazu haben Sie ebenfalls Nein
gesagt. Dies ist seit Jahren ein Anliegen von uns.

Sie haben dreimal Nein gesagt, was die Kommunen
anbetrifft. Wir sagen, dass dies ein Fehler ist. Sie hätten
mitgestalten können. Was haben Sie gemacht? – Sie
haben die E.ON-Verkaufserlöse verwendet. Es ist inte-
ressant, wenn der Vorsitzende des Haushaltsausschus-
ses von den Privatisierungen des Bundes spricht. Was
machen denn wir mit den Privatisierungserlösen? – Weil
wir nicht genügend normale Haushaltsmittel haben, ver-
wenden auch wir die E.ON-Privatisierungserlöse. Ohne
ein vernünftiges Konzept zu haben, wird kurzfristig die
Ganztagsbetreuung finanziert. Wie es ab 2006 weiter-
geht, weiß noch niemand. Ähnlich ist es beim Verbrau-
cherschutzministerium. Alles wird kurzfristig finanziert.
Das ist keine solide Politik. Das Gleiche gilt für die
Sicherheitsinitiative, die ich vorhin schon erwähnt habe.
Bis zum Jahre 2006 sollen insgesamt 650 zusätzliche
Polizistenstellen geschaffen worden sein. Man muss
sich überlegen, was noch alles in den nächsten Jahren
durch den Landtag geht – zwei Doppelhaushalte. Sie
sprechen immer vom Jahr 2006 und wollen 650 zusätzli-
che Polizistenstellen schaffen, ohne zu sagen, wie sie
insgesamt finanziert werden sollen. Welche Politik
betreiben Sie mit der Wiederbesetzungssperre? Kollege
Dietmar Franzke spricht dies immer wieder an. Sie spre-
chen immer wieder vom Kraftakt und davon, dass Sie
zusätzliche Planstellen schaffen und etwas geschieht –
wenn in Wirklichkeit aber eine Planstelle frei ist, gilt eine
neunmonatige Stellensperre. Das ist doch keine ordent-
liche Personalpolitik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Kehren Sie endlich zu einer soliden und ordentlichen
Personalpolitik zurück.

Die Steuermindereinnahmen sind ebenfalls angespro-
chen worden. Wir haben nie gesagt, dass wir keine
Rücklagen brauchen. Wir sind alle zu sehr Finanzpoliti-
ker und Politiker, die in Kommunen eingebunden sind.
Jede Kommune, jeder Landkreis braucht Rücklagen.
Herr Minister, Sie haben die Zahlen lange Zeit ver-
schwiegen und vieles nicht gesagt. Sie müssen sehen,
dass wir aufgrund der guten Steuereinnahmen des Jah-
res 2000 eine ordentliche Rücklage gebildet haben,
womit wir die schlechteren Steuereinnahmen des Jahres
2001 leichter ausgleichen können. Das ist doch unbe-
stritten; darauf müssen Sie einmal hinweisen. Warten wir
einmal ab, was bei den Hochrechnungen herauskommt.
Bei vielem muss man normalerweise damit rechnen,
dass es zurückgeht. Wir haben uns im Haushalt bereits
darauf eingestellt und dies abgefedert. Wir haben also
nichts Falsches gesagt, sondern etwas Richtiges.

Der Länderfinanzausgleich ist noch gar nicht angespro-
chen worden. Wir haben immer wieder gesagt, dass Sie
im Länderfinanzausgleich lange Zeit falsch gerechnet
haben. Wir haben auch gesagt, dass es in diesem oder
im nächsten Jahr über 4 Milliarden DM werden. Diese
Zahl stimmt. Sie haben nämlich früher bei der Festle-
gung des Länderfinanzausgleiches im Grunde genom-
men falsch gerechnet.

Wir kritisieren, dass versäumt wurde, vorhandene Ein-
sparungspotenziale konsequent zu nutzen. Wir kritisie-
ren, dass es nicht gelungen ist, die Problemfelder Bil-
dungspolitik, innere Sicherheit und kommunale Finan-
zen wirklich in den Griff zu bekommen und Weichenstel-
lungen vorzunehmen. Es ist nur bis auf das Jahr 2006
vertröstet worden und dass man bis dann handeln
werde. Es wird schön verpackt, aber in Wirklichkeit ist
wenig drin. So war es auch mit dem ersten Nachtrags-
haushalt in diesem Jahr, zu dem der Ministerpräsident
groß verkündet hat: Wir machen einen Kraftakt, 600 Mil-
lionen DM für unsere Bauern. Alle riefen Hurra. Jetzt fra-
gen die gleichen Bauern, wo das Geld geblieben ist.
Keine Mark kommt bei den Bauern an. So machen Sie
es immer. Sie verpacken es rhetorisch ungemein
geschickt,

(Zuruf des Abg. Ach (CSU))

aber in Wirklichkeit ist nichts enthalten. Ein konsequen-
ter Sparwille der Staatsregierung und des Ministerpräsi-
denten ist aber Voraussetzung für sinnvolles politisches
Handeln und zur Erledigung der politischen Hausaufga-
ben. Die politischen Hausaufgaben hat die Aktionsge-
meinschaft aus CSU-Staatsregierung und CSU-Land-
tagsgemeinschaft aber weder bei der Bildungspolitik
noch bei der inneren Sicherheit erledigt. Wir fordern Sie
vor allem auf, den Kommunen endlich diejenige Finanz-
ausstattung zu geben, die ihnen zusteht, und damit die
K-Frage auch in Bayern zu lösen.

(Beifall bei der SPD)
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Präsident Böhm: Das Wort hat Frau Kollegin Kellner.

Frau Kellner  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Nach dem so genann-
ten BSE-Aktionshaushalt steht nun heute der reguläre
Nachtragshaushalt 2002 auf der Tagesordnung. Auch
dieser Haushalt wurde mit einem Aktionsprogramm
beglückt.

Im Gefolge des von Aktion zu Aktion sprintenden Minis-
terpräsidenten wird im Freistaat Bayern ein Aktionspro-
gramm nach dem anderen durch den Landtag gejagt.
Diese stoiberschen Aktionsprogramme kommen wie die
sieben Plagen Ägyptens über den Finanzminister und
seine Beamtinnen und Beamten.

(Staatsminister Prof. Dr. Faltlhauser (Finanzministe-
rium): Unglaublich!)

Solide Finanz- und Haushaltspolitik aber zeichnet sich
durch Stetigkeit und Verlässlichkeit aus, nicht durch
Aktionismus und Sprunghaftigkeit, wie sie Ministerpräsi-
dent Dr. Stoiber an den Tag legt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da auch das Finanzministerium über keine Gelddruck-
maschine verfügt, ist es ganz praktisch, dass das von
Stoiber versprochene Geld gar nicht so schnell ausgege-
ben werden kann, wie er schon wieder neues verspricht.
So erinnert sich der Finanzminister an den Begriff der
Kreislaufwirtschaft und lässt die Millionen von einem
Aktionshaushalt zum nächsten kreisen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Überhaupt ist der bayerische Finanzminister durchaus
kreativ,

(Ach (CSU): Ein Genie!)

wenn es um die Performance seines Geschäftsbereichs
geht. Zum einen möchte er einen Haushalt ohne Neuver-
schuldung bis zum Jahr 2006 erreichen. Zum andern
muss er mit zurückgehenden Steuereinnahmen fertig
werden und dazu noch permanent Sonderwünsche des
Ministerpräsidenten erfüllen. So kam er auf die dem
Hightech-Land Bayern durchaus angemessene virtuelle
Rücklage. Ich erinnere daran: Am 31.12.2000 belief sich
die Rücklage auf 5,6 Milliarden DM. Davon waren nur
2,9 Milliarden DM reales Geld, sprich cash. Die andern
2,7 Milliarden DM waren die nicht in Anspruch genom-
menen Kreditermächtigungen, sprich virtuelles Geld,
das zwar von den Banken geliehen werden darf, aber
selbstverständlich einschließlich der Zinsen zurückge-
zahlt werden muss. Ich bekenne: Wir GRÜNE sind da
konservativ und ziehen tatsächlich vorhandenes Geld
dem virtuellen vor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eines ist klar: Die Auflösung der Rücklage kaschiert,
dass die Nettoneuverschuldung im Jahr 2002 eigentlich
1,6 Milliarden Euro wäre und nicht 468 Millionen Euro.

Sie wäre also dreieinhalbmal so hoch. Da die Rücklage
mittlerweile auf 939 Millionen Euro abgeschmolzen ist,
wurde bereits die virtuelle Rücklage angegriffen und
somit die tatsächliche Kreditaufnahme erhöht.

Herr Finanzminister, dieses Mal gibt es keinen Weih-
rauch für Sie. Herr Kollege Ach, Sie haben vorher ange-
sprochen, dass die CSU den schuldenfreien Haushalt
als Ziel fest vor Augen hat. Sie sagten: Die CSU denkt
bis morgen. Ich sage: Wir GRÜNEN denken bis über-
morgen.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Die Aussage des Kollegen Ach trifft einfach nicht zu, die
Anträge der GRÜNEN seien nicht gegenfinanziert. Das
stimmt doch gar nicht. Wir haben im Laufe der Jahre
genügend Umschichtungsvorschläge struktureller Natur
gemacht, die auf Jahre hinaus tragen würden. Ich habe x
Anträge auch zu diesem Nachtragshaushalt gestellt, wo
Geld einzusparen ist. Wir haben Sie immer wieder dazu
aufgefordert, Verschwendung zu stoppen, und dafür in
den jährlichen Rechnungshofberichten gutes Material
gefunden.

Tatsache ist: Wenn die CSU etwas will, ist immer Geld
da. Wenn die Opposition etwas will, dann heißt es: Das
ist zu teuer, es ist kein Geld da, und das ist nicht finan-
zierbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jahr für Jahr haben wir hier gefordert, die Mittagsbetreu-
ung an Schulen auszubauen, mehr Lehrerinnen und
Lehrer einzustellen etc. 1995 habe ich einen Vorschlag
gemacht, wie Sie Privatisierungserlöse dafür einsetzen
können, um mehr Stellen für Lehrkräfte an den Schulen
zu schaffen. Das haben Sie damals abgelehnt. Heute
sind Sie um unsere Idee froh und greifen sie begeistert
auf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kollege Ach hat viel von Bundespolitik gesprochen.

(Zuruf des Abgeordneten Ach (CSU))

Herr Kollege Ach, wenigstens sind Sie jetzt von Ihrer
unsinnigen Forderung abgerückt, die nächste Stufe der
Steuerreform vorzuziehen. Zumindest Ministerpräsident
Dr. Stoiber hat jüngst in einer Talkshow eingeräumt, dass
das nicht zu finanzieren wäre. – Da müssen Sie gar nicht
schlucken, Herr Faltlhauser. Ich habe das selbst gehört
und gesehen.

(Hofmann (CSU): Der wird doch noch schlucken
dürfen!)

Wir freuen uns über die späte Einsicht. Herr Kollege Ach,
Sie haben die wegbrechenden Steuereinnahmen ange-
sprochen. Ich kann Ihnen versichern: Der Rekord der
waigelschen Steuerlöcher ist bis heute ungebrochen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Der Verkauf des E.ON-Aktienpaketes hätte nach unse-
ren Vorstellungen für zukunftsweisende und innovative
Projekte verwendet werden müssen.

(Ach (CSU): Tun wir das nicht?)

Da diese Maßnahmen vor Ort umgesetzt werden, wäre
der Entlastungseffekt für die Kommunen enorm gewe-
sen. Außerdem werden gerade durch Sanierungsmaß-
nahmen an Gebäuden bei kleineren lokalen Unterneh-
men Arbeitsplätze gesichert. Ich nenne noch einige
wenige weitere Beispiele. Es gibt kaum eine Kommune,
in der nicht Schulen auf der Schadstoffsanierungsliste
stehen, von Nürnberg über Fürth bis hin nach Waldsas-
sen, Hollfeld und Buchloe. Ich könnte nahezu alle Kom-
munen des Freistaates aufführen. Diese Gebäude müs-
sen sofort saniert werden, da die Kinder nicht in PCB-
oder asbestbelasteten Schulen unterrichtet werden kön-
nen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Hinzu kommen die Sanierungsmaßnahmen in der Ener-
gietechnik. Dank der R 6 werden viele Schülerinnen und
Schüler auf unbestimmte Zeit in Containern verbringen
müssen. Darlehen an die Kommunen alleine nützen
nichts; es müssen verstärkt Zuschüsse gegeben wer-
den, da die Kommunen die Last sonst einfach nicht
schultern können.

Ich zitiere aus der Zeitung „Passauer Neue Presse“,
Lokalausgabe Freyung:

Die Gemeinden und der Landkreis müssen aber
auch mit dem Finger nach München zeigen: Erst
eine teure Schulreform beschließen, die Kommunen
dann mit Millionenlasten alleine stehenlassen.

(Zuruf von der CSU)

– Herr Urban ist ein CSU-Landrat.

Der Anstand verlangt es, dass der Landkreis für das
Paket Schulbauten die Maximalförderung bekommt.

Kollege Ach, da nützt es nichts zu sagen, die Leistungen
des Staates an die Kommunen nehmen zu. Sie müssen
auch im Auge behalten, welche Aufgaben den Kommu-
nen zusätzlich aufs Auge gedrückt werden.

(Ach (CSU): Vom Land und vom Bund!)

– Vom Land; ich denke nur an Schulsozialarbeit und die
Ganztagsbetreuung.

Als nächsten Punkt muss ich den Verkehr herausgreifen.
Anstatt in Transrapid-Träumen von schneller, moderner,
hightecher zu schweben, sollten Sie in den Pendleralltag
mit Adjektiven wie unpünktlich, langsam und überfüllt
herabsteigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen keine Hightech-Bahn für einige wenige,
sondern eine robuste, alltagstaugliche Bahn für die
Masse. Hinzu kommt, dass Sie die Flächenbahn in Bay-
ern aufs Abstellgleis fahren lassen, weil Sie einfach nicht
bereit sind, für regionale Verkehre Züge zu bestellen.
Damit lassen Sie die Menschen in ihren Stimmkreisen
auf den Gleisen stehen – unabgeholt von einem Zug.
Von Oberfranken bis Schwaben – ich nenne nur die
Staudenbahn, Fichtelgebirgsbahn, Fuchstalbahn, Wald-
bahn, Rottalbahn – setzen sich die Menschen für die
Reaktivierung und Modernisierung ihrer Regionalbah-
nen ein.

Gehen wir zum Schulbereich. Von Tims bis Pisa wird
aufgezeigt, dass das Schulsystem geradezu nach Refor-
men schreit. Es ist ein Skandal, dass Kindern aus bil-
dungsferneren Elternhäusern die notwendige Förderung
vorenthalten wird. Gerade Sie von der CSU predigen
doch landauf landab, wie wichtig Wertevermittlung,
Erziehung und umfassende Allgemeinbildung sei. Nur,
wer das Pech hat, sich nicht die richtigen Eltern ausge-
sucht zu haben, muss in Bayern leider draußen bleiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ach
(CSU): So eine Unverschämtheit, das ist bodenlos!
– Glück (CSU): Haben Sie Zahlen, wo es besser
ist?)

– Herr Glück, darauf komme ich gleich zurück. Sie sind
zum passenden Moment gekommen. Ich komme auf Sie
zurück, wenn Sie dran sind. Auch Sie müssen sich ein-
reihen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Keine Bevorzugung des Fraktionsvorsitzenden der
CSU.

(Glück (CSU): Sehr demokratisch!)

Es ist ein erster begrüßenswerter Schritt, dass mehr
Lehrerinnen und Lehrer eingestellt werden, um die
Unterrichtssituation zu verbessern und mehr Nachmit-
tagsbetreuung angeboten werden kann. Das reicht aber
nicht. Herr Glück – jetzt kommen Sie dran – sogar Sie
sind mittlerweile zu der Erkenntnis gekommen, dass
man nicht von vorne herein meinen dürfe, in Bayern
sähe es besser aus als in anderen Bundesländern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Siehe da.

(Glück (CSU): Das habe ich etwas anders formu-
liert!)

– Ich habe das in einer dpa-Meldung gelesen, Herr
Glück, und habe das erstaunlich gefunden. Eine späte
Erkenntnis ist aber besser als gar keine.

(Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das hält
nicht lange vor!)

Die Ganztagsschule mit ihrem anderen pädagogischen
Ansatz muss in das Schulangebot aufgenommen wer-
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den. Ich verstehe nicht, warum Sie die totale Verweige-
rungshaltung einnehmen. Lassen Sie doch die Kunden –
Sie sind doch sonst so marktwirtschaftlich orientiert –,
lassen Sie die Schüler und Eltern entscheiden, welches
Angebot ihrem Bedarf entspricht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Oder stimmt es, was Ihnen der Vorsitzende des Städte-
tags Oberbürgermeister Deimer vorwirft, dass es Ihnen
gar nicht um das bessere Angebot gehe sondern nur
darum, dass die Kommunen die Zeche bezahlen. Das
Tragische an dem Hickhack ist, dass letztendlich die Kin-
der die Leidtragenden Ihrer Verweigerungshaltung sein
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei der Schulsozialarbeit ist es um keinen Deut besser.
Es gibt kein einziges Argument gegen die bedarfsge-
rechte Ausweitung der 33 Modellversuche. Der
g’standne CSU-Landrat Dorfner aus Passau schrieb mir
einen Brief wegen der weiteren Finanzierung. Ich meine,
an mich muss er sich nicht wenden. Unsere Fraktion for-
dert seit Jahr und Tag den Ausbau der Schulsozialarbeit,
was Sie regelmäßig wiederkehrend ablehnen. Es ist
finanzpolitisch außerordentlich kurzsichtig und teuer, auf
präventive Maßnahmen zu verzichten und später die
Folgen etwa in Heimunterbringungen oder Arbeitslosig-
keit zu zahlen. Tatsache ist: Die Schulsozialarbeit muss
fester Bestandteil des Schulalltags werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch das Aktionsprogramm Innere Sicherheit krankt am
fehlenden Konzept. Die drängenden Probleme der Poli-
zei wie nicht besetzte Planstellen aufgrund von Erzie-
hungsurlaub und Abordnung von Beamten zu Sonder-
einheiten, werden nicht gelöst. Von der in Aussicht
gestellten Verbesserung der Planstellensituation, die
erst in drei Jahren zum Tragen kommt, hat der Polizeibe-
amte, der heute unter der Last der Überstunden zusam-
menkracht, nichts. Uns ist gänzlich unverständlich,
warum Sie unserem Antrag betreffend eine adäquate
Bezahlung der Überstunden nicht zugestimmt haben.

Für den Justizvollzugsdienst stellen Sie zwar mehr Leute
ein, haben aber gleichzeitig die Haftplätze ausgebaut,
sodass das Verhältnis von Gefangenen zu Beamten
heute schlechter ist als früher.

(Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das stimmt!)

Die Finanzierung des Sonderprogramms durch die Erhö-
hung der Wiederbesetzungssperre von sechs auf neun
Monate, die Erhöhung der globalen Minderausgaben um
13,99 Millionen Euro, sowie die Einbeziehung des mit
großem Pomp anfangs dieses Jahres ins Leben gerufe-
nen Verbraucherschutzprogramms in die 15prozentige
Haushaltssperre, ist weder zielführend noch sachge-
recht. Sie haben mittlerweile – das ist immerhin erstaun-
lich – eingesehen, dass bei Staatsanwaltschaften und
Gerichten die Wiederbesetzungssperre nicht auf neun
Monate erhöht werden kann. Sie haben sie sogar auf

drei Monate gesenkt. Herr Finanzminister, ich frage Sie –
das bitte ich Sie mir zu erklären – wie Sie den Ansatz von
7,67 Millionen Euro, den Sie für die Wiederbesetzungs-
sperre in das Finanzierungspaket eingebracht haben,
erreichen wollen. Wollen Sie die Finanzverwaltung noch
mehr zur Ader lassen, obwohl diese ohnehin chronisch
unterbesetzt ist? Der Finanzverwaltung hilft es nicht,
wenn Sie die Beamten, die die Geldwäsche bekämpfen
sollen – mickrige 16 Personen –, sukzessive auf 50 Per-
sonen aufstocken.

Nach dem Ärger, den Ihnen die Erhöhung der Haushalts-
sperre von 12 auf 15% zur Finanzierung des BSE-Son-
derprogramms bereitet hat – Sie erinnern sich, dass ich
Ihnen vorgerechnet habe, welche Beträge die einzelnen
Vereine, Verbände und Kommunen abdrücken mussten
–, haben Sie es dieses Mal schlauer angefasst. Herr Kol-
lege Ach, Sie haben vorhin gesagt, die Jugendverbände
bekämen jetzt mehr Geld. Das ist ein besonderer
Schachzug der CSU. Im letzten Nachtragshaushalt
haben Sie den Ansatz für die Jugendverbände um 1,2
Millionen DM gekürzt.

(Ach (CSU): Das stimmt doch nicht!)

Jetzt geben Sie ihnen von den 1,2 Millionen DM 800000
DM zurück und erwarten Dankbarkeit.

(Ach (CSU): Lesen Sie den Haushalt nach! Seit
wann recherchieren Sie so oberflächlich?)

– Das ist nicht oberflächlich. Es ärgert Sie, dass dies Tat-
sache ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nachdem Sie die Erfahrung machen mussten, erhöhen
Sie die globale Minderausgabe. Das ist letztendlich
nichts anderes als eine zusätzliche Haushaltssperre.
Jetzt wird nicht jeder gleichmäßig zur Ader gelassen,
sondern die Ministerien entscheiden, wer was wegge-
kürzt bekommt. Eines ist klar: Wenn bei einem Verband
nicht gekürzt wird, muss der andere zusätzlich bluten.
Der Vorteil für die Regierung ist Folgender: Fragt die
Opposition nach einer Kürzung, werden Sie im Brustton
der Überzeugung sagen: Nein, hier nicht, das wird aus
der Wirtschaftlichkeitsreserve genommen. Mittlerweile
besteht der halbe Haushalt aus dieser Reserve. Die ver-
anschlagten Ansätze sind Makulatur. Die Ministerien
können das Geld nach Gusto hin- und herschieben – wie
es der Wahlkampf gerade verlangt.

Nun noch zur stoiberischen Kreislaufwirtschaft – 600 Mil-
lionen DM Sonderprogramm zur Bekämpfung von BSE.
Ganz abgesehen davon, dass der Ansatz von 600 Millio-
nen DM für zwei Jahre vorgesehen war, werden damit
Versäumnisse der Vergangenheit gutgemacht; Stich-
punkt: Futtermittelkontrolleure, Tierärzte. Zum anderen
ziehen Sie 19,3 Millionen Euro, die für die Wende in der
Landwirtschaft gebraucht werden – Stichwort: artge-
rechte Tierhaltung – wieder ein. Sie haben das Ministe-
rium als Wasserkopf behalten, und die Programme für
die Umgestaltung schneiden Sie zurück.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ach
(CSU): Künast!)

Letzter Punkt ist die Integration von Ausländerinnen und
Ausländern. Die Meinung der CSU könnte in etwa so
zusammengefasst werden: Integration ja, aber kosten
darf es nichts. Es ist nett, dass Herr Söder aufgrund der
Pisa-Studie sagt, wir bräuchten mehr Sprachförderung
für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache.

Aber dann muss er auch bereit sein, die hierfür notwen-
digen Gelder zur Verfügung zu stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eines ist aber auch klar: Auch Kinder deutscher Mutter-
sprache, die sprachliche Defizite aufweisen, brauchen
mehr Sprachförderung.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Tatsache ist, dass viele Kommunen schon weiter als das
Kultusministerium sind und aus eigenen Mitteln Sprach-
kurse und Hausaufgabenbetreuung eingerichtet haben.
Ich nenne beispielhaft Erlangen, München, Lindau und
Landshut. Es wäre ein guter Ansatz gewesen, im Nach-
tragshaushalt die Mittel für diese Aufgabe bereitzustel-
len. Sie von der CSU haben das leider verweigert, aber
vielleicht beschleunigt Pisa den Entscheidungsprozess.

Kolleginnen und Kollegen, die Chancen, die sich mit den
Erlösen aus dem Verkauf der E.ON-Aktien in Höhe von
459 Millionen Euro geboten haben, wurden nicht
genutzt. Notwendige Reformen gerade im Schulbereich
werden nicht zielgerichtet und energisch genug ange-
gangen. Ökologische Maßnahmen kommen kaum mehr
vor, Verkehrspolitik beschränkt sich im Wesentlichen auf
Straßen- und Flugzeugbau, Integration von Ausländern
wird zwar gewünscht, aber kosten darf sie nichts. Die
Kommunen werden mit Brosamen abgespeist. Wenn wir
sehen, was möglich gewesen wäre und was Sie von der
CSU daraus gemacht haben, dann können wir uns nur
mit Schaudern abwenden und Ihnen für diesen Nach-
tragshaushalt die Rote Karte zeigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist ge-
schlossen. Das Wort zu einer zusammenfassenden Stel-
lungnahme hat nun der Herr Staatsminister der Finan-
zen.

Staatsminister Prof. Dr. Faltlhauser  (Finanzministe-
rium): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Dieser Nachtragshaushalt
steht ganz im Zeichen eines Paradigmenwechsels in der
Finanzpolitik. Die vorletzte Steuerschätzung war im Mai,
die letzte im November. Allein in dieser Zeit sind die
Schätzungen über das Steueraufkommen im Freistaat
Bayern um einen Betrag zurückgegangen, den Herr Kol-
lege Ach schon genannt hat, nämlich um 639 Millionen

DM. Das ist deutlich mehr als eine halbe Milliarde DM
innerhalb eines halben Jahres.

Es kommt hinzu, dass wir zudem 311 Millionen DM
zusätzlich in den Länderfinanzausgleich einzahlen.
Somit haben wir 950 Millionen DM weniger aufgrund
einer finanziellen und steuerlichen Entwicklung, die kon-
junkturbedingt ist und die die Bundesregierung zu ver-
antworten hat. Das ist der Punkt.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte den Länderfinanzausgleich noch einmal im
Zusammenhang darstellen. Für 2000 mussten wir die
Rekordsumme von 3,7 Milliarden DM in den Länderfi-
nanzausgleich zahlen. Wir werden in diesem Jahr insge-
samt etwa 4,2 Milliarden DM bezahlen, und das ist der
reine Länderfinanzausgleich, wobei ich noch nicht den
Umsatzsteuervorwegausgleich und die Summe in Höhe
von fast einer Milliarde DM für den Fonds Deutsche Ein-
heit hinzurechne. Das sind die Ausgleichsleistungen, die
der wirtschaftsstarke und erfolgreiche Freistaat Bayern
an andere Länder bezahlt.

Wir brauchen uns angesichts dessen nicht vorwerfen zu
lassen, wir seien nicht solidarisch. Wir, die bayerischen
Bürger, arbeiten sehr wohl für andere Länder, nicht
zuletzt auch für die neuen Länder.

(Beifall bei der CSU)

Erlauben Sie mir im Übrigen, dass ich in dieser Rede nur
von DM-Beträgen spreche. Das geschieht aus nostalgi-
schen Gründen. Das ist die letzte Gelegenheit, in einer
Haushaltsrede nur DM-Beträge zu nennen. In allen
anderen Reden müssen wir von Euro-Beträgen reden.
Ich glaube auch, dass dadurch das Verständnis gestärkt
wird.

Wir sind in diesem Nachtragshaushalt wie geplant bei
einer Nettoneuverschuldung von 914 Millionen DM.
Damit beträgt die Nettoneuverschuldung erstmals unter
einer Milliarde DM. Dies ist ohne Zweifel, Frau Kollegin
Kellner, nur dadurch möglich, dass wir an die Rücklagen
herangehen. Gestatten Sie mir dazu einige Bemerkun-
gen.

Erstens. Üblicherweise werden Finanzminister dafür kri-
tisiert, dass die öffentliche Hand zu wenig Vorsorge für
die Zukunft betreibt. Mir wird mittlerweile von der Oppo-
sition vorgeworfen, dass ich eine zu starke Vorsorge
getroffen habe. Wir haben insgesamt in den Jahren 1998
bis 2000 die Haushaltsrücklage um 4,85 Milliarden DM
auf 5,6 Milliarden DM erhöht, wohl wissend, dass eine
Steuerreform kommt und um angesichts unserer eige-
nen Reformvorschläge glaubwürdig zu bleiben. Nur so
geht das. Wir haben schon einen wesentlichen Teil von
diesen Rücklagen im Jahr 2001 allein wegen der Steuer-
reform abbauen müssen. In den Jahren 2002 und 2003
wird sich das fortsetzen. Das haben wir vorausgeplant
und vorausgesehen. Wir haben in besseren Jahren
gespart, um die besonderen Herausforderungen, in die-
sem Fall die Steuerreform, bewältigen zu können. Dies
haben auch alle anderen Länder gemacht, soweit sie
dazu in der Lage waren.
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Jetzt bin ich erstaunt, dass eine Unterscheidung zwi-
schen – wie Sie sagen, Frau Kollegin Kellner – virtueller
und nicht virtueller Vorsorgerücklage gemacht wird.
Logisch ist schon Folgendes: Wenn ich eine Nettokredi-
termächtigung habe, die ich nicht in Anspruch nehme,
dann kann diese nach Artikel 25 unserer Haushaltsord-
nung der Rücklage zugeführt werden. Wenn ich noch
mehr an zusätzlichen Ist-Einnahmen über die eine Milli-
arde DM hinaus habe, ist dies tatsächlich eine Barein-
nahme, die ich auch den Rücklagen bar zuführen kann.
Insofern ist diese Unterscheidung richtig.

Aber, Frau Kollegin, in allen anderen Ländern bis auf
Nordrhein-Westfalen, gibt es eine derart hohe Nettoneu-
verschuldung, dass es dort regelmäßig und zwingend
nur das geben kann, was Sie virtuelle Rücklagen nen-
nen.

Diese Art von Rücklage ist Praxis in der bayerischen
Politik seit der Nachkriegszeit, und das ist in allen Län-
dern üblich und Gesetz. Wer dieses Gesetz ändern will –
das sage ich auch mit Blick auf den Rechnungshof –, der
soll es sagen. Dann machen wir ein anderes Haushalts-
gesetz und führen andere Verfahrensweisen ein. Ich
halte das, was wir machen, für hoch seriös. Wir sind das
einzige Land, das aufgrund seiner guten Haushaltspolitik
auch eine Bar-Rücklage bilden kann. Die anderen Län-
der sind weit davon entfernt. Gehen Sie mit diesem
Gedanken noch einmal in sich.

Wir haben Rücklagen. Aufgrund der konjunkturellen Ent-
wicklung, die wir nicht zu verantworten haben, sondern
die Bundesregierung, müssen alle Länder massiv an die
Rücklagen herangehen, soweit sie vorhanden sind, um
einigermaßen über die Runden zu kommen.

Ich möchte ein Zweites sagen. Wir gehen in diesem
Haushalt von einem Wachstum im Jahr 2002 von 0,7%
aus. Alle Wirtschaftswissenschaftler halten 0,7% für die
Marke, die wir ungefähr erreichen könnten. Ob wir sie
tatsächlich erreichen, ist eine andere Frage. Es ist eher
noch etwas mehr Pessimismus angebracht. Die Bundes-
regierung und Herr Eichel selbst haben 0,7% als eine
mögliche Variante genannt, gleichzeitig aber einen Bun-
deshaushalt eingereicht, in dem von 1,25% ausgegan-
gen wird. Was ist denn nun richtig? Gelten nun 0,7%
oder 1,25% für den Bundeshaushalt? Offenbar will sich
Eichel nur gesundrechnen. Meine Kollegen im Berliner
Parlament sagen mit Recht, dass das ein gefälschter
Haushalt sei.

(Beifall bei der CSU)

Ich füge hinzu: Der Haushalt, der Ihnen hier vorliegt, ist
nicht gefälscht, sondern ist auf der realistischen Grund-
lage eines Zuwachses beim Bruttosozialprodukt von
0,7% aufgestellt. Der entscheidende Grund für die dra-
matische Situation der Konjunktur ist nicht der 11. Sep-
tember. Er hat nur eine zusätzliche Lähmung gebracht.
Das Problem ist vielmehr hausgemacht. Sie können das
jeden Tag in allen Wirtschaftszeitungen in verschiede-
nen Varianten nachlesen.

Zu der schlechten konjunkturellen Lage hat die Steuer-
politik der Bundesregierung wesentlich beigetragen.

Frau Kellner und Herr Strasser sagen, das Konzept von
Herrn Faltlhauser sei völlig unzureichend und hätte noch
mehr Schulden gebracht. Alle Experten erklären dage-
gen, wenn man uns gefolgt wäre, im ersten Schritt im
Jahr 2001, in dem wir noch stehen, eine Entlastung von
mehr als 30 Milliarden DM auf breiter Ebene beim Mittel-
stand und bei den Arbeitnehmern vorzunehmen, hätten
wir heute keine derartige Wachstumskrise. Das ist das
Problem. Jeder sieht das ein.

(Beifall bei der CSU)

Ich werde sonst in der „Süddeutschen Zeitung“ weiß
Gott nicht gelobt, aber vor drei oder vier Tagen war dort
zu lesen: Unser Steuerreformkonzept war das einzig
vernünftige Konzept, das in der Steuerpolitik vorgelegt
wurde. Herr Strasser sagt, das Konzept hätte die Kom-
munen um 7,4 Milliarden DM gebracht. Wenn man das
Konzept aber genau liest, wird man feststellen, dass
ausdrücklich darin steht, dass dieser Ausfall durch eine
Erhöhung des Mehrwertsteueranteils der Kommunen
auszugleichen ist. Das ist ein ausgewogenes Konzept
gewesen. Herr Kollege Strasser, wenn Sie das schon
zitieren, zitieren Sie es bitte ganz, sonst machen Sie
eine nicht ganz erlaubte Turnübung.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, ich wiederhole, dass die Kon-
zeption von Herrn Eichel in der Steuerpolitik völlig falsch
war. In diesem Jahr ist die Steuersenkung zu gering, sie
gilt nur für die Großen und benachteiligt den Mittelstand.
Die Entlastung der Arbeitnehmer – Stichwort: Spitzen-
steuersatz 42% – findet erst im Jahr 2005 auf breiter
Ebene statt.

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammenhang
wird über das Vorziehen debattiert. Ich habe immer –
überall nachlesbar und auch an dieser Stelle in diesem
Saal hörbar – gesagt, wir müssten die Stufe II von 2003
auf 2002 vorziehen, um eine Entlastung um 13 Milliarden
DM bis 15 Milliarden DM zustande zu bringen. Dies hat
die Bundesregierung aber versäumt. Jetzt kann man das
gesetzestechnisch nicht mehr machen. Derzeit geht es
um die zweite Stufe der Steuerreform. Es wurde immer
wieder pauschal gefordert, beide Stufen, nämlich die
Stufen von 2005 und 2003, auf 2002 vorzuziehen, denn
das ergäbe ein Volumen von 15 Milliarden DM.

(Dr. Kaiser (SPD): Ihr habt doch 16 Jahre nichts
gemacht!)

Der Ministerpräsident hat hierzu ausdrücklich erklärt,
das Vorziehen beider Stufen ist aufgrund der miserablen
konjunkturellen Entwicklung und der niedrigen Steuer-
einnahmen nicht zu schaffen. Ich betone, das ist eine
realistische Einschätzung.

(Beifall bei der CSU)

50 Milliarden DM sind jetzt nicht mehr darstellbar.

Das Gegenteil ist in diesem Jahr passiert: In diesem Jahr
wirkt sich die Ökosteuer mit 33,5 Milliarden DM aus. Am
01.01.2002 kommt zweierlei hinzu: Erstens kommen
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noch einmal 7 Milliarden DM hinzu. Dann haben Sie
mehr als 40 Milliarden DM aufgrund der Ökosteuer. Wel-
che Wohltat für diese Gesellschaft. Ich sage, das lähmt
Wirtschaft und Gesellschaft und zieht insbesondere den
kleinen Leuten und den Kommunen Geld aus der
Tasche. Zweitens kommen mehr als 3 Milliarden DM auf-
grund der Erhöhung der Versicherungsteuer und der
Tabaksteuer hinzu.

Wir haben dagegen ein Sicherheitskonzept vorgelegt,
das wir aus dem Haushalt finanziert haben, obwohl die-
ser nur ein Volumen von 68 Milliarden DM hat. Der Bun-
desfinanzminister hat einen Haushalt von 500 Milliarden
DM und war nicht in der Lage, nach dem 11. September
einen Schwerpunkt bei der Sicherheit zu setzen. 3 Milli-
arden DM aus dem Haushalt herauszuschneiden, ist
eine lächerliche Leistung. Das ist unglaublich.

(Beifall bei der CSU

Die Steuerreform, die Herr Eichel vorgelegt hat, hat vor
allem – wie überall beklagt wird – den Mittelstand getrof-
fen. Heute Nacht ist der Vermittlungsausschuss nach
mehreren Vorläufen in Unterarbeitsgruppen zusammen-
getreten, um über das so genannte Unternehmensteuer-
fortentwicklungsgesetz zu verhandeln. Ich darf sagen,
eigentlich war das ein Unternehmensteuerreparaturge-
setz. Der Vermittlungsausschuss ist nach Mitternacht zu
einem Ergebnis gekommen, das unser Vertreter Erwin
Huber mit erstritten hat. Erwin Huber ist wieder unter uns
und einigermaßen wach, wie ich festgestellt habe. Wir
haben für den Mittelstand 1,3 Milliarden DM – § 6b – und
einen kleinen Betrag für die Kommunen herausgeholt.
Ich glaube, diese Nachbesserung hat es gerechtfertigt,
den Vermittlungsausschuss zu bemühen. Ich bedanke
mich ausdrücklich bei Herrn Kollegen Huber, dass er bis
in die Nacht hinein für uns gestritten hat.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, obwohl wir bei geringeren
Steuereinnahmen durch indirekte Steuern – Ökosteuer –
massiv zur Kasse gebeten werden, hat die Bundesregie-
rung etwas vorzuweisen, was in dieser dramatischen
Form kein anderes Land vorzuweisen hat, nämlich eine
Nettoneuverschuldung im nächsten Jahr von 2,7%. Sie
erinnern sich an die Debatte über die so genannten Sta-
bilitätskriterien vor Einführung des Euro. Eigentlich sind
wir verpflichtet, höchstens 1,5% aufzuweisen und den
Prozentsatz weiter zu reduzieren. Herr Eichel ist derzeit
schon bei 2,7%. Wie will er in dieser Lage handeln, um
konjunkturpolitisch gegenzusteuern? Er hat sich in eine
Sackgasse begeben. Er hat die Leute mit zusätzlichen
Steuern belastet und eine Steuerreform vorgelegt, die
erst spät wirkt und keine konjunkturelle Wirkung entfal-
ten kann. Gleichwohl hat er sich in eine Schuldenfalle
manövriert, indem er 2,7% an Verschuldung hinnimmt.
Das hat Herr Eichel zu verantworten. Ich meine, das ist
nicht der richtige Weg.

Der richtige Weg ist der, den Bayern mit einer Pro-Kopf-
Verschuldung von 2891 DM geht. Zum Merken: 2891
DM. Das ist deshalb eine so gute Zahl, weil der Länder-
durchschnitt bei 7931 DM liegt. Das ist das Ergebnis
einer langfristigen, soliden Haushaltspolitik. Deshalb

braucht sich die Bayerische Staatsregierung von nie-
mandem der Opposition vorwerfen zu lassen, sie
betreibe keine seriöse Finanzpolitik. Die Zahlen bewei-
sen, dass wir dauerhaft eine solide Finanzpolitik betrie-
ben haben und dies auch mit dem vorliegenden Nach-
tragshaushalt tun.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, dabei haben wir Schwer-
punkte gesetzt, die meiner Ansicht nach außergewöhn-
lich bemerkenswert sind, und zwar gerade im Vergleich
mit den anderen Ländern, die massiv kürzen und auf-
grund ihrer klammen Haushaltslage bewegungslos ver-
harren. Wir haben die Schulen gestärkt. Wir haben ein
Kinderbetreuungskonzept vorgelegt, und wir haben ein
Sonderprogramm für die innere Sicherheit im Nachtrags-
haushalt vorgesehen. Sehen Sie sich allein die Zahl der
zusätzlichen Lehrerstellen an, die in den nächsten drei
Jahren geschaffen werden.

(Frau Biedefeld (SPD): Wieso haben Sie die vorher
abgebaut?)

– Wir haben keine Lehrerstellen abgebaut, wie Sie wis-
sen, Frau Kollegin. Machen Sie keine falschen Zwi-
schenrufe. Wir schaffen zusätzliche Lehrerstellen und
besetzen alle frei werdenden Planstellen sofort. In den
nächsten drei Jahren kommen noch einmal 4100 neue
Lehrer hinzu. Das ist in Deutschland einmalig.

(Beifall bei der CSU)

Außerdem haben wir ein verbessertes Kinderbetreu-
ungskonzept vorgelegt, in dessen Rahmen wir für insge-
samt 30000 Kinder zusätzliche Betreuungsmöglichkei-
ten anbieten. Nicht vergessen werden dürfen die 890
neuen Stellen, die bis zum Jahr 2005 auf dem Gebiet der
inneren Sicherheit geschaffen werden.

Der Freistaat Bayern kann sich mit seinen Zahlen jeweils
messen an der Summe der Beträge aller anderen Bun-
desländer. So ist die Realität. So sind unsere Akzente.
Wir haben auf die Sicherheitsprobleme in einem Maße
reagiert, wie es sich die Bundesregierung nicht einmal
vorstellen kann, weil sie die Schwerpunktbildung nicht
ernst nimmt.

Wir haben noch etwas Zusätzliches getan: Für das Fran-
kenstadion gibt es maximal 55 Millionen DM.

Da kommen jetzt manche Briefe von Gemeinden, die fra-
gen: Warum nicht wir? Ich kann nur sagen: Die bewer-
ben sich nicht um die für dieses Land so wichtige Fuß-
ballweltmeisterschaft. Ich glaube, eine derartige Heraus-
forderung für eine Stadt, die die Bedingungen für eine
Bewerbung erfüllen muss, ist nur mit der Hilfe des Frei-
staates zu meistern. Ich glaube, wir waren uns damals
auch über das Vorhaben in Unterhaching über Partei-
grenzen hinweg einig. Hier könnten wir es auch sein,
auch in der Frage über die Beiträge für die Maxhütte,
damit der Betrieb dort weitergehen kann.
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Lassen Sie mich noch etwas zu den Kommunen sagen,
weil mir das besonders wichtig ist: Die Kommunen wer-
den in diesem Land sehr gut behandelt.

(Lachen der Frau Abgeordneten Biedefeld (SPD))

– Bevor Sie sich dort unten in der ersten Reihe totlachen:
Der Pressedienst des Landkreistages sagte am 28. No-
vember 2001 über den Finanzausgleich 2002: „Der Frei-
staat Bayern unterstützt seine Kommunen in haushalts-
politisch schwieriger Zeit.“ Die Präsidenten haben sich in
den regionalen Zeitungen für den Nachtragshaushalt
bedankt.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben den Kommunen in einem Nachtragshaushalt
zusätzlich über 400 Millionen DM zugestanden. Wir
haben die Grenzen der dauerhaften Finanzierungsver-
pflichtungen zugunsten der Kommunen verschoben.
Beim Asylbewerberleistungsgesetz haben wir gesagt:
Ab 1. Juli 2002 übernehmen wir alle Kosten. Das kostet
uns 71 Millionen DM. Dies gilt ab dem 1. Januar 2003 in
vollem Umfang, sodass wir ab diesem Zeitpunkt 140 Mil-
lionen DM zusätzlich bezahlen müssen. Wir entlasten
damit die Kommunen dauerhaft. Das hat es in diesem
Umfang in der Nachkriegszeit noch nicht gegeben.

(Beifall bei der CSU)

Die Hochbauförderung haben wir um 21,8% auf 518 Mil-
lionen DM angehoben.

Bei den Kommunen stellt sich die Frage nach der
Gewerbesteuer. Die Gewerbesteuer ist eine Großbe-
triebsteuer. Das habe ich heute schon gesagt, das ist ein
grundsätzliches Problem. Die Verantwortlichen für das
Jammern der Kommunen heißen Schröder und Eichel.

(Beifall bei der CSU – Frau Biedefeld (SDP): Stoiber
und Faltlhauser!)

Der Name des Wirtschaftsministers fällt mir gerade nicht
ein. Mit dem Rückgang der Konjunktur sinkt auch die
konjunkturabhängige Gewerbeertragsteuer. Zur ohnehin
vorhandenen konjunkturellen Belastung für die Kommu-
nen kommen noch die Probleme mit der Gewerbesteuer-
umlage. Die Kommunen werden betrogen. Wir haben
zunächst gesagt: Finanzielle Entlastung der Kommunen,
damit die Kommunen dadurch mehr Geld erhalten. Dann
kann auch die Gewerbesteuerumlage angehoben wer-
den.

Ohne die damit verbundene finanzielle Entlastung der
Kommunen muss auch die Gewerbesteuerumlage weg-
fallen. Ansonsten werden die Kommunen betrogen.

(Beifall bei der CSU)

Deswegen haben wir den Antrag im Bundesrat gestellt.
Ich habe ihn am vorletzten Freitag im Bundesratsplenum
ausführlich begründet. Im Finanzausschuss haben
meine Kollegen der großen A-Länder den Antrag leider
abgelehnt. Unter vier Augen sagen sie aber: Sie haben

recht, Herr Kollege, wir müssen für die Kommunen mehr
tun, das ist ungerecht.

(Frau Biedefeld (SPD): Wieder auf die Nase gefal-
len!)

In diesem Zusammenhang will ich noch etwas zu den
6 Milliarden DM sagen, auf die Kollege Strasser mit
unglaublichem Mut hingewiesen hat. Der finanzpoliti-
sche Experte der SPD-Fraktion – der heißt Güller – hat
in einer Presseerklärung, die ich heute gelesen habe,
gesagt, dass der Freistaat Bayern den Kommunen 6 Mil-
liarden DM schuldet.

(Heike (CSU): Das ist aber ein Gescheiter!- Hof-
mann (CSU): Das ist der, den man so selten im
Landtag sieht! – Zuruf von der SPD)

– Ich habe Sie immer wieder aufgefordert, das einmal
mit Zahlen zu belegen. Das haben Sie nie getan. Jetzt
lege ich Ihnen einige Zahlen vor: Bei Genehmigung
eines vorzeitigen Baubeginns weiß derjenige, der ihn
beantragt, logischerweise, dass er das Geld nicht sofort
bekommt. Das ist also keine echte Forderung. Jeder
Bürgermeister weiß das auch.

(Frau Biedefeld (SPD): Sie blockieren Investitio-
nen!)

– Konzentrieren Sie sich auf das Blatt Papier vor Ihnen
und schreien Sie nicht so dazwischen.

(Beifall bei der CSU – Frau Biedefeld (SPD): Stört
Sie das?)

– Nein, ich bin ein großer Freund einer parlamentari-
schen Debatte. Es muss aber etwas Substanz dabei
sein, damit ich wenigstens darauf eingehen kann.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD)

Bei der kommunalen Hochbauförderung haben wir im
Jahr 2001 Anforderungen der Kommunen in Höhe von
453 Millionen DM gehabt. Wir haben Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von 435 Millionen DM. Das ist
also fast ausglichen.

(Lachen der Frau Abgeordneten Biedefeld (SPD))

Auch wenn Sie sich totlachen, Frau Biedefeld: Bei der
Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs be-
trug der gemeldete Bedarf 603 Millionen DM, zur Verfü-
gung standen aber 626 Millionen DM. Wir hatten also
mehr Mittel zur Verfügung als Bedarf bestand. Das ein-
zige Feld, bei dem wir noch defizitär sind, ist beim Stra-
ßen- und Brückenbau, da sind es ungefähr 300 Millionen
DM. Bei der Abwasser- und Trinkwasserversorgung hat
der Umweltminister ausdrücklich bestätigt, dass es im
Moment weder bei der Zusage der Förderung, noch bei
der Förderung selbst einen Stau gibt.

(Zuruf des Abgeordneten Mehrlich (SPD))

Das heißt, Sie können sämtliche Bereiche der Politik für
die Kommunen anschauen, wir haben nur einen einzi-
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gen Bereich, in dem wir ein Defizit in Höhe von 300 Mil-
lionen DM haben. Wo sind die 6 Milliarden DM? – Die
haben sich nach dieser Rechnung in Luft aufgelöst.

(Frau Biedefeld (SPD): Fragen Sie einmal Ihren
Bürgermeister!)

Wir haben über diesen Nachtragshaushalt mit den Kom-
munen verhandelt, und die Kommunen haben diesen
Nachtragshaushalt akzeptiert.

(Mehrlich (SPD): Die werden von Ihnen beschis-
sen!)

Die gemeinsam gefundene Lösung wurde sogar gelobt.
Das ist die Realität am Ende des Jahres 2001 und zu
Beginn des Jahres 2002. Die Kommunen bedanken
sich. Sie werden weiter Herumbrüllen, aber die Leute
draußen wird das nicht bewegen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Wir kommen jetzt
zur Abstimmung. Ich lasse zunächst über den Gesetz-
entwurf der Staatsregierung zur Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes abstimmen. Der Abstimmung liegen
der Gesetzentwurf auf Drucksache 14/7580, der Ände-
rungsantrag auf Drucksache 14/8097 und die Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses
für Staatshaushalt und Finanzfragen auf der Drucksache
14/8219 zugrunde. Der federführende Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen empfiehlt Zustimmung
mit der Maßgabe von Änderungen. Ich verweise auf die
Drucksache 14/8219.

Wer dem Gesetzentwurf mit den vorgeschlagenen Ände-
rungen zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
– Das ist die Fraktion CSU. Gegenstimmen? – Das sind
die Fraktionen des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und Kollege Hartenstein. Stimmenthaltungen? –
Sehe ich keine. Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung für den Baye-
rischen Landtag unmittelbar in die Schlussabstimmung
ein. Diese soll wie in § 135 Absatz 1 der Geschäftsord-
nung für den Bayerischen Landtag vorgesehen, in
namentlicher Form erfolgen. Für die Stimmabgabe sind
die entsprechend gekennzeichneten Urnen bereitge-
stellt. Die Ja-Urne befindet sich auf der Seite der CSU-
Fraktion, die Nein-Urne steht auf der Seite der Opposi-
tion im Bereich der Eingangstür. Die Enthaltungs-Urne
befindet sich auf dem Stenografentisch. Mit der Stimm-
abgabe kann begonnen werden. Dafür stehen fünf Minu-
ten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 12.40 bis 12.45 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe ist
abgeschlossen. Die Sitzung wird zur Ermittlung des
Abstimmungsergebnisses unterbrochen. Ich gebe aber
bekannt, dass noch eine weitere namentliche Abstim-
mung stattfinden wird. Außerdem gebe ich bis zur Wie-
deraufnahme der Sitzung, bis das Abstimmungsergeb-

nis vorliegt, bekannt, dass die CSU nach dem Ende der
Plenarsitzung eine Fraktionssitzung im Konferenzsaal
abhalten wird. Ich bitte also die Kollegen von der CSU-
Fraktion, nach Ende der Plenardebatte in den Konfe-
renzsaal zur Fraktionssitzung zu kommen.

(Glück (CSU): Am Abend!)

– Heute Abend, etwa um 17.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung von 12.46 bis 12.48
Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sitzung wird wieder
aufgenommen. Ich gebe jetzt das Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung zum Finanzausgleichsänderungsge-
setz 2002 auf Drucksache 14/7580 bekannt. Mit Ja
haben gestimmt 95, mit Nein haben gestimmt 65 Abge-
ordnete. Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der
Gesetzentwurf in der Fassung des federführenden Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen ange-
nommen. Das Gesetz hat den Titel „Gesetz zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausgleichs-
änderungsgesetz 2002“.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung
des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt
und Finanzfragen hat der Änderungsantrag der Abge-
ordneten Ach, Meyer, Sackmann und anderer auf Druck-
sache 14/8097 seine Erledigung gefunden. Das Hohe
Haus nimmt davon zustimmend Kenntnis.

Nun kommen wir zur Abstimmung über den dem 2.
Nachtragshaushaltsgesetz 2002 als Anlage beigefügten
Nachtragshaushaltsplan 2002.

(Unruhe)

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte die Gesprä-
che draußen zu führen und hier wieder Ruhe einkehren
zu lassen. Der Abstimmung liegen der Entwurf des
Nachtragshaushaltsplans 2002, die dazu einschlägigen
Änderungsanträge sowie die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 14/8158 zugrunde.

(Unruhe)

– Ich bitte die Kollegen von der CSU, wieder ihre Plätze
einzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Der Nachtragshaushaltsplan 2002 wird vom federfüh-
renden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
mit den in der Beschlussempfehlung auf Drucksache
14/8158 enthaltenen Änderungen zur Annahme empfoh-
len. Wer dem Nachtragshaushaltsplan 2002 unter
Berücksichtigung der vom federführenden Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom
Platz zu erheben. – Gegenstimmen bitte ich auf die glei-



Plenarprotokoll 14/78 v. 12.12.2001 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 5569

che Weise anzuzeigen. – Stimmenthaltungen ebenfalls.
– Der Nachtragshaushalt 2002 ist in der Fassung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen angenommen.

Die vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen
Änderungsanträge sind gemäß § 132 Abs. 5 der
Geschäftsordnung als erledigt zu betrachten. Insoweit
verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 3)

Zum Nachtragshaushaltsplan 2002 soll außerdem noch
folgender Beschluss gefasst werden:

Das Staatsministerium der Finanzen wird ermäch-
tigt,

– den Ansatz bei Kapitel 13 03 Titel 546 49 (Ver-
mischte Ausgaben und zum Ausgleich der
Schlusssumme des Haushaltsplans) entspre-
chend anzupassen,

– die aufgrund der beschlossenen Änderungen
erforderlichen Berichtigungen in den Erläuterun-
gen, der Übersicht über die Verpflichtungser-
mächtigungen und den sonstigen Anlagen beim
endgültigen Ausdruck des Nachtragshaushalts-
plans 2002 vorzunehmen.

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die Fraktion der CSU und Teile der Frak-
tion der SPD. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltun-
gen? – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Herr Kollege Har-
tenstein und Herr Kollege Hoderlein. Dann ist es so
beschlossen.

Mit der Annahme des Nachtragshaushaltsplans 2002 in
der Fassung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen haben die Änderungsanträge
auf den Drucksachen 14/7984, 14/7997 bis 14/8001 und
14/8023 bis 14/8029 ihre Erledigung gefunden. Das Hohe
Haus nimmt davon zustimmend Kenntnis.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf selbst. Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf
auf der Drucksache 14/7581, die Änderungsanträge auf
den Drucksachen 14/8030 und 14/8063 bis 14/8065
sowie die Beschlussempfehlung mit Bericht des feder-
führenden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanz-
fragen auf der Drucksache 14/8220 zugrunde.

Ich lasse vorweg über die vom federführenden Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ableh-
nung vorgeschlagenen Änderungsanträge von Abgeord-
neten der SPD-Fraktion auf den Drucksachen 14/8063
bis 14/8065 abstimmen. Wer entgegen der Beschluss-
empfehlung des federführenden Ausschusses für
Staatshaushalt und Finanzfragen dem Änderungsantrag
auf der Drucksache 14/8063 zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN.
Gegenstimmen? – Das ist die Fraktion der CSU. Stimm-

enthaltungen? – Herr Kollege Hartenstein (fraktionslos).
Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

Wer entgegen der Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen dem Änderungsantrag auf der Drucksache 14/8064
zustimmen möchte, den bitte ich ebenfalls um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? –
Das ist die Fraktion der CSU. Stimmenthaltungen? –
Ebenfalls Herr Kollege Hartenstein (fraktionslos). Damit
ist auch dieser Änderungsantrag abgelehnt.

Wer entgegen der Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen dem Änderungsantrag auf der Drucksache 14/8065
zustimmen möchte, den bitte ich auch hier um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? –
Das ist die CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Herr
Kollege Hartenstein (fraktionslos). Dieser Änderungsan-
trag ist ebenfalls abgelehnt.

Zum Gesetzentwurf selbst empfiehlt der federführende
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen Zustim-
mung mit der Maßgabe verschiedener Änderungen. Ich
verweise insoweit auf die Drucksache 14/8220. Wer dem
Gesetzentwurf mit den vorgeschlagenen Änderungen
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
ist die Fraktion der CSU. Gegenstimmen? – Das sind die
Fraktionen der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN sowie Herr Kollege Hartenstein (fraktionslos).
Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist dies so beschlos-
sen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein, die wiederum in namentli-
cher Form erfolgen soll. Für die Stimmabgabe sind die
entsprechend gekennzeichneten Urnen bereitgestellt.
Die Ja-Urne ist wieder auf der Seite der CSU-Fraktion.
Die Nein-Urne befindet sich auf der Seite der Opposition,
die Urne für Enthaltungen auf dem Stenografentisch. Mit
der Abstimmung kann nun begonnen werden.

(Namentliche Abstimmung von 12.56 bis 13.01 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Das Abstim-
mungsergebnis wird außerhalb des Plenarsaals ermittelt
und vom mir später bekannt gegeben.

Zwischenzeitlich fahren wir in der Tagesordnung fort. Ich
rufe auf:

Tagesordnungspunkt 14

Mündliche Anfragen

Dafür stehen heute 90 Minuten zur Verfügung. Wir wer-
den also bis 14.30 Uhr mündliche Anfragen behandeln
und danach die Tagesordnung weiter abarbeiten.

Ich bitte den Herrn Staatsminister der Finanzen um die
Beantwortung der ersten Frage. Fragesteller ist Herr Dr.
Scholz.



5570 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode Plenarprotokoll 14/78 v. 12.12.2001

Dr. Scholz (SPD): Herr Staatsminister, da nach dem
neuen Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit die
Finanzämter beauftragt sind, Freistellungsbescheinigun-
gen für Bauunternehmen auszustellen, um den Vorweg-
abzug von 15% des Umsatzes für die Sozialversiche-
rung bei Subunternehmern zu vermeiden, frage ich die
Staatsregierung, wie viele Freistellungsbescheinigungen
ausgestellt und in wie vielen Fällen Freistellungsbe-
scheinigungen – mit welcher Begründung – verweigert
wurden, insbesondere, ob Verweigerungen auch ausge-
sprochen wurden, wenn eine Steuerschuld bestand, für
die ein Zahlungsaufschub bzw. Zahlungsplan vorlag.

Staatsminister Prof. Dr. Faltlhauser (Finanzministe-
rium): Herr Kollege, ich bedanke mich ausdrücklich für
diese Frage, denn man sollte jede Gelegenheit nutzen,
Informationen zu diesem heftig diskutierten Thema zu
geben.

Ihre Anfrage zielt auf das Gesetz zur Eindämmung der
illegalen Betätigung im Baugewerbe. Danach haben ab
dem 1. Januar 2002 Empfänger von Bauleistungen
einen Steuerabzug von 15% vorzunehmen und an das
Finanzamt abzuführen, wenn ihnen vom Bauunterneh-
men keine Freistellungsbescheinigung vorgelegt wird.
Diese Bescheinigungen werden den Bauunternehmen
auf Antrag von ihren Finanzämtern ausgestellt. Der
Steuerabzug stellt eine Vorauszahlung auf zu entrich-
tende Steuern, nicht aber für Sozialversicherungsbei-
träge dar. Derartige Abschlagszahlungen gibt es ja des
öfteren.

Bis Ende November wurden in Bayern circa 40000 Frei-
stellungsbescheinigungen ausgestellt. Die Freistellungs-
bescheinigung ist zu erteilen, wenn der zu sichernde
Steueranspruch nicht gefährdet erscheint. Die Finanz-
ämter sind angewiesen, bei der Prüfung der Vorausset-
zungen nicht kleinlich zu verfahren. Auch bei Steuer-
rückständen ist die Freistellungsbescheinigung nicht
automatisch zu verweigern, wenn ein Erfolg verspre-
chender Stundungsantrag vorliegt oder wenn bei
gewährtem Vollstreckungsaufschub die mit dem Unter-
nehmen vereinbarten Zahlungsverpflichtungen einge-
halten werden.

Sie haben auch nach der Zahl der versagten Freistel-
lungsbescheinigungen gefragt. Diese ließ sich in der kur-
zen Zeit nicht genau ermitteln, Herr Kollege. Aber unsere
Leute sagen, dass es überschlägig allenfalls 1% aller
Anträge ist.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Gibt es Zusatzfra-
gen? – Herr Dr. Scholz.

Dr. Scholz  (SPD): Erste Zusatzfrage: Herr Staatsminis-
ter, kann man in etwa abschätzen, wie viel Prozent aller
zu erteilenden Freistellungsbescheinigungen die er-
wähnten 40000 bereits ausgestellten Bescheinigungen
ausmachen?

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Staatsminis-
ter.

Staatsminister Prof. Dr. Faltlhauser (Finanzministe-
rium): Sie fragen gewissermaßen, welchen Prozentsatz
aller in Frage kommenden diese 40000 Unternehmen
darstellen. Hierzu müsste man die jeweiligen Verbände
befragen. Mir liegt diese Zahl nicht vor. Wichtiger scheint
mir aber zu sein, wie viele Anträge abgelehnt worden
sind; denn diese Freistellungsbescheinigung nicht zu
erhalten, kann für den einen oder anderen Unternehmer
durchaus existenzbedrohend sein. Also wird sich natür-
lich jeder um sie bemühen. Die wichtige Zahl ist das
erwähnte eine Prozent.

Weil immer wieder gefragt wird, wieso wir das überhaupt
machen, darf ich erläuternd Folgendes hinzufügen.
Innerhalb des Baugewerbes, innerhalb Europas, haben
sich Unternehmer und Subunternehmer bislang massiv
der Steuerpflicht entzogen. Es hat nicht nur dem Fiskus,
sondern vor allem auch den Wettbewerbern weh getan,
dass die Unternehmen, die nicht gezahlt haben, in ihre
Kalkulation die Nichtabführung der Steuer mit einrech-
nen konnten.

Sie wissen auch, dass dies der zweite Versuch ist, der in
der Bundesrepublik Deutschland unternommen wird. Ich
glaube, hier ist er verträglich gestaltet worden. Ich habe
die Oberfinanzdirektionen ausdrücklich gebeten, praxis-
nah an dieses Problem heran zu gehen, sodass nicht
aufgrund überzogen formaler Vorschriften Unternehmer,
die im Grunde bereit sind, Steuern zu zahlen, in Schwie-
rigkeiten geraten.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Gibt es weitere
Zusatzfragen? – Herr Dr. Scholz, bitte.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, gibt es diese Ver-
fahrensanweisungen an die Finanzämter schriftlich, und
ist dabei auch ein schnelles Ausstellen der Bescheini-
gungen angesprochen worden? Für viele ist es bereits
bei der Abgabe von Angeboten außerordentlich wichtig,
dass diese Bescheinigung zügig und termingerecht
erteilt wird.

Staatsminister Prof. Dr. Faltlhauser (Finanzministe-
rium): Wie immer, Herr Kollege, gibt es in solchen für die
wirtschaftliche Entwicklung bedeutsamen Fragen natür-
lich Rundverfügungen und Schreiben. Darüber hinaus
wird – ich habe ausdrücklich noch einmal nachgefragt –
halten die Experten der Oberfinanzdirektionen draußen
in den Finanzämtern eine Reihe von Vorträgen. In den
Finanzämtern werden auch Schulungen durchgeführt,
und zwar wiederum im Schneeballsystem. Mir liegt die
Kurzfassung eines Vortrages von Frau Regierungsrätin
Wilhelm vor, die hierfür in der Oberfinanzdirektion Mün-
chen zuständig ist. Der Vortrag ist für mich sehr auf-
schlussreich. Ich bin gerne bereit, Ihnen diesen als Bei-
spiel abzulichten und zuzusenden. Darin wird eine Reihe
von Detailfragen behandelt: Wer ist betroffen? Wer ist
nicht betroffen? Der Begriff der Bauleistung. Was gehört
nicht zur Bauleistung? Wer ist abzugsverpflichtet?
Voraussetzungen für die Freistellungsbescheinigung.

Diese Information muss intensiv und schnell gegeben
werden. Das geschieht. Ich habe auch darum gebeten,
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praktische Probleme gleich im Gespräch mit den jeweili-
gen Verbänden zu bereinigen.

Die Zielsetzung dieses Steuerabzugs – ich glaube, hie-
rüber gibt es keinen Parteiendissens – ist wichtig und
richtig. Man muss ihn nur in der Administration unbüro-
kratisch gestalten. Seien Sie versichert, dass der bayeri-
sche Finanzminister diesbezüglich immer wieder nach-
fragen wird.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Letzte Zusatz-
frage.

Dr. Scholz  (SPD): Meine letzte Zusatzfrage bezieht sich
auf die etwa ein Prozent Ablehnungen mit einem konkre-
ten Fall. Mich hat eine Unternehmerin angesprochen, die
eine für sie überraschende Steuernachzahlung von
60000 DM zu leisten hatte, die sie aber in der Kürze der
Zeit nicht leisten konnte. Es liegt noch kein Zahlungsplan
vor, und die Freistellung wurde ihr dort, wo sie es
gebraucht hätte, nicht gegeben. Ich frage: Würde das mit
dem, was Sie den Finanzämtern als Richtschnur vorge-
geben haben, möglich sein, oder sind meine Informatio-
nen da unvollständig?

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Staatsminis-
ter.

Staatsminister Prof. Faltlhauser  (Finanzministerium):
Sie wissen, Herr Kollege, dass sich der Finanzminister in
einzelne Steuerfälle nicht einmischt. Das gilt für große
Probleme genauso wie für kleine. Ich würde aber mei-
nen, das muss einer Einzelfallprüfung vorbehalten sein.
Geben Sie mir bitte Namen und Adresse dieser Dame,
damit ich das von der entsprechenden OFD klären las-
sen kann. Wie gesagt, wir haben ausdrücklich vorgege-
ben, dass man die Sache nicht zu bürokratisch und zu
eng auslegt, weil das zu erheblichen Schwierigkeiten für
die leistenden Firmen führen kann.

Dr. Scholz  (SPD): Ich bedanke mich sehr.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Ich bitte nun den
Staatsminister für Wissenschaft, Forschung und Kunst,
Herrn Zehetmair, um die Beantwortung der folgenden
Frage. Fragestellerin ist Frau Dr. Baumann.

Frau Dr. Baumann  (SPD): Herr Staatsminister, was hat
die Staatsregierung veranlasst, entgegen ihrem Bericht
vom 26.07.2001 zur Drucksache 14/6060 – „Klinikge-
bundenes Protonentherapiezentrum“ – nun doch, wie
der Presse am 29.11.2001 zu entnehmen war, ein Pro-
jekt in Garching zu unterstützen – welches dort nun
überhaupt nicht klinikgebunden ist –, obwohl in München
bereits ein klinikgebundenes Protonentherapiezentrum
entsteht, bei dem dem Freistaat überhaupt keine Kosten
entstehen?

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Staatsminis-
ter.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Frau Präsidentin, Hohes Haus, Frau Kollegin! In der
Stellungnahme vom 26.07.2001 wurde dem Bayeri-
schen Landtag mitgeteilt, dass die Staatsregierung der
Auffassung ist, dass im Rahmen des modernen strahlen-
therapeutischen Behandlungsspektrums auch von der
Protonentherapie weitere medizinische Fortschritte in
der Krebsbehandlung zu erwarten sind und ein Proto-
nentherapiezentrum im Freistaat Bayern sowohl aus
gesundheits- als auch aus forschungspolitischen Grün-
den von Interesse und Bedeutung ist.

Die Staatsregierung sieht unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten in einer derartigen Anlage ein innovatives
Projekt mit guten Entwicklungs- und Gewinnchancen,
das allerdings vor dem Hintergrund des technischen und
medizinischen Fortschritts, der hohen Kosten und der
Zurückhaltung der Krankenkassen mit einem sehr hohen
Risikopotenzial behaftet ist.

Aus diesem Grunde ist die Staatsregierung der Ansicht,
dass sowohl bei der Investitionsfinanzierung als auch bei
der Finanzierung des laufenden Betriebs dieser der
Krankenversorgung dienenden Einrichtung derzeit keine
Beteiligung staatlicher Einrichtungen erfolgen kann.
Andererseits ist im Hinblick auf den Forschungsbedarf
im Bereich der Protonentherapie eine universitäre
Zusammenarbeit mit einem privaten Protonentherapie-
zentrum im Rahmen der dem betreffenden Universitäts-
klinikum zur Verfügung stehenden Mittel zu befürworten.

An dieser Haltung der Staatsregierung hat sich nichts
geändert. Sie gilt auch für den Fall, dass ein Investor den
Standort Garching insbesondere im Hinblick auf die
Nachbarschaft zur dortigen Neutronenquelle anstreben
sollte.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Zusatzfrage.

Frau Dr. Baumann  (SPD): Herr Staatsminister, sehen
Sie damit noch Möglichkeiten gegeben, dass zwischen
dem derzeit im Bau befindlichen Protonentherapiezen-
trum in München-Thalkirchen und zum Beispiel der TU
München Gespräche stattfinden können?

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Staatsminis-
ter.

Staatsminister Zehetmair  (Wissenschaftsministerium):
Frau Präsidentin, Hohes Haus, Frau Kollegin! Ich habe
immer gesagt, dass ich es befürworte, dass jedwede
infrage kommende Universitätsklinik mit einem privaten
Investor eine Kooperationsregelung trifft. Das heißt, das
gilt für jeden Fall. Ich habe keinen Vorzug und keinen
Nachteil für irgendjemanden auszusprechen.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Weitere Zusatzfra-
gen gibt es nicht. – Ich bitte nun die Frau Staatssekretä-
rin für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz
ans Rednerpult. Fragesteller ist Herr Irlinger.
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Irlinger  (SPD): Frau Staatssekretärin, zu welcher Ein-
schätzung der Sachlage kommt die Bayerische Staats-
regierung vor dem Hintergrund der kürzeren Verweil-
dauer von Patienten in bayerischen Fachkliniken im Hin-
blick auf eine von Fachleuten befürchtete Unterversor-
gung suchtkranker Menschen in Bayern und deren Fol-
gen sowie konkrete Maßnahmen zur Abhilfe?

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Frau Staatssekre-
tärin.

Frau Staatssekretärin Görlitz  (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Herr Kollege Irlinger, die Verkürzung der The-
rapiezeiten für Suchtkranke ist vor dem Hintergrund der
Sparvorgaben des Wachstums- und Beschäftigungsför-
derungsgesetzes vom 26.09.1996 zu sehen. Mit dem
WFG sollte die Beitragslast sowohl für die Arbeitnehmer
als auch für die Arbeitgeber durch verschiedene Ein-
sparmaßnahmen, die auch den Bereich der Rehabilita-
tion betreffen, in tragbaren Grenzen gehalten werden.
Die für die Kostentragung der Rehabilitation Suchtkran-
ker vorrangig zuständigen Träger der gesetzlichen Ren-
ten- und Krankenversicherung waren angesichts dieser
Situation gezwungen, die Therapiedauer durch Entwick-
lung neuer Strukturen und Konzepte zurückzuführen.
Die Behandlungsdauer beträgt bei Alkoholabhängigen
nunmehr in der Regel bis zu 16 Wochen; bei Drogenab-
hängigen wurde sie von zwölf auf zehn Monate verkürzt.
Je nach Therapielage sind aber weiterhin im Einzelfall
auch längere Behandlungen möglich.

Nach den Erkenntnissen der Kostenträger haben die
Therapieerfolge unter der verkürzten Behandlungsdauer
nicht gelitten. Darüber hinaus ist eine Fortführung der
stationären Rehabilitation durch eine ambulante Be-
handlungsform auch über die genannten Zeitgrenzen
hinaus für den Fall vorgesehen, dass dies zur Sicherung
des Therapieerfolgs erforderlich ist.

Ich darf betonen, dass eine Unterversorgung suchtkran-
ker Menschen in Bayern derzeit nicht festzustellen ist.
Angesichts der bedrohlichen Prognose für die unbehan-
delten Suchterkrankungen ist es dringend geboten, den
Ausstieg aus der Sucht möglichst früh zu erleichtern und
zu beschleunigen. Dazu gibt es sowohl stationäre als
auch ambulante Entwöhnungsangebote sowie weitere
Betreuungsformen. Die seit Jahren erfolgreichen An-
sätze von Streetwork und Beratung, die Eröffnung von
niederschwelligen Kontaktläden und Notschlafstellen
sind hilfreiche Maßnahmen, mit denen zunächst das
Leben von schwerst Drogenabhängigen gesichert wer-
den kann. Von Staatsregierung, Bezirken und Leistungs-
trägern – das sind die Kranken- und die Rentenversiche-
rungen – sind hier die Voraussetzungen für eine umfas-
sende Beratung und medizinisch-therapeutisch orien-
tierte Therapie geschaffen worden.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Zusatzfrage: Herr
Irlinger.

Irlinger  (SPD): Da sich mein Anliegen vor allen Dingen
auf den Sachverhalt bezieht, dass die Akutbehandlung
zum Beispiel in den Fachkliniken der bayerischen

Bezirkskrankenhäuser stattfindet, wo festgestellt wird,
dass statt drei Wochen Akutbehandlung, die wirklich als
Erstbehandlung notwendig wären, auf Druck der Kassen
höchstens 14 Tage Behandlung gewährt werden, meis-
tens – auf Druck anderer Kassen – noch weniger Zeit für
die Behandlung zur Verfügung steht, so dass ein Dreh-
türeffekt entsteht – die Patienten kommen nach kurzer
Zeit wieder in diese Fachkliniken, was zum einen bedeu-
tet, dass die Chance für echte Genesung von der Alko-
holkrankheit geringer wird, und zum Zweiten, volkswirt-
schaftlich gesehen, dass das Ganze auch teurer wird –,
frage ich, wie Sie zu diesem Sachverhalt stehen.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Frau Staatssekre-
tärin.

Frau Staatssekretärin Görlitz  (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Man muss natürlich den Ärzten, die die
Behandlung vornehmen, zugestehen, dass sie einord-
nen können, wie lange diese Behandlung erforderlich ist,
und danach muss man sich richten. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass hier generell Regeln vorgegeben wer-
den, die nicht zum Erfolg führen. Wir haben gesichert,
dass verschiedene zusätzliche Möglichkeiten der ambu-
lanten Behandlung und Betreuung in die Therapie einbe-
zogen werden. Man muss dies dem Arzt überlassen, der
das begutachten und auch entsprechend anordnen
muss.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Weitere Zusatz-
frage: der Fragesteller.

Irlinger  (SPD): Frau Staatssekretärin, nachdem mir
gerade die Fachärzte das Gegenteil berichten, nämlich
dass nach gesetzlicher Grundlage die erste Akutbe-
handlung Alkoholkranker in den Fachkliniken drei Wo-
chen dauern soll, aber auf Druck der Kassen höchstens
noch 14 Tage genehmigt werden – andere wollen nur
noch fünf Tage genehmigen –, entsteht eben der Effekt,
dass wir eine Unterversorgung dieser kranken Men-
schen zu verzeichnen haben, mit der Folge, dass für die
Patienten außerhalb der Kliniken alles schlimmer wird
und im Grunde genommen auch gesellschaftlich und
volkswirtschaftlich gesehen letzten Endes alles teurer
wird.

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Man muss berücksichtigen, dass es zum
einen um die körperliche Entgiftung und zum anderen
um die Therapie geht. In diesem Zusammenhang muss
man das sehen. Wie lange eine Entgiftung erfolgt, die in
den Bezirkskrankenhäusern vorgenommen wird, muss
man dem Arzt überlassen. Die Therapie muss daran
anschließen und entsprechend fachlich fortgeführt wer-
den.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Letzte Zusatz-
frage: Herr Irlinger.

Irlinger  (SPD): Ich frage noch einmal konkret: Frau
Staatssekretärin, wenn Sie mir zustimmen würden, dass
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eine dreiwöchige Akutbehandlung der Alkoholkranken in
den Fachkliniken notwendig wäre, würden Sie dann
auch Druck auf die Kassen ausüben, diese Behandlung
zu gestatten, statt im Gegenteil die Patienten nur fach-
lich unzureichend ein paar Tage behandeln zu lassen?

Frau Staatssekretärin Görlitz (Verbraucherschutzmi-
nisterium): Wenn Sie mir die Fälle mit Namen angeben,
bei denen entsprechend Druck ausgeübt wurde, bin ich
gerne bereit, dies nachzuverfolgen und dann daraus
Rückschlüsse für die weitere Arbeit zu ziehen.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Ich bitte nun den
Herrn Staatssekretär für Unterricht und Kultus um die
Beantwortung der weiteren Fragen. Herr Kollege Sack-
mann hat seine Frage zurückgezogen. Ich rufe nun
Herrn Maget auf und bitte ihn, seine Frage zu stellen.

Maget  (SPD): Herr Staatssekretär, auf welche Weise
und warum sind im Lehrbuch „Musikland 8“ für die
Hauptschule in Bayern (ISBN 3-507-02603-1) die Lied-
texte auf Seite 71 „Gott mit Dir, Du Land der BayWa“ und
„TV-Glotzer“ ausgetauscht worden?

Staatssekretär Freller (Kultusministerium): Herr Abge-
ordneter, der Metzler-Verlag legte am 14. Dezember
1997 das Manuskript des Schulbuchs „Musikland 8“ zur
Zulassung für den Gebrauch in der Hauptschule vor.
Unter der Themenstellung „Musik provoziert“ enthielt es
unter anderem das Lied „Gott mit Dir, Du Land der
BayWa“. Es nutzt eine Verballhornung des Bayernlieds,
um die Firma BayWa für den Einsatz von chemischen
Düngemitteln in der bayerischen Landwirtschaft zu kriti-
sieren. Die Verordnung über die Zulassung von Lehrmit-
teln sieht vor, dass nur Schulbücher zugelassen werden,
die für den Gebrauch im Unterricht geeignet sind. Im
Rahmen des Begutachtungsverfahrens wurde festge-
stellt, dass das „BayWa-Lied“ für ein Schulbuch nicht
geeignet ist.

Die Gründe hierfür sind: Das Schulbuch wird von den
Eltern und der Öffentlichkeit verstanden als eine Zusam-
menfassung dessen, was Schülerinnen und Schüler in
der Schule lernen sollen. Das „BayWa-Lied“ gehört
sicherlich nicht dazu. Bei der Zulassung von Schulbü-
chern wird darauf geachtet, dass keine Produkt- und Fir-
menwerbung erfolgt. Konsequenterweise gilt dies auch
für eine Anti-Werbung.

Maget  (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie von
einem vorgelegten Manuskript sprachen, frage ich Sie,
wie Sie sich erklären, dass das Buch tatsächlich
gedruckt wurde. Ich frage auch, in welcher Auflage es
gedruckt wurde und auf welche Weise dann die offen-
sichtliche Vernichtung der Bücher zustande gekommen
ist und wie hoch Sie die Kosten dafür beziffern.

Staatssekretär Freller (Kultusministerium): Da passiert
Folgendes: Verlage versenden meist in Kleinstauflage
gedruckt Schulbücher zu Werbe- und Ansichtszwecken
an Lehrkräfte, bevor die offizielle Schulzulassung erfolgt
ist. Dies ist üblicher Brauch. Diese Versendung zu

Werbe- und Ansichtszwecken erfolgt auf Risiko des Ver-
lags. Dabei hat der Verlag dem gesamten Text mit
herausgegeben. Er hat ihn aber sofort korrigiert, als es
um die Zulassung ging. Logischerweise sind Exemplare
im Umlauf geblieben. Dem Verlag ist der Fehler passiert,
dass er im Inhaltsverzeichnis des dann zugelassenen
Buches den Titel „Gott mit Dir, Du Land der BayWa“
belassen hat. Das ist der Hintergrund.

Maget  (SPD): Herr Staatssekretär, welchen Schaden
könnten Sie sich denn vorstellen, den Schülerinnen und
Schüler in Bayern schlimmstenfalls nehmen könnten,
wenn sie dieses Lied im Unterricht hätten durchnehmen
müssen?

Staatssekretär Freller (Kultusministerium): Als Unter-
nehmen würde ich mich dagegen wehren, wenn mein
Name in einem Schulbuch auf diese Weise ge- bzw.
missbraucht würde. Wir müssen generell aufpassen,
dass ein zugelassenes Schulbuch nicht juristische Reak-
tionen auslöst.

Maget  (SPD): Ich habe noch eine Frage. Herr Staatsse-
kretär, ist Ihnen bekannt, in welcher Weise und ob über-
haupt die Firma BayWa jemals gegen die Verbreitung
dieses Liedes in Wort und Schrift vorgegangen ist, unter
anderem auch durch das Bayerische Fernsehen selbst?

Staatssekretär Freller (Kultusministerium): Das ist mir
nicht bekannt. Trotzdem ist es kein Anlass, diesen Text
in ein Schulbuch zu stellen, weil er anderswo von der
Firma nicht kritisiert worden ist. Wir müssen darauf ach-
ten, dass zugelassene Schulbücher diesbezüglich über-
haupt keinen Anlass zur Klage geben, geschweige dass
ausgerechnet in einem bayerischen Schulbuch die Bay-
ernhymne ins Lächerliche gezogen wird.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Fragestellerin
Nummer 6, Frau Goertz, ist nicht da. Wird die Frage
übernommen? – Dann verfällt sie. Frau Voget sehe ich
auch nicht. – Die Frage wird auch nicht übernommen.
Ich bitte dann Herrn Volkmann um seine Fragestellung.

Volkmann  (SPD): Im Hinblick darauf, dass unsere Abitu-
rienten – mit Ausnahme des Sozialwissenschaftlichen-
Gymnasiums – in ihrer gesamten Schulzeit von 13 Jah-
ren lediglich ein Jahr lang 1½ Stunden Sozialkundeun-
terricht haben, frage ich an, wie sich die Zahl der Sozial-
kundestunden an unseren Gymnasien seit 1960 entwi-
ckelt hat. Wie viele Jahre wurde Sozialkundeunterricht
früher erteilt und mit wie vielen Wochenstunden?

Staatssekretär Freller (Kultusministerium): Herr Abge-
ordneter, ich stelle Ihnen im Anschluss an die Frage-
stunde gerne Übersichten zur Verfügung, aus denen
sich im Detail entnehmen lässt, wie viele Wochenstun-
den Sozialkunde in den jeweiligen Jahrgangsstufen an
den höheren Schulen bzw. neunjährigen Ausbildungs-
richtungen des Gymnasiums – die seltenen siebenklas-
sigen/-jährigen Ausbildungsrichtungen wurden in der
Zusammenstellung nicht berücksichtigt – seit 1960 je-
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weils unterrichtet wurden. Es wird darauf hingewiesen,
dass die Aussage, dass „unsere Abiturienten mit Aus-
nahme des Sozialwissenschaftlichen Gymnasiums in
ihrer gesamten Schulzeit von 13 Jahren lediglich ein
Jahr lang 1½ Stunden Sozialkundeunterricht haben“, die
Verhältnisse verkürzt darstellt. Ich begründe dies wie
folgt.

a) In der Kollegstufe müssen die Schüler gegenwärtig
über mindestens zwei Ausbildungsabschnitte – das ent-
spricht einem Schuljahr – eines der Fächer Erdkunde
oder Wirtschafts- und Rechtslehre oder Sozialkunde in
zweistündigen Grundkursen belegen. Schüler, die das
Fach Sozialkunde als drittes oder viertes Abiturfach
wählen, besuchen es verpflichtend über vier Ausbil-
dungsabschnitte – das entspricht zwei Schuljahren – in
zweistündigen Grundkursen. Die Leistungskurse Sozial-
kunde – nur am Sozialwissenschaftlichen Gymnasium –
bzw. Sozialkunde/Geschichte umfassen fünf Wochen-
stunden und müssen über vier Ausbildungsabschnitte –
das entspricht zwei Schuljahren – belegt werden.

b) Seit dem Schuljahr 1992/93 wird für Schüler der Jahr-
gangsstufen 9 mit 11 das jeweils zweistündige Wahlfach
Politik und Zeitgeschichte angeboten, das die Zielset-
zung verfolgt, die politische Bildung der Schüler zu ver-
tiefen und dabei auch verstärkt ihr Interesse an der ver-
antwortlichen Mitgestaltung des gesellschaftlich-politi-
schen Lebens zu wecken.

c) Mit Beginn des Schuljahres 1977/78 erfolgte die Ein-
richtung eines eigenen Faches Wirtschafts- und Rechts-
lehre am Gymnasium. Auf das Fach wurden wesentliche
Inhalte des Faches Sozialkunde verlagert, sodass der
Stundenumfang von Sozialkunde verkürzt werden
konnte. Ein Vergleich mit früheren Stundentafeln kann
nur dann zu aussagekräftigen Ergebnissen führen, wenn
der Stundenumfang der Fächer Wirtschafts- und Rechts-
lehre sowie Sozialkunde addiert wird. Die Unterlagen,
die ich Ihnen dann gerne zur Verfügung stelle, enthalten
deswegen am Ende auch eine Übersicht über den Stun-
denumfang des Faches Wirtschafts- und Rechtslehre in
den einzelnen Ausbildungsrichtungen.

d) Gemäß dem Grundkonzept für die politische Bildung –
das ist die Bekanntmachung unseres Ministeriums vom
14. Juni 1991 – sind neben den Fächern Sozialkunde
und Wirtschafts- und Rechtslehre auch die Fächer
Geschichte und Erdkunde als Leitfächer der politischen
Bildung am Gymnasium anzusehen. Auch vor diesem
Hintergrund reicht der ausschließliche Blick auf den
Stundenumfang von Sozialkunde für Aussagen zur poli-
tischen Bildung bayerischer Abiturienten nicht aus.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Zusatzfrage: Herr
Kollege Volkmann.

Volkmann  (SPD): Herr Staatssekretär, aus der Stunden-
tafel ergibt sich, dass die Schüler in der 10. Jahrgangs-
stufe im ersten Halbjahr eine Stunde und im zweiten
Halbjahr zwei Stunden Sozialkunde haben. Sie haben
ausgeführt, dass dieser Unterricht durch andere Fächer
ergänzt werde, die Teile der Sozialkunde übernähmen.
Darauf bezieht sich meine Zusatzfrage: Würden Sie die

Auffassung teilen, dass die Erteilung von einer Stunde
im ersten Halbjahr und zwei Stunden im zweiten Halb-
jahr bei den Schülern den Eindruck erweckt, dass man in
diesem Fach wirklich nur gezielt auf das Abfragen des
Wissens hinarbeitet? Nach dem Abfragen dieses Wis-
sens – sei es mündlich oder schriftlich – betrachten die
Schüler den Stoff doch als abgelegt, weil er in den Folge-
jahren nicht mehr benötigt wird. Schließlich baut das
Wissen in diesem Fach nicht aufeinander auf, wie das
etwa bei den Fächern Mathematik oder Englisch der Fall
ist.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Bitte, Herr Staats-
sekretär.

Staatssekretär Freller  (Kultusministerium): Herr Abge-
ordneter Volkmann, es wäre traurig, wenn wichtiger
Lernstoff als abgehakt betrachtet würde, nachdem die
Note ermittelt ist. Ich bin zwar Vater dreier schulpflichti-
ger Kinder; trotzdem bin ich der Auffassung, dass das
nicht das Ziel sein kann. Dabei geht es auch nicht vor-
rangig um die folgenden Jahre, sondern darum, dass der
Stoff gelernt wird. Der Unterricht in diesem Fach muss
etwas bringen. Das ist die Zielsetzung der Schule. Die
Schüler lernen nicht nur dafür, dass sie den Stoff auch
noch im folgenden Jahr beherrschen.

(Volkmann (SPD): Ich habe keine weitere Frage!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Da die Fragesteller für
die restlichen Fragen an das Kultusministerium nicht
anwesend sind, bedanke ich mich bei Herrn Staatsse-
kretär Freller für die Beantwortung der an ihn gestellten
Fragen. Ich darf nun Herrn Staatsminister Dr. Beckstein
um die Beantwortung der nächsten Fragen bitten. Die
Frage des Kollegen Dr. Dürr wird von Frau Kollegin Stahl
übernommen.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister, aus welchen Bereichen der bayeri-
schen Polizei können verantwortbar 20 Beamte abgezo-
gen werden, um den Hamburger Innensenator Schill in
der Polizeiarbeit zu unterstützen, für welchen Zeitraum
werden sie ausgeliehen, und wie wird der Dienstausfall
in Bayern aufgefangen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bitte, Herr Staatsmi-
nister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Herr
Präsident, Frau Kollegin Stahl! Mit Hamburg wurde ver-
einbart, die Hamburger Polizei durch Entsendung von
bayerischen Polizeibeamten zu unterstützen. Die Einzel-
heiten hierzu bedürfen noch einer näheren Abstimmung
mit der Stadt Hamburg. Gedacht ist an eine Unterstüt-
zung durch circa 20 Beamte auf freiwilliger Basis für
einen einmaligen Zeitraum von etwa vier Wochen. Im
Gegenzug könnten Polizeibeamte aus Hamburg bei
Dienststellen des Polizeipräsidiums München, Nürnberg
und für LKA-spezifische Themenfelder beim Bayeri-
schen Landeskriminalamt hospitieren.
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Die Entsendung von 20 Beamten aus Bayern für diesen
Zeitraum ist bezogen auf die Gesamtzahl der über
32500 bayerischen Polizeibeamten verkraftbar. Die
Frage der Kostenerstattung wird derzeit mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium der Finanzen abgestimmt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Frau Kollegin Dodell
und Frau Kollegin Biedefeld sind im Moment nicht da.
Ihre Fragen werden auch nicht übernommen. Die
nächste Fragestellerin ist daher Frau Kollegin Stahl.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatsminister, welche Erkenntnisse liegen dem
Bayerischen Verfassungsschutz und der Bayerischen
Staatsregierung über die Verbindungen der „Prager Bur-
schenschaft Teutonia“ aus Regensburg zu der als
rechtsextrem bezeichneten „Wiener Burschenschaft
Olympia“ vor?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Bitte, Herr Staatsmi-
nister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Herr
Präsident, Frau Kollegin Stahl! Dem Bayerischen Lan-
desamt für Verfassungsschutz und der Bayerischen
Staatsregierung liegen über Verbindungen der „Prager
Burschenschaft Teutonia zu Regensburg“ zu der Wiener
Burschenschaft „Olympia“ keine Erkenntnisse vor.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Frau Kol-
legin Stahl.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die
Burschenschaft „Teutonia“ hat für den 5. Dezember
einen so genannten Feuerzangenbowlen-Abend ge-
plant. Verantwortlich hierfür sollen die „Freunde der Mei-
nungsfreiheit“ sein, die wiederum die gleiche Anschrift
wie die Wiener Burschenschaft „Olympia“ haben. Ist
Ihnen hierzu irgendetwas bekannt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Bitte, Herr Staatsmi-
nister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Wir
kümmern uns um die „Prager Burschenschaft Teutonia“
in Regensburg. Sie ist aber kein Beobachtungsobjekt.
Wir haben uns allerdings umgesehen, sodass wir über
Anhaltspunkte für rechtsextremistische Bestrebungen
verfügen, dass dort rechtsextremistische Bestrebungen
erkennbar würden. Momentan haben wir aber keine
aktuellen Erkenntnisse über irgendwelche rechtsextre-
mistische Tätigkeiten, auch nicht in Richtung der Wiener
Burschenschaft.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Eine weitere Zusatz-
frage: Frau Kollegin Stahl.

Frau Christine Stahl  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das Datum 5. Dezember könnte Ihnen als Anregung die-

nen. Sie sollten sich erkundigen, was damals passiert
ist.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Bitte, Herr Staatsmi-
nister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Ich
bitte um Nachsicht: Der 5. Dezember ist gerade vorbei.
Zunächst müssen die Mitarbeiter den Kollegen des Ver-
fassungsschutzes berichten. Deshalb liegen mir noch
keine Erkenntnisse vor. Ich werde mich sachkundig
machen, ob am 5. Dezember besondere Erkenntnisse
gewonnen wurden.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Die nächste Frage
stellt Herr Kollege Kaul.

Kaul  (CSU): Herr Staatsminister, die Gemeinde Walda-
schaff im Landkreis Aschaffenburg liegt an der A 3.
Wegen der schwierigen topografischen Lage ist ein
zufriedenstellender baulicher Lärmschutz selbst mit
größtem Aufwand nur schwer realisierbar. Ich frage Sie
deshalb, welche Möglichkeiten sieht die Staatsregie-
rung, durch eine vom Gemeinderat Waldaschaff vorge-
schlagene Verlegung der A 3 im Bereich der Gemeinde
einen dauerhaften fast vollständigen Schutz der Bürger
von Waldaschaff vor dem Verkehrslärm der A 3 zu errei-
chen und welche Maßnahmen müssten von Seiten der
Gemeinde ergriffen werden, um eine entsprechende
Planung zum Kostenvergleich zwischen Lärmschutz-
maßnahmen an der bestehenden A 3 und einer Trassen-
verlegung einzuleiten?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Bitte, Herr Staatsmi-
nister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Herr
Präsident, lieber Herr Kollege Kaul! Die Planung für den
6-streifigen Ausbau der A 3 im Bereich der Gemeinde
Waldaschaff ist bestandsorientiert mit symmetrischer
Verbreiterung der Fahrbahnen nach außen vorgesehen
und enthält aktiven und passiven Lärmschutz nach den
Grundsätzen der Lärmvorsorge. Auf dieser Grundlage
soll Anfang 2002 die Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens beantragt werden.

Die jetzt von der Gemeinde Waldaschaff vorgeschla-
gene Verlegung der A 3 stand bisher nicht zur Diskus-
sion. Sie haben mir dazu den Brief eines ortsansässigen
Bauingenieurs gesandt. Derzeit ist nicht beabsichtigt,
von dem geplanten bestandsorientierten Ausbau abzu-
rücken.

Die Gemeinde Waldaschaff kann ihre Forderung nach
einer Verlegung der A 3 als Einwand im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens vorbringen, das in den
nächsten Wochen beginnen wird. Die Planfeststellungs-
behörde wird dann nach Prüfung der Argumente darüber
entscheiden.

Dies ist das zweckmäßigere Verfahren. Wir sollten jetzt,
wo wir unmittelbar vor der Planfeststellung stehen, nicht
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„Kommando zurück“ rufen und damit eine neue verglei-
chende Planung durchführen. Die Folge wären lange
Verzögerungen. Ich weiß genau, dass ich dafür von
Herrn Kollegen Kaul nicht gelobt würde. Deswegen soll
die Gemeinde ihre Forderungen im Planfeststellungsver-
fahren vorbringen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Kaul.

Kaul  (CSU): Herr Staatsminister, welche Möglichkeiten
haben Sie, im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens
Einfluss auf die Entscheidung zu nehmen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Bitte, Herr Staatsmi-
nister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Lie-
ber Herr Kollege Kaul, das Schreiben, das ich vor weni-
gen Tagen erhalten habe, wird sorgfältig beantwortet
werden. Dabei werden gewisse Vorüberlegungen ange-
stellt. Die Ideen, die dieser besonders sachkundige Bür-
ger hat, werden von fachlicher Seite überprüft. Dies hat
jedoch keine förmlichen Auswirkungen auf das Verfah-
ren. Im Verfahren werden die Behörden alle Einwendun-
gen sorgfältig behandeln. Sachlich wäre es falsch, wenn
auf das Verfahren politischer Einfluss genommen würde.
Wir werden dafür sorgen, dass dieser Einwand beson-
ders sorgfältig abgewogen wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Fragestellerin
ist Frau Kollegin Dr. Kronawitter.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Herr Staatsminister Dr.
Beckstein, da mein diesbezügliches Schreiben vom
1. Oktober 2001 bisher von Ihnen nicht beantwortet
wurde, frage ich Sie, ob es eine generelle Beteiligung
von Polizistinnen und Polizisten bei politischen Veran-
staltungen gibt, wenn ja, was im Einzelnen festgelegt ist,
und wie Sie die Gleichbehandlung aller im Landtag ver-
tretenen Parteien durchzusetzen gedenken.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Herr
Präsident! Frau Kollegin Dr. Kronawitter, anlässlich einer
Anfrage des Herrn Abgeordneten Prof. Dr. Gantzer und
anderer hat sich der Ausschuss für Fragen des öffentli-
chen Dienstes mit der Teilnahme von Polizeibeamten an
parteipolitischen Veranstaltungen befasst. Das Staats-
ministerium des Innern hat inzwischen die im Ausschuss
erbetenen Regelungen entwickelt. Der Ausschuss hat
diesen Regelungsentwurf in seiner 62. Sitzung am
03.07.2001 beraten und ihn für erledigt erklärt. Auf die
Drucksachen 14/3513 vom 04.05.2000 und 14/7099
vom 03.07.2001 darf ich verweisen.

Die Regelung enthält eine Definition parteipolitischer
Veranstaltungen und das Genehmigungsverfahren bei
der dienstlichen Teilnahme an diesen Veranstaltungen.
Die außerdienstliche Teilnahme unterliegt im Übrigen

keinen Beschränkungen. Die Regelung erwähnt aus-
drücklich, dass die Gleichbehandlung der politischen
Parteien sicherzustellen ist.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Frau Kol-
legin Dr. Kronawitter, bitte.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Gibt es für die örtlichen
Polizeidirektionen Ermessensspielräume? Mir war nicht
bekannt, dass hier schon ein Verfahren vorausgegangen
ist. Ich möchte mir das später genau anschauen. Ich
habe im Stimmkreis erlebt, dass der Einsatz bei CSU-
Veranstaltungen stattfinden konnte, bei SPD-Veranstal-
tungen hingegen nicht. Es geschah auch, dass Vertreter
des Landeskriminalamtes, die ich auch zur Polizei
rechne, bei der CSU-Veranstaltung da waren.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Ich
nehme an, dass Sie damit einverstanden sind, dass ich
nicht die mehrere Seiten umfassende gesamte Rege-
lung vorlese. Wir definieren so: Eine parteipolitische Ver-
anstaltung liegt vor, wenn als Veranstalter eine politische
Partei oder Mitglieder von politischen Parteien auftreten,
ohne dass die Organisation der Veranstaltung im Auftrag
der Staatsregierung, des Landtags, der Landtagsfraktio-
nen, Landtagsausschüsse oder staatlicher und kommu-
naler Dienststellen durchgeführt wird.

Dann wird abgewogen, ob es sich um eine Veranstaltung
von überregionaler Bedeutung handelt. Wenn ja, ist
immer vom Innenministerium darüber zu entscheiden,
ob eine dienstliche Teilnahme erfolgt. Wenn es sich um
eine regionale Veranstaltung handelt, ist dieses von den
regionalen Dienststellen zu entscheiden. Einer Einla-
dung kann nur dann Folge geleistet werden, wenn ein
besonderes staatliches Informationsinteresse zum
Thema vorliegt. Dabei gibt es selbstverständlich Beurtei-
lungsspielräume. Ich bin mir aber sehr sicher, dass es
bei der dienstlichen Entsendung keine Ungleichbehand-
lung der Parteien gibt, weil dabei insgesamt äußerst res-
triktiv verfahren wird.

Die außerdienstliche Teilnahme wird nicht reglementiert.
Dabei hat der Polizeibeamte ein höheres Maß an Neu-
tralität aufzubringen als der normale Bürger. Es gibt aber
keine Einschränkungen der außerdienstlichen Teil-
nahme an parteipolitischen Veranstaltungen. Es hängt
von den persönlichen politischen Prioritäten ab, an wel-
cher Veranstaltung jemand in seiner Freizeit teilnimmt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Zusatzfrage:
die Fragestellerin.

Frau Dr. Kronawitter  (SPD): Ich kann zwar gut nach-
vollziehen, was Sie erläutert haben, möchte dennoch
nachfragen, ob es so verbindliche Darlegungen gegen-
über den Polizeidienststellen gibt, dass diese bei Ent-
scheidungen im Falle von regionalen Veranstaltungen
einheitlich vorgehen können.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Die-
se Richtlinien sind in einem interministeriellen Schreiben
niedergelegt, das an die Polizeidienststellen gerichtet
wird. Darin steht eindringlich, dass nach dem Gleichbe-
handlungsgrundsatz zu verfahren ist. Das ist die Ziffer
2.3:

Die Genehmigung ist unter Beachtung des parteipo-
litischen Neutralitätsgebotes nach Artikel 62 Absatz
1 des Bayerischen Beamtengesetzes und insbeson-
dere des Verbots der parteipolitischen Betätigung
nach Artikel 2 Absatz 3 des Polizeiorganisationsge-
setzes zu erteilen. Außerdem ist die Gleichbehand-
lung der politischen Parteien sicherzustellen.

Das ist also drin.

Ich darf Ihnen zur Erläuterung noch Folgendes sagen.
Ich bekomme häufig Anfragen von CSU-Gliederungen.
Manchmal beschweren sich diese darüber, dass sie zum
Beispiel für eine Drogenveranstaltung keinen Mitarbeiter
des Landeskriminalamts bekommen. Auch das Schrei-
ben an den Innenminister wird nicht dazu führen, dass
ich einen Mitarbeiter dienstlich entsende. Es ist aber
ohne weiteres möglich, dass man ein Mitglied, beispiels-
weise eines Parteiarbeitskreises von Polizeibeamten bit-
tet, in seiner Freizeit an solchen Veranstaltungen teilzu-
nehmen. Es wird vielleicht auch innerhalb Ihrer Partei
möglich sein, dass engagierte Leute zu Veranstaltungen
kommen, wenn auch Ihr Arbeitskreis sehr viel kleiner ist
als unserer. Ich glaube, dass der Eindruck der unter-
schiedlichen Behandlung daraus entsteht, dass wir das
dadurch erledigen, dass ein Beamter in seiner Freizeit
zu solchen Veranstaltungen geht. Er darf dann keine
dienstlichen Erkenntnisse öffentlich darstellen. Die
Medien beschäftigen sich aber dankenswerterweise in
hohem Umfang mit Fragen der inneren Sicherheit.

(Maget (SPD): Mit Otto Schily!)

– Ich freue mich – das darf ich mit Blick auf Herrn Kolle-
gen Maget sagen –, dass neuerlich auch die SPD
erkennt, welche Bedeutung innere Sicherheit hat. Sie
sind hier lernfähig, allerdings auch sehr lernbedürftig.

(Maget (SPD): Law and order is a labour issue!)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Diese Frage scheint
abgearbeitet zu sein. Kollege Knauer ist nicht da, Kol-
lege Dr. Jung ist auch nicht da. Kollege Franzke ist aber
da. Bitte, Herr Kollege.

Franzke  (SPD): Herr Präsident, da die Schlussbemer-
kung des Herrn Ministers nicht unbedingt zur Sachlich-
keit beigetragen hat, darf ich nun folgende sachliche
Frage stellen.

(Ach (CSU): Aber zur Erheiterung!)

– Vielleicht bei Ihnen, Herr Ach. – Wie beurteilt die
Staatsregierung die Verkehrssituation, insbesondere
den Bauzustand und die Unfallhäufigkeit auf der Staats-

straße 2143 zwischen Rottenburg und Landshut, und
wann ist mit einem Ausbau dieser Strecke zu rechnen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Herr
Präsident! Lieber Kollege Franzke, der aktuelle Ausbau-
plan für die Staatsstraßen enthält im angesprochenen
Streckenabschnitt in der ersten Dringlichkeit lediglich
noch einen bestandsorientierten Ausbau bei Brandhof
südlich von Rottenburg. Das Straßenbauamt erstellt der-
zeit die erforderliche Planung. Im Übrigen ist der Stra-
ßenzug weitgehend ausgebaut. Eine besondere Auffäl-
ligkeit dieses Streckenabschnitts ist bei der längerfristi-
gen Unfallbeobachtung nicht erkennbar, wenngleich sich
in jüngster Zeit zahlreiche Unfälle ereigneten. Die
zuständige Unfallkommission hat am 19. September
eine Ortsbesichtigung durchgeführt. Die dabei getrof-
fene Entscheidung wird, sobald die verkehrsrechtliche
Anordnung der Verkehrsbehörde vorliegt, vollzogen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: Kollege
Franzke.

Franzke  (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben gesagt,
dass keine Auffälligkeit des Streckenabschnitts bei der
Unfallbeobachtung erkennbar sei, dass sich aber in letz-
ter Zeit mehr Unfälle ereignet hätten. Deshalb frage ich,
ob die neuere Entwicklung – Sie haben die Unterlagen
auch gelesen –, die zunehmende Unfallhäufigkeit nicht
doch einen weiteren Ausbau erfordert?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Ich
habe dargelegt, dass sich die Frage des Ausbaus nur bei
diesem bestimmten Streckenabschnitt stellt. Man hält im
Übrigen verkehrsrechtliche Maßnahmen für geboten. Ich
habe gerade nachgesehen und bitte um Nachsicht: Ich
kann Ihnen dazu nichts Näheres sagen, weil in meinen
Unterlagen dazu nichts enthalten ist und ich die Örtlich-
keit nicht im Detail kenne. Ob eine Geschwindigkeitsbe-
schränkung angebracht ist oder ob Verkehrsschilder auf
eine gefährliche Stelle hinweisen, wird von der örtlichen
Verkehrsunfallkommission entschieden. Nicht überall
dort, wo Unfallhäufigkeiten festgestellt werden, ist ein
Ausbau möglich oder nötig. In den überwiegenden Fäl-
len ergehen verkehrsrechtliche Anordnungen. So ist es
auch hier.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Weitere Zusatzfrage:
Herr Kollege Franzke.

Franzke  (SPD): Könnten Sie mir die Unterlagen zu den
verkehrsrechtlichen Anordnungen zuleiten?

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Ich
habe gesagt, dass ich nur den Hinweis darauf habe,
dass die örtliche Unfallkommission eine Ortsbesichti-
gung durchgeführt hat und dabei eine Entscheidung
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getroffen wird, die von der Verkehrsbehörde zu vollzie-
hen ist.

Daraus schließe ich, dass es sich um eine Anordnung
der Straßenverkehrsbehörde handelt – entweder Ge-
schwindigkeitsbeschränkung oder Aufstellung eines
Schildes. Das liegt mir nicht vor. Ich kann Ihnen das
gerne zuleiten.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Letzte Zusatzfrage:
der Fragesteller.

Franzke (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben von dem
Ausbau im Bereich von Brandhof gesprochen. Gibt es in
den nächsten Jahren keine weiteren und auch keine mit-
telfristigen Ausbauziele für diese Strecke?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): In
der Tat haben wir im Bereich Brandhof Ausbaumaßnah-
men auf 1,6 Kilometer Länge und Kosten von 1,6 Millio-
nen DM in der ersten Dringlichkeit. Das ist in Planung.
Wegen der aktuellen Unfallsituation haben wir den Pla-
nungsumfang durch einen zweiten Bauabschnitt auf
einer Länge von 3 Kilometern mit Gesamtkosten von 2,9
Millionen DM bis zum jetzigen Ausbauende bei Türken-
feld erweitert.

Wir haben vor, dass die Unfallkommission sich bei
nächster Gelegenheit noch einmal mit der Unfallsituation
auseinandersetzen und mögliche Maßnahmen erörtern
soll. Unabhängig davon beabsichtigt die Straßenbauver-
waltung zwischen Kopfham und Ergolding die Verbreite-
rung der Fahrbahn vorzunehmen, falls der Grunderwerb
auf freiwilliger Basis durchgeführt werden kann. Diese
Maßnahmen stehen im Moment an.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Fragestelle-
rin: Frau Kollegin Schieder.

Frau Marianne Schieder (SPD): Herr Staatsminister!
Wann ist mit dem Ausbau der Staatsstraße zwischen
Nabburg und Amberg im Abschnitt Trisching – Büchenöd
zu rechnen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Herr
Präsident, Frau Kollegin Schieder. Nachdem ein be-
standskräftiger Planfeststellungsbeschluss vorliegt, wur-
de die Maßnahme in die Vorschlagsliste zur Verwendung
der aus der Reduzierung der staatlichen Beteiligung an
der E.ON AG für den Straßenbau bereitgestellten 30 Mil-
lionen Euro aufgenommen. Es handelt sich um die fünfte
Tranche der Privatisierungserlöse. Der Bayerische
Landtag hat einer Kofinanzierung dieser Maßnahme aus
den E.ON-Erlösen heute zugestimmt, sodass im Früh-
jahr 2002 mit dem Bau begonnen werden kann.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage? – Die
Fragestellerin.

Frau Marianne Schieder (SPD): Ursprünglich war die
Maßnahme nach dem Staatsstraßenplan erst bis 2010
vorgesehen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Das
ist richtig. Allerdings haben wir bei der Fortschreibung
des fünften Ausbauplans erstmals ein gesamtwirtschaft-
liches Bewertungsverfahren auf der Grundlage der Nut-
zen-Kosten-Analyse angewandt, das eine Dringlichkeits-
reihung nach möglichst objektiven Kriterien erlaubt.
Danach wurde die Maßnahme wegen der unterdurch-
schnittlichen Verkehrsbelastung in die Dringlichkeits-
stufe 1/Reserve eingestuft. Deshalb kann aufgrund der
gegebenen Baureife die Planung vorgezogen werden.

Nachdem eine Sonderfinanzierung nötig ist, wurde die
Maßnahme aus der Reserveliste genommen. Die be-
standskräftige Planfeststellung liegt vor, sodass die
Voraussetzungen gegeben sind. Das ist öfter der Fall.
Ich habe bei der Vorstellung des Ausbauplanes vorgetra-
gen, dass wir gewisse Flexibilität brauchen.

Es ist nicht der Regelfall, dass etwas vorgezogen wer-
den kann, sondern dass etwas hinausgeschoben wer-
den muss, insbesondere wenn aufgrund rechtlicher
Schwierigkeiten Maßnahmen keine Baureife erlangen.
Hier ist es erfreulicherweise umgekehrt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nun ist Frau Biedefeld
da. Da wir weihnachtlichfreundlich gesonnen sind, las-
sen wir zu, dass sie ihre Frage stellt. Es ist die Nummer
11.

Frau Biedefeld (SPD): Herr Präsident, Herr Minister! Ich
bedanke mich, dass es möglich ist.

Trifft es zu, dass werbende Zusätze im Kennwort von
Wahllisten wie zum Beispiel „Bürgerliste“ oder „Unab-
hängige Bürger“ nach dem Bayerischen Wahlgesetz
unzulässig sind und wenn ja, welche Konsequenzen
dies dann im Hinblick auf die Kommunalwahl in Bayern
am 3. März 2002 für die betroffenen Listen hat?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Herr
Präsident, Frau Kollegin Biedefeld! Das Kennwort des
Wahlvorschlags ist Kraft Gesetzes – Artikel 25 Absatz 5
Satz 1 des entsprechenden Wahlgesetzes – der Name
des Wahlvorschlagsträgers, also der Name der Partei
oder Wählergruppe. Eine Kurzbezeichnung ist dabei
ausreichend. Sonstige Bezeichnungen sowie werbende
Zusätze sind unzulässig, sofern sie nicht zur Unterschei-
dung von anderen Wahlvorschlägen erforderlich sind –
zum Beispiel bei Namensgleichheit.
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Werden Zusätze in unzulässiger Weise verwendet – das
ist die Frage nach den Konsequenzen –, ist der Wahlvor-
schlag teilweise ungültig. Der unzulässige Zusatz ist
vom Wahlausschuss zu streichen. Das bedeutet, dass
dadurch nicht die Teilnahme an der Wahl unmöglich
wird, aber der entsprechende unzulässige Zusatz gestri-
chen wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Erste Zusatzfrage: Die
Fragestellerin.

Frau Biedefeld (SPD): Bedeutet dies, dass unrechtmä-
ßige Nominierversammlungen nicht wiederholt werden
müssen, sondern lediglich der Zusatz gestrichen wird?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Ich
gehe davon aus, dass dies in der Weise gehandhabt
wird. Es ist keine zusätzliche Maßnahme, die bei der
Aufstellungsversammlung geregelt werden muss, son-
dern das ist ein werbender Zusatz, der gestrichen wird.
Die werbenden Zusätze sind nicht zulässig.

Ich weise darauf hin, dass es im Einzelfall fraglich sein
kann, ob es namensrechtlich zulässig ist, dass sich eine
Bürgergruppierung als „Bürgerliste“ benennt oder ein
rechtsfähiger oder nichtrechtsfähiger Verein als Liste
„Unabhängige Bürger“ wirbt. Diese zivilrechtliche Frage
wird nicht vom Wahlausschuss geprüft. Die Nennung
des Vereins wird lediglich vermerkt. Nennt sich eine libe-
rale Partei ergänzend „Unabhängig denkend, fortschritt-
lich wählend“ so wird dieser Zusatz als unzulässig gestri-
chen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Zusatzfrage?
– Die Fragestellerin.

Frau Biedefeld (SPD): Wird in den Wahlprüfungsaus-
schüssen bayernweit einheitlich verfahren, und gibt es
eine bayernweite klare und unmissverständliche Anwei-
sung des Innenministeriums an die Kommunen bzw. die
Wahlausschüsse?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (SPD): Frau Kollegin, ich
halte das nicht für erforderlich, weil in Artikel 25 Absatz 5
Satz 1 des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes
steht:

Jeder Wahlvorschlag muss den Namen des Wahl-
vorschlagsträgers als Kennwort tragen.

Satz 3:

Dem Kennwort ist eine weitere Bezeichnung hinzu-
zufügen, wenn dies zur deutlichen Unterscheidung
der Wahlvorschläge erforderlich ist; der Wahlaus-
schuss hat dem Kennwort eine weitere Bezeich-
nung hinzuzufügen, wenn dies der Wahlvorschlags-

träger trotz Aufforderung durch den Wahlleiter
unterlassen hat.

Das ist die Unterscheidung. Vorher ist aber enthalten,
dass werbende Zusätze unzulässig sind.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Vielen Dank, dann ist
die Frage erledigt. Nun holen wir die Frage des Kollegen
Knauer nach. Es ist die Nummer 15. Bitte schön, Herr
Kollege.

Knauer (CSU): Herr Präsident, Herr Staatsminister!
Nachdem der Ausbau der Gebersdorfer Kreuzung im
Bereich der Staatsstraßen 2035 und 2047 im Landkreis
Aichach – Friedberg im aktuellen Ausbauplan für die
Staatsstraßen in der ersten Dringlichkeit enthalten ist
und die erforderlichen Grundstücke nach meiner Kennt-
nis erworben werden konnten, frage ich die Staatsregie-
rung, wann mit dem Bau der Maßnahme zu rechnen ist.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Herr
Präsident, lieber Kollege Knauer! Der Ausbau der Kreu-
zung bei Gebersdorf zwischen den Staatsstraßen 2035
und 2047 ist in der ersten Dringlichkeit des Ausbaupla-
nes für die Staatsstraßen enthalten. Eine Realisierung
ist damit im Zeitraum bis 2010 vorgesehen.

Für das Vorhaben liegt ein genehmigter Vorentwurf vom
30. Dezember 1992 vor. Vorgesehen ist, die bisher spitz-
winklig kreuzende Staatsstraße 2047 in zwei gegenei-
nander nach rechts versetzte Einmündungen umzu-
bauen. Damit wird die Sicherheit für den Kreuzungsver-
kehr auf der Staatsstraße 2047 über die vorfahrtberech-
tigte Staatsstraße 2035 deutlich verbessert. Außerdem
soll die Staatsstraße 2035 auf einer Länge von 2,2 Kilo-
metern ausgebaut werden.

Es ist richtig, dass die erforderlichen Grundstücke weit-
gehend freihändig erworben werden konnten. Es fehlt
nur noch ein kleiner Teil für den von der Gemeinde
Petersdorf nachträglich gewünschten Geh- und Radweg
nach Gundelsdorf.

Probleme bereitet derzeit jedoch die Finanzierung des
mit Gesamtkosten von 2,4 Millionen DM veranschlagten
Vorhabens. Das Straßenbauamt Augsburg beabsichtigt
deshalb, das Vorhaben in zwei Bauabschnitte zu teilen
und 2002 mit dem Ausbau der Staatsstraße 2047 Rich-
tung Gundelsdorf zu beginnen, wofür etwa 700000 DM
veranschlagt sind. Ob der zweite Bauabschnitt dann
2003 oder 2004 erfolgen kann, hängt vom Volumen des
nächsten Doppelhaushalts ab.

Es ist gut, dass Sie neben Herrn Kollegen Ach stehen.
So kann er genau hören, dass die Frage, ob wir bauen
können, davon abhängt, was im Doppelhaushalt
2003/2004 beschlossen wird. Vielleicht reden Sie
anschließend mit ihm ein freundliches Wort.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Ich glaube nicht, dass
man so die Bauplanung machen kann.

(Heiterkeit)

Das war eine völlig unmögliche Zwischenbemerkung
des Präsidenten.

Herr Kollege Knauer hat eine Zusatzfrage.

Knauer (CSU): Herr Staatsminister, nachdem der Vor-
entwurf inzwischen bald seinen 10. Geburtstag feiert,
darf ich aus Ihren Ausführungen entnehmen, dass Sie
bzw. Ihr Haus gewillt sind, alles in Ihren Kräften Ste-
hende zu tun, diese Maßnahme zu einem baldigen Ende
zu bringen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Wir
wollen ein baldiges gutes Ende, und deswegen wird
nächstes Jahr mit einem Teil begonnen. Ich räume ein,
dass es nicht schön ausschaut, wenn man eine Maß-
nahme, die 2,5 Millionen DM kostet, noch einmal teilt.

Auf der anderen Seite will ich deutlich hervorheben, dass
es von kleineren Baufirmen und unter mittelstandspoliti-
schen Gesichtspunkten in hohem Maße gewünscht ist,
möglichst kleine Segmente zu bauen. Ich habe mich
erkundigt. Gerade diese Maßnahme lässt sich gut teilen,
sodass es nicht etwa teurer wird und dies positive
Effekte auf die regionalen Baufirmen hat, weil sich die
größeren Firmen nicht so sehr um diese kleineren Bau-
maßnahmen reißen.

Es geht nächstes Jahr los, und um den zweiten Teil der
Baumaßnahme werden wir uns bemühen. Ich versi-
chere, dass das Innenministerium auf Beamtenebene
und auf politischer Ebene in den Differenzpunktverhand-
lungen für den Haushalt 2003/2004 mit der gebotenen
Hartnäckigkeit vorgeht, um möglichst viel Geld für die
Weiterführung solcher Maßnahmen zu bekommen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Keine weitere Zusatz-
frage.

Ich darf jetzt die Frage von Herrn Kollegen Dr. Scholz
zulassen. Die Frage von Herrn Dr. Jung holen wir dann
nach. Bitte schön.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, nachdem die
Staatsregierung bei meiner mündlichen Anfrage vom
05.04.2001 wegen fehlender Daten seitens der Stadt
Nürnberg keine ausreichende Antwort geben konnte,
frage ich die Bayerische Staatsregierung erneut: Wel-
cher Anteil an den Gesamtkosten von 282 Millionen DM
für das Projekt der Stadt Nürnberg „Ausbau Franken-
schnellweg und damit verbundene Maßnahmen“ in den
vier Abschnitten West, 30 Millionen DM, Mitte, 152,6 Mil-
lionen DM, Süd I, 64,6 Millionen DM und Süd II, 34,4 Mil-
lionen DM, kann von der Bayerischen Staatsregierung
nach den bisherigen Vorüberlegungen aus dem GVFG/

FAG, aus Städtebaufördermitteln/Programm Soziale
Stadt und aus Ziel 2/ERFE-Mitteln für die verschiedenen
Maßnahmengruppen finanziert werden, und welcher
Anteil aus dem Gesamtumfang der für Nürnberg vorge-
sehenen Ziel 2- und Soziale-Stadt-Fördermittel wäre
dies?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte schön.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Herr
Präsident, lieber Herr Kollege Scholz! Konkrete Anga-
ben über die Höhe möglicher Zuwendungen für den
kreuzungsfreien Ausbau des Frankenschnellwegs in
Nürnberg können auch zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht gemacht werden.

Die Stadt Nürnberg aktualisiert derzeit unter Einschal-
tung von Ingenieurbüros die Planung und Kostenan-
sätze mit dem Ziel der Kostenreduzierung. Die Untersu-
chungen konnten bisher noch nicht abgeschlossen wer-
den. Nach Aussage der Stadt sollen konkrete Ergeb-
nisse im zweiten Quartal 2002 vorliegen. Sie werden
dann soweit erforderlich im Stadtrat Nürnberg behandelt.

Erst nach Vorliegen dieser Untersuchungsergebnisse
und notwendigen Begründungen ist die Ermittlung der
zuwendungsfähigen Kosten und die Nennung von
Zuschusshöhen möglich. Ich versichere Ihnen aber, was
ich auch mehrfach öffentlich getan habe, dass ich im
Rahmen des rechtlich Möglichen für diese Maßnahme,
deren Verkehrsbedeutung zwar umstritten, aber unzwei-
felhaft ist, die oberste Förderhöhe wählen werde, sofern
ich diese Entscheidung zu treffen habe. Das habe ich
mehrfach öffentlich gesagt, und das sage ich auch hier.

Die Angelegenheit hat sich in der Stadt verzögert. Es
wird versucht, weitere Kosten zu reduzieren. Im Zusam-
menhang mit Süd II habe ich immer gesagt, dass dies
unter den heutigen Aspekten nicht möglich ist.

Lassen Sie mich Ihre Zusatzfrage gleich vorwegnehmen
und beantworten. Aus den Mitteln des Straßenbaus sind
keine Zuschüsse für alleinige Lärmschutzmaßnahmen
möglich. Lärmschutz kann nur gemeinsam mit Straßen-
ausbaumaßnahmen finanziert werden. Wenn der kreu-
zungsfreie Ausbau erfolgt, dann sind auch die neuen
Lärmschutzmaßnahmen und damit eine deutliche Redu-
zierung der heutigen Lärmbelastung möglich. Die ist im
Übrigen auch gesetzlich vorgeschrieben.

Dass ich auch unter städtebaulichen Gesichtspunkten
dieser Maßnahme eine hohe Wirksamkeit beimesse,
habe ich immer innerhalb und außerhalb dieses Hauses
erklärt. Wenn man die Örtlichkeiten kennt, dann weiß
man, dass in der Südstadt dringend Verbesserungsmaß-
nahmen fällig sind. Ich will meine Antwort bei sachlichen
Bemerkungen belassen. Wir werden uns im Rahmen
des Kommunalwahlkampfs in den nächsten Monaten vor
Ort über diese Frage unterhalten und darüber diskutie-
ren, ob das sinnvoll ist oder nicht.
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Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Dr. Scholz  (SPD): Herr Staatsminister, bezieht sich Ihre
Aussage, dass 80% seitens des Ministeriums bezu-
schusst werden, lediglich auf die rein straßenbaulichen
Maßnahmen oder auch auf die übrigen Maßnahmen?
Kann man davon ausgehen, dass die 80% nur die Stra-
ßenbaumaßnahmen betreffen, die noch nicht bekannt
sind, wenn ich das Ihren Äußerungen entnehmen kann,
und das Programm Soziale Stadt und die Städtebauför-
derung nicht mit solchen Prozentsätzen bezuschusst
werden?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Ich
habe immer hervorgehoben, dass die Förderhöhe nur
zum Zeitpunkt der Antragstellung festgesetzt werden
kann. Ich bedaure, dass die Stadt Nürnberg die Maß-
nahme wieder zurückgestellt hat, denn die Förderkondi-
tionen werden sich nicht verbessern. Es wird eher
schwieriger, hohe Fördersätze zu bewilligen.

Ich stehe dazu und sage unter heutigen Aspekten – das
wird sich auch nicht in den nächsten Wochen verän-
dern –, dass für die Straßenbaumaßnahmen einschließ-
lich des dafür erforderlichen Lärmschutzes eine Finan-
zierung von 80% erfolgt. Die Lärmschutzmaßnahmen
sind bei der Planfeststellung eines neuen Straßenbaus
förderfähig, weil sie Bestandteil der Planfeststellung
sind. Also ist die Förderung von 80% für den Straßenbau
einschließlich der Lärmschutzmaßnahmen möglich. Ich
hebe aber auch hervor, dass ich keine Aussagen
machen kann, wenn sich die Maßnahmen auf das Jahr
2005, 2008 oder 2010 verzögern, denn ich weiß nicht,
wie sich bis dahin das Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz entwickeln wird.

Für die begleitenden Maßnahmen, die über das Pro-
gramm Soziale Stadt oder die Städtebauförderung lau-
fen, können wir im Normalfall derart hohe Zuschüsse
nicht geben. Einer der Hintergründe ist, dass durch eine
intelligente Planung dafür zu sorgen ist, dass möglichst
viele derartige Maßnahmen auch unter der Frage Lärm-
schutz als zweckmäßig angesehen werden. Dazu sind
intensive planerische Arbeiten erforderlich. Sie wissen
selber, dass früher Planungen für den kreuzungsfreien
Frankenschnellweg aus politischen Gründen nicht
durchgeführt worden sind. Deswegen ist das im Moment
noch nicht weiter gediehen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Letzte Zusatzfrage:
Herr Kollege Dr. Scholz.

Dr. Scholz (SPD): Herr Staatsminister, wie ist aus Ihrer
Sicht die Bezuschussung aus den Ziel-2-Mitteln für die
Stadt Nürnberg zu sehen? Wird davon etwas einge-
setzt?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Das
kann ich im Moment nicht sagen. Die Frage ist, wann
überhaupt mit der Planung und dem Bau des jeweiligen
Abschnitts begonnen wird. Das Ziel-2-Programm ist
keine Maßnahme, die ewig läuft. Das bedeutet, ich kann
nicht beurteilen, ob die städtebaulichen Maßnahmen
überhaupt im Zeitkorridor von Ziel 2 abgewickelt werden
können oder im Rahmen von regulären Städtebaumitteln
durchzuführen sind.

Die Frage, mit welchen Teilen der Maßnahme begonnen
wird, ist noch nicht eindeutig geklärt. In diesem Fall habe
ich andere Empfehlungen gegeben, als sie auf Arbeits-
ebene von der Nürnberger Stadtverwaltung gegeben
wurden. Ich versichere Ihnen aber, dass wir auf Arbeits-
ebene sowie auf Ebene der Führung der Stadt Nürnberg
und der Leitung des Innenministeriums intensive
Gespräche führen, um voranzukommen.

Ich freue mich, dass es offensichtlich auch in Ihrem Inte-
resse liegt, die Baumaßnahme zu beschleunigen. Ich
würde darum bitten, dass Sie mit Ihren Nürnberger Kol-
legen sprechen, damit diese keine Schwierigkeiten
machen, sondern uns voranbringen. Aus meiner Sicht
wäre es sehr wünschenswert, dass die massive Behin-
derung des Verkehrs aufhört und der Stadtteil nicht wei-
ter geschädigt wird. Dass die Südstadt einen dringenden
Aufwertungsbedarf hat, ist für mich eindeutig.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächster Fragesteller
ist Herr Kollege Dr. Jung. Es handelt sich um die Frage
Nummer 16.

Dr. Jung  (SPD): Herr Staatsminister, ab wann wird die
Bayerische Staatsregierung die Einkommensgrenzen für
Sozialwohnungen zukünftig regional gesondert festle-
gen, und welche Konsequenzen sind hierbei für die Ein-
kommensgrenzen für Sozialwohnungen und die Fehlbe-
legungsabgabe im Stadtgebiet Fürth zu erwarten?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Herr
Präsident, lieber Kollege Dr. Jung, wenn Sie die Rechts-
grundlagen für den bisherigen Dritten Förderweg und für
die soziale Wohnraumförderung nach dem künftigen
Recht vergleichen, können Sie feststellen, dass das bis-
herige Förderrecht den Ländern mehr Spielraum lässt.
Wir haben uns gerade auch deswegen entschlossen, im
Jahr 2002 – wie im Übrigen eine Reihe weiterer Länder –
von der Überleitungsvorschrift des § 46 Absatz 2 des
Wohnraumförderungsgesetzes Gebrauch zu machen.
Das heißt, wir wollen uns einerseits den bisherigen
Spielraum des Dritten Förderwegs zunutze machen.
Zugleich können wir aber für diese Förderung bereits die
neuen, höheren Basis-Einkommensgrenzen nach § 9
Absatz 2 des Wohnraumförderungsgesetzes zugrunde
legen. Dabei soll die bisher in Bayern übliche prozen-
tuale Überschreitung der Einkommensgrenzen bis zu
60% übernommen werden.
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Hinzu kommt, dass der Bund offenbar beabsichtigt, die
Ermächtigungsgrundlage für die Festlegung abweichen-
der Einkommensgrenzen durch die Länder, nämlich § 9
Absatz 3 des Wohnraumförderungsgesetzes kurzfristig
zu korrigieren. Auf der Bauministerkonferenz ist das
noch nicht zu 100% verbindlich erklärt worden, aber es
wurde angedeutet, dass das Gesetz, das erst in Kürze in
Kraft tritt, bereits wieder korrigiert werden soll.

Für das Jahr 2003 wollen wir von dieser Ermächtigung
Gebrauch machen und für das künftige Förderrecht von
den Basis-Einkommensgrenzen des Bundes abweichen.
Vorbehaltlich des förmlichen Rechtsetzungsverfahrens
sollen die Einkommen des bisherigen Berechtigtenkrei-
ses dabei als Maßstab dienen und differenziert nach
oben angepasst werden.

Auch für die Fehlbelegungsabgabe gelten bayernweit
die neuen höheren Basis-Einkommensgrenzen in den
Verfahren, die ab dem 01.01.2002 förmlich eingeleitet
werden. Dies betrifft aber nur den Bestand derjenigen
Sozialwohnungen, die bisher im Ersten Förderweg
gefördert wurden. Die künftige Förderung von Wohn-
raum soll am Einkommen der Mieter orientiert sein,
sodass Fehlbelegungen von vornherein vermieden wer-
den.

Dem Staatsministerium des Innern liegen keine Daten
über die Einkommen der fehlbelegungsabgabepflichti-
gen Haushalte im Stadtgebiet Fürth vor.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Dr. Jung.

Dr. Jung  (SPD): Herr Staatsminister, habe ich Sie richtig
verstanden, dass sich im Jahr 2002 außer der Erhöhung
der Basisgrenze durch den Bund nichts ändert? Gibt es
ab dem Jahr 2003 regionale Unterschiede in Bayern?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Die
Frage ist noch nicht abschließend geklärt. Es ist nicht
völlig ausgeschlossen. Wir werden sorgfältig erwägen,
ob eine derartige Veränderung erfolgen soll. Im Prinzip
wollen wir uns aber – über den Daumen gepeilt – an den
bisherigen Einkommensgrenzen orientieren und nur
eine sehr vorsichtige Anpassung nach oben vornehmen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Die letzte Frage an
den Innenminister stellt Herr Kollege Hartmann. Es han-
delt sich um die Frage Nummer 18.

Hartmann  (SPD): Herr Staatsminister, nachdem die
sehr stark überlasteten vierstreifigen Autobahnen A 3
und A 7 in Nordbayern durch die absehbare EU-Oster-
weiterung und durch die im Jahre 2006 vorgesehene
volle Verkehrsfreigabe der A 71 zwischen Erfurt und
Schweinfurt einen erheblichen Verkehrszuwachs erfah-
ren werden, frage ich die Staatsregierung, für welche
konkreten Streckenabschnitte der A 3 zwischen Aschaf-

fenburg – Hösbach und dem Kreuz Fürth – Erlangen
sowie der A 7 zwischen dem Kreuz Biebelried und dem
Dreieck Werneck bereits jetzt das Baurecht für den
sechsstreifigen Ausbau besteht bzw. bis voraussichtlich
wann das Baurecht geschaffen wird.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Herr
Präsident, lieber Herr Kollege Hartmann, konkrete Pla-
nungen für den sechsstreifen Ausbau der A 3 östlich von
Hösbach laufen derzeit in den Teilabschnitten Hösbach –
Waldaschaff – hier soll die Planfeststellung voraussicht-
lich im Januar 2002 beantragt werden – und im Bereich
von Kist mit der Erstellung des Vorentwurfs. In den wei-
teren Teilstrecken zwischen Waldaschaff und dem Auto-
bahnkreuz Biebelried werden vor dem Hintergrund der
bayerischen Forderung nach Aufnahme der A 3 in die
Liste des Bundesverkehrsministeriums für mögliche
Pilotabschnitte für Betreibermodelle ab 2002 mit größ-
tem Nachdruck die erforderlichen Planungsschritte nach
Maßgabe der gesetzlichen und haushaltsrechtlichen
Vorgaben sowie im Rahmen der personellen und finan-
ziellen Möglichkeiten vorangetrieben. Mein Ziel ist es,
frühestmöglich abschnittsweise Baurecht zu erlangen.
Aus heutiger Sicht kann dies durchgehend bis
2005/2006 erreicht werden.

Für die A 7 laufen derzeit noch keine konkreten Planun-
gen für den sechsstreifigen Ausbau, da zunächst die
Ergebnisse der Fortschreibung des Bedarfsplanes für
die Bundesfernstraßen abzuwarten sind. Der Ausbau
der A 3 hat Vorrang.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Herr Kol-
lege Hartmann.

Hartmann  (SPD): Herr Staatsminister, das bedeutet
doch, dass insbesondere im Raum Würzburg West bis
Kreuz Biebelried die Voraussetzungen für ein Pilotpro-
jekt im Betreibermodell momentan überhaupt nicht
gegeben sind. Würden Sie dem kontinuierlichen sechs-
streifigen Ausbau von Westen her oder dem Flaschen-
hals im Großraum Würzburg Priorität einräumen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister,
bitte.

Staatsminister Dr. Beckstein (Innenministerium): Herr
Kollege, ich bedaure es sehr, dass der Bundesverkehrs-
minister bisher einem Betreibermodell für die A 3 keine
Priorität eingeräumt hat. Er hat jedenfalls nichts davon
gesagt. Ich habe schon scharf kritisiert, dass in Bayern
lediglich der Ausbau der A 8 westlich von Augsburg in
Richtung Ulm vorgesehen ist, aber nicht der Ausbau der
A 3. Ich halte das für falsch. Für mich ist offensichtlich,
dass die A 3 zu den mit Stau hoch belasteten Autobah-
nen gehört. Ich habe schon etliche Male scharf kritisiert,
dass der Ausbau der A 3 im Anti-Stau-Programm nicht
berücksichtigt wurde. Sie werden sich immer wieder
anhören müssen, dass das die erste Maßnahme war, bei
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der wir nach dem Krieg nicht mehr mit einem angemes-
senen Schlüssel behandelt worden sind. Nordrhein-
Westfalen hat viel Geld bekommen, während wir in Bay-
ern bewusst benachteiligt worden sind.

Beim Betreibermodell wurde die A 3 bisher überhaupt
nicht berücksichtigt. Ich will aber alles daran setzen,
dass die A 3 in das Programm aufgenommen wird, und
zwar nach Möglichkeit mit einem großen Abschnitt.
Anschließend können wir einzelne Teilverträge abschlie-
ßen und einzelne Abschnitte ausbauen. Ich denke, dass
sich das bei der A 3 rechnen würde, denn die A 3 weist
eine große Belastung durch den Lkw-Verkehr auf,
sodass die Anschubfinanzierung im Rahmen von 50%
oder niedriger liegen dürfte.

Selbstverständlich braucht man aber auch bei einem
Betreibermodell Baurecht. Deswegen werden wir auch
mit einem Betreibermodell erst beginnen können, wenn
Baurecht besteht, wobei mir das Baurecht für die A 3
kurzfristig erreichbar erscheint wie das Baurecht für die
A 8. Auch für die A 8 ist für den Abschnitt, für den die
Bundesregierung das Betreibermodell vorsieht, der vor-
dringliche Bedarf festgestellt.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Eine weitere Zusatz-
frage: Kollege Ach.

Ach  (CSU): Herr Staatsminister, Sie haben mit Recht
darauf hingewiesen, dass die Finanzierungsverantwor-
tung beim Bund liegt. Ich habe die konkrete Frage: Wie
groß ist die Chance, dass wir in dieses von Ihnen ange-
sprochene Betreibermodell außerhalb des regulären
Haushalts aufgenommen werden können; wie konkret
sind die Chancen, und gibt es ein anderes Programm –
Sie haben von einem Anti-Stau-Programm gesprochen,
für das sich der Bund öffnet – für die Finanzierung der
A 3, am besten auf der ganzen Strecke aber zumindest
im Teilbereich zwischen Würzburg-West und Biebelried?

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Ich
kenne Nürnberg sehr gut. Ich bitte um Verständnis dafür,
dass ich sage: Ich habe großes Interesse daran, dass
die A 3 von Aschaffenburg bis Nürnberg bzw. bis Ten-
nenlohe sechsstreifig ausgebaut wird; die Gesamtstre-
cke ist äußerst staubelastet. Ich habe die Hoffnung – bei-
nahe hätte ich gesagt, es ist eine Illusion –, dass wir die
Gesamtstrecke in ein Betreibermodell hineinbekommen.

Die Situation bezüglich der Frage der Betreibermodelle
ist im Moment noch sehr nebulös. Voraussetzung für
eine Aufnahme in das Modell ist die Erhebung der Lkw-
Maut. Dafür werden in dieser Woche die rechtlichen
Grundlagen geschaffen. Ich sage in aller Offenheit: Ich
zweifle erheblich daran, dass es möglich ist, bis zum
1. Januar 2003 die technischen Voraussetzungen für
eine streckenbezogene Lkw-Maut zu schaffen. Von Sei-
ten des Bundes wird dies immer noch behauptet. Da
noch keine Entscheidung über das System gefallen ist,
halte ich es für zweifelhaft, zu sagen, dass in einem Jahr
und drei Wochen, bereits die Bewegungen von über
zehn Millionen Lkw vollständig und zwar mit großer
Genauigkeit erfasst werden können.

Das ist die Voraussetzung dafür, dass das Betreibermo-
dell wirklich auf den Weg gebracht werden kann. Wir
werden uns jedenfalls anstrengen, dass die A 3, insbe-
sondere auch in dem Bereich zwischen Aschaffenburg
und Würzburg, in ein Betreibermodell aufgenommen
wird. Das wird sicher abschnittsweise erfolgen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Letzte Zusatzfrage:
Kollege Hartmann.

Hartmann (SPD): Herr Staatsminister, würden Sie den
Teil meiner vorhergehenden Frage nach der Priorität
beantworten, den Flaschenhals in der Region Würzburg
vorzuziehen oder kontinuierlich von Westen her von
Aschaffenburg nach Osten hin sechsstreifig auszu-
bauen?

Welche Möglichkeiten sehen Sie, die Einräumung des
Baurechts, das Sie vorher für 2005/06 in Aussicht
gestellt haben, zu forcieren? Wenn wir 2003/04 in Betrei-
bermodelle hineinkommen wollen, dann können wir das
nicht, wenn wir erst 2005/06 das Baurecht erlangen. Ihre
Forderung, dass die A 3 in das Betreibermodell aufge-
nommen wird, ist sonst nicht schlüssig.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Beckstein  (Innenministerium): Herr
Kollege Hartmann, ich kann Ihre Kritik nicht teilen. Der
Bundesverkehrsminister hat den Autobahnwestabschnitt
der A 8 zwischen Ulm und Augsburg als Betreibermodell
öffentlich verkündet. Es kann nicht richtig sein, eine
andere Maßnahme, für die ebenso vordringlicher Bedarf
besteht und die wir Schritt für Schritt voranbringen wol-
len, abzulehnen.

Ich halte es nicht für die angemessene Art einer Vertre-
tung regionaler Interessen, sich damit zufrieden zu
geben und zu sagen, da kann man nicht hineinkommen.
Man muss sagen: Wenn die sich in einem wesentlich frü-
heren Planungsstadium befindliche A 8 West aufgenom-
men werden kann, dann muss erst recht die geplante
Maßnahme bei der A 3 hineinkommen.

Wir hatten bisher vor, von Westen in Richtung Würzburg
aber dann zusätzlich in dem Würzburger Umland unmit-
telbar Planungs- und Ausbaumaßnahmen durchzufüh-
ren. Wir haben zusätzliche provisorische Maßnahmen
für die Erhöhung der Leistungsfähigkeit bei Würzburg
vorgesehen, und zwar durch abschnittsweise Freigabe
des Standstreifens als Fahrstreifen in den Verkehrsspit-
zenzeiten in Verbindung mit Telematik-Pilotvorhaben.
Das wird kurzfristig möglich sein. Im Übrigen wird es sich
nach der Frage der Finanzierung richten.

Es ist noch nicht geklärt, woher die Anschubfinanzierung
dafür kommen soll. Diese Anschubfinanzierung muss
aus den Bereichen kommen, die entweder der Bund
zusätzlich bezahlt bzw. aus unserem regulären Ver-
kehrshaushalt, der sehr eng ist. Wir fordern zusätzliche
Gelder, um das realisieren zu können. Dann könnten wir
schneller voranschreiten. Im Augenblick ist das nur mit
vielen Fragezeichen zu versehen.
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Sie können sicher sein, dass wir intensiv nachbohren.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Damit ist der Part des
Innenministeriums erledigt.

Herr Staatsminister Dr. Wiesheu, die beiden Fragen, die
an Sie gerichtet sind, können wir noch erledigen. Der
erste Fragesteller ist Kollege Schläger.

Schläger  (SPD): Herr Staatsminister, nachdem die Arz-
berg Porzellan-Union zum Jahresende die hochmoderne
Porzellanfabrik Arzberg schließen will, frage ich die
Staatsregierung, in wieweit die auf dem neuesten Stand
befindlichen High-tech-Computer- und Roboter-Anlagen
durch die öffentliche Hand bezuschusst wurden und was
mit diesen Einrichtungen nun geschehen wird?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Herr Kollege Schläger, die Geschäftsführung der Arz-
berg Porzellan-Union hat am 4. Dezember 2001 beim
Amtsgericht Hof Insolvenz beantragt. Es ist jetzt die Auf-
gabe des vom Gericht eingesetzten vorläufigen Insol-
venzverwalters, über das weitere Vorgehen in dem insol-
venten Unternehmen zu entscheiden. Nach Auskunft
des Insolvenzverwalters sind die angesprochenen com-
putergestützen Roboter-Anlagen bei der Gründung der
Arzberg Prozellan-Union angemietet worden. Dem Insol-
venzverwalter liegen deshalb keine Erkenntnisse über
Förderungen durch die öffentliche Hand vor.

Ob ursprünglich öffentliche Mittel zur Förderung der
computergestützten Roboteranlagen eingesetzt wurden,
unterliegt dem gesetzlich geschützten Geschäfts- und
Betriebsgeheimnis und darf ohne ausdrückliche Zustim-
mung der Betroffenen Dritten gegenüber nicht offenge-
legt werden. Insoweit wäre die Staatsregierung auch
gegenüber dem Bayerischen Landtag zur Geheimhal-
tung verpflichtet.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Erste Zusatzfrage: der
Fragesteller.

Schläger  (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie mit mir
der Meinung, dass, wenn diese Anlagen – auch wenn
Sie jetzt hier nicht über Beträge reden können – mit
öffentlichen Mitteln bezuschusst worden wären, die
Staatsregierung die Aufgabe hat, darauf zu achten, dass
diese Anlagen nie in Gebieten installiert werden, die
keine Fördergebiete sind?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Herr Kollege, Bezuschussungen sind immer mit rechtli-
chen Auflagen verbunden; die greifen auch, wenn der
Konkursfall eintritt sehr weit. Die Konsequenzen daraus
muss gegebenenfalls die Regierung von Oberfranken
ziehen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Zusatzfrage: der Fra-
gesteller.

Schläger  (SPD): Herr Staatsminister, wenn die Bevölke-
rung draußen beunruhigt ist und fragt, ob garantiert ist,
das diese Maschinen nicht abgebaut und zum Beispiel in
Sri Lanka aufgebaut werden, obwohl sie mit Steuergel-
dern finanziert sind, können Sie die Bevölkerung dann
beruhigen und sagen, Sie werden darauf achten, dass
das nicht der Fall sein wird?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Wir werden darauf achten, dass der Konkursverwalter all
das, was ihm gesetzlich vorgegeben ist, auch einhält.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächste Fragestellerin
ist Frau Kollegin Peters.

Frau Peters  (SPD): Herr Präsident! Herr Staatsminister,
ich frage Sie: Welche Gütertransportkapazitäten sind auf
der Schiene zwischen Regensburg – Passau – Wien frei,
wo sollen auf der bayerischen Strecke Verladestationen
gestrichen werden, und ist es beabsichtigt, dass, wenn
Vilshofen auf der Streichliste steht, dafür die Verladesta-
tion Pleinting von der DB AG übernommen wird?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Ich möchte darauf hinweisen, dass entsprechend der
Aufgabenverteilung des Grundgesetzes alleine der Bund
und die Bahn AG für den Schienengüterverkehr zustän-
dig sind. Wir haben keinen direkten Einfluss darauf und
nicht die direkte Zuständigkeit. Deshalb sollten Sie der-
artige Fragen generell an den Bundesverkehrsminister
richten.

Um Ihre Frage dennoch beantworten zu können, haben
wir eine Auskunft bei der DB Cargo AG eingeholt. Nach
dortiger Auskunft ist auf der Strecke Regensburg – Pas-
sau das zwei- bis dreifache des bisherigen Güterauf-
kommens transportierbar. Zum österreichischen Stre-
ckenabschnitt liegen der DB AG keine Informationen vor.

Nach dem Güterverkehrskonzept „Marktorientiertes An-
gebot Cargo“ der DB Cargo AG bleiben auf der Strecke
Regensburg – Passau alle Verladestationen erhalten. Es
handelt sich um Güterverkehrszentren in Regensburg,
Plattling, Osterhofen, Pleinting, Vilshofen, Schalding und
Passau. Aus wirtschaftlichen Gründen beabsichtigt die
DB Cargo ab Januar 2002 in Vilshofen nur noch Ganz-
zugverkehr abzuwickeln. Bei der Güterverkehrsstelle
Pleinting, die schon jetzt von der DB betrieben wird, soll
die Bedienung nur noch dreimal wöchentlich erfolgen.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: die Fra-
gestellerin.
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Frau Peters (SPD): Herr Staatsminister, Sie haben zwar
anfangs gesagt, dass Ihr Haus nicht dafür zuständig ist.
Ich stelle aber schon fest, dass eine Zuständigkeit durch-
aus gegeben ist, wenn die Fragen von der anderen Seite
kommen. Ich habe die gleiche Frage bereits schriftlich
gestellt. Darauf haben Sie mir auch mitgeteilt, dass diese
Fragestellung nicht untersucht wurde, nachdem es beim
Ausbau der Donau zwischen Straubing und Vilshofen
um ein Wasserbauprojekt geht. Ich meine, dass Sie mir
sicher Recht geben, dass es bei den Fragen des Donau-
ausbaus wichtig ist, zu wissen, wo Kapazitäten frei sind
und wo Verlagerungsmengen vorhanden sind.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Beim Donauausbau haben wir eine Mitzuständigkeit,
auch wenn der Bund die Mehrheit hat. Beim Gütertrans-
port durch die Bahn AG haben wir keine Mitzuständig-
keit. So ist das ganz einfach.

Frau Peters (SPD): Aber Sie geben mir doch sicher
Recht, dass es wichtig ist zu wissen, was auf der
Schiene möglich ist, wenn man schon über Verlademen-
gen spricht und feststellen will, wie viele LKWs mehr
zukünftig fahren müssen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu (Wirtschaftsministerium):
Das, was theoretisch möglich ist, habe ich Ihnen erstens
gesagt. Zweitens ist der Güterverkehr auf dem Wasser
preisgünstiger und mit weniger Energieaufwand und
weniger Schadstoffausstoß verbunden. Das sollten Sie
mittlerweile auch wissen. Drittens ist es nicht unsere Auf-
gabe, den Postboten zwischen dem Bundesverkehrsmi-
nisterium bzw. der Bahn AG und dem Bayerischen Land-
tag zu spielen. Sie haben die Möglichkeit, sich direkt an
die zuständigen Stellen zu wenden. Das sollten Sie in
Zukunft auch tun.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Jetzt bin ich informiert
worden, dass die Frage des Kollegen Donhauser vom
Kollegen Stahl übernommen werden soll. Herr Kollege
Stahl.

Georg Stahl (CSU): Herr Präsident, Herr Staatsminister!
Werden im Jahr 2001 auch im Freistaat Bayern wie in
den anderen Bundesländern voraussichtlich die meisten
Insolvenzen nach der Wiedervereinigung angemeldet
werden? Wie viele Menschen werden durch die Pleite-
welle ihren Arbeitsplatz verlieren und worauf ist dieser
dramatische Anstieg der Insolvenzen zurückzuführen?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in Bayern hat
sich in den ersten neun Monaten 2001 gegenüber dem
entsprechenden Zeitraum des Vorjahres um 615 Fälle

oder 26,8% auf 2907 erhöht. Für das Gesamtjahr 2001
sind um die 4000 Unternehmensinsolvenzen zu erwar-
ten. Wie viele Arbeitnehmer dadurch ihren Arbeitsplatz
verloren haben oder noch verlieren werden, lässt sich
leider anhand des vorhandenen Datenmaterials nicht
quantifizieren.

Entscheidend für den Anstieg der Unternehmensinsol-
venzen ist bekanntermaßen die Konjunkturschwäche,
aber nicht nur die allein. Sie hat ihren Grund darin, dass
in den letzten Jahren die Wachstumskräfte durch eine
falsche Wirtschaftspolitik des Bundes nicht gestärkt,
sondern geschwächt worden sind. In dem Zusammen-
hang sind eine Reihe von Fehlentscheidungen oder
Unterlassungen zu nennen. Ich erwähne nur die Neu-
regelung der 630-DM-Jobs und der Scheinselbständig-
keit, die Absenkung der Beschäftigtenschwelle beim
Kündigungsschutz, den Rechtsanspruch auf Teilzeit, die
Einschränkung befristeter Arbeitsverhältnisse und die
Reform des Betriebsverfassungsgesetzes. Alle diese
Neuregelungen haben bürokratische Hürden vor allem
für Klein- und Mittelbetriebe und für Existenzgründer auf-
gestellt. Dies schlägt sich jetzt auch in der Schwächung
der Wachstumskräfte nieder, welche unsere Wirtschaft
dringend bräuchte. Diese Regelungen steigern die Kos-
ten der Arbeit und machen das Eingehen von Beschäfti-
gungsverhältnissen finanziell und arbeitsorganisatorisch
gerade für Existenzgründer zu einem kaum kalkulierba-
ren Risiko.

Hinzu kommt die Benachteiligung von Personengesell-
schaften gegenüber Kapitalgesellschaften bei der
Besteuerung. Kapitalgesellschaften sind dabei gut
behandelt worden, Personengesellschaften nicht. Alles
das sind Probleme, die hier relevant sind und die auch
dafür sorgen, dass Sachverständige und Wirtschaftswis-
senschaftler darauf verweisen, dass wir im nächsten
Jahr in Deutschland nur ein sehr schwaches Wachstum
haben werden. Diese Regelungen haben auch dafür
gesorgt, dass die Bundesrepublik Deutschland im Wirt-
schaftswachstum im europäischen Vergleich mittlerweile
einen starken letzten Platz hat.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Zusatzfrage: Kollege
Wörner.

Wörner (SPD): Herr Minister, ist Ihnen bekannt, dass in
der Zeit, in der die Kohl-Regierung den Kündigungs-
schutz abgebaut hat, die Zahl der Arbeitslosen bis auf
fünf Millionen gestiegen ist, und dass erst mit der Wie-
dereinführung u.a. des Kündigungsschutzes und mit
dem Erlass der 630 Mark-Regelung die Zahl der Arbeits-
plätze wieder gestiegen ist?

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Wiesheu  (Wirtschaftsministerium):
Herr Wörner, Sie sollten sich die Statistik genau anse-
hen. Wir haben derzeit nicht nur knapp vier Millionen
Arbeitslose, sondern knapp 5,7 Millionen. Knapp 1,7 Mil-
lionen befinden sich nämlich in Beschäftigungsverhält-
nissen des zweiten Arbeitsmarktes. Zweitens sollten Sie
hin und wieder die Zeitung lesen. Dort heisst es nämlich,
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dass Bundeswirtschaftsminister Müller das Teilzeitrecht
als eine Einstellungsbarriere betrachtet, welche komi-
scherweise in zwei Jahren abgeschafft werden soll. Ich
weiß nicht, warum erst in zwei Jahren, möglicherweise
hat es aber damit zu tun, dass nächstes Jahr Bundes-
tagswahl ist.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Weitere Zusatzfragen
liegen nicht vor. Vielen Dank, Herr Staatsminister. Die
Fragestunde ist damit beendet.

Ich rufe jetzt auf

Tagesordnungspunkt 7

Gesetzentwurf der Staatsregierung zu Änderung des
Bayerischen Mediengesetzes (Drucksache 14/7485)

– Zweite Lesung –

hierzu

Änderungsantrag der Abgeordneten Hufe, Hoder-
lein, Lochner-Fischer und anderer (SPD) (Drucksa-
che 14/7891)

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Die Redezeit pro
Fraktion beträgt 10 Minuten. Herr Kollege von Redwitz,
Sie dürfen gleich beginnen.

(Wortmeldung des Abgeordneten Hufe (SPD) –
Herrmann (CSU): Da sind doch zwei Mikrophone,
Ihr könnt doch gleichzeitig reden! – Weitere Zurufe)

Das Wort hat der Abgeordnete von Redwitz, und die
Amtsführung liegt hier oben.

Freiherr von Redwitz (CSU): Das wird allgemein
akzeptiert.

Herr Präsident, Hohes Haus! Es kann nicht immer gelin-
gen, dass Gesetze von so langer Hand vorbereitet und
vorbearbeitet werden, wie es bei dieser Gesetzesände-
rung der Fall war. Wir haben sie im Grunde genommen
schon bei der letzten Novellierung des Mediengesetzes
vorgesehen. Insofern war von Anfang an daran gedacht,
in dieser Zeit das Bayerische Mediengesetz erneut zu
behandeln und es darauf hin zu überprüfen, ob es allen
Ansprüchen genügt. Dieser lange Vorlauf war außeror-
dentlich nützlich. Die Staatskanzlei hat zur Gesamtpro-
blematik ein sehr umfangreiches, interessantes und von
allen akzeptiertes Gutachten erstellen lassen. Über die
Folgerungen aus diesem Gutachten kann man natürlich
immer streiten. Mit dem Gutachten haben wir allerdings
eine sehr solide Basis gehabt. Zudem haben wir jetzt ein
halbes Jahr lang über den Entwurf beraten, dabei blieb
auch kein Gesichtspunkt unbeachtet.

Die Kernthemen des Gesetzentwurfs sind die Absen-
kung des Teilnehmerentgelts bis zum Jahr 2008 in meh-
reren Schritten, beginnend mit dem 1. Januar 2003.
Damit bleibt es im kommenden Jahr bei der alten Finan-
zierung, sie wird lediglich auf Euro umgestellt. Bei der
Gesamtfinanzierung ist auch vorgesehen, dass das Teil-

nehmerentgelt künftig nur noch den Anbietern zukommt.
Der Vorabzweig an die BLM wird künftig nicht mehr statt-
finden. Damit werden im nächsten Jahr für die Förde-
rung der Anbieter ca. 5 Millionen DM mehr zur Verfügung
stehen.

Ein zweiter Schwerpunkt des Gesetzentwurfs ist die
Stärkung der Position der Bayerischen Landesmedien-
zentrale. Zum einen wird sie beauftragt, in Zukunft
gerade dort, wo nebeneinander zwei Frequenzstandorte
und zwei Anbieter bestehen – zum Beispiel ein lokales
Vollprogramm und ein lokales Fernsehfenster –, dafür zu
sorgen, dass im Interesse der verbesserten Wirtschaft-
lichkeit diese beiden Anbieter zusammengeführt wer-
den. Die BLM soll in Zukunft eine getrennte Vergabe der
Frequenzen zu vermeiden versuchen. Die BLM
bekommt auch den Auftrag, sich vermehrt um die Finan-
zierung und die Wirtschaftlichkeit unserer lokalen und
regionalen Anbieter zu bemühen. Dazu erhält sie auch
eine bessere Handhabe. Sie muss künftig darauf reagie-
ren – das ist eine Mussbestimmung und keine Kannbe-
stimmung –, wenn ein Anbieter nicht den Vorschlägen
für eine wirtschaftlichere Arbeitsweise nachkommt. In
diesem Fall muss die BLM im Rahmen der Förderung
darauf reagieren. Sie muss also die Förderung kürzen.

Insofern scheint mir dieses Gesetz, das am 01.01.2002
in Kraft treten soll, ein sehr sinnvoller Schritt nach vorne.
Es bleibt natürlich für die gesamte Förderung, die 2008
auslaufen soll, ein erhebliches Förderkapital immer noch
dadurch erhalten, dass 2% aus der Rundfunkgebühr – in
Bayern zu 100% – an die Landesmedienzentrale flie-
ßen. Diese öffentlich-rechtliche Förderung ist für die
Anbieter da. Der BLM ist letztlich der große Hilfesteller
für den gesamten Bereich. Der Zwei-Prozent-Betrag hat
mit über 30 Millionen DM einen erheblichen Umfang, der
allein am 01. Januar dieses Jahres im Zuge der Erhö-
hung der Rundfunkgebühr um 5 Millionen angestiegen
ist. Hier gibt es durchaus finanzielle Spielräume, die in
Zukunft zu nutzen sind.

Ein dritter Schwerpunkt in dieser Gesetzesänderung ist
es, es diesmal in das Gesetz aufzunehmen, dass wir uns
damit rechtzeitig, nämlich eindreiviertel Jahre vor Ablauf
des Gesetzes erneut im Parlament beschäftigen wollen.
Dies ist genügend Vorlauf, um endgültig zu sehen, wie
erfolgreich wir sind. Bayern hat mit der Konstruktion der
privaten Medien wohl die erfolgreichste, farbigste und
interessanteste lokale und regionale Fernseh- und Hör-
funklandschaft geschaffen. Kein anderes europäisches
Land kann Vergleichbares aufweisen. Diese Fernseh-
und Hörfunklandschaft wollen wir erhalten wissen. Wir
sind auf die medienpolitische Entwicklung in Bayern
stolz. Dem zu dienen, dient die Änderung dieses Geset-
zes. Ich bitte dafür um Zustimmung.

Ich darf gleichzeitig auf den Änderungsantrag der SPD
eingehen, die die Frist bis zum Jahr 2010 ausgedehnt
haben will, aber dafür keinerlei konkrete Argumente lie-
fert außer der Tatsache, dass Bundeskanzler Schröder
einmal gesagt hat, bis zum Jahr 2010 werde die Digitali-
sierung beendet sein. Die Voraussagen des Herrn Bun-
deskanzlers haben sich in den letzten Jahren nicht unbe-
dingt als ausgesprochen treffsicher erwiesen. Der von
uns vorgelegte Gesetzentwurf basiert auf einem Gutach-
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ten und konkreten Berechnungen und Zahlen. Deshalb
bitten wir um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf.

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Bevor ich Herrn Kolle-
gen Hufe das Wort erteile, darf ich in der Diplomatenloge
den Vorsitzenden des Medienrats, unseren früheren Kol-
legen Klaus Kopka, und Herrn Prof. Ring, den Präsiden-
ten der Landesmedienanstalt, begrüßen.

(Allgemeiner Beifall)

Eine Meldung zur Geschäftslage: Die CSU-Fraktion
beantragt namentliche Abstimmung. Herr Kollege Hufe.

Hufe  (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich habe gerade von weiter Entfernung gesehen,
wie die Kollegen Kopka und Ring bei der Aussage Herrn
von Redwitz‚ blass geworden sind, es gäbe keine Argu-
mente, das Teilnehmerentgelt bis zum Jahr 2010 weiter-
zuführen und in der Höhe nicht so schnell degressiv
abfallen zu lassen, wie dies der Gesetzentwurf fordert.
Es stimmt, dass wir im Freistaat Bayern eine vielfältige
und reichhaltige Medienlandschaft insbesondere auch
im Fernsehbereich haben. Wir glauben, dass alle Ebe-
nen – natürlich mit Abstufungen – gute Arbeit leisten, die
Fernsehen produzieren. Wir glauben auch, dass das
lokale Fernsehen vor schwierigen finanziellen Proble-
men steht und dass wir mithelfen sollen und müssen,
diese Probleme zu lösen. Dazu gibt es seit vielen Jahren
das Teilnehmerentgelt. Dieses Haus hat im Jahre 1997
beschlossen, das Teilnehmerentgelt Ende dieses Jahres
auslaufen zu lassen. Es ist der SPD-Fraktion zusammen
mit anderen gelungen, bei der Staatsregierung und bei
der Mehrheit dieses Hauses ein Problembewusstsein zu
schaffen, dass das Teilnehmerentgelt nicht zu diesem
frühen Zeitpunkt auslaufen kann.

(Zuruf von der CSU)

– Haben wir bei Ihnen kein Problembewusstsein
geschaffen? Ich gebe mir in dieser Beziehung auch
keine Mühe mehr – ich glaube, dass wir ein Problembe-
wusstsein geschaffen haben und dass wir in vielen
Punkten übereinstimmen, etwa darin, dass dieses Teil-
nehmerentgelt endlich sein muss, dass es degressiv
gestaltet und dass es den lokalen Sendern noch eine
bestimmte Zeitlang zur Verfügung gestellt werden soll.
Wir stimmen mit Ihnen jedoch darin nicht überein – des-
halb haben wir diesen Änderungsantrag zum Gesetzent-
wurf eingereicht –, dass dieses bereits im Jahr 2008
stattfinden soll, weil wir glauben, dass der Finanzbedarf,
der im Bereich der Digitalisierung und der Satellitentech-
nik liegt, nicht von den Margen, die Sie im Gesetzentwurf
festgeschrieben haben, befriedigt werden kann. Wir
glauben auch, dass die Prognosstudie in einigen Berei-
chen, insbesondere im Werbebereich, zu optimistisch
ist. Wir würden gerne eine ausreichende Finanzierung
sicherstellen – da sehen wir den Gesetzentwurf der
Staatsregierung als zu kurz gesprungen an –, die von
klaren Vorgaben ausgeht, aber so ausreichend ist, dass
wir die lokale Rundfunklandschaft im Freistaat Bayern
nicht radikal, sondern sanft ändern; denn eine sanfte
Änderung ist notwendig. Dazu gehören die Qualitätskri-
terien, die ich mehrfach angesprochen habe. Qualitäts-

kriterien sind jedoch selbstverständlich auch eine Frage
des Geldes. Aber wer in bestimmten Bereichen Qualität
haben will, muss dafür zahlen.

Wir glauben, dass der Überprüfungstermin im Jahre
2007 dann richtig ist, wenn das Teilnehmerentgelt bis
zum Jahr 2010 läuft; denn dann kann man frühzeitig
überprüfen. Trotzdem behalten wir uns vor, jederzeit,
wenn die Signale so kommen, wie wir es vermuten, im
Bayerischen Landtag frühzeitig eine Überprüfung des
Teilnehmerentgelts zu beantragen, sodass bei der
degressiven Abschreibung die letzte Stufe nicht eintritt,
sondern dass wir dieses Thema vor der Absenkung der
letzten Stufe im Landtag nochmals diskutieren und even-
tuell ein Moratorium einfordern.

Den Rest hat Herr Kollege von Redwitz bereits beschrie-
ben. Auch wir sind der Meinung, dass mit dem Wegfall
der Doppellizenzierungen und Ähnlichem der BLM ein
Instrument in die Hand gegeben wird, um marktorientier-
ter und effektiver zu arbeiten. Wir glauben, dass es in der
Diskussion um Lokalfenster und um Zweitprogramme,
auch in den nächsten Medienstaatsverträgen – der
nächste Medienstaatsvertrag liegt bereits auf dem Tisch
– für Lokal- und Regionalfenster eventuell ein Bonussys-
tem geben wird. Insofern sind wir insgesamt auf dem
richtigen Weg. In unserer Verantwortung liegt nicht nur
die Mitgestaltung der Medienlandschaft. Wir müssen
selbstverständlich auch an den Steuern- und Gebühren-
zahler denken, der durch die degressive Abschreibung
entlastet wird. Wir werden also dem Gesetzentwurf ins-
gesamt zustimmen, auch wenn unser Änderungsantrag
abgelehnt wird.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer:  Nächste Wortmeldung:
Herr Kollege Dr. Dürr.

Dr. Dürr  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsident,
Kolleginnen und Kollegen! Sie alle hatten den Kabelnut-
zern versprochen, dass die Sondersteuer – der so
genannte Kabelgroschen –, die sie entrichten müssen,
Ende des nächsten Jahres aufgehoben wird. Jetzt bre-
chen Sie Ihr Versprechen, ohne dafür gute Gründe zu
haben. Die Abschaffung des Teilnehmerentgelts wurde
damals, als die Befristung festgeschrieben wurde, von
Ihnen auch damit begründet, dass eine dauerhafte
Finanzierung von privatem lokalen Rundfunk die Gren-
zen zwischen öffentlich-rechtlichem und privatem Rund-
funk in nicht vertretbarem Maße verwische. Ausgerech-
net die Staatsregierung, die immer jeder Gebührenerhö-
hung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk besonders kri-
tisch gegenübersteht, drückt beim privaten Lokalfernse-
hen beide Augen zu. Auf den Medientagen hat der Minis-
terpräsident ARD und ZDF wieder einmal scharf kritisiert
und gespottet, er fordere ja auch keine öffentlich-rechtli-
che Zeitung. Doch Gebühren für das private Fernsehen
fordert er schon.

Die Landtagsfraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN steht jeder Einführung oder Erhöhung von Gebüh-
ren nicht nur dann besonders kritisch gegenüber, wenn
es um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk geht.
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Wir glauben, dass man mit den Geldern der Gebühren-
zahler sorgfältiger umgehen muss, als dies die Staatsre-
gierung vorschlägt. Ich habe kein Problem mit der Öko-
steuer. Ich habe auch kein Problem, Gebühren zu erhö-
hen, wenn die Erhöhung wohl begründet und zielführend
ist. Das sind aber die Gebühren, die Sie erheben wollen,
nicht. Das werde ich darlegen.

Wir lehnen es ab, die Kabelnutzer wieder zur Kasse zu
bitten, weil unserer Meinung nach der Vorschlag der
Staatsregierung nichts bringt, unfair und ungerechtfertigt
ist. Herr Minister Huber, Sie verschenken heute die
Chance, eine grundlegende Neuordnung der lokalen
Fernsehlandschaft in die Wege zu leiten. Der Kabelgro-
schen war damals als Anschubfinanzierung gerechtfer-
tigt worden. Jetzt zeigt sich, dass sich das Lokalfernse-
hen nicht überall hat anschieben lassen, und nun schie-
ben Sie einfach neues Geld nach. Das sind aber die Gel-
der der Kabelnutzer. Es war unredlich, Herr Minister, im
Ausschuss zu erklären, dass von jedem Haushalt in Bay-
ern, der lokales Fernsehen empfange, das gleiche Teil-
nehmerentgelt erhoben werden müsse. Sie wollen näm-
lich genau das Gegenteil tun: Sie wollen mit den Geldern
der Kabelnutzer den Satellitenempfang finanzieren. Die
einen zahlen, die anderen sollen schauen dürfen. Wo
bleiben da Logik und Gerechtigkeit?

Es gibt gute Argumente, ein vielfältiges Lokalfernsehen
in Bayern aufzubauen und zu stützen. So kann dies
einen Beitrag zur regionalen Identität und zur medialen
Grundversorgung leisten. Aber Ihre Mittel sind falsch. So
werden Sie den jetzigen Bestand nicht sichern und
schon gar nicht für mehr Vielfalt sorgen.

Ihr Vorschlag ist nicht solide. Sie haben den Finanzie-
rungsbedarf nicht konkret erhoben. Sie gehen von frag-
würdigen Prognosen aus und haben die Entwicklungs-
chancen der einzelnen Sender nicht geprüft. Sie verlan-
gen also von den Bürgerinnen und Bürgern Geld, ohne
genau sagen zu können, wofür.

Die wirtschaftliche Situation der einzelnen Sender ist
ganz unterschiedlich. Es gibt gegenläufige Trends bei
Wirtschaftlichkeit, Werbeeinnahmen und Personalkos-
tenentwicklung. Dies liegt eben nicht an den technischen
Reichweiten. Laut Staatsregierung liegt es vielmehr an
der Homogenität des Verbreitungsgebietes und am
unternehmerischen Geschick, ob sich jemand behaup-
ten kann oder nicht. Weil die Sender ganz unterschiedli-
che Voraussetzungen auch hinsichtlich der Kostenent-
wicklung aufweisen, haben sie einen ganz unterschiedli-
chen Bedarf. Diesen Bedarf hätten Sie konkret erheben
und die Höhe des geplanten Teilnehmerentgelts hätten
Sie danach bemessen müssen. Das haben Sie ver-
säumt. Sie haben nur Pi mal Daumen geschätzt und ein-
fach gesagt: Das machen wir jetzt so und fertig!

Herr Minister, Sie haben im Ausschuss erklärt, dass die
zeitliche Begrenzung des bisherigen Teilnehmerentgelts
einen positiven Impuls für unternehmerisches Handeln
ausgelöst habe. Darin stimme ich Ihnen gerne zu.

(Zuruf von der CSU: Oh!)

Aber, dass private Unternehmer unternehmerisch han-
deln, hätten wir ohnehin erwarten dürfen. Schlecht wirt-
schaftende Unternehmer müssen wir allerdings nicht
auch noch unterstützen.

Insgesamt hat die angebliche Anschubfinanzierung nicht
für alle Sender die erhoffte Wirtschaftlichkeit gebracht.
Das konnte sie auch nicht. Diese Erwartung war unrea-
listisch. Sie selber, Herr Minister, haben bereits einge-
räumt, dass es nicht zwingend sei, den Status quo der
derzeitigen lokalen Fernsehanbieter in Bayern zu erhal-
ten. Sie müssen von der Illusion Abschied nehmen,
Lokalfernsehen als solches könnte sich in absehbarer
Zeit flächendeckend selber finanzieren. Wenn wir überall
in Bayern Lokalfernsehen sichern wollen, dann müssen
wir für schwierige Regionen neue Modelle entwickeln.
Auch dies haben Sie versäumt. Sie können nicht plausi-
bel machen, dass sich die Wirtschaftlichkeit der Sender
durch den subventionierten Ausbau der digitalen Satelli-
tenübertragung tatsächlich nachhaltig verbessert. Dafür,
wie fragwürdig die Voraussagen über künftige Wirt-
schaftlichkeit sind, finden sich in allen Stellungnahmen –
in der der Staatsregierung, in der der BLM und der von
Prognos – viele Belege. Jetzt setzen Sie alle Hoffnung
auf die Vergrößerung der Reichweite durch digitale
Satellitenverbreitung. Aber diese Hoffnung ist trügerisch.
Sicher sind nur die hohen Kosten und die noch größeren
Unwägbarkeiten. Weder ist klar, ob sich der Satellit wei-
ter behaupten wird, noch ob sich die digitale Satelliten-
verbreitung durchsetzen wird. Die Möglichkeiten des
Internet werden bei allen Prognosen nur gestreift. Aber
selbst der Bericht der Staatsregierung spricht von der
hohen Entwicklungsdynamik des Internets. Innerhalb
des langen Prognose- und Kalkulationszeitraums kann
sich sehr viel zu Ungunsten der Satelliten ereignen.

Herr Minister, Ihre Hoffnung auf den Satelliten kann so
groß gar nicht sein. Im Ausschuss haben Sie nämlich
erklärt, dass Sie von einer Ausweitung der Kabelnetze
und von einem Anstieg der Anzahl der Kabelhaushalte
ausgingen. Dies werde dann zu einer verbesserten wirt-
schaftlichen Basis führen. – Was ist jetzt richtig: mehr
Kabel oder mehr Satellit? Beides geht nicht.

Auch die BLM bezweifelt die Aussagen von Prognos. Die
von Prognos angenommenen Kosten im technischen
Bereich sind nach Ansicht der Landeszentrale zu niedrig
angesetzt, die vorgetragenen Erlöserwartungen dage-
gen unrealistisch.

Aus allen diesen Gründen halten wir den Ansatz, die
Zuschaueranteile und damit die Wirtschaftlichkeit durch
Satellitenausstrahlung zu erhöhen, für utopisch. Es gibt
bessere Möglichkeiten dafür.

Lokalsender brauchen ein homogenes Verbreitungsge-
biet, das heißt die Zuschauer müssen sich mit dem Sen-
der identifizieren können, sich dort und in ihrer Region zu
Hause fühlen. Mindestens so wichtig ist die Programm-
qualität. Qualität ist aber ein Kostenfaktor. Insoweit sieht
auch der Medienrat einen Widerspruch zur geforderten
Wirtschaftlichkeit. Wer kurzfristig die Kosten zu Lasten
der Qualität senkt, gräbt sich selber das Wasser ab.
Wichtiger, als in Satellitenausstrahlung zu investieren, ist
es, in Qualität zu investieren. Dies fordert auch die Funk-
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analyse Bayern 2001. Dort heißt es, insgesamt sei die
Programmqualität der Lokalfernsehstationen in allen
Bereichen noch ausbaufähig. Wie sich zeige, gingen
schlechte Programmnoten in der Regel mit weniger
Zuschauern einher. Aus diesem Grunde sei es notwen-
dig, weiter an der Verbesserung des Programms, insbe-
sondere der lokalen Programmteile, zu arbeiten. –
Klasse statt Masse, könnte auch hier die Devise lauten.
So könnte ein tragfähiges Konzept zur Sicherung des
lokalen Fernsehens aussehen.

Das alles sind Argumente, die die Staatsregierung sel-
ber liefert, gegen ihren eigenen Vorschlag. Wir lehnen es
ab, die Kabelnutzer auf dieser dürftigen Basis erneut zur
Kasse zu bitten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Dr. Ritzer: Nächste Wortmeldung:
Herr Staatsminister Huber.

Staatsminister Huber (Staatskanzlei): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst
beim Bayerischen Landtag und beim zuständigen Aus-
schuss für die zügige und sehr sachliche Beratung
bedanken.

Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, treffen
jetzt die Entscheidung, ob in Bayern das Teilnehmerent-
gelt weiter erhoben wird oder nicht. Insgesamt setzen wir
damit die sehr erfolgreiche Medienpolitik auf dem Sektor
der privaten Anbieter fort. Ich darf daran erinnern, dass
diese Entwicklung, was Deutschland angeht, eigentlich
von Bayern ausging. Vor 15 bis 20 Jahren hat es in
Deutschland nur öffentlich-rechtlichen Rundfunk gege-
ben. Es war eine große politische Tat, diesen Bereich für
private Angebote zu öffnen. Gerade Bayern, der Raum
München, gehört zu den führenden Medienstandorten in
Deutschland. Viele sagen, dies sei der führende Medien-
standort. Grundlage dafür war die Gesetzgebung des
Bayerischen Landtags auf Vorschlag der Staatsregie-
rung. Darauf können wir gemeinsam stolz sein, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

In dieser Zeit sind auch viele Tausende interessanter,
kreativer Arbeitsplätze geschaffen worden. Private An-
gebote sind also nicht nur eine Bereicherung für den
Zuschauer, sondern bieten auch ein sehr dynamisches
und sehr interessantes Feld der Beschäftigung, in erster
Linie für junge Leute.

Eine besondere Innovation für Bayern war die Einfüh-
rung des lokalen Hörfunks und des lokalen Fernsehens.
Nationales Fernsehen ist, wenn man so will, die Übertra-
gung dieser Anbietermöglichkeit aus dem öffentlich-
rechtlichen Bereich in den privaten. Aber eine echte
Innovation ist es, dass es ein lokales Hörfunk- und Fern-
sehangebot gibt.

Man kann sagen: Kein anderes Land in Deutschland hat
eine so breite, bunte Landschaft von privatem Rundfunk
entwickelt wie Bayern. Das ist natürlich auch Grundlage

des Mediengesetzes. Ich möchte durchaus auch die
sehr gute, interessante und engagierte Arbeit der BLM
und des Medienrates anerkennen und möchte dem Kol-
legen Kopka als langjährigem Vorsitzenden des Medien-
rates und Herrn Präsident Ring besondere Anerkennung
für ihre Arbeit zollen.

(Beifall bei der CSU und bei der SPD)

Im Übrigen gebühren der BLM und dem Medienrat Aner-
kennung auch in Fragen der Qualität. Es stellt sich näm-
lich nicht nur die Frage nach der Genehmigung, nach der
Zulassung von Anbietern, und nach einer gewissen
Organisation, sondern auch die Frage der Inhalte, der
kulturellen Inhalte, der sozialen Sendungen und in
besonderer Weise natürlich auch die Frage des Jugend-
schutzes.

Da wage ich die Behauptung, dass sich keine andere
Landesmedienanstalt so engagiert und intensiv auch der
Fragen des Jugendschutzes annimmt wie gerade die
Münchner Anstalt mit dem Präsidenten Ring. Von ihr
gehen viele Impulse für einen verbesserten Jugend-
schutz in Deutschland aus. Wir geben natürlich auch
Material an die anderen Landesmedienanstalten ab.

Meine Damen und Herren, es ist eine ganz besondere
Verantwortung, die sowohl der öffentlich-rechtliche Be-
reich wie insbesondere auch der private Bereich tragen:
mit ihrem Angebot an Hörfunk- und Fernsehsendungen
dafür zu sorgen, dass die junge Generation nicht mit
Gewaltdarstellungen überhäuft wird. Jugendschutz hat
für uns einen ganz besonderen Stellenwert.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Jetzt komme ich zu dem Bereich, um den es mit diesem
Gesetz geht. Die Frage ist, ob es auch in der Zukunft ein
breites Angebot lokalen Fernsehens in Bayern gibt.
Dazu muss man sagen: Das Ganze ist in den letzten
sechs, sieben Jahren aufgebaut worden, hat in dieser
Zeit eine erstaunlich hohe Akzeptanz beim Zuschauer
gefunden. Mit der Hörfunk- und der Fernsehanalyse
haben wir die Zahlen vorliegen, dass nämlich 20 bis
30% der Zuschauer lokales Fernsehen sehen, obwohl
man sich hier einer sehr starken, finanzkräftigen, natür-
lich auch show-orientierten Konkurrenz der nationalen
Anbieter zu erwehren hat.

Lokales Fernsehen wird heute von immer mehr Bürge-
rinnen und Bürgern in Bayern als positiv, als interessant,
gerade auch bei den lokalen Nachrichten, empfunden.
Wir wollen, dass lokales Fernsehen auch in der Zukunft
in Bayern besteht, sein Programm noch ausweiten kann
und auch qualitativ noch besser wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Nun ist der Aufwand des lokalen Fernsehens selbstver-
ständlich mit hohen Kosten verbunden. Man muss auch
die Werbemärkte erst einmal auf sich aufmerksam
machen, man muss Werbemärkte mobilisieren. Deshalb
war es nicht möglich, dass sich das lokale Fernsehen in
dieser relativ kurzen Zeit seiner Existenz bereits aus
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eigener Kraft eine wirtschaftliche Grundlage erarbeiten
konnte.

Aber die Begrenzung der jetzigen Regelung beim Teil-
nehmerentgelt hat einen sehr positiven Impuls ausge-
löst. Es ist auch von Ihnen, Herr Kollege Hufe und Herr
Kollege Dr. Dürr, anerkannt worden, dass das lokale
Fernsehen seine Wirtschaftlichkeit weiter verbessert hat:
Man hat die Kosten gesenkt, die Einnahmen erhöht.

Allerdings ist heute lokales Fernsehen in Bayern finan-
ziell allein noch nicht tragfähig. Deshalb muss man
sagen: Wer sich heute, Herr Kollege Dürr, für die
Abschaffung des Teilnehmerentgelts ausspricht, würde
in Kauf nehmen, dass sehr viele dieser Anbieter Ende
nächsten Jahres den Betrieb einstellen müssten. Das
wäre die Konsequenz. Wir wollen aber nicht, dass das
lokale Fernsehen seinen Betrieb einstellen muss, son-
dern wir wollen, dass der Erfolgsweg, was die Reichwei-
ten angeht, die technische Ausstattung und das Pro-
gramm, aber auch die wirtschaftliche Verbesserung,
Schritt für Schritt weiter gegangen wird. Wir sind, wenn
Sie so wollen, mitten auf einem sehr erfolgreichen Weg
und auch auf einem Erfolg versprechenden Weg. Diesen
hier abzuschneiden, hätte eine kulturelle Verarmung zur
Folge, die wir nicht wollen. Deshalb ist der Weg der
GRÜNEN falsch, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Ich bedanke mich in diesem Zusammenhang ausdrück-
lich auch bei der SPD, bei Ihnen, Herr Kollege Hufe,
dass Sie sagen: Wir werden noch für eine längere Zeit
dieses Teilnehmerentgelt brauchen. Aber, meine Damen
und Herren, wir führen ja dieses Teilnehmerentgelt sys-
tematisch zurück. Ich habe in vielen Diskussionen für
eine Begrenzung, auch für eine Reduzierung gefochten.
Im Moment ist es – umgerechnet – ein Euro. Wir führen
das über 0,60, 0,45 bis Ende 2008 auf 0,30 Euro zurück.
Damit ist ein berechenbarer Zeitraum vorgegeben.
Damit ist aber auch den Anbietern gesagt: Sie können
sich in diesem Zeitraum – bis Ende 2008 – auf diese
finanziellen Leistungen verlassen, aber Sie haben auch
den Weg der immer stärkeren Wirtschaftlichkeit fortzu-
setzen.

Wie es der Kollege von Redwitz gesagt hat: Wir werden
im Frühjahr 2007 erneut einen Bericht über die Wirt-
schaftlichkeit vorlegen und dann, falls notwendig, wei-
tere Entscheidungen treffen.

Nun möchte ich noch eine Bemerkung machen zu dem
Zusammenhang zwischen Kabel- und Satellitenfernse-
hen. Es ist zutreffend, dass derzeit nur die Kabel-Kun-
den dieses Teilnehmerentgelt zahlen; die Satelliten-Kun-
den, Herr Kollege Dürr, können gar nicht bezahlen, weil
es lokales Fernsehen über Satellit überhaupt nicht gibt.
Das ist ja nun etwas, was in der Tat noch eine Chance
bietet. Der Satellit heute bietet die nationalen Pro-
gramme, aber keine lokalen Programme. Deshalb kann
der Teilnehmer am Satellitenfernsehen auch nicht finan-
ziell herangezogen werden. Es wäre im Übrigen tech-
nisch schwierig, weil man weiß, wer Kabel-Kunde ist,
während das beim Satelliten-Kunden nicht so genau
erfasst werden kann.

Deshalb aber ist es kein Gegensatz zu sagen: Wir set-
zen darauf, den Kabelbereich weiter auszudehnen. Ich
hoffe, dass entweder die Deutsche Telekom oder Liberty
Media – oder wer auch immer das Kabelnetz erwirbt –
dieses Netz modernisiert, digitalisiert, für mehr Übertra-
gungsmöglichkeiten öffnet, so dass auch mehr Haus-
halte gewonnen werden, um den Nutzen des Kabelfern-
sehens weiter zu erhöhen. – Das ist die erste Schiene.

Zweitens müssten wir dazu lokales Fernsehen auch
über Satellit bringen. Aber das ist kein Gegensatz. Der-
zeit ist lokales Fernsehen, wie gesagt, über Satellit noch
nicht empfangbar. Die Ausdehnung beim Kabelfernse-
hen und die Möglichkeit, lokales Fernsehen zusätzlich
über Satellit anzubieten, bedeuten eine Verbreiterung
der technischen Reichweite, die natürlich für die Zukunft
notwendig ist.

Was die Staatsregierung mit diesem Gesetzentwurf vor-
schlägt, ist ein ganzes Bukett von Maßnahmen organisa-
torischer, technischer und rechtlicher Art wie auch die
Möglichkeit für die BLM, gewisse Neuorganisationen
vorzunehmen. Wir sind sicher, dass wir damit eine viel-
fältige, breite lokale Fernsehlandschaft in Bayern erhal-
ten können. Meine sehr verehrten Damen und Herren,
ich möchte auch sagen, die sehr engagierten Anbieter
tragen heute in der Tat dazu bei, dass lokale Nachrichten
für die Bürger im Fernsehen empfangbar sind. Ich
meine, dass damit von den lokalen Anbietern eine sehr
gute Arbeit geleistet wird. Die wollen wir unterstützen,
die wollen wir weiter fördern.

Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung zu diesem Gesetz-
entwurf.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegen der
Gesetzentwurf auf Drucksache 14/7485, der Änderungs-
antrag auf Drucksache 14/7891 und die Beschlussemp-
fehlung im Bericht des federführenden Ausschusses für
Hochschule, Forschung und Kultur auf Drucksache
14/8228 zugrunde.

Zunächst lasse ich über den Änderungsantrag von
Abgeordneten der SPD-Fraktion auf Drucksache
14/7891 abstimmen. Der mitberatende Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen empfiehlt die Ableh-
nung. Wer entgegen dieser Empfehlung dem Ände-
rungsantrag zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist die Fraktion der SPD. Gegenstim-
men? – Das sind die Fraktion der CSU und die Fraktion
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Stimment-
haltungen? – Eine Stimmenthaltung des Herrn Kollegen
Hartenstein. Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

Zum Gesetzentwurf selbst empfiehlt der federführende
Ausschuss für Hochschule, Forschung und Kultur
Zustimmung mit der Maßgabe, dass in § 1 Nummer 2
Buchstabe a im neu gefassten Artikel 33 Absatz 4 Satz 2
nach dem Wort „Monat“ die Worte „bis zu“ eingefügt wer-
den.
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Wer dem Gesetzentwurf mit der vom federführenden
Ausschuss für Hochschule, Forschung und Kultur emp-
fohlenen Änderung zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU und
SPD und Herr Kollege Hartenstein. Gibt es Gegenstim-
men? – Das ist die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so
beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein. Diese soll, wie in Artikel 135
Absatz 1 der Geschäftsordnung vorgesehen, als na-
mentliche Abstimmung erfolgen. Für die Stimmabgabe
sind die entsprechend gekennzeichneten Urnen bereit-
gestellt: Ja-Urnen befinden sich auf beiden Seiten des
Plenarsaals, die Nein-Urne und die Enthaltung-Urne
befinden sich auf dem Stenografentisch.

Es kann jetzt mit der Stimmabgabe begonnen werden.
Dafür haben Sie fünf Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 15.08 bis 15.13 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe ist
abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außer-
halb des Plenarsaals ermittelt und dann später von mir
bekannt gegeben.

Wir fahren zwischenzeitlich in der Tagesordnung fort.
Bevor ich aber den Tagesordnungspunkt 10 aufrufe,
gebe ich das Ergebnis der namentlichen Abstimmung
zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2002 auf
Drucksache 14/7581 bekannt. Mit Ja haben 96 Kollegin-
nen und Kollegen gestimmt, mit Nein 64; der Stimme
enthalten hat sich niemand. Damit ist der Gesetzentwurf
in der Fassung des federführenden Ausschusses für
Staatshaushalt und Finanzfragen angenommen. Das
Gesetz hat den Titel „Zweites Gesetz zur Änderung des
Haushaltsgesetzes 2001/2002 (2. Nachtragshaushalts-
gesetz 2002)“.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung
des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt
und Finanzfragen hat der Änderungsantrag der Abge-
ordneten Dr. Eykmann und Ach auf der Drucksache
14/8030 seine Erledigung gefunden. Das Hohe Haus
nimmt davon zustimmend Kenntnis. Die Beratungen
zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2002 sind damit
abgeschlossen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 10

Gesetzentwurf der Staatsregierung

Bayerisches Gesetz zur Unterbringung von beson-
ders rückfallgefährdeten hochgefährlichen Straftä-
tern (BayStrUBG) (Drucksache 14/7642)

– Zweite Lesung –

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Die Redezeit
beträgt 30 Minuten pro Fraktion. Das Wort hat Herr Kreu-
zer. Bitte, Herr Kollege Kreuzer.

Kreuzer  (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Staatsre-
gierung und CSU-Fraktion versuchen, mit diesem
Gesetzentwurf eine bedenkliche Sicherheitslücke zu
schließen, die zu einer Gefährdung unserer Bevölkerung
führt. Mit anderen Worten: Wir versuchen, die körperli-
che Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, vor
allem auch der Kinder, und in Ausnahmefällen das
Leben der Menschen in unserem Freistaat zu schützen
und Gefahren abzuwenden. Bisher besteht bei beson-
ders gefährlichen Straftätern nur die Möglichkeit, dass
das Gericht bereits in der Hauptverhandlung zusammen
mit dem Strafmaß als Maßregel der Besserung und
Sicherung die Sicherheitsverwahrung verhängt. Dies
geschieht in vielen Fällen nicht, weil von vornherein oft
nicht absehbar ist, ob nach der Haftverbüßung noch eine
Gefährlichkeit vorliegt. Dies geschieht vor allem relativ
selten bei Ersttätern.

Es gibt aber Fälle, bei denen sich in der Haft herausstellt,
zum Beispiel durch Äußerungen der Häftlinge, dass
auch nach der Haftverbüßung von der betreffenden Per-
son eine hohe Gefährlichkeit, ein enormes Gefahrenpo-
tenzial ausgeht. In solchen Fällen haben wir momentan
keine vernünftigen Handlungsmöglichkeiten. Natürlich
ist klar, dass ein solcher Täter nicht vorzeitig aus der Haft
entlassen wird. Wenn aber seine Haftstrafe abgelaufen
ist, also die volle Zeit verbüßt ist, muss er trotz Gefähr-
lichkeit aus der Haft entlassen werden. Da hilft uns auch
das Unterbringungsgesetz dann nicht weiter, wenn ein
solcher Mensch nicht psychisch krank ist. Dies ist nach
dem bayerischen Unterbringungsgesetz nämlich die
Voraussetzung. Es gibt aber eben auch Fälle, in denen
keine psychische Erkrankung vorliegt. Dies sind Einzel-
fälle, aber, meine Damen und Herren, sie kommen vor.
Ich erinnere an einen Fall in Baden-Württemberg, wo ein
Anstaltsleiter händeringend versucht hat, die Gefährlich-
keit eines Täters zu dokumentieren, zum Justizministe-
rium und wegen der Unterbringung zur Sicherheitsbe-
hörde gegangen ist, wo aber nichts erreicht werden
konnte, sondern der Täter entlassen werden musste.
Nach wenigen Monaten in Freiheit hat er wieder ein
Mädchen entführt, es tagelang in seiner Gewalt gehal-
ten, sexuell missbraucht, körperlich schwer misshandelt;
sie ist gerade noch mit dem Leben davongekommen.
Meine Damen und Herren, dies ist ein Fall, bei dem die
Gefährdung absehbar gewesen ist und die Leute, die
sich mit diesem Fall befasst haben, davon ausgehen
mussten, dass wieder etwas passieren wird.

Wir haben versucht, eine bundesgesetzliche Regelung
auf den Weg zu bringen, nämlich eine Änderung der
bundesgesetzlichen Strafvorschriften, in Form einer
Erweiterung der Maßregel der Besserung und Sicherung
im Strafgesetzbuch durch die Einführung der nachträgli-
chen Sicherheitsverwahrung. Wir haben dies im Bun-
desrat dreimal versucht, zuerst 1998 und zuletzt im Jahr
2001. Dies ist dreimal von den SPD-geführten Bundes-
ländern abgelehnt worden, sodass die bundesrechtli-
chen Vorstöße ohne Erfolg geblieben sind. Meine
Damen und Herren, dies zeigt wieder einmal, dass die
Sicherheit unserer Menschen bei Rot und Grün nicht in
guten Händen ist.

(Beifall bei der CSU)



5592 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode Plenarprotokoll 14/78 v. 12.12.2001

Sie haben nichts anderes als große Wort auf Lager. Der
Bundeskanzler verkündet: Menschen, die Kinder miss-
brauchen, gehören eingesperrt und weggesperrt für
immer. Wenn es aber darauf ankommt, meine Damen
und Herren, dann handeln Sie nicht, sondern dann ver-
weigern Sie sich.

(Beifall bei der CSU)

Dies gilt auch für Bayern. Die GRÜNEN lehnen diesen
Gesetzentwurf ab. Sie halten es nicht für notwendig,
dass ein Täter, dessen Gefährlichkeit klar ist, bei dem
auf der Hand liegt, dass er wieder straffällig wird, nicht
entlassen wird. Die bayerische SPD, meine Damen und
Herren, hat mit diesem Thema große Schwierigkeiten.
Sie haben in Ihrer Fraktion zwar eine Mehrheitsentschei-
dung herbeigeführt, ich weise aber darauf hin, dass alle
SPD-Mitglieder des Rechtsausschusses im Rechtsaus-
schuss diesen Gesetzentwurf abgelehnt haben. Mit
anderen Worten, meine Damen und Herren: Wenn SPD
und GRÜNE hier regieren würden, dann wären sie nicht
in der Lage, aus eigener Kraft ein so wichtiges Gesetz
durchzusetzen. Sie würden genauso wie auf Bundes-
ebene versagen.

(Beifall bei der CSU)

Dieses Gesetz wird den rechtsstaatlichen Anforderun-
gen gerecht. Natürlich erfolgt eine solche Unterbringung
nur nach richterlicher Anordnung auf Antrag der Justiz-
vollzugsanstalt. Natürlich ist dies keine Sache für immer,
sondern es wird regelmäßig überprüft, ob sich am
Zustand etwas geändert hat, nämlich spätestens alle
zwei Jahre. Natürlich hat jeder die Gelegenheit, sich zu
bessern, zum Beispiel an Therapien teilzunehmen, die,
wenn sie Erfolg haben, zu einer Aufhebung der Maß-
nahme führen können.

Hier geht es also nicht um ein Wegsperren für immer in
einem einmaligen Akt. Die Gefährlichkeit muss vielmehr
regelmäßig überprüft werden. Wir sind nicht glücklich
darüber, dass es nicht gelungen ist, auf Bundesebene
eine solche Regelung einzuführen. Ich weise darauf hin,
wenn gefährliche Straftäter in anderen Bundesländern
aus der Haft entlassen werden und ihren Wohnsitz dann
in Bayern nehmen, können wir mit einem bayerischen
Gesetz nichts ausrichten. Deshalb fordern wir nach wie
vor eine bundeseinheitliche Regelung zum Schutz der
Menschen.

Ich freue mich dennoch, dass die überwiegende Mehr-
heit der bayerischen SPD signalisiert hat, diesem
Gesetzentwurf zuzustimmen. Meine Damen und Herren
von der SPD, ich fordere Sie auf, an einer noch besseren
Lösung dieses Problems mitzuwirken, nämlich an einer
entsprechenden Änderung des Strafgesetzbuchs. Damit
könnte der Schutz der Bevölkerung besser als mit einem
Landesgesetz sichergestellt werden. Für uns ist dieses
Gesetz jedoch der einzige Weg, das Problem zu lösen.
Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Das Wort hat Herr Kollege Dr. Jung.

Dr. Jung  (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Kollege Kreuzer, Sie haben
das große Geheimnis bereits vorweggenommen: Die
übergroße Mehrheit der SPD-Fraktion wird dem Gesetz-
entwurf zustimmen. Auch wir haben erkannt, dass hier
eine Lücke besteht, die zwar nicht viele Fälle betrifft,
aber durchaus Fälle, die sehr dramatisch sind. Ich bin
davon überzeugt, dass es Fälle gibt, bei denen der Rich-
ter nicht von vornherein die Gefährlichkeit eines Täters
richtig einschätzen kann, weil sich die Gefährlichkeit erst
während der Haftzeit herausstellt. In solchen Fällen ist
es vernünftig, dass der Staat noch einmal eingreifen
kann, um die Bevölkerung vor solchen Straftätern wirk-
sam und effektiv zu schützen.

Viele beklagen das Fehlen einer bundeseinheitlichen
Regelung. Ich bin demgegenüber froh, dass wir wieder
einmal etwas auf Landesebene regeln können. Wir
beklagen doch sonst immer den Bedeutungsverlust der
Landesparlamente. In diesem Gesetzentwurf geht es um
Vorbeugung und Prävention. Dies ist eindeutig Landes-
sache. Deshalb ist es vernünftig, wenn diese Regelung
vor Ort getroffen wird. Sie haben sich gefragt, was wohl
passieren würde, wenn die SPD in Bayern regieren
würde, weil wir bei diesem Gesetzentwurf einige
Abweichler haben. Ich sage Ihnen: Das wäre kein Pro-
blem. Dann gäbe es eine Vertrauensfrage. Dann würden
wir diesen Gesetzentwurf ebenso durchbringen, wie wir
unsere Gesetzentwürfe in Berlin durchbringen. Diese
Sorge kann ich Ihnen nehmen.

Ich kann Ihnen sagen, dass wir diesen Gesetzentwurf
breitest mittragen werden. Ich möchte die inhaltlichen
Ausführungen des Herrn Kollegen Kreuzer nicht wieder-
holen. Er hat alles korrekt vorgetragen.

Ich möchte aber einen weiteren Umstand nicht uner-
wähnt lassen, der mich sehr bewegt: Wir diskutieren hier
um ein Sicherheitsgesetz. Von der Bayerischen Staats-
regierung haben wir aber leider bis heute kein Wort dazu
gehört, dass die Einführung des europäischen Haftbe-
fehls kurz vor dem Scheitern stand. Am letzten Dienstag
fand eine Kabinettssitzung zur Vorbereitung auf den EU-
Gipfel von Laeken statt. Dabei wurde groß und breit ver-
kündet, man brauche eine neue Aufgabenverteilung zwi-
schen den Mitgliedstaaten und ein Referendum über den
künftigen europäischen Verfassungsvertrag. Staatsmi-
nister Bocklet verkündete die große Weisheit, man dürfe
das Pferd nicht beim Schwanz aufzäumen. In dieser
Erklärung stand jedoch mit keinem Wort, dass wir einen
europäischen Haftbefehl brauchen.

Präsident Böhm:  Herr Kollege Dr. Jung, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Welnhofer?

Welnhofer  (CSU): Herr Kollege Dr. Jung, ich bin etwas
irritiert. Sind Sie sicher, dass wir gerade in Zweiter
Lesung über den gleichen Gesetzentwurf verhandeln,
der kürzlich im Rechtsausschuss beraten wurde? Das
Gesamtgepräge der Diskussion im Rechtsausschuss
war insbesondere seitens der Opposition ein völlig ande-
res. Sind Sie sicher, dass wir über den gleichen Gesetz-
entwurf reden?
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Dr. Jung  (SPD): Selbstverständlich. Ich habe Verständ-
nis dafür, dass es Sie stört, wenn wir im Zusammenhang
mit Sicherheitsfragen auch über Versäumnisse der
Staatsregierung sprechen. Ich kann es Ihnen aber nicht
ersparen. Ich halte es für einen skandalösen Vorgang,
dass ganz Europa diesen Haftbefehl will, das Land Italien
sich jedoch bis heute verweigert und das bayerische Kabi-
nett über diesen EU-Gipfel berät und dabei keine Silbe
über den Stoiber-Duzfreund Berlusconi verloren wird.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, bei diesem Haft-
befehl ging es um weitaus gravierendere Probleme als in
dem Gesetzentwurf, den wir heute beraten. Bei diesem
Haftbefehl ging es um internationalen Terrorismus, Steu-
erhinterziehung, vorsätzliche Tötung, Entführung min-
derjähriger Kinder usw. All dies soll europaweit nicht ver-
folgt werden, nur weil Sie Herrn Berlusconi weiterhin zu
Parteitagen einladen wollen. Dieses Thema muss in die-
sem Hause angesprochen werden. Schließlich geht es
hier um eine wichtige sicherheitspolitische Frage.

(Beifall bei der SPD)

Sie dürfen sicher sein: Die Worte von Otto Schily, die er
in Erlangen gesagt hat, dass nämlich Sicherheitspolitik
und Innenpolitik ein sozialdemokratisches Gütezeichen
seien, werden sich in der Bevölkerung mehr und mehr
durchsetzen, solange Ihre Freunde EU-weite Haftbe-
fehle nicht wollen.

(Regensburger (CSU): Zur Sache! Das ist ein reines
Ablenkungsmanöver!)

Solange Sie solche Freunde haben, wird sich die Sozial-
demokratie in Bayern langfristig durchsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm:  Das Wort hat Frau Kollegin Köhler.

Frau Elisabeth Köhler  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege
Kreuzer, Sie können sich Ihre Krokodilstränen sparen;
denn Sie haben 16 Jahre Zeit gehabt, dieses Gesetz auf
Bundesebene durchzusetzen. Sie haben es aber nicht
getan.

Meine Damen und Herren, unstrittig ist, dass die Bevöl-
kerung vor Verbrechen geschützt werden muss. Deshalb
gab es 1997 aufgrund von scheußlichen Sexualverbre-
chen eine intensive öffentliche Diskussion über die
Bekämpfung dieser Verbrechen. Der Deutsche Bundes-
tag hat am 26. Januar 1998 das Gesetz zur Bekämpfung
von Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten
verabschiedet. Meine Damen und Herren, schon damals
wurde über die nachträgliche Sicherungsverwahrung
diskutiert. Obwohl damals andere Mehrheitsverhältnisse
im Bundestag herrschten, wurde dieses Instrument
bewusst nicht in § 66 Strafgesetzbuch aufgenommen.

Diese Worte, „bewusst nicht aufgenommen“, stehen im
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deut-
schen Bundestages. Meine Damen und Herren, diese
Entscheidung muss gewichtige Gründe gehabt haben.

Schließlich wurde die damalige Debatte unter dem Ein-
druck von schrecklichen Verbrechen geführt. Ich erin-
nere mich noch genau, dass die Diskussion über diesen
Punkt in den Parlamenten unter größter öffentlicher Auf-
merksamkeit geführt wurde. Anstatt aber die damals
ergriffenen Maßnahmen nach deren Wirksamkeit zu
untersuchen und zu durchleuchten, ob sie denn wirklich
einen verbesserten Schutz gebracht haben, werden jetzt
unter populistischen Vorzeichen neue Gesetze produ-
ziert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie selbst haben eingeräumt, dass nur ein sehr kleiner
Teil der Fälle von diesem Gesetz erfasst wird. Bundes-
weit fällt Ihnen gerade ein einziger Fall ein.

(Kreuzer (CSU): Ein Beispiel!)

Die Anwendbarkeit dieses Gesetzes ist aufgrund der
verfassungsrechtlichen Hürden sehr fraglich. Ein Ge-
setz, das nicht angewendet werden kann, taugt nicht
zum Schutz der Bevölkerung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Kreuzer
(CSU): Jeder Fall ist einer zuviel!)

Der Bayerische Landtag hat sich in diesem Herbst in
zwei Sitzungen mit dem schwierigen Thema „Forensik
und Sexualstraftäter“ beschäftigt. Die Aussage von Prof.
Nedopil, einem anerkannten Wissenschaftler, mit dem
auch die Bayerische Staatsregierung zusammenarbeitet
bei dem Landtagshearing hat mich sehr stutzig gemacht.
Er sagte nämlich sinngemäß: All die Gesetzesverschär-
fungen, die wir in den vergangenen Jahren hatten, kos-
teten sehr viel Geld, hätten aber seiner Einschätzung
nach zu keiner wirklichen Verbesserung des Schutzes
der Bevölkerung beigetragen. Das sagt jemand, der es
wissen muss. Er hat in seinem Referat auch die nach-
trägliche Sicherungsverwahrung angesprochen und
ausgeführt, dass er von diesem Instrument schlichtweg
nichts halte.

Ich befürchte, dass wegen dieses Gesetz bei der Beur-
teilung im Strafverfahren, ob jemand gefährlich ist, nicht
mehr genau hingesehen wird, weil man im Strafvollzug
quasi nachträglich feststellen lassen kann, ob von dem
Straftäter eine weitere Gefährdung ausgeht. Ich halte
dies für eine fatale Entwicklung. Bei der Reformdebatte
1997/1998 mussten wir feststellen, dass das Gutachter-
wesen ohnehin sehr sehr im Argen liegt. Damals ergab
eine Untersuchung, dass 50% der Gutachten fehlerhaft
sind. Ich sage Ihnen: Ein fehlerhaftes Gutachten kann
fatale Folgen haben.

Bei Einführung der nachträglichen Sicherungsverwah-
rung besteht die Gefahr, dass man sich bei der Begut-
achtung im Erstverfahren mit dem Verweis auf die nach-
trägliche Sicherungsverwahrung nicht mehr sehr be-
müht. Ob aber unter den Bedingungen der Haft und der
drohenden nachträglichen Sicherungsverwahrung tat-
sächlich herausgefunden werden kann, ob von jeman-
dem eine Gefährdung ausgeht, ist sehr sehr fraglich.
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Die Situation im Strafvollzug zeigt, dass das dortige Per-
sonal, insbesondere die Psychiater und Psychologen
heillos überlastet sind, es wochen- und monatelange
Wartezeiten auf einen Termin gibt und wenig Therapie-
plätze vorhanden sind. Deshalb habe ich massive Zwei-
fel, ob unter diesen schlechten Bedingungen eine quali-
fizierte Prognose hinsichtlich der Gefährlichkeit erstellt
werden kann als dies jetzt bei der Begutachtung im
Strafverfahren ist. Auch wenn ein Gutachter von außen
hinzugezogen wird, so werden doch die Erkenntnisse
der Anstaltspsychologen eine massive Rolle spielen. Im
Strafvollzug – das wissen wir alle – ist derjenige gut
dran, der sich an die Vorschriften hält, nicht auffällt und
sich ruhig verhält. Aber gerade unter den gefährlichen
Sexualstraftätern gibt es einen sehr sehr hohen Anteil –
ich habe von 50% gelesen –, der sich im Vollzug völlig
angepasst verhält, nicht auffällt aber trotzdem sehr
gefährlich ist. Der Mörder von Nathalie zum Beispiel war
ein solcher. Sie werden sich bestimmt erinnern.

Außerdem gibt es verschiedene Therapieformen. Es
bedeutet einiges an Aufwand um herauszufinden, wel-
che die richtige ist. Eine falsche Therapie anzuwenden
ist mindestens genauso risikoreich wie die Verweigerung
einer Therapie. Ich will Ihnen von einem Fall in Kaisheim
erzählen: Im Urteil steht die Empfehlung, dass der Täter
eine spezielle Therapie machen solle. Um herauszufin-
den, ob der Gefangene für diese Therapie geeignet ist,
bedarf es der Vorführung bei einem bestimmten Spezia-
listen. Um dort einen Termin zu bekommen, muss man
ein halbes Jahr vorher anfragen. Der Gefangene
bemühte sich schon mehrmals um einen Termin und hat
die Zusage des Professors erhalten. Was macht die
Anstaltsleitung? – Sie lehnt die Ausführung regelmäßig
mit der Begründung ab, es sei zuviel Aufwand, er habe
sowieso noch einige Zeit abzusitzen und sie werde sich
erst im Stadium der möglichen Entlassung um diese
Geschichte kümmern. Der Gefangene, der sich meiner
Ansicht nach um die richtige Therapie gekümmert hat,
wird also hängen gelassen. Er erhält zwar von einem
externen Psychologen einige Stunden. Die Frage, die
ihn zurecht umtreibt ist, ob die jetzige Therapie tatsäch-
lich die richtige ist oder ob es die wäre, die ihm vom Gut-
achter im Urteil empfohlen wird. Sie sehen, dass der
Themenkomplex kompliziert ist und differenziert gese-
hen werden muss.

Zur Vorschrift im Gesetz, die nachträgliche Sicherungs-
verwahrung bei denjenigen anzuordnen, die eine Thera-
pie verweigern, kann ich aus der Praxis sagen, dass ich
mehr Fälle kenne, die eine Therapie haben wollen aber
keine bekommen, weil keine Plätze vorhanden sind, als
umgekehrt.

Die Vermittlung in eine Therapie stellt einen großen Auf-
wand dar. Außerdem gibt es viel zu wenige Plätze. Die
Anstaltsleitung unterstellt dem Gefangenen sehr oft, er
wolle nur deshalb eine Therapie machen, weil er sich
Vollzugslockerungen davon verspreche. Ich sagen Ihnen
klipp und klar: Ich habe den Eindruck, dass eine viel grö-
ßere Gefahr von denjenigen ausgeht, die derzeit in
unseren Strafanstalten sitzen und nicht behandelt wer-
den, weil das entsprechende Personal und die Therapie-
plätze nicht zur Verfügung stehen, als von denjenigen,
die sie mit Ihrem Gesetz wegsperren wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Gesetz taugt nicht, um die Bevölkerung zu schüt-
zen. Es lenkt von Ihren gravierenden Versäumnissen
beim Strafvollzug und der Forsenik ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Gesetz ist darüber hinaus verfassungsrechtlich
höchst bedenklich – Stichwort: Rückwirkungsverbot, feh-
lende Gesetzgebungskompetenz eines Landes. Ich bin
mir sicher, dass das Gesetz vor dem Bundesverfas-
sungsgericht landen wird.

Den Vorwurf, den ich in den Beratungen vonseiten der
CSU und teilweise aus den Reihen der SPD gehört habe
– wer dem Gesetz nicht zustimme, würde Täterschutz
betreiben – weise ich auf das Schärfste zurück. Ich
engagiere mich – und viele der Kolleginnen und Kolle-
gen meiner Fraktion auch – seit vielen Jahren in Initiati-
ven, die sich um die Opfer von Gewalt, insbesondere
von sexueller Gewalt kümmern, wie Frauennotrufe,
Wildwasser, Frauenhäuser.

Insbesondere von Ihnen, meine Damen und Herren von
der CSU, die sich jahrelang beharrlich weigerten, die
Gewalt an Frauen und Mädchen überhaupt als Problem
zur Kenntnis zu nehmen, die verharmlost haben bis es
nicht mehr ging, brauchen wir uns keinerlei Vorwürfe
machen zu lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir lehnen den Gesetzentwurf ab, weil er zu keinem ver-
besserten Schutz führt. Wir fordern Sie auf: Verbessern
Sie das Gutachterwesen, schaffen Sie mehr Therapie-
plätze, qualifizieren Sie Richter, Richterinnen, Staatsan-
wälte, Justizvollzugsbeamte und stellen Sie mehr Fach-
personal zur Verfügung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Bevor wir in der Aussprache fortfah-
ren, gebe ich das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Bayerischen Mediengesetzes, Drucksache
14/7485, bekannt: Ja-Stimmen: 142, Nein-Stimmen: 13,
Stimmenthaltungen: 1. Damit ist der Gesetzentwurf in
der Fassung des federführenden Ausschusses für Hoch-
schule, Forschung und Kultur angenommen. Es hat den
Titel: „Gesetz zur Änderung des Bayerischen Medienge-
setzes“.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Wir fahren in der Aussprache fort. Herr Staatssekretär
Regensburger.

Staatssekretär Regensburger (Innenministerium):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Kollegen! Wir wissen, dass kaum ein Thema die
öffentliche Meinung mehr bewegt als die Gefahren, die
von hochgefährlichen und rückfallgefährdeten, beson-
ders uneinsichtigen Straftätern in unserem Land ausge-
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hen. Insbesondere die Eltern kleiner Kinder haben Angst
vor den Gefahren, die ihren Kindern tagtäglich durch
bereits entlassene, aber weiterhin in höchstem Maße
gefährliche Straftäter drohen.

Nach derzeitiger Rechtslage besteht eine Lücke bei dem
Schutz der Allgemeinheit vor gefährlichen Straftätern,
die zu einer zeitigen Freiheitsstrafe verurteilt sind, die
formellen Voraussetzungen für die Sicherungsverwah-
rung erfüllen, sich im Vollzug der Freiheitsstrafe als
besonders rückfallgefährdet erweisen und im Fall der
Haftentlassung elementare Rechtsgüter anderer erheb-
lich gefährden. Diese Lücke besteht deshalb, weil die
Sicherungsverwahrung nach § 66 des Strafgesetzbu-
ches nur im sogenannten Erkenntnisverfahren, das heißt
zusammen mit der strafrichterlichen Verurteilung ange-
ordnet werden kann, nicht aber mehr nach Erlass des
Strafurteils. Auch das Bayerische Gesetz über die Unter-
bringung psychisch Kranker und deren Betreuung, das
sogenannte Unterbringungsgesetz, hilft in solchen Fall-
konstellationen leider nicht weiter. Es greift nämlich nur
dann ein, wenn die Gefahr von einem psychisch kranken
Rechtsbrecher ausgeht.

Bayern hat deshalb auf Bundesebene bereits mehrfach
den Vorstoß unternommen, im Strafgesetzbuch die
nachträgliche Sicherungsverwahrung zu verankern, zu-
letzt im Sommer dieses Jahres, ist dabei aber wiederum,
wie bereits in den Jahren 1998 und 2000, am Wider-
stand der SPD-regierten Länder gescheitert. Offensicht-
lich besteht dort keine Einigkeit darüber, ob gefährliche
Sexualstraftäter – ich zitiere eine Äußerung des Bundes-
kanzlers nach dem Fund der Leiche der kleinen Julia –
„für immer wegzuschließen sind“, oder ob scheinbare
verfassungs- und kompetenzrechtliche Probleme eine
solche Lösung nicht zulassen.

Frau Köhler, Sie haben uns vorgeworfen, wir würden das
Gesetz unter populistischen Vorzeichen erlassen. Wen-
den Sie sich an den Bundeskanzler, und erinnern Sie ihn
an seine Äußerung.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Wir wollen aber nicht nur wie der Bundeskanzler ein rei-
nes Lippenbekenntnis in diesem Fall abgeben – dafür ist
die Sache zu ernst –, nämlich dass Sexualstraftäter auch
nach verbüßter Gefängnisstrafe noch weggeschlossen
werden, wenn sich während der Haft herausstellt, dass
ein Straftäter weiter gefährlich bleibt, sondern wir wollen
durch den vorliegenden Gesetzentwurf dafür sorgen,
dass unsere Bevölkerung auch tatsächlich vor gefährli-
chen Wiederholungstätern bestmöglich geschützt wird.

Ihre Parteigenossin, die Bundesjustizministerin, hat uns
im Übrigen ausdrücklich zu diesem Schritt ermuntert. Sie
schreibt uns, dass eine landesrechtliche Regelung über
die nachträgliche Sicherungsverwahrung vorzugswürdig
sei, weil dem Bundesgesetzgeber dazu die Kompetenz
fehle. Frau Köhler, ich glaube nicht, dass uns die Bun-
desjustizministerin zu einem verfassungswidrigen Han-
deln auffordern will.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Hahnzog (SPD))

Im Gegensatz dazu können sich offenbar nicht alle in der
bayerischen SPD der Meinung ihrer Justizministerin
anschließen. Schlimmer noch, die SPD-Fraktion weiß
offensichtlich selbst nicht genau, welche Ziele sie eigent-
lich verfolgen will. Während die Kollegen im Ausschuss
für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit sich unse-
ren guten Argumenten, warum der vorliegende Gesetz-
entwurf unentbehrlich ist, angeschlossen haben, fehlt
offensichtlich den im Ausschuss für Verfassungs-,
Rechts- und Parlamentsfragen vertretenen Abgeordne-
ten und besonders dessen Vorsitzenden, der sich immer
wieder mit Zwischenrufen meldet, diese Einsicht.

(Dr. Hahnzog (SPD): Ich gebe nachher eine Erklä-
rung ab!)

Sie verstecken sich vielmehr hinter verfassungsrechtli-
chen Scheinargumenten und verweigern sich einem
wirksamen Schutz der Bevölkerung vor diesen hochge-
fährlichen Straftätern. Warum sonst hätten Sie denn die-
sen Gesetzentwurf im Ausschuss abgelehnt?

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Dürr (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Sie folgen leider irrigerweise weiterhin der Ansicht, das
Gesetz umgehe das Strafrecht, für das die Regelungs-
kompetenz selbstverständlich beim Bund liegt. Dies
folge bereits aus den zahlreichen Anknüpfungen an die
Regelung über die Sicherungsverwahrung des § 66 des
Strafgesetzbuches.

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung, der uns zur
Abstimmung vorliegt, knüpft gerade deshalb immer wie-
der an die Regelungen dieses § 66 des Strafgesetzbu-
ches an, weil durch die dort niedergelegten hohen Hür-
den für die Anordnung der Sicherungsverwahrung und
die umfassende Sicherung der Rechte der betroffenen
Straftäter sichergestellt werden soll, dass rechtsstaatli-
che Grundsätze eingehalten werden, für deren Gewähr-
leistung sich die Bayerische Staatsregierung immer ein-
gesetzt hat. Auch aus diesem Grunde greifen wir auf ein
bewährtes Instrumentarium zurück.

Auch Ihr Argument, dass die Möglichkeit der Anordnung
der nachträglichen Sicherungsverwahrung zu einer mas-
siven Verschlechterung des Anstaltsklimas führt, trifft
nicht zu.

(Frau Elisabeth Köhler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das kann nicht mehr schlechter werden!)

Wir können in diesem Zusammenhang auf erste Erfah-
rungen aus Baden-Württemberg verweisen, wo das
Straftäterunterbringungsgesetz zum 15. März in Kraft
trat. Dort zeigt sich nämlich, dass der überaus positive
Nebeneffekt eingetreten ist, dass sich die Disziplin in
den Justizvollzugsanstalten enorm verbessert hat. Es
gibt deutlich weniger Übergriffe gegenüber Beschäftig-
ten und Mitgefangenen.

Lassen Sie mich ein letztes Argument aus den Aus-
schussberatungen aufgreifen. Sie bemängeln, dass die
Anzeigebereitschaft bei sexuellen Übergriffen im Famili-
enkreis, die man mit allen möglichen vertrauensbilden-
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den Maßnahmen zu steigern versucht, zurückgehen
wird, wenn das Opfer befürchten muss, dass der Famili-
enangehörige als Täter ewig hinter Gittern bleiben wird.
Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang die Frage:
Soll solch ein Täter denn besser entlassen werden und
weiter seine Töchter, Nichten oder sonst irgendjeman-
den belästigen und missbrauchen dürfen?

Erst am Donnerstag letzter Woche war in der „tz“ von
einem Verein mit dem Namen „Krumme 13 – KINDER-
LIEBE – LIEBE KINDER“ zu lesen, indem sich beken-
nende Pädophile aus ganz Deutschland zusammenge-
schlossen haben, um eine Reform des Sexualstrafrechts
zu fordern, die „die sexuelle Selbstbestimmung von
Pädophilen bzw. Päderasten und Kindern sicherstellt.“
Auf der Homepage dieser Organisation fordern die
pädophilen Vereinsmitglieder, von denen die meisten
derzeit wegen Sexualdelikten im Gefängnis sitzen, die
Straftatbestände des sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern sowie des Besitzes und der Herstellung von Kinder-
pornographie abzuschaffen. Solche Vereine und Äuße-
rungen zeigen noch einmal sehr deutlich, wie dringend
notwendig es ist, solche Straftäter sicher zu verwahren,
auch wenn sich erst während der Strafhaft zeigt, dass
konkrete Anhaltspunkte wie eine Therapieverweigerung,
aber auch entsprechende Äußerungen, für erneute
Straftaten nach Verbüßung der Freiheitsstrafe vorliegen.

Solche Leute, meine Damen und Herren, wollen Teile
der SPD und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN wieder unter die Bevölkerung lassen.

(Gartzke (SPD): Das ist eine Frechheit! – Dr. Dürr
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Schamlos!)

– Das ist keine Frechheit, sondern die Beschreibung
Ihres Abstimmungsverhaltens. Sie können anschließend
durch Ihr Abstimmungsverhalten zeigen, dass Sie per-
sönlich dieser Vorwurf nicht trifft.

Dennoch soll nicht der Eindruck entstehen, dass dieses
Gesetz ausschließlich auf Sexualstraftäter anwendbar
sei. Von ihm werden vielmehr alle Fälle erfasst, in denen
von Straftätern mit schwerwiegenden Vorstrafen gegen-
wärtige erhebliche Gefahren für bedeutsame Rechtsgü-
ter anderer ausgehen, weil anzunehmen ist, dass sie
nach ihrer Entlassung erneut straffällig werden. Auch
Rechtsextreme oder sonstige unbelehrbare und hochge-
fährliche Gesinnungstäter mit hohem Gefährdungspo-
tential werden davon durchaus erfasst.

Insbesondere aber Fälle wie der, den das baden-würt-
tembergische Justizministerium im Rahmen der dortigen
Beratungen zum Straftäterunterbringungsgesetz
geschildert hat, zeigen sehr deutlich, worauf das Gesetz
vor allem hinauslaufen wird. Der Leiter einer dortigen
JVA hatte seinerzeit beim Justizministerium und den
Sicherheitsbehörden händeringend versucht, die Entlas-
sung eines Häftlings zu verhindern. Für ihn war nämlich
vollkommen klar, dass dieser Täter wieder schwerste
Straftaten begehen würde. Mangels eines Instrumentari-
ums konnte er die Haftentlassung aber doch nicht ver-
hindern. Dann kam, was leider unter den damaligen
rechtlichen Voraussetzungen nicht verhindert werden
konnte: Der Täter wurde entlassen und hat 14 Tage spä-

ter erneut eine junge Frau in seine Gewalt gebracht,
mehrfach vergewaltigt und auf brutalste Weise misshan-
delt. Ich denke, solche Fälle zeigen uns ganz eindring-
lich die Notwendigkeit dieses Straftäterunterbringungs-
gesetzes auf.

Die rechtsstaatlichen Sicherungen, die wir in den Ge-
setzentwurf eingebaut haben, um die Rechte des Betrof-
fenen zu sichern – ich nenne die Schlagworte Begutach-
tung durch zwei unabhängige Gutacher, die Zuständig-
keit einer mit drei Richtern besetzten Strafvollstre-
ckungskammer, anwaltlicher Beistand, regelmäßige
Überprüfung der Entscheidung sowie Rechtsmittel dage-
gen – sichern nach unserer Überzeugung die Verfas-
sungskonformität des Gesetzentwurfs.

Dennoch muss ausdrücklich hervorgehoben werden,
dass für die Bayerische Staatsregierung gilt: Opfer-
schutz geht vor Täterschutz.

Lassen Sie mich Ihnen am Ende versichern, dass uns –
ich wiederhole es – ein bundeseinheitliches Vorgehen
erheblich lieber wäre, aber wir auf Landesebene alles
tun müssen, damit Vorfälle wie die genannten zumindest
in Bayern nicht mehr vorkommen, solange der Bund wei-
terhin die Augen vor diesem Problem verschließt. Ich
weiß, dass der Gesetzentwurf keinen Schutz vor Straftä-
tern bietet, die nach Verbüßung ihrer Freiheitsstrafe in
anderen Ländern nach Bayern umziehen. Herr Kollege
Dr. Jung, Sie haben das Problem offensichtlich nicht
erkannt, jedenfalls haben Sie nicht dazu Stellung
genommen. Die Frage liegt jedoch – das ist in den Aus-
führungen des Herrn Kollegen Kreuzer deutlich gewor-
den – verfassungsrechtlich nicht in der Kompetenz des
bayerischen Gesetzgebers.

Auch aus diesem Grunde haben wir unseren Gesetzent-
wurf bewusst sehr eng an das baden-württembergische
Straftäterunterbringungsgesetz angelehnt, um zumin-
dest im Süden der Republik hochgefährlichen Straftätern
keine Gelegenheit mehr zu bieten, erneut derart
abscheuliche Straftaten zu begehen. Zusätzlich wird
Bayern weiterhin nichts unversucht lassen, um den Bund
endlich zu einem Tätigwerden zu bewegen, damit dieser
Schutz für die ganze Bundesrepublik gewährleistet ist.

Zum Schluss meiner Ausführungen darf ich klarstellen,
dass diejenigen, die dem vorliegenden Regierungsent-
wurf nicht zustimmen, sich der Verantwortung bewusst
sein müssen, die sie auf sich laden, wenn sich künftig ein
derartiger Fall ereignet. Ich, meine sehr verehrten
Damen und Herren, möchte dieses Risiko nicht einge-
hen und bitte Sie deshalb herzlich – ich appelliere dabei
ausdrücklich auch an die Einsichtigen in der SPD –, dem
Gesetzentwurf zuzustimmen. Wenn es auch nur wenige
Straftaten sein sollten, wenn es auch nur eine einzige
Straftat ist, die durch dieses Gesetz verhindert werden
kann, dann hat es sich gelohnt, dieses Gesetz zu ent-
werfen und in Kraft zu setzen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm: Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung liegen der
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Gesetzentwurf auf Drucksache 14/7642 und die
Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden
Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere Sicher-
heit auf Drucksache 14/8236 zugrunde. Der federfüh-
rende Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere
Sicherheit empfiehlt die unveränderte Annahme. Der
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen stimmt bei seiner Endberatung ebenfalls zu. Als
Datum des In-Kraft-Tretens schlägt er vor, in Artikel 9
den „1. Januar 2002“ einzufügen.

Wer dem Gesetzentwurf mit dem vom federführenden
Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen vorgeschlagenen Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die Fraktion der CSU, Teile der Fraktion der SPD
und Herr Kollege Hartenstein. Gibt es Gegenstimmen? –
Das sind einige Kollegen von der SPD-Fraktion und das
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? –
Eine Stimmenthaltung bei der Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN. Dann ist so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, tre-
ten wir gemäß § 60 der Geschäftsordnung unmittelbar in
die Schlussabstimmung ein. Ich schlage vor, sie in einfa-
cher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich
nicht. Wer dem Gesetzentwurf mit dem vom federführen-
den Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parla-
mentsfragen vorgeschlagenen Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich
vom Platz zu erheben. – Die Fraktion der CSU, große
Teile der SPD und Kollege Hartenstein stimmen zu.
Gegenstimmen? – Das sind einige Kolleginnen und Kol-
legen von der SPD-Fraktion und die Fraktion des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Eine
Stimmenthaltung bei der Fraktion des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN. Das Gesetz ist damit angenommen.
Es hat den Titel: „Bayerisches Gesetz zur Unterbringung
von besonders rückfallgefährdeten hochgefährlichen
Straftätern“.

Eine persönliche Erklärung will Herr Kollege – –

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Hahnzog (SPD))

– Ich wollte eigentlich zunächst Herrn Professor Dr.
Gantzer aufrufen, aber wenn Sie schon hier sind, Herr
Kollege Dr. Hahnzog, darf ich Ihnen das Wort erteilen.
Sie wollten keine persönliche Erklärung, sondern eine
Erklärung zur Abstimmung nach § 139 Absatz 2 der
Geschäftsordnung abgeben.

Dr. Hahnzog  (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich habe den Gesetzentwurf zur nachträg-
lichen Sicherungsverwahrung abgelehnt. Auch im
Namen anderer aus meiner Fraktion erkläre ich hierzu:

Erstens. Uns liegt natürlich ebenso wie Ihnen daran,
alles im Rechtsstaat nur Mögliche zu tun, um schlimmste
Verbrechen insbesondere an Kindern zu vermeiden.

Zweitens. Dieses Gesetz ist dazu kein geeignetes Mittel.
Es verbessert den Sicherheitszustand nicht. Namhafte

Experten befürchten sogar eine Verschlechterung der
Sicherheitslage.

Drittens. So heißt es in einem ausführlichen Gutachten
des renommierten Max-Planck-Instituts für ausländi-
sches und internationales Strafrecht in Freiburg unter
anderem zu dem fast wortgleichen baden-württembergi-
schen Gesetz: „Seine Realisierung könnte sogar kontra-
produktive Effekte haben. Zu befürchten ist eine Ver-
schlechterung des Anstaltsklimas, eine Belegung von
teuren Therapieplätzen durch nur scheinbar motivierte
Gefangene.“

Viertens. Der Weiße Ring mit seiner sehr ausgeprägten
Opferorientierung erhebt ebenfalls verfassungsrechtli-
che, insbesondere aber auch kriminologische Beden-
ken. Zitat: „Die so herbeigeführte Therapie“ – zwangs-
weise, weil negative Folgen zu befürchten sind – „führt
letztlich nur zur Scheinanpassung und damit unter
Umständen gerade bei besonders gefährlichen Tätern
zur Fehleinschätzung bei bedingten Entlassungen.“ Mit-
verfasser sind unter anderem ein früherer General-
staatsanwalt und der gerade beim bayerischen Justizmi-
nisterium – Stiftung Ausgleich e. V. – hoch geschätzte
Kriminologe Professor Dr. Schöch von der LMU in Mün-
chen.

Fünftens. Der Leiter der Justizvollzugsanstalt Bruchsal,
die mit Straubing vergleichbar ist, weist darauf hin, dass
generell das Behandlungsklima und damit die Erfolgs-
aussichten im Vollzug leiden werden.

Sechstens. Professor Dr. Nedopil von der Forensischen
Psychiatrie der LMU in München hat vor einigen Wochen
bei einem Hearing hier im Landtag erklärt, dieses Gesetz
– das ist das eigentlich Tragische – werde keinen zusätz-
lichen Sicherheitsgewinn bringen.

Siebtens. Das Gesetz weist auch inhaltlich eklatante ver-
fassungsrechtliche Mängel auf. Stichworte: Verhältnis-
mäßigkeit, ne bis in idem und anderes. Da ich heute nur
fünf Minuten Zeit habe, verweise ich insoweit auf das
Protokoll des Ausschusses für Verfassungs-, Rechts-
und Parlamentsfragen.

Achtens. Bei dieser Bewertung durch allseits anerkannte
Experten ist die Drohung verschiedener CSU-Landtags-
abgeordneter und des Herrn Staatssekretärs heute ein-
fach infam. Sie behaupten, wer dem Gesetzentwurf nicht
zustimmt, ist mitverantwortlich für künftige schlimme
Verbrechen. Bei den vorliegenden Äußerungen von
Sachverständigen könnten wir allerdings sagen, derje-
nige ist mitverantwortlich, der dieses Gesetz gemacht
hat, weil wegen des gefährlichen Mechanismus, der ein-
treten wird, gefährliche Täter aus der Haft kommen. Ich
wiederhole, Ihre Drohung ist infam und scheinheilig
zugleich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Als Natalie Astner vor einigen Jahren so schrecklich
ermordet wurde, haben wir von der SPD nicht solche
platten Vorwürfe erhoben, obwohl der Mörder vorzeitig
aus dem bayerischen Strafvollzug entlassen wurde, und
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dies mit dem Segen bayerischer Sachverständiger. Eine
derartige politische Auseinandersetzung verstärkt nur
Verbitterung und Trauer bei den unmittelbar betroffenen
Angehörigen. An die sollten Sie auch denken, wenn Sie
solche Äußerungen von sich geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Abschließend möchte ich feststellen: Absolute Sicher-
heit hat es nie gegeben und wird es nie geben. Es wäre
wichtig, dass wir gerade in Bayern gemeinsam für eine
bessere sachkundige Behandlung eintreten und die
Grundlagen für eine fachgerechtere Beurteilung schaf-
fen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm:  Danke, Herr Kollege Dr. Hahnzog, Sie
sind genau innerhalb der Redezeit geblieben.

Für eine persönliche Bemerkung erteile ich Herrn Prof.
Dr. Gantzer das Wort. Der Redner darf nur Angriffe
zurückweisen, die in der Aussprache gegen ihn geführt
wurden.

Prof. Dr. Gantzer  (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Der Herr Staatssekretär hat behauptet, dass
die SPD – wörtlich – solche Sextäter frei herumlaufen
lassen möchte. Dieser Angriff richtet sich nicht nur
gegen die SPD, sondern er geht auch gegen diejenigen
in meiner Fraktion, die sich aus ihrem Gewissen heraus
dazu entschieden haben, diesem Gesetzentwurf nicht
zuzustimmen. Ich stehe hinter diesem Gesetzentwurf,
aber ich achte die Gewissensentscheidung, die meine
Kolleginnen und Kollegen getroffen haben. Ich finde, es
ist diesem Parlament nicht angemessen, dass jemand,
der aus Gewissensgründen sagt, er kann diesem
Gesetzentwurf aus bestimmten Gründen nicht zustim-
men, angegriffen wird.

Ich selbst bin zwar nicht dieser Meinung, aber ich achte
diese Entscheidung. Ich fühle mich angegriffen, wenn
gesagt wird – das ist nicht gerügt worden –, die SPD
lasse solche Sextäter frei herumlaufen.

(Maget (SPD): Das ist nicht gerügt worden? – Mein
lieber Schwan!)

Ich fühle mich auch deswegen angegriffen, weil zur glei-
chen Zeit, als wir über dieses Gesetz diskutiert haben,
Italien verweigert hat, dass der EU-Haftbefehl auf die
Tatbestände Kinder-Pornografie und Sexualstraftäter
ausgedehnt wird. Diese sollen nicht mit einem EU-Haft-
befehl verhaftet werden können. Gleichzeitig will man
mir hier die Leviten lesen. Ich muss sagen: Das ist eine
zwiespältige Argumentation.

(Beifall bei der SDP)

Die Staatsregierung mischt sich sonst in alles ein – –

Präsident Böhm:  Herr Prof. Dr. Gantzer, ich habe
gesagt, es dürfen nur Angriffe zurückgewiesen werden,
die gegen Sie persönlich geführt wurden. Sie haben sich
jetzt mit anderen identifiziert, die angegriffen worden
sind. Dadurch wird es kein Angriff, der gegen Sie geführt
worden ist. Ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

Prof. Dr. Gantzer  (SPD): Herr Präsident, bei allem Res-
pekt, den ich Ihnen gegenüber habe, aber ich bin immer
noch Mitglied der SPD-Fraktion.

Präsident Böhm:  Sie haben ausdrücklich erklärt, dass
Sie hinter dem Gesetzentwurf stehen.

Prof. Dr. Gantzer  (SPD): Ich habe mich durch die Aus-
sage des Staatssekretärs als SPD-Mitglied angegriffen
gefühlt. Sie haben das vielleicht nicht gerügt, weil Sie es
nicht gehört haben. Ich bitte aber zur Kenntnis zu neh-
men, dass ich mich dadurch angesprochen und ange-
griffen gefühlt habe. Deswegen habe ich mich zu Wort
gemeldet.

(Beifall bei der SPD)

Ich fühle mich deswegen doppelt angegriffen – –

Präsident Böhm:  Ich bitte Sie trotzdem, zur Sache zu
kommen. Wir führen jetzt keine Diskussion. Wir müssten
sonst in den Ältestenrat gehen.

Prof. Dr. Gantzer  (SPD): Herr Präsident, ich bin schon
am Ende. Ich wollte nur noch sagen, dass ich mich des-
wegen doppelt angegriffen fühle, weil ich nicht mag,
dass die Staatsregierung Diskussionen auf zweierlei Art
führt: Wenn es in der Öffentlichkeit um ihren Freund Ber-
lusconi und um Kinder-Pornografie geht, dann sagt sie
nichts und hier im Landtag will man uns abstrafen. Herr
Präsident, so etwas sollten Sie nicht unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Ich wünsche Ihnen schöne Weihnachten.

Präsident Böhm:  Wir können jetzt, Herr Staatssekretär
Regensburger, keine Erklärungen mehr abgeben, weil
die Angriffe nicht „in der Aussprache“ geführt worden
sind. Das war schon eine Erklärung zur Abstimmung.

Ich betone noch einmal – ich habe Ihnen genau zuge-
hört; Herr Kollege Gantzer: Es dürfen nur persönliche
Angriffe zurückgewiesen werden, die gegen Sie selbst
geführt worden sind. Sie haben selbst gesagt, dass Sie
für den Gesetzentwurf sind, aber Sie solidarisieren sich
mit anderen, die wegen der Ablehnung dieses Entwurfs
angegriffen worden sind. Es war also kein Angriff gegen
Sie persönlich.

(Maget (SPD): Haben Sie das wirklich gesagt, Herr
Staatssekretär? – Gegenruf des Staatssekretärs
Regensburger (Innenministerium) – Maget (SPD):
Ich frage nur, ob Sie das gesagt haben.)
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– Sie haben keine Erklärung abgegeben, Herr Maget,
Sie wären vielleicht betroffen gewesen.

Ich rufe auf:

Tagesordnungspunkt 25

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget, Wer-
ner-Muggendorfer, Irlinger und anderer und Fraktion
(SPD)

Keine Einsparung von Lehrerstellen in den Fächern
Religion und Ethik (Drucksache 14/7112)

Ich eröffne die Aussprache. Jede Fraktion hat 15 Minu-
ten Redezeit. Das Wort hat Herr Kollege Egleder.

Egleder (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kolle-
gen! Ganz offensichtlich spricht die Bayerische Staatsre-
gierung auch zu dem Punkt, über den wir uns jetzt unter-
halten müssen, mit gespaltener Zunge. Auf der einen
Seite wird sie nicht müde, die hohe Qualität – das haben
wir heute Vormittag wieder erlebt – der Bildung in Bayern
zu loben, man könnte schon fast sagen, zu beweihräu-
chern. Auf der anderen Seite schafft sie es, mit einer so
genannten „Regelung zur Gruppenbildung“ bayernweit
nochmals Lehrerstellen, diesmal beim Religionsunter-
richt, zu streichen.

Damit erhöht sie mit Ihrer Unterstützung, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CSU-Seite, den Druck, der
jetzt schon im Religionsunterricht in Bayern besteht,
noch einmal massiv. Sie alle wissen, wie die Situation ist.
Geschätzt wird, dass flächendeckend etwa 5% des Reli-
gionsunterrichts von vornherein nicht gehalten werden
kann. Sie wissen auch um die Situation der Religionspä-
dagoginnen und -pädagogen, die teilweise acht bis neun
Schulen an unterschiedlichen Schulorten zu betreuen
haben. Nicht einmal jetzt, nach der Veröffentlichung der
Pisa-Studie, zeigen Sie, dass sie bereit sind, auf diesem
Weg der Stelleneinsparungen umzukehren.

Natürlich könnten Sie jetzt einwerfen, dass in der Pisa-
Studie nicht explizit auf den Religionsunterricht einge-
gangen worden ist. Damit haben Sie recht. Die Studie
zeigt aber ganz deutlich auf, dass es nicht nur bei den
Kulturtechniken nötig ist, in Bayern mehr für die Bildung
unserer jungen Leute zu tun. Um dem Mangel abzuhel-
fen, ist es auch notwendig, den Religionsunterricht zu
stärken, anstatt ihn weiter zu schwächen, wie es hier
geplant worden ist.

Dem Religionsunterricht kommt immer noch eine beson-
dere Bedeutung in der Schulbildung unserer Kinder zu.
Zunächst einmal darf ich hier in diesem Zusammenhang
an die Verwirklichung des Verfassungsauftrages erin-
nern, der als oberste Bildungsziele Ehrfurcht vor Gott,
Achtung vor religiöser Überzeugung und vor der Würde
des Menschen, Selbstbeherrschung, Verantwortungsge-
fühl und Hilfsbereitschaft vorsieht; ich muss hier nicht die
Verfassung in vollem Umfang zitieren.

Wo kann das besser gemacht werden, als im Religions-
unterricht? – Hier wird ganz besonders der friedliche
Umgang mit Konflikten, das Wahrnehmen und Bestehen

lassen unterschiedlicher Meinungen, also buchstäblich
Toleranz und Respekt voreinander erlernt und, wenn es
die Gruppenstärken zulassen, eingeübt. In keinem ande-
ren Fach werden in solchem Umfang unsere gesamtge-
sellschaftlichen Werte vermittelt wie im Religionsunter-
richt. Hier können Schülerinnen und Schüler diese Werte
für sich entdecken, deren Bedeutung für sich und andere
nachspüren und sich damit auseinandersetzen, sie hin-
terfragen und verstehen lernen.

Hinzu kommt, dass in keinem anderen Fach an der
Schule in diesem Maß das Kennenlernen anderer Kultu-
ren und Religionen, anderer Lebensweisen und anderer
Einstellungen möglich ist.

Nicht nur nach dem 11. September, der für viele junge
Leute sehr tiefgreifende und elementare Fragen aufge-
worfen hat, die man aufgreifen muss und die man mit
ihnen besprechen muss, sondern schon immer war und
ist dies von ganz außerordentlicher Bedeutung. Frem-
denfeindlichkeit und Fremdenhass entstehen bekannter-
maßen vor allem aus Unkenntnis und Nicht-Verstehen
anderer Lebensweisen und Religionen mit deren spe-
ziellen Sitten und Gebräuchen. Gerade hier ist die
Bedeutung des Religionsunterrichts bei der Entwicklung
der Persönlichkeiten der Schulkinder herausragend.
Wenn ich von Religionsunterricht spreche, dann meine
ich damit auch den Ethikunterricht.

Es kommt noch einiges hinzu – um die Verfassung wei-
ter zu zitieren –, was im Religionsunterricht erlernt und
ermöglicht wird: der verantwortliche Umgang mit der
Natur, die Auseinandersetzung mit der eigenen Religio-
sität und darüber, was für viele den Sinn des Lebens
ausmacht und ausmachen soll.

Das alles, meine Kolleginnen und Kollegen, ist nur mög-
lich, wenn im Religionsunterricht eine vertraute und
angstfreie Atmosphäre herrscht und die Klassengrößen
und sonstigen Bedingungen so sind, dass auch neue
Unterrichtsformen und Lernmethoden eingesetzt werden
können.

(Befall der Abgeordneten Johanna Werner-Mug-
gendorfer (SPD))

Das alles wischt die Bayerische Staatsregierung über
das Kultusministerium mit ihrer „Regelung zur Gruppen-
bildung“ beiseite. Mit dieser Regelung zur Gruppenbil-
dung werden Schülerinnen und Schüler aus unter-
schiedlichen Klassen zu Gruppen zusammengelegt, das
Ganze geschieht jahrgangsübergreifend und – man höre
und staune – sogar schulübergreifend.

Was das für den Religionsunterricht bedeutet, ist ganz
offensichtlich.

Die bestehende vertrauliche Atmosphäre geht verloren.
Während es zuvor noch möglich war, den friedlichen
Umgang mit Konflikten spielerisch zu erlernen und zu
üben, ist dies nun nicht mehr möglich, weil sich die Schü-
lerinnen und Schüler aus Scham, sich eine Blöße zu
geben, nicht mehr mit gleichaltrigen vertrauten Kollegin-
nen und Kollegen aus der Klasse austauschen und sich
nicht mehr offen und persönlich äußern wollen. Dies gilt
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besonders dann, wenn Jahrgangsstufen übergreifend
Klassen zusammengefasst werden, weil die jüngeren
Schülerinnen und Schüler oft etwas Furcht vor den ältern
haben, während die älteren Schülerinnen und Schüler
vor den jüngeren keine Blöße zeigen wollen.

Hinzu kommt noch, dass bei zusammengefassten Grup-
pen die Anwendung neuer Unterrichts- und Lehrmetho-
den nur noch schlecht möglich ist. Was bleibt den Päda-
goginnen und Pädagogen übrig? Nachdem sie die
Fäden der unterrichtlichen Ansprüche oftmals nicht
zusammenbekommen, müssen sie zum nichtadäquaten
Frontalunterricht übergehen, was gerade im Religions-
unterricht wenig angebracht erscheint.

Mit ihrer „Regelung zur Gruppenbildung“ macht es die
Bayerische Staatsregierung dem Religionsunterricht
unmöglich, seinen bisherigen Aufgaben in ihrer vollen
Bedeutung nachzukommen. Eine sinnvolle Werteerzie-
hung, die schon jetzt sehr erschwert ist, wird damit
erneut ein Stück weiter belastet. Sonst bestehen Sie,
liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU immer bis
aufs I-Tüpfelchen auf die Erfüllung der Lehrpläne. Sie
wissen doch ganz genau, dass es in solchen Gruppen
schier unmöglich ist, die Lehrpläne in der vorgesehenen
Weise zu erfüllen und den Stundentafeln, die Religion an
unseren bayerischen Schulen immer noch als ordentli-
ches Schulfach vorsehen, gerecht zu werden.

Man muss feststellen, dass dieses Mal der Religionsun-
terricht das Bildungssparopfer ist. Diese Regelung stellt
eine weitere Sparmaßnahme zu Lasten unserer Schüle-
rinnen und Schüler dar, weil sie ihnen das soziale Ler-
nen, welches unsere Kinder für die Lebensgestaltung
wirklich brauchen, erschwert. Wichtige Bildungsinhalte
werden damit unseren Kindern genommen.

Hinzu kommt die fadenscheinige Begründung, die Sie
hier liefern. Sie verstecken sich hinter den Bemerkungen
des Obersten Rechnungshofes, dem angeblich speziell
im Religionsunterricht die Gruppenstärken zu klein
erschienen sind. Wo bleibt denn Ihr Einsatz, wenn es
darum geht, den vom Rechnungshof gerügten Zuwachs
von 4% mehr Spitzenbeamten in den Ministerien zu
beschränken, was Sie zu verantworten haben?

(Beifall bei der SPD)

Die Spitzenbeamten werden weiter hochgezogen. Der
Wasserkopf wird aufgebläht, und dort, wo dringend Leh-
rerinnen und Lehrer gebraucht werden, zieht man das
Personal durch diese und ähnliche Maßnahmen sogar
noch ab. Schon heute entfallen an den Grundschulen
geschätzte 5% des Unterrichts. Ich kann einige Bei-
spiele nennen. An den Berufsschulen beträgt der Unter-
richtsausfall 18,6%, an den Fachoberschulen sind es
58,4%. Dieser Unterricht kann nun auch in Zukunft nicht
mehr gehalten werden. Schön langsam nähert sich dies
ganz offensichtlich einem Skandal.

Die Zusammenlegung von Klassen über drei oder mehr
Jahrgangsstufen hinweg oder sogar über verschiedene
Schulen hinweg ist kein sinnvolles Instrument, um die
Zahl der entfallenen Stunden zu reduzieren. Notwendig
ist – darauf bestehen wir weiterhin – eine Zuweisung von

mehr Lehrerstellen auch für den Religionsunterricht.
Auch wenn in Diasporagebieten Klassen übergreifende
Gruppen für den Religionsunterricht gebildet werden
müssen, kann es dennoch nicht hingenommen werden,
dass Sie die Situation mit Ihrer Regelung noch einmal
deutlich verschärfen. Nicht zuletzt deshalb kritisieren
auch die Religionspädagoginnen und -pädagogen selbst
diese Regelung aufs Schärfste. Das geht hin bis zum
Landeskomitee der Katholiken und zu anderen christli-
chen Vereinigungen und Verbänden. Von ihnen allen
wird diese Maßnahme kritisiert. Das sollte Ihnen auch
bekannt sein.

Sie setzten mit dieser Anordnung ein falsches gesell-
schaftspolitisches Signal. Mit dem Aufhängen von Kruzi-
fixen ist es nicht getan, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der CSU. Wir müssen darüber hinaus unsere Klas-
senzimmer auch damit erfüllen, dass dort ein qualitäts-
voller Religionsunterricht gehalten wird. Daran dürfen wir
Sie an dieser Stelle ganz deutlich erinnern.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb fordern wir Sie ganz entschieden auf, darauf
hinzuwirken, dass diese Anordnung schnellstmöglich
zurückgenommen wird. Wir haben es durch unseren
Druck, den wir gemeinsam mit den kirchlichen Organisa-
tionen Ende letzten Schuljahres auf Sie ausgeübt haben,
immerhin schon geschafft, dass das Schlimmste vorläu-
fig verhindert werden konnte. Dennoch ist es nötig, diese
Verordnung möglichst schnell zurückzunehmen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Böhm: Das Wort hat Herr Kollege Schneider.

Siegfried Schneider  (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich meine, die
CSU braucht sich von Seiten der SPD oder von Seiten
des Kollegen Egleder nicht vorwerfen zu lassen, dass
wir in Bayern dem Religionsunterricht nicht den notwen-
digen Stellenwert geben.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: Aber
scheinbar doch!)

Mich freut es auch, dass wir von Seiten der SPD plötzlich
so vehement Unterstützung für den konfessionellen Reli-
gionsunterricht bekommen. Auch das war nicht immer
so.

(Beifall bei der CSU – Gabsteiger (CSU): Diese
Heuchler!)

Präsident Böhm: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Kollegen Dr. Götz?

Siegfried Schneider (CSU): Ich möchte jetzt bitte
zunächst einmal fortfahren. Nachdem ich Sie schon ein-
mal gelobt und mich über Ihr Verhalten gefreut habe,
muss ich natürlich auch eine gewisse Eintrübung fest-
stellen. Wie hat Kollege Egleder gesagt? Staatsregie-
rung und CSU reden mit gespaltener Zunge. Mit großer
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Verwunderung habe ich heute eine Anfrage der Kollegin
Goertz zur Kenntnis genommen, welche sie dann aber
wieder zurückgezogen hat. Nachdem Schülerinnen und
Schüler an Volksschulen regelmäßig zwei bis drei Stun-
den Religionsunterricht pro Woche haben, fragte Frau
Goertz die Staatsregierung, „ob es mit dem Lehrplan
vereinbar ist, dass zum Beispiel an drei Tagen während
der regulären Schulzeit Weihnachtsgottesdienste durch-
geführt werden und – wenn nicht – was getan werden
kann, um das Recht der Schülerinnen und Schüler auf
Unterricht zu gewährleisten.“ Also sollten sie nicht in den
Weihnachtsgottesdienst gehen. Einerseits stellen Sie
solche Fragen, andererseits tun Sie am gleichen Tag so,
als wäre bei uns der konfessionelle Religionsunterricht in
Gefahr.

(Welnhofer (CSU): Na bravo! – Zuruf von der SPD:
Was hat das damit zu tun?)

Kollege Egleder hat einige Schreckgespenster gemalt.
Er sprach permanent von Stelleneinsparungen und von
Streichungen, obwohl ihm schon zweimal gesagt wor-
den ist, dass mit dieser Verordnung keine Streichung
von Lehrerstunden einher geht. Diese Stunden verblei-
ben der Schule. Es wird nur die Möglichkeit genutzt,
Gruppen zu bilden, wie es in den Richtlinien vorgesehen
ist.

Im Rechnungshofbericht steht es nicht nur angeblich,
sondern wirklich, dass die Richtlinien nicht so eingehal-
ten werden, wie es eigentlich erforderlich wäre. Deswe-
gen forderte der Rechnungshof, dass die Richtlinien ein-
gehalten werden. Was passiert denn eigentlich? Es wer-
den zwei Möglichkeiten genutzt. Wenn es – meistens in
Diasporagebieten – in den verschiedenen Klassen nur
wenige Schüler einer Konfession gibt, dann werden
diese Schüler in Gruppen zusammengefasst. In Diaspo-
ragebieten kann diese Zusammenfassung auch einmal
über Jahrgänge hinweg erfolgen. Sie haben auch die
Zahlen bekommen, die vom Ministerium dem Vorsitzen-
den des Bildungsausschusses zugeleitet worden sind.

Daran zeigt sich, dass in der Tat 74% des gesamten
Religionsunterrichts in Klassen erteilt und nur 23% klas-
senübergreifend, aber innerhalb einer Klassenstufe
erteilt werden, das heißt 96% aller katholischen Kinder –
die Zahlen gelten jetzt für den katholischen Religionsun-
terricht – sind in einer Klasse oder zumindest in einer
Jahrgangsstufe. Das Schreckgespenst, welches Sie
gemalt haben, trifft nur 3%; bei ihnen wird jahrgangs-
übergreifend unterrichtet. Das große Schreckgespenst,
dass über drei und sogar mehr Jahrgangsstufen hinweg
unterrichtet wird, betrifft in Bayern im katholischen Reli-
gionsunterricht gerade einmal 0,5%.

Diese Zahlen, die Ihnen vorliegen, nennen Sie nicht,
sondern Sie machen mit Zahlen weiterhin Panik. Sie
haben auf das Landeskomitee der Katholiken verwiesen.
Ich zitiere gern die Aussage des Landeskomitees über
den Stellenwert des Religionsunterrichts, worin wörtlich
steht: „Ein gemeinsamer Religionsunterricht für Schüler
verschiedener Klassen innerhalb eines Jahrgangs stellt
in der Praxis oft noch kein Problem dar. Auch eine
Zusammenlegung verschiedener Jahrgangsstufen ist
dann überlegenswert, wenn darunter die Qualität des

Unterrichts nicht leidet.“ Weiter heißt es – auch das
möchte ich nicht verschweigen –: „Ein enormer Quali-
tätsverlust ist aber zu unterstellen, wenn drei und mehr
Jahrgänge zusammen unterrichtet werden sollen.“ Auch
dies gehört ehrlichkeitshalber dazu. In der Tat ist es
pädagogisch nicht optimal, wenn drei oder mehr Jahr-
gangsstufen gemeinsam unterrichtet werden. Das sind
aber relativ wenige Klassen, wie die Zahlen widerspie-
geln. Die Gruppenstärke ist dabei sehr niedrig.

72, 73% des evangelischen Religionsunterrichts werden
im Klassenunterricht und in einer Jahrgangsstufe erteilt.
Von den 27% jahrgangsübergreifenden Unterricht finden
über 20% in Gruppen mit zwei Jahrgängen statt. Auch
da haben Sie ein Schreckgespenst gemalt. Gleichzeitig
fordern die Reformpädagogik und auch die SPD einen
jahrgangsübergreifenden Unterricht. Wenn dies jedoch
passiert, ist es aus Ihrer Sicht Teufelszeug; dieses Wort
passt zwar nicht gut, aber so haben Sie es dargestellt.

Fazit ist, dass der Religionsunterricht überwiegend in
Klassen bzw. klassenübergreifend in einer Jahrgangs-
stufe erteilt wird.

(Hoderlein (SPD): Gott sei Dank!)

In der Diaspora sind Zusammenlegungen notwendig,
wie allein eine Zahl zeigt: Wir haben in Bayern 250 Schu-
len mit insgesamt lediglich bis zu 10 evangelischen
Schülerinnen und Schüler. Dass wir hier nicht für jede
einzelne Klasse den Religionsunterricht in der Klasse
anbieten können, müsste jedem einleuchten.

Die Gruppengrößen reichen nur in den seltensten Fällen
an die Höchstgrenze heran. Die durchschnittliche Grup-
pengröße beträgt beim katholischen Unterricht durch-
schnittlich 19,5, beim evangelischen Unterricht 16,5 und
beim Ethikunterricht 14,2 Schüler. Diese Gruppengrö-
ßen liegen weit unter der durchschnittlichen Klassen-
größe von 23,6 Schülern. Die einzelnen Daten liegen der
SPD-Fraktion und uns vor, weshalb ich darauf nicht
näher eingehen möchte.

(Zuruf des Abgeordneten Egleder (SPD))

Wichtig ist es in diesem Zusammenhang auch, dass
diese Zahlen den Vertretern der beiden Kirchen vorge-
legt wurden. Nach Vorlage dieser Zahlen erklärten sie,
sie seien mit dem Ist-Zustand grundsätzlich zufrieden.
Dass es immer Verbesserungen geben kann, steht
außer Frage.

Herr Kollege Egleder, Sie haben die Zwischenrufe mitbe-
kommen. Wenn Sie etwas für den Stellenwert des Reli-
gionsunterrichts und der Konfessionen tun wollen, sam-
meln Sie Ihren ganzen Einfluss, damit der Bundeskanz-
ler ein Kreuz, das ihm zugesandt wird, annimmt und
nicht sagt, dafür gebe es keinen Platz. Noch besser wäre
es, mit Ihren brandenburgischen Kolleginnen und Kolle-
gen zu reden, damit dem Wunsch der Eltern und der Kir-
chen Rechnung getragen werden kann und nicht der so
genannte LER-Unterricht, sondern ein konfessioneller
Religionsunterricht ermöglicht wird.
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(Beifall bei der CSU – Hoderlein (SPD): Dies ist völ-
lig abwegig; Stolpe war der Konsistorialpräsident
der evangelisch-lutherischen Kirche in Branden-
burg!)

Insgesamt stimmen wir mit der Aussage der Vertreter
der beiden Kirchen, man sei mit der Situation und dem
Stellenwert des Religionsunterrichts in Bayern zufrieden,
überein. Dafür brauchen wir von Ihnen keine besonde-
ren Belehrungen.

(Beifall bei der CSU)

Präsident Böhm:  Um das Wort hat Frau Kollegin Gote
gebeten. Bitte, Frau Kollegin.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der konfessionelle
Religionsunterricht, über den wir heute sprechen, und
der Ethikunterricht sind mir in der Schule sehr wichtig.
Dass den GRÜNEN der Religionsunterricht und der reli-
gionskundliche Unterricht insgesamt sehr wichtig sind,
können Sie gestern unter anderem daran sehen, dass
wir als bisher einzige Fraktion in diesem Haus im Rah-
men der Diskussion über das Integrationsgesetz den
Religionsunterricht durch einen überkonfessionell erteil-
ten religionskundlichen Unterricht aufwerten wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie können dies auch an dem Einsatz ablesen, den wir in
den letzten Jahren für die Einführung eines islamischen
Religionsunterrichts an unseren Schulen gezeigt haben;
denn auch die Kinder islamischen Glaubens haben ein
Recht auf Religionsunterricht an unseren Schulen. Auch
für diese Kinder ist der Religionsunterricht in ihrem Glau-
ben sehr wertvoll.

Präsident Böhm:  Frau Kollegin Gote, ich bitte um Nach-
sicht dafür, dass ich Sie wegen der Abstimmungsmoda-
litäten und der Zeitspanne von einer Viertelstunde kurz
unterbrechen muss. Ich möchte bekannt geben, dass
eine namentliche Abstimmung beantragt wird, wie Herr
Kollege Egleder soeben gesagt hat.

Frau Gote  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der Religions-
unterricht ist wichtig, weil er den Kindern die Möglichkeit
bietet, sich in ihrer gesamten Persönlichkeit zu entwi-
ckeln. Sowohl im Ethik- als auch im Religionsunterricht
auch anderer Konfessionen kann Werteerziehung statt-
finden. Der Religionsunterricht ist sehr wichtig, weil in
diesen Gruppen soziales Lernen stattfindet. Aber sozia-
les Lernen, die Bildung der Gesamtpersönlichkeit der
Kinder und Jugendlichen und die Werteerziehung sind
natürlich nicht nur im Religionsunterricht angesiedelt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind der Meinung, dass diese Form der Bildung und
Erziehung in die Schule insgesamt und in alle Fächer
gehört, in der Schule vorgelebt und erlebt werden muss,
im Mathematikunterricht genauso wie im Deutschunter-
richt. Deshalb ist die Engführung einer Werteerziehung

im Religionsunterricht, sei es mit Blick auf den 11. Sep-
tember oder aufgrund einer plötzlichen Rückbesinnung
auf vermeintlich verloren gegangene Werte, fehl am
Platz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was hier zur Debatte steht, berührt jedoch dies über-
haupt nicht. Es geht in dem Antrag und in der zugrunde
liegenden Verordnung des Kultusministeriums über-
haupt nicht um den Stellenwert oder die Qualität des
Religionsunterrichts.

Es geht hier um nichts anderes, als um eine schulorgani-
satorische Regelung, die unter der Berücksichtigung der
vorhandenen Schülerzahlen in den verschiedenen
Gebieten Bayerns durchaus Sinn macht und notwendig
und richtig ist.

Es wurde kritisiert, dass der Religionsunterricht jahr-
gangsübergreifend stattfinden kann und soll, wenn in
einem Jahrgang zu wenig Schüler vorhanden sind. Ich
halte diese Regelung keineswegs für eine Einschrän-
kung, sondern für richtig. Wie Sie wissen, setzen wir uns
für eine Vielfalt unserer Schullandschaft ein, unter ande-
rem auch für Montessorischulen. Ein ganz wichtiges Ele-
ment der Montessoripädagogik ist, dass auch jahrgangs-
übergreifend unterrichtet wird. Ich kann überhaupt nicht
sehen, dass das zu einer pädagogischen oder qualitati-
ven Einschränkung des Unterrichts allgemein und insbe-
sondere des Religionsunterrichts führen soll, wenn Kin-
der verschiedener Altersstufen gemeinsam lernen.
Dagegen ist überhaupt nichts einzuwenden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Gruppenstärken sind, wie mein Vorredner ausge-
führt hat, durchaus zumutbar. Kolleginnen und Kollegen
von der SPD, ich habe mich heute über Ihren Mut
gewundert, das Thema nochmals herauszuziehen,
nachdem wir in der letzten Woche den Bericht des Rech-
nungshofs auf den Tisch bekommen haben, der eindeu-
tig gezeigt hat, dass die Zusammenlegung von Gruppen
dazu führt, dass in den Klassen die Gruppenstärke im
Durchschnitt von 19 auf 21 Kinder steigt. Die Zahl von 32
Kindern wird in nur wenigen Einzelfällen erreicht.

Ich frage mich, wer darüber klagen kann, dass in einer
Gruppe, die Religionsunterricht bekommt, statt 19 nun
21 Kinder unterrichtet werden. Dies ist absurd, dass kön-
nen Sie niemandem erklären.

Außerdem wurde im Bericht des Rechnungshofs sehr
deutlich gemacht, dass man, wenn nach der Verwal-
tungsvorschrift verfahren worden wäre, Lehrerstunden in
einem Umfang hätte sparen können, der umgerechnet
39 Millionen DM entspricht. Dies ist ein immenser
Betrag. Ich frage mich, wie Sie es vor diesem Hinter-
grund rechtfertigen wollen, diesen Antrag aufrecht zu
erhalten.

Ich will diesen Betrag nicht einsparen. – Das will in die-
sem Fall auch das Kultusministerium nicht. Ich hoffe, es
bleibt dabei. – Diese Lehrerstunden sollen an den Schu-
len verbleiben und sinnvoll für anderen Unterricht ver-



Plenarprotokoll 14/78 v. 12.12.2001 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 5603

wandt werden können, für Sportunterricht, für Kunstun-
terricht, für Förderunterricht, den wir gestern ausführlich
diskutiert haben und den wir dringend brauchen. Die
Schulen sollen also dadurch, dass im Religionsunterricht
Lehrerstunden eingespart werden können – wo immer
das der Fall sein mag –, Freiräume gewinnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage es noch einmal: Es handelt sich nicht um eine
Sparmaßnahme, sondern um eine schulorganisatori-
sche Maßnahme.

Es bleibt mir, das Fazit zu ziehen: Mir kommt es so vor,
als entfache die SPD an dieser Stelle einen Sturm im
Wasserglas. Der Rechnungshofbericht macht die Sach-
lage überdeutlich: Der Religionsunterricht nimmt durch
diese Regelung weder qualitativ noch in der Quantität
Schaden. Deshalb können wir diesem Antrag der SPD
nicht zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Böhm: Da mir keine weiteren Wortmeldun-
gen vorliegen, schließe ich die Aussprache. Wir können
die namentliche Abstimmung allerdings noch nicht
durchführen, weil seit der Antragstellung erst 5 Minuten
vergangen sind.

Ich stelle deswegen die abschließende Behandlung die-
ses Antrages zurück und rufe jetzt zur gemeinsamen
Beratung auf:

Tagesordnungspunkt 26

Antrag der Abgeordneten Odenbach, Irlinger,
Franzke und anderer (SPD)

Gesundheit und Dienstfähigkeit unserer Lehrerin-
nen und Lehrer erhalten I (Drucksache 14/7302)

Tagesordnungspunkt 27

Antrag der Abgeordneten Odenbach, Irlinger,
Franzke und anderer (SPD)

Gesundheit und Dienstfähigkeit unserer Lehrerin-
nen und Lehrer erhalten II (Drucksache 14/7303)

Tagesordnungspunkt 28

Antrag der Abgeordneten Odenbach, Irlinger,
Franzke und anderer (SPD)

Gesundheit und Dienstfähigkeit unserer Lehrerin-
nen und Lehrer erhalten III (Drucksache 14/7304)

Tagesordnungspunkt 29

Antrag der Abgeordneten Odenbach, Irlinger,
Franzke und anderer (SPD)

Gesundheit und Dienstfähigkeit unserer Lehrerin-
nen und Lehrer erhalten IV (Drucksache 14/7305)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Jede Fraktion
hat 30 Minuten Redezeit. Wortmeldungen? – Herr Kol-
lege Odenbach.

Odenbach  (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, werte
Kolleginnen und Kollegen! Ein Blick auf die aktuelle
Situation unserer Lehrkräfte in Bayern: Wenn alle Mit-
glieder dieses Hohen Hauses aus dem Lehrberuf
kämen, dann wären nicht weniger als 60 von den 90 Mit-
gliedern des Landtages, die über 56 Jahre alt sind, aus
gesundheitlichen Gründen vom Amtsarzt bereits in den
Ruhestand versetzt worden. 60 Abgeordnete aus unse-
ren Reihen dürften also keinen Dienst mehr leisten, weil
sie aus gesundheitlichen Gründen hätten frühpensioniert
werden müssen. Ich sage das, um die Relationen deut-
lich zu machen: Durchschnittsalter: 57, zwei Drittel früh-
pensioniert. Das ist eine erschreckende Zahl. Jeder
kann sich das für uns ausmalen. – Die Vorstellung, dass
hier nur Lehrer säßen, ist etwas anderes.

(Zuruf von der CSU: Eine schreckliche Vorstellung!)

Wir haben die Anträge heute auf die Tagesordnung set-
zen lassen, weil wir diese Entwicklung diskutieren und
weil wir bewusst gegensteuern wollen. Man kann es ein-
fach nicht mehr hinnehmen, wenn jede zweite Lehrkraft,
die in Bayern frühpensioniert werden muss, psychische
Erkrankungen, depressive Störungen oder das Burn-
out-Syndrom aufweist. Unser gemeinsames Ziel muss
es sein, die Gesundheit und die Arbeitskraft unserer
erfahrenen Lehrerinnen und Lehrer zu erhalten.

Ich bedanke mich ausdrücklich beim Kollegen Dr. Eyk-
mann, dass wir uns im Ausschuss für Fragen des öffent-
lichen Dienstes gemeinsam mit dieser Problematik
befasst haben. Einen Bericht der Staatsregierung haben
wir bereits gehört. Der Ausschuss wird weitere Berichte
zu Verbesserungsversuchen der Staatsregierung entge-
gennehmen. Aber unserer Meinung nach muss viel
umfassender angesetzt werden, als dies die Staatsre-
gierung im Ausschuss dargestellt hat.

Wir fordern in den Anträgen, dass zur Erhaltung der
Gesundheit und Dienstfähigkeit der staatlichen Lehr-
kräfte gezielt Präventions- und Rehabilitationspro-
gramme entwickelt werden, dass die Belastung der
Lehrkräfte reduziert wird, und zwar einfach dadurch,
dass mehr Lehrkräfte eingestellt werden, dass die Klas-
senhöchststärken abgesenkt werden, dass Anrech-
nungsstunden für besondere Belastungen geschaffen
werden bzw. deren Zahl erhöht wird. – Einige ganz
wenige gibt es zurzeit bereits. – Wir fordern, dass die
verpflichtenden Arbeitszeitkonten gestrichen werden.
Die Einführung dieser Arbeitszeitkonten ist sehr negativ
zu beurteilen. Wir fordern, dass für die Grund-, Haupt-
und Förderschulen, die die stärksten Belastungen und
auch die höchsten Krankheitszahlen aufweisen, ein Stu-
fenplan zur schrittweisen Verringerung der Unterrichts-
pflichtzeit entwickelt wird. Ebenso fordern wir mobile
Reserven für alle Schularten. In den Grund-, Haupt- und
Förderschulen haben sich diese bestens bewährt. Wir
fordern auch Schulsozialarbeit. Diese Forderung wurde
hier schon oft erhoben.
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Werte Kolleginnen und Kollegen, wir reden hier über
Krankheitsbilder, die in hoher Zahl im Zusammenhang
mit Dauerbelastungen im Lehrberuf, im Arbeitsfeld
Schule entstanden sind und entstehen, und zwar durch
negative Bedingungen. Diese Bedingungen haben sich
nicht verbessert, sondern verschlechtert. Die genannten
Krankheiten sind auch keine Berufsanfängerkrankhei-
ten. Deswegen ist es aus meiner Sicht fast naiv, wenn
als Vorbeugungsmaßnahme vom Kultusministerium
angeführt wird, man werde junge Lehrerinnen und Leh-
rer vor der Übernahme in das Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit künftig noch genauer vom medizinischen
Dienst untersuchen lassen. Herr Staatssekretär Freller,
ich würde vorschlagen: Verwenden Sie diese Kraft lieber
dafür, die ungünstigen pädagogischen und personellen
Bedingungen im Arbeitsfeld Schule einmal genauer
untersuchen zu lassen.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt eine Reihe von Studien aus der letzten Zeit, unter
anderem auch die immer wieder zitierte Erlanger Studie.
Diese hat sehr deutlich gemacht, dass die Situation
erschreckend ist. Das, was Herr Dr. Weber und seine
Kollegen dargestellt haben, kann man nicht einfach vom
Tisch wischen. Das muss uns alle erschrecken. Er hat in
seinen Untersuchungen festgestellt, dass 5540 Lehrerin-
nen und Lehrer vorzeitig aus dem Schuldienst ausschei-
den müssten und dass sie vor allen Dingen aufgrund
psychischer und psychosomatischer Erkrankungen nicht
mehr in der Lage sind, ihren Dienst auszuüben. Dies
kann man nicht ignorieren. Erschöpfungs-, Burn-out-
Syndrom, Depressionen, auch körperliche Leiden wie
Muskel-, Skelett- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen wer-
den genannt, und das in einem Alter, in dem man in der
Lage sein sollte, sehr gut und noch sehr lange Dienst in
der Schule zu leisten. – Herr Dr. Weber ist übrigens bei
seinen Untersuchungen sogar auf ein Durchschnittsalter
von 54 gekommen. Das muss uns erschrecken.

Dies ist nicht die einzige uns vorliegende Untersuchung.
Es gibt eine Reihe von Untersuchungen. Ich will nicht
weiter zitieren. Bestätigt wurde das hier Gesagte letztlich
auch vom Vertreter des Kultusministeriums: 67% sind
vorzeitig wegen Dienstunfähigkeit pensioniert. Nur noch
ganze 12% der Lehrerinnen und Lehrer erreichen die
Altersgrenze von 65 Jahren. Das Durchschnittsalter
beträgt 57 Jahre. Deswegen vorhin meine Berechnung.

Bezeichnend ist – das muss man kritisch anmerken –,
dass sich der oberste Dienstherr – das Kultusministe-
rium, die Frau Kultusministerin – dieses Problems von
selbst nur ganz bescheiden und halbherzig angenom-
men hat. Vor allen Dingen war es der Leidensdruck der
Betroffenen selber, der Lehrerinnen und Lehrer, der Leh-
rerverbände, der das Ganze in die Öffentlichkeit
gebracht hat. Am stärksten ist dieser Leidensdruck – das
verwundert auch nicht – angesichts der höchsten Unter-
richtsverpflichtungen und angesichts der heterogenen
Schülerschaft in der Grund- und Hauptschule und vor
allen Dingen auch bei den Schulleiterinnen und Schullei-
tern der Grund- und Hauptschulen, die nach wie vor als
Lehrkräfte eingesetzt und über Gebühr belastet werden,
im Gegensatz zu Schulleiterinnen und Schulleitern
anderer Schularten.

Die Ergebnisse der Untersuchungen haben in der
Öffentlichkeit für Schlagzeilen gesorgt. Für diejenigen,
die sich auskennen, haben sie eigentlich nur das bestä-
tigt, was wir schon immer wussten: Die Lehrkräfte sind in
hohem Maße physisch und psychisch belastet. Die zen-
tralen Ursachen hierfür liegen darin, dass die Anforde-
rungen an die Lehrerinnen und Lehrer hinsichtlich des-
sen, was Schule leisten soll, permanent gestiegen sind.
Hinzu kamen gleichzeitige Verschlechterungen der
Bedingungen: hohe Schülerzahlen, nachlassendes Er-
ziehungsvermögen, hohe Unterrichtsverpflichtungen,
40-Stunden-Woche, Zwangsarbeitskonto und anderes.

Das ist also nichts Neues. Das muss man sehr deutlich
sagen. Der Oberste Rechnungshof hat bereits Anfang
der Neunzigerjahre für die Beamten allgemein mehrfach
auf diese Entwicklung hingewiesen. Was die Schulen
angeht, haben wir durch eine Reihe von Anfragen immer
wieder hierauf aufmerksam gemacht. Zuletzt gab es
hierzu im Jahre 1996 einen Bericht. Leider ist aus dem,
was die Ministerien darin dargestellt haben, nicht viel
entstanden.

Das Kultusministerium hat damals unter anderem
erklärt: „Für den besonders hohen Anteil der vorzeitigen
Ruhestandsversetzungen wegen Dienstunfähigkeit im
Volksschulsektor liegen keine verwertbaren Eckdaten
vor.“ Man hat nur Vermutungen angestellt. Leider hat
man es bis heute nicht für nötig gehalten, das Ganze von
sich aus einmal näher untersuchen zu lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Eine der Abhilfen, die man damals erwähnt hat, waren
umfangreiche Seminare mit Berufshilfen für Lehrkräfte,
darunter auch spezielle Seminare zum Burn-out-Syn-
drom. Wenn ich davon ausgehe, dass wir in Bayern
100000 Lehrkräfte haben und im Rahmen der Dillinger
Lehrerfortbildung fünf, sechs oder vielleicht zehn Semi-
nare angeboten werden können, dann erreichen diese
Angebote 150, bestenfalls 250 Lehrkräfte. Wenn man
das in Relation zu der genannten hohen Zahl setzt, dann
sieht man sehr schnell, wie bescheiden das Ganze ist.

Damals hat das Kultusministerium auch noch gesagt –
und das ist für mich eigentlich jämmerlich –: „Ein Ausbau
dieses Systems berufsbegleitender Hilfen wäre jedoch
mit erheblichen Kosten verbunden.“ Deswegen hat man
nichts getan, und das ist sehr bedauerlich.

Wer dieses Problem ernsthaft angehen will – und unsere
Anträge weisen in die richtige Richtung –, der muss sich
mit den Ursachen auseinander setzen. Leider habe ich
aus vielen Gesprächen mit betroffenen Lehrkräften, Kol-
leginnen und Kollegen, die zum Teil mit mir im Schul-
dienst begonnen haben, immer mehr erfahren müssen,
dass die Kraft bei vielen nachlässt, dass viele einfach
nicht mehr können, und darunter sind auch viele, von
denen ich das nie und nimmer erwartet hätte. Viele füh-
len sich im Stich gelassen, bei vielen summiert sich das
mit der Zahl der Berufsjahre. Deswegen hilft es nichts,
Anfänger genauer zu untersuchen. Immer mehr schaffen
es ganz einfach nicht mehr, viele steigen innerlich aus
und melden sich ab, und oft genug sind das die besten,
die engagiertesten Lehrkräfte, die resignieren und ihre
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Kräfte einfach nicht mehr genügend für die Schule ein-
setzen können.

Deswegen auch haben wir im Ausschuss für Fragen des
öffentlichen Dienstes deutlich gemacht, dass die Maß-
nahmen nur zum Teil zielführend sind. Die Lösung kann
letztlich nicht darin bestehen, die „Reparaturdienste“
auszubauen, beispielsweise, indem man den Schulpsy-
chologen, die für die Schülerinnen und Schüler da sind,
auch noch den Auftrag erteilt, Lehrkräfte mit zu
betreuen.

Die Lösung muss grundsätzlich in einer Verbesserung
der Arbeitsbedingungen von Lehrkräften, einer Verbes-
serung der Gesamtbedingungen von Schule bestehen.
Dass aber in einer solchen Situation eine Gruppe von
CSU-Abgeordneten einen Antrag einbringt mit dem Titel
„Stärkung der Unterrichtsversorgung an den bayeri-
schen Schulen“, in dem gefordert wird, dass die Bereit-
schaft zur Abhaltung von mehr Unterricht geweckt wer-
den soll, also zu Überstunden, und weiterhin, dass Teil-
zeitangebote abgebaut werden sollen, ist für mich aber-
witzig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieser Antrag zeigt sehr deutlich, dass die Antragsteller
entweder keine Ahnung von der Schulwirklichkeit haben
oder dass es ihnen egal ist, was mit den Lehrkräften pas-
siert.

(Beifall bei der SPD – Hoderlein (SPD): Beides! –
Zuruf von der CSU: Soll man das den Lehrern über-
lassen?)

Und da will man schnell den Jungen, die noch gesund,
die noch voll einsatzbereit sind, Überstunden aufhalsen,
um sie möglichst auch noch rasch vorzeitig zu verschlei-
ßen.

(Widerspruch bei der CSU)

Wer auf Teilzeit geht, weiß, warum er auf Teilzeit geht.
Dem das wieder zu verwehren, halte ich für unmöglich.
Was man hier vor hat, ist wirklich ein jämmerliches
Unterfangen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist jämmerlich. Das ist entgegen dem, was ein
Dienstherr an Fürsorge für seine Lehrerinnen und Lehrer
eigentlich tun müsste.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Werte Kolleginnen und Kollegen, die wachsende Zahl
von kranken und dienstunfähigen Lehrerinnen und Leh-
rer einerseits und eine immer größer werdende Zahl von
Schülerinnen und Schülern mit Lern- und Verhaltenspro-
blemen andererseits zeigen mehr als deutlich, dass
unsere Schule als Ganzes krank zu werden droht, wenn
sie nicht schon krank ist.

Deshalb muss unsere Schule anders werden. Sie muss
besser werden. Wir brauchen endlich – und jetzt komme

ich auf unser Thema von gestern zurück – genügend
Ganztagsschulen, wir brauchen eine andere Lehrerbil-
dung für ein gewandeltes Verständnis von Schule und
Unterricht, für ein gewandeltes Verständnis von der Leh-
rerrolle in einer weltoffenen Informationsgesellschaft.
Wir brauchen ein hohes Maß an Selbstständigkeit in
Bezug auf Lernen und Leben in Schulen, auf die Organi-
sation, auf die Abläufe und die Rhythmisierung des
schulischen Geschehens. Lehrpläne müssen selbststän-
diger gestaltet werden können. Wir brauchen kleinere
Klassen. Und dann wird es auch wieder weniger Lehr-
kräfte geben, die nicht mehr in der Lage sind durchzuhal-
ten, dann werden endlich wieder die Lehrerinnen und
Lehrern ihre Kräfte voll für ihre Schülerinnen und Schüler
einsetzen können – in einer neuen, in einer besseren
Schule. Wir fordern Sie auf, da mitzuziehen.

(Beifall bei der SPD – Hoderlein (SPD): Sehr gut!)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Das Wort hat Herr
Dr. Waschler.(Zuruf von der CSU: Wasch ihnen den
Kopf! – Allgemeine Unruhe)

Dr. Waschler  (CSU): Frau Präsidentin, Hohes Haus! Ich
darf vorausschicken, dass ich schon einigermaßen
erstaunt bin, wenn Kollege Odenbach in seinen Ausfüh-
rungen immer darauf verweist, dass die Kolleginnen und
Kollegen der CSU-Fraktion keine Ahnung hätten, was im
Lande vorgeht. Ich werde versuchen, hier darzulegen –
und nicht nur auf die Ausschussberatungen verweisen –,

(Zurufe von der CSU)

dass hier sehr wohl Sachverstand vorhanden ist, und
zwar auch bei den Kolleginnen und Kollegen der CSU-
Fraktion, die nicht gerade zufällig aus dem Schuldienst
kommen. Ich kann das so sagen, weil ich glaube, dass
ich in diesem Bereich weiß, wovon ich spreche.

Unbestritten ist allerdings, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, dass die Thematik „Gesundheit und Dienstfä-
higkeit der Lehrerinnen und Lehrer“ ein wichtiges Pro-
blemfeld betrifft. Allerdings hat Kollege Odenbach keine
neuen Argumente vorgebracht. Es ist also so wie in den
Ausschussberatungen: dass wir die Anträge sehr diffe-
renziert betrachten müssen. Das heißt, wir haben zwei
Anträgen mit kleinen Änderungen zugestimmt und zwei
weitere abgelehnt.

Was den Bericht des federführenden Ausschusses für
Fragen des öffentlichen Dienstes angeht, bestand
Zustimmung auch dahin gehend, dass entsprechende
Programme und Maßnahmen zur Prävention und Reha-
bilitation, zur Erhaltung von Gesundheit und Dienstfähig-
keit eingeleitet werden müssen. Dass hier vieles bereits
auf dem Weg ist, hat Kollege Odenbach bestenfalls am
Rande gestreift.

Bevor ich ins Detail gehe, darf ich darauf hinweisen,
dass es immer einfach ist, von Seiten der Opposition zu
sagen, da müsste noch mehr getan werden. Wenn bei
sinkenden Steuereinnahmen Forderungen erhoben wer-
den nach Senkung von Klassenhöchststärken, nach
zusätzlichen Anrechnungsstunden oder Streichung des
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verpflichtenden Arbeitszeitkontos und dann noch nach
einer Verringerung der UPZ, der Unterrichtspflichtzeit,
an Grund-, Haupt- und Sonderschulen – das alles kann
eigentlich nur jemand machen, der sich den Haushalt
nicht angeschaut hat, bei der Verabschiedung des Nach-
tragshaushalts nicht da war oder überhaupt kein Inte-
resse hat, den Ausführungen hier zu folgen.

(Widerspruch bei der SPD)

Ich möchte das auch belegen; denn ich pflege durchaus
die Dinge, die ich behaupte, mit Fakten zu untermauern.

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!)

Ich habe das gestern in anderem Zusammenhang
bereits getan und empfehle, wenn hier Äußerungen in
Richtung Bildungspolitik gemacht werden, zu sehen,
dass wir im Haushalt für das Jahr 2002  7,8 Milliarden
Euro für Bildung vorgesehen haben und mit insgesamt
9000 zusätzlichen Lehrerstellen seit 1989 eine Spitzen-
position in Deutschland einnehmen.

Auch bei den so genannten Kleinigkeiten, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, hat der Haushalt einiges zu bieten.
Im Nachtragshaushalt sind bei den Dingen, die uns
immer wieder ein Anliegen waren – ich nehme jetzt,
ohne Anspruch auf Vollständigkeit, die Systembetreuer,
das Verwaltungspersonal und die Förderschulen heraus
–, Verbesserungen erreicht wurden.

Doch lassen Sie mich zum Kern der Antragsthematik
kommen. Es ist eine unbestrittene Tatsache – und das
sage ich, ohne jetzt einen Vergleich treffen und das auf
das Parlament übertragen zu wollen –, dass bei Ruhe-
standsversetzungen wegen Dienstunfähigkeit die Lehre-
rinnen und Lehrer vier Prozent vor den Damen und Her-
ren aus vergleichbaren Verwaltungsstellen liegen. Das
ist – ähnlich wie bei der gesamten Burn-out-Thematik,
die bereits seit mehr als 20 Jahren ein Thema der wis-
senschaftlichen Diskussion ist – auf ein vielschichtiges
Bündel von Faktoren und Erscheinungen zurückzufüh-
ren.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, so einfach, wie es
sich die Opposition macht, geht es eben nicht. Ich kann
nicht hergehen – damit bin ich beim ersten Punkt – und
sagen, die Zahl der Schüler in einer Klasse sei das ent-
scheidende Kriterium für die Arbeitsbelastung des Leh-
rers. Das ist nämlich nirgendwo in diesem Zusammen-
hang nachgewiesen. Vielmehr ist nachgewiesen – und
das gilt für alle einschlägigen Studien –, dass nicht die
Klassengröße, sondern die Zusammensetzung der
Klasse maßgeblich ist.

Schüler mit mehr Verhaltensauffälligkeiten als gewöhn-
lich, mit geringen Deutschkenntnissen, mit unterschiedli-
cher Herkunft – das sagt uns die Soziologie – stellen die
Problemfälle dar. Ein weiteres Indiz dafür, dass dieser
Faktor allein nicht gilt, ist, Kollege Knauer, dass die Klas-
senhöchststärken an den Volksschulen schrittweise
gesenkt worden sind. Im Schuljahr 2000/2001 haben wir
aktuell mit 23,74 Schülern pro Klasse den niedrigsten
Stand der letzten zehn Jahre. Dies kann also nicht der

Grund für ansteigende Pensionierungen im Lehrerbe-
reich sein.

Die vom Kollegen Odenbach erwähnte Studie mit dem
Titel „Sozialmedizinische Evaluation der Begutachtung
und der vorzeitigen Dienstunfähigkeit von Beamtinnen
und Beamten im Freistaat Bayern“ zeigt natürlich auch
verschiedene Ursachen auf, die ich ganz kurz zusam-
menfassen darf.

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Herr Dr. Waschler,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Odenbach?

Dr. Waschler  (CSU): Herr Kollege Odenbach soll sich
meine Ausführungen bitte bis zum Schluss anhören und
kann dann gern entsprechend Stellung nehmen. Ich
hätte gerne den Zusammenhang hergestellt; denn ich
glaube, dass dies für das Gesamtverständnis wichtig ist.
Ich bitte auch die Opposition darum, sich etwas zu kon-
zentrieren; denn sonst kommen wieder so seltsame
Anmerkungen wie gerade vorhin.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, mangelnde Diszip-
lin, geringere Lernbereitschaft, veränderte gesellschaftli-
che Rahmenbedingungen,

(Zuruf der Frau Abgeordneten Werner-Muggendor-
fer (SPD))

fehlende Professionalität, Frau Kollegin, die wir mit der
Reform der Lehrerbildung auch angehen werden, Pro-
fessionalität, die man in Konflikt- und Stresssituationen
braucht, die Perspektivlosigkeit und der Selbstwertver-
lust der Lehrer – ich werde darauf eingehen, wo die Ver-
antwortung dafür liegt, dass momentan kein Beförde-
rungsamt existiert – und Stressfaktoren, die dann auftre-
ten, wenn berufliche und familiäre Belastungen mit
dienstlichen Belastungen zusammentreffen – all das
sind Faktoren, die hier zu nennen sind.

Festzustellen bleibt: Es besteht Handlungsbedarf, und
dieser Handlungsbedarf ist an verschiedenen Faktoren
zu sehen. Herr Kollege Odenbach, der Punkt ist, dass
hinsichtlich der Reduzierung der Unterrichtspflichtzeit
selbst nirgendwo nachgewiesen wird, dass ein unmittel-
barer Zusammenhang mit der Quote psychischer oder
psychosomatischer Erkrankungen oder mit anderen
Ereignissen besteht, die zur Dienstunfähigkeit von Leh-
rerinnen und Lehrern führen. Das ist nirgendwo nachge-
wiesen.

Aus diesen Gründen – deswegen haben wir dem Antrag
im federführenden Ausschuss zugestimmt – ist ein Maß-
nahmenbündel notwendig. Ich gehe auf Maßnahmen,
die bereits existieren und die jedem Lehrer offen stehen,
in aller Kürze ein. Die Ermäßigung der Unterrichtspflicht-
zeit aus Altersgründen und für Schwerbehinderte
beginnt bereits mit dem 55. Lebensjahr bzw. mit einer
festgestellten Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50%.
Übrigens: Mit 62 Jahren hat der Lehrer drei Wochen-
stunden weniger zu unterrichten, bei Minderung der
Erwerbsfähigkeit ab 90% ebenfalls um 4 Wochenstun-
den weniger. Schließlich wird in jedem Fall, in dem ärzt-
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lich festgestellt eine Rekonvaleszenz notwendig ist, eine
entsprechende Ermäßigung gewährt.

Ich komme nun zu einem Punkt, der hinsichtlich der
Wichtigkeit bedeutend höher einzustufen ist als die Aus-
führungen, die wir gerade gehört haben. Bei der Lehrer-
fortbildung wird Enormes geleistet. Es gibt nicht nur die
Dillinger Lehrerfortbildung, sondern auch die an den
Schulen durchgeführte Lehrerfortbildung. Es ist nicht
davon auszugehen, dass wir 100000 Lehrer haben, die
alle dringend das Bedürfnis haben, in gewissen Berei-
chen fortgebildet zu werden. Ich greife zwei Themen
heraus: „Konfliktbewältigung im pädagogischen Alltag“
oder „Stressbewältigung in der Schule“ sind Angebote,
die man annehmen kann, wenn man dies will. Wenn
man keinen Bedarf hat, braucht man nicht nach Dillingen
zu gehen oder solche Angebote in der Lehrerfortbildung
wahrzunehmen.

Ansonsten ist noch die Altersteilzeit aufzuführen. Sie
wird stark in Anspruch genommen und ermöglicht all
denen einen gleitenden Übergang in den Ruhestand, die
dieses Angebot annehmen wollen. Damit wird ein weite-
rer Beitrag geleistet, sich gleitend in Richtung des Ruhe-
standes zu bewegen. Bei der Teilzeit ist ebenfalls das
Freistellungsjahr, das so genannte Sabbat-Jahr zu
erwähnen. Damit wird Lehrern, die dies freiwillig möch-
ten, ermöglicht, bei Mehrleistung über einige Jahre ein
Freistellungsjahr zu nehmen, zum Beispiel zur persönli-
chen Selbstverwirklichung. Das, Herr Kollege Oden-
bach, sehe ich sehr positiv. Deswegen ist der von Ihnen
erwähnte Antrag der CSU-Fraktion nicht sinnlos, son-
dern sehr sinnvoll. Wenn jemand über das normale Maß
oder bei Teilzeit mit entsprechend erhöhtem Maß freiwil-
lig Dienst leisten möchte und dann freigestellt wird, dann
ist das für mich ein Stück mehr Freiheit für den Lehrer.
Da von Unsinn zu sprechen, ist, glaube ich, nicht sehr
zielführend.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, in dieser
Studie ist sehr wohl auch aufgeführt, dass es sinnvoll ist,
Hilfen an die Hand zu geben. Wenn bei der Prävention
von Dienstunfähigkeit auf die Stressfaktoren abgestellt
wird, dann ist es auch wichtig, dass bezüglich dieser
Stressfaktoren auch während des Schuldienstes gehol-
fen wird. Wenn behauptet wird, es sei nicht sinnvoll, die
Schulpsychologen einzubeziehen, dann frage ich mich,
warum. Die Schulpsychologen haben klar definierte Auf-
gaben; sie haben eine entsprechende Ausbildung; sie
besitzen klar definierte Fähigkeiten. Im einschlägigen
Artikel 78 Absatz 1 Satz 2 des Bayerischen EUG steht:
„Zur Unterstützung der Schulen bei der Schulberatung
werden Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen und
Schulpsychologinnen bestellt.“ Jetzt wird eingeführt – ich
zitiere: Bei entsprechender Qualifikation und Berufser-
fahrung kann er . . .

– der Schulpsychologe –

Aufgaben praxisbegleitender psychologischer Bera-
tung von Lehrkräften und Schulen (zum Beispiel
Supervision, kollegiale Fallbesprechungen, pädago-
gische Gesprächskreise, unmittelbare Beratung von
Lehrkräften) übernehmen.

Dann kommt der Zusatz:

Er ist dabei allerdings auf das Vorfeld ärztlicher
Tätigkeit beschränkt.

Dazu kann ich nur sagen: Dies ist sehr wohl zielführend;
das ist ein weiterer wichtiger Baustein – wir können darü-
ber diskutieren, ob es ein kleiner Baustein ist –, aber ein
Schritt in die richtige Richtung. Eine zielgerichtete Forde-
rung wäre, die Zahl der Schulpsychologen entsprechend
zu erhöhen. In Bezug auf den Doppelhaushalt
2003/2004 ist wohl einiges zu tun, um die derzeitige Zahl
von 450 Stellen zu erhöhen.

Weiter darf ich auf die Belastungsuntersuchung hinsicht-
lich der zweiten Phase der Lehrerbildung bzw. der Pro-
bezeit – wenn jemand Lehrer zur Anstellung ist – einge-
hen. Man muss feststellen, dass im Verlaufe des Berufs-
lebens Belastungen auftreten, die schon zu Beginn
erkennbar sind. Warum sollte dann nicht eine entspre-
chende Beobachtung und Beratung erfolgen? Bei jun-
gen Lehrern, die eben mit den gestiegenen Belastungen
oder mit dem schulischen Alltag nicht fertig werden, ist
es schon wichtig, genauer hinzusehen und zu prüfen, ob
jemand die Eignung aufweist oder nicht, die man für die
nächsten Jahrzehnte beruflicher Tätigkeit benötigt.
Damit erspart man sich eine Fehlleitung in eine nicht
gewünschte Richtung. Deshalb ist das sehr sinnvoll.
Herr Kollege Odenbach, ich schätze Sie sehr, aber wenn
Sie sagen, dass dies naiv sein soll, dann muss ich erwi-
dern: Das ist keinesfalls naiv – egal, wie ich das Wort
auslege –, sondern es ist sehr zielgerichtet, wenn eine
intensive Beobachtung auch unter gesundheitlichen
Aspekten erfolgt.

Allerdings – damit bin ich beim nächsten Punkt – kann
man sich fragen: Warum den zweiten Schritt vor dem
ersten tun? Der erste Schritt ist natürlich der noch wich-
tigere, der uns mittelfristig sehr weit bringt. Kollege
Knauer und Kollege Schneider haben federführend die
Reform der Lehrerbildung auf den Weg gebracht. Das
Hohe Haus hat sie dann beschlossen. Die Lehrerausbil-
dung wird zum 1. August 2002 neu gestaltet. Ziel ist ein-
deutig und unbestritten eine stärkere Praxisorientierung
mit Blick auf das spätere Berufsleben.

Wir haben die Absicht, den Lehramtsstudierenden mög-
lichst große Klarheit über ihre Eignung für den ange-
strebten Beruf zu vermitteln. Deshalb wollen wir ein drei-
bis vierwöchiges Orientierungspraktikum einführen, bei
dem die Eignung und die Liebe der Studierenden zu
ihrem Beruf festgestellt werden kann. Das schulpädago-
gische Blockpraktikum wird umgestaltet. Die Studieren-
den sollen im Rahmen dieses Praktikums sehr früh
Unterrichtserfahrungen sammeln. Am Ende dieses Prak-
tikums, das zwischen drei und fünf Wochen dauern soll,
soll ein ausführliches und ungeschminktes Beratungsge-
spräch stehen. Dies haben wir ausdrücklich gefordert.

Die mit der Betreuung beauftragten Lehrkräfte werden
die Beobachtungen zusammenstellen. Wenn eine Nicht-
eignung festgestellt wird, müssen die Lehrkräfte geeig-
nete Schritte in die Wege leiten. Bei einem Studenten,
der sich tatsächlich in der falschen Laufbahn befindet, ist
zu diesem Zeitpunkt noch eine Korrektur möglich. Die
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Mehrheit dieses Hohen Hauses hat bereits wegwei-
sende Schritte unternommen: Wir haben die ersten Zen-
tren für Lehrerbildung und Fachdidaktik eingerichtet. Ich
bin natürlich sehr froh, dass das erste Zentrum in weni-
gen Wochen an der Universität Passau eröffnet wird.
Dort soll im Rahmen eines Modellversuchs die pädago-
gische und psychologische Vermittlung gestärkt und der
Theorie- und Praxisbezug verbessert werden. Dies wird
im Rahmen der Änderung der Neunten Lehramtsprü-
fungsordnung festgelegt werden.

Ein Quantensprung wäre die Schaffung eines Beförde-
rungsamtes. Dies ist ein leidiges Thema. Ich halte es
nicht für zielführend, dass Sie bei der Diskussion im Aus-
schuss für Fragen des öffentlichen Dienstes darauf hin-
gewiesen haben, dass ein solches Beförderungsamt vor
einigen Jahren, als die Mehrheiten im Deutschen Bun-
destag noch anders waren, nicht eingeführt worden sei.
Für uns ist das kein Grund, nicht in die Zukunft zu sehen.
Aus verschiedenen Analysen und Studien geht hervor,
dass im Berufsalltag die Motivation ein entscheidender
Faktor ist. Für Lehrer an Grund-, Haupt- und Realschu-
len gibt es aber nach wie vor keine Möglichkeit, ein funk-
tionsunabhängiges Beförderungsamt zu erreichen. Dies
wirkt natürlich mit der Zeit demotivierend. Wir haben
deshalb diese Forderung für die Grund-, Haupt- und
Realschulen erhoben.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, im Polizeivollzugs-
dienst wurden mehrere Beförderungsämter eingeführt.
Solche Beförderungsämter sollten auch für Lehrer
geschaffen werden. Dem steht jedoch leider § 1 Absatz
4 Bundesbesoldungsgesetz entgegen. Dort ist festge-
legt, dass besoldungsrechtliche Vorschriften nur erlas-
sen werden könnten, soweit dies bundesgesetzlich aus-
drücklich geregelt sei. Klar ist, eine solche Ermächtigung
der Länder zur Schaffung eines Beförderungsamtes ist
im Bundesbesoldungsgesetz nicht enthalten. Der Frei-
staat Bayern kann ein solches Beförderungsamt nicht
ausweisen. Dazu müsste das Bundesbesoldungsgesetz
geändert werden. Ein entsprechender Antrag der CSU-
Fraktion liegt bereits vor. Leider haben die wiederholten
Vorstöße Bayerns nicht die Unterstützung der anderen
Länder gefunden, in erster Linie wahrscheinlich aus
finanziellen Gründen.

(Knauer (CSU): Weil sie pleite sind!)

– Herr Kollege Knauer, Sie haben völlig Recht. In man-
chen Ländern mag der Grund darin liegen, dass deren
Haushaltslage nur mit dem Wort „pleite“ zu umschreiben
ist. Damit haben diese Länder nicht genügend Spiel-
raum.

(Hoderlein (SPD): Zum Beispiel das Saarland!)

Wir verfolgen jedoch weiterhin dieses Ziel. Gerade unter
dem Gesichtspunkt des Erhalts der Gesundheit und der
Vermeidung vorzeitiger Dienstunfähigkeit könnten die
Länder im Bundesrat die notwendige Mehrheit schaffen.
Herr Kollege Hoderlein, Sie sollten auf die Bundes-SPD,
also auf Ihre Genossen, entsprechend einwirken. Dann
könnten wir sicherlich etwas bewegen.

Ich möchte abschließend noch einen Punkt ansprechen,
der ebenfalls in die Zukunft weist. Die CSU-Fraktion hat
vor kurzem die Weiterbildung an den Hochschulen
gestärkt. Die Gelder, die dadurch erwirtschaftet werden,
werden künftig voll in den Haushalt der Hochschulen flie-
ßen. Auf den ersten Blick mag dies nicht sehr viel mit
dem Thema „Lehrer“ zu tun haben. Wichtig ist aber, dass
hier im Sinne einer Ergänzung und Verstärkung der Leh-
rerfortbildung Ressourcen aufgemacht werden, nämlich
der Sachverstand, der in dieser Form möglicherweise
vorher noch nicht vorhanden war.

Wir werden diese Entwicklung sehr aufmerksam beob-
achten. Eine weitere Forderung an die Hochschulen, die
auch von der Opposition mitgetragen wird, ist die Bünde-
lung der Ursachenforschung zu den Themen „Burn out“
und „Vorzeitige Dienstunfähigkeit“. Diese Bündelung ist
ebenso notwendig wie die Einleitung einer fundierten
Untersuchung. Wir brauchen eine klare Grundlage für
künftige Präventions- und Rehabilitationsmaßnahmen.
Bayern befindet sich hier auf dem richtigen Weg. Wir
haben keinen Anlass, von der Beschlussfassung des
Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes abzu-
rücken.

(Beifall bei der CSU)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess:  Das Wort hat Herr
Kollege Sprinkart.

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Ich werde Ihre Zeit nicht
solange in Anspruch nehmen wie Herr Kollege
Dr. Waschler.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
SPD)

Das Thema „Krankheitsbedingte Frühpensionierungen
bei Lehrerinnen und Lehrern“ ist nicht neu, hat aber
durch die bereits mehrfach erwähnte Studie von Herrn
Dr. Weber an Aktualität gewonnen. Hauptverursacher für
krankheitsbedingte Frühpensionierungen sind psy-
chische und psychosomatische Störungen, Depressi-
ons-, Belastungs- und Erschöpfungssyndrome. Als sub-
jektive Stressfaktoren werden von Lehrern an erster
Stelle das Verhalten schwieriger Schülerinnen und
Schüler, die Klassenstärken und die hohen Stundenzah-
len erlebt. Allgemein formuliert entsteht das Burn-out-
Syndrom vor allem dort, wo ein hoher Arbeitsdruck und
wenig individuelle Möglichkeiten zur Gestaltung der
eigenen Arbeit bestehen. Dies ist nicht gerade eine
schmeichelhafte Beschreibung des Arbeitsklimas an den
Schulen und des Arbeitgebers Kultusministerium.

Wir ziehen daraus folgende Schlussfolgerungen: Die
Schülerinnen und Schüler können wir nicht auf die
Schnelle ändern. Verhaltensschwierige und verhaltens-
auffällige Schülerinnen und Schüler sind das Ergebnis
einer sich ändernden gesellschaftlichen Realität, die Sie,
meine Damen und Herren von der CSU und der Staats-
regierung, jahrelang ignoriert haben, weil sie nicht in Ihr
Bild von der heilen Familie passte. So viel zum Thema:
„Näher am Bürger“.
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Die subjektiv empfundenen Ursachen sind die Klassen-
stärken und die Stundenzahlen. Herr Kollege Dr. Wasch-
ler, ich halte es für erstaunlich, dass Sie als ehemaliger
Lehrer, der aus der Praxis kommt, diese Zusammen-
hänge schlichtweg leugnen. Ich kann mir nicht vorstel-
len, dass Sie so etwas auch vor einem Lehrerkollegium
sagen würden. Offenbar haben Sie ein sehr kurzes
Gedächtnis.

Sie hinterfragen ständig die Wissenschaftlichkeit dieser
Aussagen. Sie haben mir während der Ausschusssit-
zung aber nicht sagen können, mit welcher wissen-
schaftlichen Studie Sie begründen, dass die Lehrer an
den Grund- und Hauptschulen eine deutlich höhere
Unterrichtszeit als die Lehrer an Gymnasien oder Real-
schulen haben müssen. Die Antwort auf diese Frage
sind Sie mir schuldig geblieben. Zu den Themen der
Klassenstärken und der Stundenzahlen haben wir von
der Staatsregierung nur wenig Zielführendes gehört. Im
Gegenteil: Mit dem verpflichtenden Arbeitszeitkonto
haben Sie die Stundenzahlen erhöht. In einem Antrag
der CSU-Kollegen, den Herr Kollege Odenbach er-
wähnte, wird gefordert, dass die Teilzeit deutlich einge-
schränkt wird. Gerade Teilzeit arbeitende Lehrer leisten
in hohem Maße unbezahlte Mehrarbeit. Vor diesem Hin-
tergrund ist eine solche Forderung absolut kontrapro-
duktiv.

Inzwischen wird laut darüber nachgedacht, ob die Alters-
teilzeit bei Lehrerinnen und Lehrern noch weitergeführt
werden sollte, weil sie angeblich zu teuer sei. Ich glaube
demgegenüber, der Rückgang der krankheitsbedingten
Frühpensionierungen in den letzten zwei Jahren hängt
mit der Einführung der Altersteilzeit zusammen. Wenn
Sie die Altersteilzeit aufheben oder einschränken, wird
die Zahl der krankheitsbedingten Frühpensionierungen
wieder ansteigen. Ich kann den Sinn eines solchen
Zurückruderns nicht erkennen.

Sie wollen die Belastbarkeit der Lehrerinnen und Lehrer
am Ende der Referendarzeit testen. Das wäre sozusa-
gen ein Test auf Stressresistenz. Dies kommt mir als
Landwirt bekannt vor. Das bedeutet nichts anderes, als
dass sich die Arbeitsbedingungen für Lehrerinnen und
Lehrer deutlich verschärft haben.

Nun suchen Sie künftig Lehrerinnen und Lehrer aus, die
diesen Stress aushalten. Abgesehen davon, dass ich
diese Vorgehensweise für höchst problematisch halte,
ist der Zeitpunkt falsch gewählt, wenn man die Lehrerin-
nen und Lehrer zunächst ein teures Studium und dann
noch die Referendarzeit absolvieren lässt, um dann zu
sagen, dass sie zu wenig belastbar seien, um Lehrkraft
zu werden. Hinzu kommt, dass Sie zu dem Mangel an
Lehrkräften, der sich wahrscheinlich noch deutlich stei-
gern wird, auch noch eine scharfe Auslese betreiben.
Das geht nach dem Motto: Lieber gar keinen Lehrer als
einen stressanfälligen. Das kann nicht funktionieren. Sie
werden das Problem auf diese Weise nicht lösen kön-
nen. Wenn wir das Problem lösen wollen, dann müssen
wir an den Ursachen arbeiten, nämlich den großen Klas-
sen und den hohen Stundenzahlen. Zugegeben, das
kostet.

In der Antwort auf meine schriftliche Anfrage konnte ich
erfahren, dass die Reduzierung der maximalen Klassen-
stärke auf 25 Schüler und Schülerinnen 11500 neue
Planstellen erfordern und das Ganze 1,2 Milliarden DM
jährlich kosten würde. Sie sehen, Sie sind weit von halb-
wegs vernünftigen Arbeitsbedingungen für die Lehrer
und Lehrerinnen entfernt. Die Reduzierung der Unter-
richtspflichtzeit an Grund-, Haupt- und Förderschulen
um eine Stunde würde zum Beispiel 2000 zusätzliche
Planstellen erfordern.

Leider hat sich das Kultusministerium um die Beantwor-
tung der Frage gedrückt, wie hoch das Sparpotenzial
wäre, wenn es uns gelänge, mit geeigneten Maßnahmen
das Durchschnittsalter der Frühpensionierung wieder ein
Jahr nach oben zu korrigieren. Diese Maßnahme wäre
haushaltsneutral. Die Mittel, die hier eingespart werden
könnten, könnten bei der Prävention eingesetzt werden.
Dass etwas einzusparen ist zeigt sich deutlich, weil sich
der Oberste Rechnungshof bereits zweimal dem Thema
angenommen hat.

Die Anträge der SPD sind zielführend, wir werden ihnen
deshalb zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei
Abgeordneten der SPD)

Frau Zweite Vizepräsidentin Riess: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Ich schlage
vor, über alle vier Anträge eine Gesamtabstimmung
durchzuführen. Entsprechend unserer Geschäftsord-
nung sind dieser Abstimmung die Voten des jeweils
federführenden Ausschusses für Fragen des öffentli-
chen Dienstes zugrunde zu legen. Widerspruch erhebt
sich nicht. Dann lasse ich so abstimmen. Wer hinsicht-
lich der Tagesordnungspunkte 26 bis 29 – Drucksachen
14/7302, 14/7303, 14/7304 und 14/7305 – seinem
Abstimmungsverhalten bzw. dem jeweiligen Abstim-
mungsverhalten seiner Fraktion im jeweils federführen-
den Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes bei-
treten will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist
das gesamte Hohe Haus. Gegenstimmen? – Keine.
Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der
Landtag die Voten der federführenden Ausschüsse.

Ich rufe erneut auf:

Tagesordnungspunkt 25

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget, Wer-
ner-Muggendorfer, Irlinger und anderer und Fraktion
(SPD)Keine Einsparung von Lehrerstellen in den
Fächern Religion und Ethik (Drucksache 14/7112)

Die Aussprache hat bereits stattgefunden. Wir kommen
zur Abstimmung. Diese soll auf Wunsch der SPD-Frak-
tion in namentlicher Form erfolgen. Der federführende
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport empfiehlt auf
Drucksache 14/8081 die Ablehnung des Dringlichkeits-
antrags. Für die Stimmabgabe sind die gekennzeichne-
ten Urnen bereit gestellt. Die Ja- Urne befindet sich auf
der Oppositionsseite, die Nein-Urne auf der Seite der
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CSU-Fraktion und die Enthaltung-Urne auf dem Steno-
grafentisch. Mit der Stimmabgabe kann begonnen wer-
den.

(Namentliche Abstimmung von 17.14 bis 17.19 Uhr)

Meine Damen und Herren, die Stimmabgabe ist abge-
schlossen. Das Abstimmungsergebnis wird außerhalb
des Plenarsaals ermittelt und Ihnen morgen in der Ple-
narsitzung bekannt gegeben.

Da für die weiteren Tagesordnungspunkte Aussprachen
angekündigt worden sind, können wir in der Tagesord-
nung nicht mehr weiterfahren. Ich schließe für heute die
Sitzung.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen der CSU-Fraktion
zur Fraktionssitzung in den Konferenzsaal.

(Schluss: 17.19 Uhr)



Anlage 1
zur 78. Vollsitzung am 12.12.2001

Es bedeuten:
(E) einstimmige Zustimmungsempfehlung des

Ausschusses
(G) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses

mit Gegenstimmen
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses

mit Enthaltungen oder
Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss

(A) Ablehnungsempfehlung des Ausschusses
oder
Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss

(Z) Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss

Verordnungen

1. Antrag der Staatsregierung
Entwurf einer Verordnung über den Abfall-
wirtschaftsplan Bayern (AbfPV)
Drs. 14/7340, 14/8214 (ENTH)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (ENTH) (ENTH)

2. Antrag der Staatsregierung
Entwurf einer Neunten Verordnung zur Änderung
der Verordnung über den Entschädigungsfonds
nach dem Denkmalschutzgesetz
Drs. 14/8075, 14/8233 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Hochschule, Forschung
und Kultur (Z) (Z) (Z)

Verfassungsstreitigkeit

3. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 23. Oktober 2001
(Vf. 24-VII-01) betreffend

Schreiben vom 09. Oktober 2001 auf Feststellung
der Verfassungswidrigkeit des § 1 Nr. 4 Buchst. a)
und Nr. 7 Buchst. a) aa) sowie des § 2 Nr. 1
Buchst. a) und Nr. 2 Buchst. a) bb) des Gesetzes
zur Änderung beamten- und richterrechtlicher Vor-

schriften vom 22. Dezember 2000 (GVBl S. 925,
BayRS 2030–1-1-F, 301–1-J, 2030–1-2-WFK)
AIII/G-1310/01–22
Drs. 14/7988 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen (Z) (A) (A)

Anträge

4. Antrag der Abgeordneten Starzmann, Odenbach,
Dr. Baumann u.a. SPD
Bayerisches Denkmalschutzgesetz
Erfahrungen in der Praxis und Konsequenzen
Drs. 14/3712, 14/8146 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Hochschule, Forschung
und Kultur (Z) (Z) (Z)

5. Antrag der Abgeordneten Köhler Elisabeth,
Tausendfreund, Stahl Christine u.a. BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Aufnahme des barrierefreien Bauens in die Bayeri-
sche Bauordnung
Drs. 14/3779, 14/8093 (E) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem.
§ 132 Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum des mit-
beratenden Ausschusses CSU SPD GRU
für Kommunale Fragen
und Innere Sicherheit (Z) (Z) (Z)

6. Antrag der Abgeordneten Schmidt-Sibeth, Biede-
feld, Lück u.a. SPD
Umweltbildung;
Staatliche Förderung eines Dauerarbeitsplatzes
an Umweltstationen
Drs. 14/4415, 14/8161 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (A) (Z) (ENTH)

Beschlußempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung über die
nicht einzeln zu beratenden Anträge etc. (Tagesordnungspunkt 15)
zu Grunde gelegt wurden
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7. Antrag der Abgeordneten Schmidt-Sibeth, Schultz
u.a. SPD
Umwelt und Gesundheit 1:
Einberufung eines Expertengremiums zu Fragen
von Umwelterkrankungen
Drs. 14/4418, 14/7684 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (A) (Z) (ENTH)

8. Antrag der Abgeordneten Schmidt-Sibeth, Schultz
u.a. SPD
Umwelt und Gesundheit 4:
Erfassung und Auswertung empirisch gewonnener
Daten von Umwelterkrankungen
Drs. 14/4420, ber. 14/7992 (E) [X]

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

9. Antrag der Abgeordneten Schmidt-Sibeth u.a. SPD
Umwelt und Gesundheit 5:
Weiterführung der Forschung zu umweltbedingten
Erkrankungen wie dem Multiple-Chemical-Sensi-
tivity-Syndrom
Drs. 14/4421, 14/7685 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (A) (Z) (ENTH)

10. Antrag der Abgeordneten Schmidt-Sibeth u.a. SPD
Umwelt und Gesundheit 6:
Beteiligung der Bundesländer an einem koordinier-
ten Konzept zur Erforschung von Umwelterkran-
kungen
Drs. 14/4422, 14/7686 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (A) (Z) (ENTH)

11. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Paulig, Kell-
ner, Scharfenberg u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Vorlage des SMA-Gutachtens
Drs. 14/4797, 14/8192 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

12. Antrag der Abgeordneten Pranghofer, Werner-Mug-
gendorfer, Irlinger u.a. SPD
Neuregelung der Schülerbeförderung (1)
Drs. 14/5543, 14/8237 (A)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (A) (Z) (Z)

13. Antrag der Abgeordneten Pranghofer, Werner-
Muggendorfer, Irlinger u.a. SPD
Neuregelung der Schülerbeförderung (2)
Drs. 14/5544, 14/8238 (A)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (A) (Z) (Z)

14. Antrag der Abgeordneten Steiger, Wahnschaffe
u.a. SPD
Verbesserung der Kommunikation von hörgeschä-
digten und gehörlosen Menschen
Drs. 14/5855, 14/7887 (E)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Sozial-, Gesundheits- und (Z) (Z) (Z)
Familienpolitik

mit der Maßgabe, dass im neu angefügten
Schlusssatz die Worte „Die Anliegen dieses
Antrags sind“ durch die Worte „Außerdem
sind diese Anliegen“ ersetzt werden.

15. Antrag der Abgeordneten Unterländer, Dodell,
Dr. Waschler u.a. CSU
Neue Sozial- und Bürgerkultur
Nachweis bürgerschaftlichen Engagements
Drs. 14/5866, 14/7886 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

16. Antrag der Abgeordneten Schweder, Dr. Söder,
Herrmann u.a. CSU
Verbraucherschutz – Qualitätssicherungssysteme;
Landesgewerbeanstalt Nürnberg (LGA)
Drs. 14/5917, 14/7885 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

17. Antrag der Abgeordneten Pranghofer, Irlinger u.a.
SPD
Neuregelung zur Finanzierung des Sachaufwandes
bei M-Schülerinnen und M-Schülern, sowie Praxis-
klassen
Drs. 14/5987, 14/8153 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Bildung, Jugend und Sport (A) (Z) (Z)

18. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Münzel,
Schopper und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Tierschutz durchsetzen (I)
Tierhaltung verbessern
Drs. 14/6027, 14/8066 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (A) (Z) (Z)
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19. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Münzel,
Schopper und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Tierschutz durchsetzen (II)
Errichtung eines Lehrstuhls für Angewandte Nutz-
tierethologie und artgemäße Tierhaltung
Drs. 14/6028, 14/7468 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Hochschule, Forschung
und Kultur (A) (ENTH) (Z)

20. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Münzel,
Schopper und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Mehr Tierschutz durchsetzen (IV)
Überprüfung des Agrarinvestitionsförderprogramms
Drs. 14/6030, 14/7831 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forstent (A) (Z) (Z)

21. Antrag der Abgeordneten Narnhammer, Strasser
SPD
Förderung des freiwilligen Engagements
Drs. 14/6037, 14/7884 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitikt (Z) (Z) (Z)

22. Antrag der Abgeordneten Maget, Dr. Jung, Narn-
hammer u.a. und Fraktion SPD
Ehrenamtsausweis (Red Card) für Bayern
Drs. 14/6117, 14/7883 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitikt (A) (Z) (Z)

23. Antrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Dr. Runge und
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Nachtflug am Flughafen München II – Restriktive
Handhabung von Ausnahmegenehmigungen
Drs. 14/6485, 14/7095 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologiet (Z) (Z) (Z)

24. Antrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Dr. Runge und
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Bundesratsinitiative zum Schutz vor nächtlichem
Fluglärm
Drs. 14/6487, 14/8121 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragent (A) (A) (Z)

25. Antrag des Abgeordneten Wörner SPD
Forschung zum Distickstoffoxid (N2O)
Drs. 14/6521, 14/8031 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Hochschule, Forschung
und Kulturt (A) (Z) (Z)

26. Antrag der Abgeordneten Maget, Werner-Muggen-
dorfer u.a. und Fraktion SPD
Transporte lebender Schlachttiere in Bayern und
durch Bayern
Situation und Handlungsansätze zur Beschränkung
und Begrenzung
Drs. 14/6642, 14/8067 (ENTH) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132
Abs. 3 Satz 7 GeschO: Abweichendes
Votum des mitberatenden
Ausschusses CSU SPD GRU
für Wirtschaft, Verkehr
und Technologie t (Z) (Z) (Z)

27. Antrag der Abgeordneten Starzmann u.a. SPD
Gewerbliche Verfütterung von Speiseresten und
Schlachtabfällen unterbinden
Drs. 14/6692, 14/8159 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forstent (A) (Z) (ohne)

bzw. gleichlautendes
Votum des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik t (A) (Z) (ohne)

28. Antrag der Abgeordneten Starzmann u.a. SPD
Entschädigung im MKS-Fall
Drs. 14/6693, 14/8111 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forstent (Z) (Z) (ohne)
Einzelabstimmung!

29. Antrag der Abgeordneten Peters, Lochner-Fischer
u.a. SPD
Statistik Frauenanteil bei der Kommunalwahl 2002
Drs. 14/6694, 14/8137 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheitt (Z) (Z) (ohne)
Einzelabstimmung !

30. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Scham-
mann, Scharfenberg und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
KULAP – Umstieg für Ökobetriebe
Drs. 14/6709, 14/8113 (E)
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Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Z) (Z) (Z)

31. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Scham-
mann, Scharfenberg und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Mobile Schlachtstätten
Drs. 14/6710, 14/8114 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Z) (Z) (Z)

32. Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfler, Hölzl,
Heike u.a. CSU
Einsichtsrecht der Polizei in das Erziehungsregister
Drs. 14/6724, 14/8138 (G)

Antrag der SPD-Fraktion gem. § 132
Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Votum des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Verfassungs-, Rechts-
und Parlamentsfragen (Z) (A) (A)

33. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Vocke, Loscher-
Frühwald CSU
Neuordnung der Lebensmittelhygienevorschriften
bei Wildtieren
Drs. 14/6725, 14/8116 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Z) (Z) (Z)

34. Antrag des Abgeordneten Nöth CSU
Ministerialbeauftragte an Realschulen
Drs. 14/6726, 14/8020 (E)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (Z) (Z) (Z)

35. Antrag des Abgeordneten Nöth CSU
Einkommenssituation der Studienreferendare
Drs. 14/6727, 14/7830 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Fragen des öffentlichen
Dienstes (Z) (Z) (Z)

36. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Vocke, Deml,
Loscher-Frühwald u.a. CSU
Regulation des Amerikanischen Nerzes in Bayern
Drs. 14/6730, 14/8118 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Z) (Z) (Z)

37. Antrag des Abgeordneten Hölzl CSU
Lebensmittelsicherheit durch artgerechte Tier-
haltung sichern
Drs. 14/6731, 14/7832 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Z) (Z) (Z)

38. Antrag der Abgeordneten Loscher-Frühwald,
Göppel, Ranner u.a. CSU
Weiterentwicklung des Bayerischen Kulturland-
schaftsprogramms
Drs. 14/6733, 14/8119 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forstent (Z) (Z) (ohne)
Einzelabstimmung!

39. Antrag der Abgeordneten Hufe, Dr. Schuhmann
u.a. SPD
Theatervielfalt und Orchestervielfalt in Bayern
sichern
Kulturfonds modernisieren (II)
Drs. 14/6893, 14/8112 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (A) (Z) (Z)

40. Antrag der Abgeordneten Hufe, Dr. Schuhmann
u.a. SPD
Theatervielfalt und Orchestervielfalt in Bayern
sichern
Kulturfonds modernisieren (III)
Drs. 14/6735, 14/8123 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (A) (Z) (Z)

41. Antrag der Abgeordneten Hufe, Dr. Schuhmann
u.a. SPD
Theatervielfalt und Orchestervielfalt in Bayern
sichern
Kulturfonds modernisieren (IV)
Drs. 14/6736, 14/8122 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (A) (Z) (ENTH)

42. Antrag der Abgeordneten Hufe, Dr. Schuhmann
u.a. SPD
Theatervielfalt und Orchestervielfalt in Bayern
sichern
Kulturfonds modernisieren (V)
Drs. 14/6737, 14/8120 (A)
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Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (A) (Z) (Z)

43. Antrag der Abgeordneten Hufe, Dr. Schuhmann
u.a. SPD
Theatervielfalt und Orchestervielfalt in Bayern
sichern
Kulturfonds modernisieren (VI)
Drs. 14/6738, 14/8117 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (A) (Z) (ENTH)

44. Antrag der Abgeordneten Hufe, Dr. Schuhmann
u.a. SPD
Theatervielfalt und Orchestervielfalt in Bayern
sichern
Kulturfonds modernisieren (VII)
Drs. 14/6739, 14/8115 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (A) (Z) (Z)

45. Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfler, Kreidl,
Mirbeth u.a. CSU
Mindestauftragswert für Postwurfsendungen
Drs. 14/6747, 14/7866 (A) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132
Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum
des mitberatenden
Ausschusses CSU SPD GRU
für Wirtschaft, Verkehr
und Technologie (Z) (A) (ohne)
Einzelabstimmung!

46. Antrag der Abgeordneten Herrmann, Kreidl, Kaul
u.a. CSU
Mobilfunk in Bayern VIII
Technikfolgenabschätzung für die Mobilfunktechnik
Drs. 14/6763, 14/8068 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

47. Antrag der Abgeordneten Herrmann, Kreidl, Kaul
u.a. CSU
Mobilfunk in Bayern IX
Forschung im Zusammenhang mit der neuen
UMTS-Technik
Drs. 14/6764, 14/8069 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

48. Antrag der Abgeordneten Herrmann, Kreidl, Kaul
u.a. CSU
Mobilfunk in Bayern X
Technische und standortmäßige Optimierung von
Mobilfunkanlagen
Drs. 14/6765, 14/8070 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

49. Antrag der Abgeordneten Schopper, Dr. Dürr,
Kellner u.a. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Konsequenzen aus den Qualitätsprüfungen in
den Altenpflegeeinrichtungen
Drs. 14/6774, 14/7829 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

50. Antrag der Abgeordneten Paulig, Dr. Runge,
Scharfenberg u.a. BÜNDNIS 90
DIE GRÜNEN
Kennzeichnung von Handys
Drs. 14/6817, 14/8071 (E) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132
Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum
des mitberatenden
Ausschusses CSU SPD GRU
für Sozial-, Gesundheits-
und Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

51. Antrag der Abgeordneten Paulig, Dr. Runge,
Scharfenberg u.a. BÜNDNIS 90
DIE GRÜNEN
Kennzeichnung von DECT-Telefonen
Drs. 14/6818, 14/8072 (E) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132
Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum
des mitberatenden
Ausschusses CSU SPD GRU
für Sozial-, Gesundheits-
und Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

52. Antrag der Abgeordneten Paulig, Dr. Runge,
Scharfenberg u.a. BÜNDNIS 90
DIE GRÜNEN
Verwertung organischer tierischer Abfälle
Drs. 14/6819, 14/8201 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (A) (ENTH) (Z)

53. Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfler, Hölzl,
Heike u.a. CSU
Kostenerstattung internationaler Polizeieinsätze
Drs. 14/6829, 14/8139 (E)
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Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit (Z) (Z) (Z)

54. Antrag des Abgeordneten Hölzl CSU
Verbesserungen im Bereich der Tiertransporte
Drs. 14/6885, 14/7833 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Z) (Z) (Z)

55. Antrag des Abgeordneten Nöth CSU
Einschulungstag
Drs. 14/6936, 14/8021 (G)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (Z) (ENTH) (A)

56. Antrag der Abgeordneten Dr. Jung u.a. SPD
Kommunale Verkehrsüberwachung
Drs. 14/6937, 14/7865 (A) [X]

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit (A) (Z) (ohne)
Einzelabstimmung!

57. Antrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Münzel, Gote
u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Bericht über die außerschulische Umweltbildung
Drs. 14/6958, 14/8131 (E)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (Z) (Z) (Z)

58. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Gote und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Programmentwicklung für INTERREG III in Bayern
Drs. 14/7028, 14/7890 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Bundes- und Europa-
angelegenheiten (Z) (Z) (Z)

59. Antrag der Abgeordneten Welnhofer, Dr. Kempfler,
Kreuzer u.a. CSU
DNA-Untersuchung bei Spuren
Drs. 14/7031, 14/8079 (G) [X]

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Verfassungs-, Rechts- und
Parlamentsfragen (Z) (A) (A)

60. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke u.a.
SPD
Verbesserung der Genehmigungspraxis bei Bio-
gasanlagen
Drs. 14/7047, 14/8083 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

61. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke u.a.
SPD
Bericht über Rohstoffe für den Betrieb von Biogas-
anlagen
Drs. 14/7048, 14/8230 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (ohne)

bzw. gleichlautendes
Votum des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

62. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke u.a.
SPD
Bericht über Alkohole als Rohstoffe für den Betrieb
von Biogasanlagen
Drs. 14/7049, 14/8231 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (ohne)

bzw. gleichlautendes
Votum des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

63. Antrag des Abgeordneten Traublinger CSU
Neue Baseler Eigenkapitalvereinbarung (Basel II)
Drs. 14/7050, 14/7881 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (Z) (Z) (Z)

64. Antrag der Abgeordneten Lück u.a. SPD
Landesanstalt für Bienenzucht
Drs. 14/7053, 14/7834 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten (Z) (Z) (Z)

65. Antrag der Abgeordneten Freiherr von Redwitz,
Loscher-Frühwald, Kaul u.a. CSU
Rad- und Wanderwege
Drs. 14/7101, 14/8084 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)
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66. Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfler, Hölzl,
Heike u.a. CSU
Verbesserung der Instrumentarien zur Verfolgung
der Internetkriminalität;
Einführung einer Protokollierungspflicht
Drs. 14/7152, 14/8140 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit (Z) (Z) (ohne)

bzw. gleichlautendes
Votum des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Verfassungs-, Rechts-
und Parlamentsfragen (Z) (Z) (Z)

67. Antrag der Abgeordneten Dr. Kempfler, Hölzl,
Heike u.a. CSU
Verbesserung der Instrumentarien zur Verfolgung
der Internetkriminalität;
Harmonisierung der internationalen Speichervor-
schriften
Drs. 14/7153, 14/8141 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit (Z) (Z) (ohne)

bzw. gleichlautendes
Votum des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Verfassungs-, Rechts-
und Parlamentsfragen (Z) (Z) (Z)

68. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Gote u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Öffentlicher Verkehrsverbund Oberfranken
Drs. 14/7156, 14/8085 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

69. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Gote und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Bessere Anbindung Oberfrankens an den ICE-
Fernverkehr der Bahn AG
Drs. 14/7157, 14/8086 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (A) (Z)

70. Antrag der Abgeordneten Odenbach, Irlinger,
Dr. Baumann u.a. SPD
Nachqualifikation für Lehrämter an öffentlichen
Schulen
Drs. 14/7160, 14/8135 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Bildung, Jugend und Sport (Z) (Z) (Z)

71. Antrag der Abgeordneten Wörner, Gartzke u.a.
SPD
Schutz der Umwelt bei der Vergabe von Zugkilo-
metern über die Bayerische Eisenbahngesellschaft
Drs. 14/7169, 14/8087 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

72. Antrag der Abgeordneten Werner-Muggendorfer,
Radermacher, Wahnschaffe u.a. SPD
Neues Finanzierungsmodell von Kindertagesein-
richtungen
Drs. 14/7170, 14/8160 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Sozial-, Gesundheits- und
Familienpolitik (A) (Z) (Z)

73. Antrag der Abgeordneten Knauer, Schneider Sieg-
fried, Dr. Waschler u.a. CSU
Lehramtsstudium von Fachhochschulstudenten
Drs. 14/7172, 14/8128 (E)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (Z) (Z) (Z)

74. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Glück,
Dinglreiter, Sackmann und Fraktion CSU
Verteilung der UMTS-Erlöse für Verkehrsprojekte
nachbessern
Drs. 14/7184, 14/8088 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (A) (A)

75. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget,
Hoderlein, Schläger und Fraktion SPD
Weiterbau der A 94 gewährleisten
Drs. 14/7196, 14/8089 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

76. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Gote u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Fichtelgebirgsexpress II – Aufnahme in das Regio-
nalnetz Hof
Drs. 14/7275, 14/8090 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)
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77. Antrag der Abgeordneten Wörner, Pfaffmann SPD
Freie bebaubare Grundstücke im Ballungsraum
München für sozialen und genossenschaftlichen
Wohnungsbau
Drs. 14/7291, 14/8125 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (A) (Z) (A)

78. Antrag der Abgeordneten Meyer, Ach u.a. CSU
Einfachere Veräußerung gebrauchter Dienstkraft-
fahrzeuge
Drs. 14/7301, 14/8126 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (Z) (Z) (Z)

79. Antrag der Abgeordneten Goertz, Irlinger u.a. SPD
Mitbestimmung von Schülerinnen und Schülern
unterstützen
Drs. 14/7306, 14/8154 (A)

Votum des federführenden CSU  SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (A) (Z) (Z)

80. Antrag der Abgeordneten Memmel, Dr. Kaiser u.a.
SPD
Gastronomie – Sperrzeiten
Drs. 14/7310, 14/8162 (ENTH) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132
Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum
des mitberatenden
Ausschusses CSU SPD GRU
für Sozial-, Gesundheits-
und Familienpolitik (Z) (Z) (Z)

81. Antrag der Abgeordneten Dr. Eykmann, Ach,
Heckel u.a. CSU
Übertragung der Rentenreform auf die Beamten-
versorgung
Drs. 14/7325, 14/8227 (ENTH)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Fragen des öffentlichen
Dienstes (Z) (ENTH) (ENTH)

82. Antrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Dr. Runge,
Kellner und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Änderung der allgemeinen Sperrzeit
Drs. 14/7347, 14/8163 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (A) (Z)

83. Antrag der Abgeordneten Dinglreiter, Kuchenbaur,
Rotter u.a. CSU
Zukunft der Fernverkehrsverbindungen zwischen
München und Würzburg über
Augsburg – Ansbach
Drs. 14/7381, 14/8091 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

84. Antrag des Abgeordneten Nöth CSU
Auswirkungen der Bildungsbeschlüsse der EU in
Stockholm auf die bayerische Bildungspolitik
Drs. 14/7392, 14/8129 (E)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (Z) (Z) (Z)

85. Antrag der Abgeordneten Maget, Mehrlich,
Dr. Kaiser SPD
Erstattung des Schulaufwands für Kinder von
Asylbewerbern
Drs. 14/7400, 14/8213 (E)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Sport (Z) (Z) (Z)

86. Antrag der Abgeordneten Lochner-Fischer, Werner-
Muggendorfer u.a. SPD
Anhörung zum Gewaltschutzgesetz des Bundes
Drs. 14/7411, 14/8142 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit (Z) (Z) (Z)

87. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Köhler Elisabeth u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Verfassungsschutzbericht
Drs. 14/7413, 14/8145 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Kommunale Fragen und
Innere Sicherheit (A) (Z) (Z)

88. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Dr. Runge u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE
GRÜNEN
S-Bahn Nürnberg
Drs. 14/7414, 14/8165 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (Z) (Z)
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89. Antrag der Abgeordneten Dr. Köhler Heinz,
Schmidt Renate, Schmitt-Bussinger u.a. SPD
Überarbeitung der EU-Richtlinien zur Vergabe
öffentlicher Aufträge
Drs. 14/7442, 14/8166 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

90. Antrag der Abgeordneten Dr. Köhler Heinz u.a.
SPD
Gebühren für grenzüberschreitende Überweisun-
gen in der EU
Drs. 14/7443, 14/8167 (E) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132 Abs. 3
Satz 7 GeschO:
Abweichendes Votum des mitberatenden Aus-
schusses für Bundes- und Europaangelegen-
heiten, der den Antrag für erledigt erklärt hat.

91. Antrag der Abgeordneten Wörner, Werner-Mug-
gendorfer, Güller u.a. SPD
Verbesserter Unterfahrschutz bei Motorradunfällen
an Leitplanken
Drs. 14/7447, 14/8168 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

92. Antrag der Abgeordneten Wörner, Franzke,
Strasser u.a. SPD
Bericht zu internen Anweisungen in bayerischen
Finanzämtern, zur Personalsituation und zur
Erledigungsquote bei der Einkommensteuer-
veranlagung
Drs. 14/7449, 14/8124 (G) [X]

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen (Z) (Z) (Z)

mit der Maßgabe, dass in der Nummer 6a das
Wort „zurückbleiben“ durch das Wort „liegen“
ersetzt wird.

93. Antrag der Abgeordneten Sibler, Nöth, Schmid
Peter u.a. CSU
Eigenes Zeugnis für M-Klassen
Drs. 14/7461, 14/8130 (E)

Votum des federführenden CSU SPD GRU
Ausschusses für
Bildung, Jugend und Spor (Z) (Z) (Z)

94. Antrag der Abgeordneten Dr. Eykmann, Unter-
länder, Heckel u.a. CSU
Frauenfeindliche Reform der Beamtenversorgung
– Wegfall des Ausschlusses der Mindestversor-
gung bei langen Freistellungszeiten sowie der
Quotelung von Ausbildungszeiten
Drs. 14/7478, 14/8209 (ENTH)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Fragen des öffentlichen
Dienstes (Z) (ENTH) (ENTH)

95. Antrag der Abgeordneten Dinglreiter, Dodell,
Pschierer u.a. CSU
Arbeitswelt familienfreundlich gestalten V
Aufwendungen der Kinderbetreuung steuerlich
fördern
Drs. 14/7487, 14/8229 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (Z) (A) (ENTH)

96. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget,
Werner-Muggendorfer, Schieder Werner u.a. und
Fraktion SPD
Regentalbahn AG
Drs. 14/7498, 14/8169 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (Z) (A)

97. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Stahl
Christine, Dr. Runge, Kellner u.a. und Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Verkehrsdurchführungsvertrag
Drs. 14/7501, 14/8173 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

98. Antrag der Abgeordneten Stahl Christine, Dr. Dürr,
Gote u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Reduzierung des Schwerlastverkehrs und Lärm-
schutz im Fichtelgebirge
Drs. 14/7583, 14/8174 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (A) (Z)

99. Antrag der Abgeordneten Sibler, Obermeier u.a.
CSU
Initiative Ehrenamt
Förderung der Jugendleitercard erhalten
Drs. 14/7586, 14/8175 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

100. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Kellner, Paulig u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Nukleare Risiken vermindern – Atomkraftwerk
Isar I stilllegen
Drs. 14/7587, 14/8073 (A)
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Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (A) (Z) (Z)

101. Antrag der Abgeordneten Gartzke, Steiger,
Dr. Köhler Heinz u.a. SPD
Bestellung von Zugkilometern bei der DB AG für
spezielle Sonderfahrten aus dem Raum Nürnberg
und Würzburg zur Landesgartenschau in Kronach
im Jahre 2002
Drs. 14/7670, 14/8177 (A)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (A) (Z) (Z)

102. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Maget,
Biedefeld, Gartzke u.a. und Fraktion SPD
Sicherheitsüberprüfung der bayerischen Atom-
kraftwerke – Unabhängigkeit der Gutachter,
Umweltmanagement
Drs. 14/7857, 14/8232 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Landesentwicklung und
Umweltfragen (Z) (Z) (Z)

103. Antrag der Abgeordneten Schweder, Zeller u.a.
CSU
Information über jeweils aktuellen Stand im Post-
Nizza-Prozess an Landesparlamente
Drs. 14/7863, 14/8144 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Bundes- und Europa-
angelegenheiten (Z) (Z) (A)

104. Antrag der Abgeordneten Zeller u.a. CSU
Keine Parallelverwaltung auf EU-Ebene aufbauen
Drs. 14/7864, 14/8136 (E)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Bundes- und Europa-
angelegenheiten (Z) (Z) (Z)

105. Antrag der Abgeordneten Zeller u.a. CSU
Keine Vollzugsverantwortlichkeit der Kommission
Drs. 14/7896, 14/8143 (G)

Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Bundes- und Europa-
angelegenheiten (Z) (Z) (A)

106. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Köhler Elisabeth, Dr. Runge u.a. und Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
S-Bahn Augsburg
Drs. 14/7100, geänd. 14/7805 (A) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132
Abs. 3 Satz 7 GeschO:
Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Wirtschaft, Verkehr und
Technologie (Z) (Z) (Z)

107. Antrag der Abgeordneten Hufe, Dr. Schuhmann
SPD
Regionalverkehrsanlagen Allersberg und Kinding
Drs. 14/7292, 14/8092 (E) [X]

Abweichendes Votum
des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (Z) (Z) (Z)

108. Antrag der Abgeordneten Goertz, Irlinger u.a. SPD
Initiative für ein besseres Schulklima
Vorschläge der Schülerinnen und Schüler um-
setzen
Drs. 14/7307, 14/8155 (E) [X]

Abweichendes Votum
des mitberatenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Staatshaushalt und
Finanzfragen (Z) (Z) (Z)

109. Antrag des Abgeordneten Nöth CSU
Schulbaurichtlinien
Drs. 14/7426, 14/8152 (E) [X]

Antrag der CSU-Fraktion gem. § 132 Abs. 3
Satz 7 GeschO:
Votum des federführenden
Ausschusses für CSU SPD GRU
Bildung, Jugend und
Sport (Z) (Z) (Z)

110. Antrag des Abgeordneten Memmel SPD
Nachmittagsbetreuung an kommunalen Gymna-
sien
Drs. 14/7432, 14/8151 (E) [X]

Abweichendes Votum des mitberatenden Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen,
der den Antrag für erledigt erklärt hat.
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf
Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter ✕

Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate
Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Eppeneder  Josef ✕

Ettengruber  Herbert ✕

Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt ✕

Dr. Fickler  Ingrid ✕

Fischer  Herbert ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul ✕

Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois ✕

Göppel  Josef ✕

Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz ✕

Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike ✕

Grabner  Georg

Dr. Gröber  Klaus ✕

Guckert  Helmut
Güller  Harald
Guttenberger  Petra ✕

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang ✕

Hölzl  Manfred
Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin ✕

Hufe  Peter ✕

Irlinger  Eberhard ✕

Jetz  Stefan ✕

Dr. Jung  Thomas ✕

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz ✕

König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert

Leeb  Hermann
Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica
Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung (Schlussabstimmung) zum Tagesordnungspunkt 3: Zweite Lesung zum Gesetzent-
wurf der Staatsregierung zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausgleichsänderungsgesetz 2002)
Drs. 14/7580
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Lück  Heidi ✕

Maget  Franz
Prof. Männle  Ursula ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann
Dr. Merkl  Gerhard ✕

Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Mirbeth  Herbert ✕

Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert
Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Nentwig  Armin ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp ✕

Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann
Reisinger  Alfred ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig ✕

Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian
Rotter  Eberhard
Rubenbauer  Herbert
Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner
Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmid  Berta ✕

Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud
Schmitt-Bussinger  Helga
Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred ✕

Schultz  Heiko ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig ✕

Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi ✕

Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara ✕

Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Steinmaßl  Hermann ✕

Stewens  Christa ✕

Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich ✕

von Truchseß  Ruth

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang ✕

Voget  Anne
Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto
Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans ✕

Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons
Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 95 65 0

Name Ja Nein Enthalte
mich



Anlage 3
zur 78. Vollsitzung am 12.12.2001

I.
2. Nachtragshaushaltsplan
für das Haushaltsjahr 2002

1. Änderungsantrag des Abgeordneten Volkmann
SPD
Nachtragshaushaltsplan für die Haushaltsjahre
2001 und 2002;
Förderung von Sportvereinen mit Jugendarbeit;

hier: Ermäßigung des Pachtzinses

Drs. 14/6197

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Kell-
ner, Sprinkart und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Nachtragshaushaltsplan für die Haushaltsjahre
2001 und 2002;

hier: Aufbau eines Forschungs- und Bildungszen-
trums für den ökologischen Landbau
(Kap. 08 05, 08 08, 08 10, 08 51, 08 53, 08
56, 08 58, 08 60, 08 65, 08 72)

Drs. 14/6454

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Jung, Lochner-Fischer u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: „Sonderarbeitsgruppe G“ zur Bekämpfung der
Geldwäsche
(Kap. 06 05)

Drs. 14/7814

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser u.a.
SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Fortbildungslehrgänge für Führungskräfte der
Verwaltung
(Kap. 02 03 Tit. 525 01–5)

Drs. 14/7816

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser u.a.
SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Repräsentative Verpflichtungen der Staats-
regierung
(Kap. 02 03 Tit. 535 01–3)

Drs.14/7817

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Kellner und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Kürzung der Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit
der Staatskanzlei
(Kap. 02 03)

Drs. 14/7825

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Kellner, Dr. Runge und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: 50 zusätzliche Stellen zur Verstärkung der
Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug
(Kap. 06 05)

Drs. 14/7826

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Jung, Hartmann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: 1000 neue Stellen für die Polizei
(Kap. 03 03 TG 90 – 95)

Drs. 14/7845

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Jung, Hartmann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

Zu Tagesordnungspunkt 3

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur
Ablehnung empfohlenen Änderungsanträge zum
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hier: Vorsorgekuren
(Kap. 03 17 bis 03 20)

Drs. 14/7846

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Köhler Elisabeth, Kellner u.a. und Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Sicherheitskonzept Bayern – Erhöhung der
Mittel zur Vergütung von Überstunden bei
Polizeibeamtinnen und -beamten
(Kap. 03 03 TG 90 – 95)

Drs. 14/7848

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Kellner, Dr. Runge u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erhöhung der Mittel für Instandsetzung und
Modernisierung von Wohngebäuden
(Kap. 03 64 TG 81 – 83)

Drs. 14/7849

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Kellner, Dr. Runge und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Keine Erhöhung der Mittel für Planungsarbei-
ten im Bundesfernstraßenbau
(Kap. 03 75 TG 71)

Drs. 14/7850

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Hahnzog, Niedermeier u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Mittel für Gerichte und Staatsanwaltschaften –
Gehobener Dienst (Bewährungshelferinnen
und -helfer)
(Kap. 04 02 Tit. 461 02)

Drs. 14/7858

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Hahnzog, Niedermeier u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Mittel für Gerichte und Staatsanwaltschaften –
Einfacher Dienst (Justizwachtmeister)
(Kap. 04 02 Tit. 461 02)

Drs. 14/7859

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Hahnzog, Niedermeier u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Mittel für Gerichte und Staatsanwaltschaften –
Gerichtsvollzieher und Gerichtsvollzieherin-
nen
(Kap. 04 02 Tit. 461 02)

Drs. 14/7860

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Hahnzog, Niedermeier u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Auflagen und Weisungen, Täter-Opfer-Aus-
gleich, Gemeinnützige Arbeit, Weisungen
nach dem JGG, Projekte zur Vermeidung von
U-Haft
(Kap. 04 04)

Drs. 14/7861

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Schindler, Dr. Hahnzog u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Aus- und Fortbildung der Beamten, Angestell-
ten und Arbeiter
(Kap. 04 05 Tit. 525 01)

Drs. 14/7862

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Kellner, Gote u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Einführung einer neuen TG „Schulsozial-
arbeit“
(Kap. 05 04)

Drs. 14/7985

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Stahl Christine, Kellner u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erhöhung der Mittel für Jugendarbeit
(Kap. 05 04 TG 88 – 89)

Drs. 14/7986

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Kellner, Paulig und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Zuschüsse für die Sanierung gemeindeeige-
ner Altlasten
(Kap. 14 03 TG 79)

Drs. 14/7987

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser, Irlin-
ger, Voget u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;
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hier: Qualitätsverbesserung der bayerischen Schu-
len
(Kap. 05 12 bis 05 19)

Drs. 14/8033

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Irlinger, Voget u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Ganztagsschulen
(Kap. 05 12, 05 18, 05 19)

Drs. 14/8034

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Irlinger, Voget u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Unterrichtsversorgung
(Kap. 05 12 bis 05 19)

Drs. 14/8035

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Dr. Baumann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Studienkollegs bei den Universitäten und
Fachhochschulen des Freistaats Bayern in
München und Coburg
(Kap. 05 20)

Drs. 14/8036

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Hecht, Wahnschaffe u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erhöhung des Globalzuschusses an soziale
Einrichtungen
(Kap. 10 03 Tit. 684 90)

Drs. 14/8037

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Hahnzog, Schindler u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Ausländerintegration in Bayern
(Kap. 10 05)

Drs. 14/8038

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Hahnzog, Schindler u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Zuschüsse an Sonstige
(Kap. 10 05 Tit. 685 79)

Drs. 14/8039

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Dr. Baumann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erstattung von Kosten des gesetzlichen
Jugendmedienschutzes
(Kap. 10 07 TG 76)

Drs. 14/8040

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Dr. Hahnzog, Schindler u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Zuschüsse zur Betreuung der Asylbewerber,
der Asylberechtigten, sowie von sonstigen
Personen, die der staatlichen Unterbringungs-
pflicht unterliegen
(Kap. 10 53 Tit. 684 01)

Drs. 14/8041

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Gartzke, Wolfrum u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Umweltstationen, Umweltbildung und Umwelt-
beratung
(Kap. 14 02 TG 74)

Drs. 14/8042

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Gartzke, Wolfrum u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Freiwilliges ökologisches Jahr in Bayern
(Kap. 14 02 Tit. 685 07)

Drs. 14/8043

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Gartzke, Wolfrum u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Einstieg in die hydrogeologische Landesauf-
nahme
(Kap. 14 06)

Drs. 14/8044

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Dr. Schuhmann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Ausgaben für künstlerische Musikpflege, Be-
gabten- und Nachwuchsförderung im Bereich
Musik und Tanz sowie Förderung von bedeu-
tenden Orchestern(Zuschüsse an die nicht-
staatlichen Orchester)
(Kap. 15 05 TG 75)

Drs. 14/8045
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34. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Hufe u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Förderung nichtstaatlicher Theater und von
Einrichtungen auf dem Gebiet der darstellen-
den Kunst
(Kap. 15 05 TG 73)

Drs. 14/8046

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Dr. Baumann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Sammelansätze für den Gesamtbereich der
Hochschulen
(Kap. 15 06)

Drs. 14/8047

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Dr. Baumann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erstmalige Einrichtung und Ausstattung von
Hochschulräumen
(Kap. 15 28 TG 75)

Drs. 14/8048

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Dr. Baumann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erstmalige Einrichtung und Ausstattung von
Fachhochschulen
(Kap. 15 49 TG 75)

Drs. 14/8049

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Lochner-
Fischer, Strasser, Dr. Baumann u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Bodendenkmalpflege ausbauen
(Kap. 15 74 TG 74)

Drs. 14/8050

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Schieder Wer-
ner, Strasser, Mehrlich u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erhöhung der Schlüsselzuweisungen an die
Bayerischen Kommunen
(Kap. 13 10)

Drs. 14/8051

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Schieder Wer-
ner, Strasser, Mehrlich u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Erhöhung der Pauschalzuweisungen zu den
Schülerbeförderungskosten
(Kap. 13 10)

Drs. 14/8052

41. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Wahnschaffe u.a. SPD
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Verbesserung der stationären Pflege in
Bayern
(Kap. 13 10)

Drs. 14/8053

42. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Kellner, Gote u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Streichung der Mittel für die Förderung des
Nahluftverkehrs und des Flugwesens
(Kap. 07 05)

Drs. 14/8054

43. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Kell-
ner, Dr. Runge und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Keine Mittel für die Vorbereitungsgesellschaft
für die Projekt-/ Betreibergesellschaft der Ma-
gnetschnellbahn (Transrapid)
(Kap. 07 07)

Drs. 14/8055

44. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Köhler Elisabeth, Kellner u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Keine Vorfinanzierung von ICE-Strecken aus
Mitteln des Schienennahverkehrs
(Kap. 07 07)

Drs. 14/8056

45. Kellner, Dr. Runge u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Mittel für Trassensicherungsvertrag mit der
Bahn AG
(Kap. 07 07)

Drs. 14/8057

46. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Köh-
ler Elisabeth, Kellner und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;
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hier: Integration von Ausländerinnen und Auslän-
dern
(Kap. 10 03)

Drs. 14/8058

47. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Kell-
ner und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Keine neuen Zuschüsse an die Bayerische
Forschungsstiftung
(Kap. 13 03)

Drs. 14/8059

48. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Köh-
ler Elisabeth, Kellner u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Zukunftsprogramm Flächenbahn – Investi-
·tionsprogramm zur Sicherung der bayeri-
schen Regionalbahnen
(Kap. 13 14)

Drs. 14/8060

49. Änderungsantrag der Abgeordneten Stahl Christi-
ne, Kellner, Gote u.a. und Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Einführung von Ganztagsschulen
(Kap. 13 14)

Drs. 14/8061

50. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr, Kell-
ner, Gote u.a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
2. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2002;

hier: Zuschüsse an Kommunen zur Sanierung und
ökologischen Modernisierung von Schulge-
bäuden
(Kap. 13 14)

Drs. 14/8062

II.
2. Nachtragshaushaltsgesetz 2002

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Franzke, Lochner-Fischer u.a. SPD

Drs. 14/8063

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung eines
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Haushaltsge-
setzes 2001/2002 (2. Nachtragshaushaltsgesetz
2002)

(Drs. 14/7581)

hier: Funktionsfähiger öffentlicher Dienst in Bayern
– Keine Wiederbesetzungssperre

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Strasser,
Franzke, Lochner-Fischer u.a. SPD

Drs. 14/8064

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung eines
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Haushaltsge-
setzes 2001/2002 (2. Nachtragshaushaltsgesetz
2002)

(Drs. 14/7581)

hier: Funktionsfähiger öffentlicher Dienst in Bayern
– Keine Stellensperre

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Dürr,
Kellner, Sprinkart und Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Drs. 14/8065

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung eines
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Haushaltsge-
setzes 2001/2002 (2. Nachtragshaushaltsgesetz
2002)

(Drs. 14/7581)

hier: Keine Erhöhung der Wiederbesetzungssperre
von 6 auf 9 Monate
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Anlage 4
Bayerischer Landtag zur 78. Vollsitzung am 12.12.2001
14.Wahlperiode

Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf
Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer ✕

Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter ✕

Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate
Donhauser  Heinz ✕

Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Eppeneder  Josef ✕

Ettengruber  Herbert ✕

Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt ✕

Dr. Fickler  Ingrid ✕

Fischer  Herbert ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl ✕

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul ✕

Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois ✕

Göppel  Josef ✕

Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz ✕

Dr. Goppel  Thomas
Gote  Ulrike ✕

Grabner  Georg

Dr. Gröber  Klaus ✕

Guckert  Helmut
Güller  Harald
Guttenberger  Petra ✕

Haedke  Joachim ✕

Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz
Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang ✕

Hölzl  Manfred
Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin ✕

Hufe  Peter ✕

Irlinger  Eberhard ✕

Jetz  Stefan ✕

Dr. Jung  Thomas ✕

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian
Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz ✕

König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert

Leeb  Hermann
Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica
Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung (Schlussabstimmung) zum Tagesordnungspunkt 3: Zweite Lesung zum Gesetzent-
wurf der Staatsregierung zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2001/2002 (2. Nachtragshaushaltsgesetz 2002)
(Drs. 14/7581)
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Lück  Heidi ✕

Maget  Franz
Prof. Männle  Ursula ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann
Dr. Merkl  Gerhard ✕

Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Mirbeth  Herbert ✕

Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert
Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Nentwig  Armin ✕

Neumeier  Johann ✕

Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp ✕

Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann
Reisinger  Alfred ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig ✕

Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian
Rotter  Eberhard
Rubenbauer  Herbert
Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne ✕

Schieder  Werner
Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schmid  Berta ✕

Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud
Schmitt-Bussinger  Helga
Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa ✕

Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred ✕

Schultz  Heiko ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Sinner  Eberhard ✕

Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig ✕

Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi
Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara ✕

Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Steinmaßl  Hermann ✕

Stewens  Christa
Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max ✕

Tausendfreund  Susanna
Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich ✕

von Truchseß  Ruth

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang
Voget  Anne
Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Dr. Weiß Manfred
Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim
Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto ✕

Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans ✕

Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons
Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas ✕

Gesamtsumme 96 63 0

Name Ja Nein Enthalte
mich



Anlage 5
zur 78. Vollsitzung am 12.12.2001

Mündliche Anfragen gemäß § 73 Abs. 2 Satz 2 GeschO

Sprinkart  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nachdem in
verschiedenen bayerischen Qualitäts-, Herkunfts- und
Förderprogrammen der Begriff Artgerechtigkeit bzw. art-
gerechte Tierhaltung in den Richtlinien verwendet wird,
frage ich die Staatsregierung, wie der Begriff Artgerech-
tigkeit bzw. artgerechte Tierhaltung in den einzelnen
Richtlinien genau definiert wird und bei welchem Pro-
gramm es für Verbraucher und Verbraucherinnen im
Sinne einer gläsernen Produktion nachprüfbar ist, dass
die Definition wirklich Artgerechtigkeit zusichert?

Antwort der Staatsregierung:  Generell liegt mit der
Einhaltung der gesetzlich festgelegten Standards, also
der Beachtung der bestehenden Tierhaltungsverordnun-
gen, eine artgerechte Tierhaltung vor. Darüber hinaus
gibt es verschiedene Programme, die eine besonders
artgerechte Tierhaltung durch finanzielle Anreize för-
dern. Im Bayerischen Förderprogramm artgerechte Tier-
haltung (ByPaT) wurden Fachliche Leitlinien erstellt, die
die Eckwerte im Tierhaltungsbereich festlegen. Sie zie-
len darauf ab, den landwirtschaftlichen Nutztieren über
die gesetzlichen Vorgaben hinaus im Rahmen des finan-
ziell und arbeitswirtschaftlich Vertretbaren mehr Platz,
mehr Bewegungsfreiheit und ein tierartspezifisch opti-
males Stallklima zu ermöglichen.

Soweit in Qualitäts- und Herkunftsprogrammen be-
stimmte Haltungsformen vorgesehen sind, werden diese
entsprechend den programmspezifischen Kontrollvorga-
ben überwacht.

Frau Naaß  (SPD):Welche Konsequenzen zieht die
Staatsregierung aus der Beurteilung des „Operationellen
Programmes zur Förderung der Telematik im ländlichen
Raum Bayern“ („top elf“) durch den Obersten Rech-
nungshof, der gravierende Mängel beim Projektmanage-
ment sowie Vergabeverstöße kritisiert und festgestellt
hat, dass das erreichte Ergebnis zu teuer verkauft
wurde, von den geplanten 40 nur 24 Telezentren, von
600 Arbeitsplätzen nur 124 Vollzeitarbeitsplätze entstan-
den sind, nur 436 Arbeitslose qualifiziert wurden, anstatt
der angekündigten 1680, und warum hat die Staatsre-
gierung nicht bereits im Jahr 1999 reagiert, als die SPD

auf die damals schon ersichtliche zögerliche Abwicklung
der „Top-elf-Projekte“ hingewiesen hat?

Antwort der Staatsregierung:  Die angesprochenen
„gravierenden Mängel im Projektmanagement“ beziehen
sich auf die erste Projektphase. Das Staatsministerium
hat die aufgetretenen Mängel erkannt und daraus Kon-
sequenzen gezogen. So wurde im Januar 1998 ein
zusätzlicher Mitarbeiter dem Fachreferat zugeordnet, im
Juni der zuständige Referatsleiter abgelöst und im Laufe
des Jahres 1998 die Vollzugshinweise angepasst. Die
Verträge mit der Firma Serviceagentur konnten erst zum
Jahresende 1998 aufgelöst werden. Für die Zeit ab 1998
wurde das Projektmanagement vom ORH nicht kritisiert.

Das Staatsministerium kann sich der Auffassung des
ORH, dass die mit top elf erzielten Ergebnisse teuer
erkauft seien, nicht anschließen. Mit top elf wurde völli-
ges Neuland betreten. Die neuen Medien waren insbe-
sondere im ländlichen Raum nicht verbreitet. Aus dama-
liger Sicht waren die getätigten Ausgaben notwendig
und somit sachgerecht.

Festzuhalten bleibt, dass in 24 Landkreisen das Ange-
bot, ein Telezentrum zu gründen, angenommen wurde.
Es sind 22 Telezentren in Betrieb. Insgesamt sind durch
top elf mehr als 270 neue  Voll- und Teilzeitarbeitsplätze
entstanden. Die ursprünglich geplanten 600 Arbeits-
plätze sollten in Form von Telearbeitsplätzen d.h. einer
Verlagerung von den Ballungszentren in den ländlichen
Raum, entstehen. Diese Verlagerung hat auch tatsäch-
lich stattgefunden, aber nicht in die Telezentren sondern
– durch die starke Verbilligung der Leitungskosten
bedingt – nach Hause. Zudem konnten durch top elf
mehr als 400 Arbeitslose qualifiziert werden. In Tages-
kursen konnten mehr als 6800 Personen geschult wer-
den.

Das Staatsministerium hat im Übrigen bereits ein Jahr
vor den Hinweisen der SPD reagiert und das Projekt top
elf den geänderten Rahmenbedingungen angepasst.
Die vorgenommenen Veränderungen haben u.a. dazu
geführt, dass das Staatsministerium – in Übereinstim-
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mung mit der Unternehmensberatung Mummert+Part-
ner – top elf insgesamt als erfolgreich bewertet.

Gartzke  (SPD): Im Zusammenhang mit den durch den
Bayerischen Obersten Rechnungshof aufgedeckten
eklatanten Missständen im Zusammenhang mit der
Abwicklung des Programms „top elf“, Telezentren, in wie
vielen Fällen mit welcher Gesamtsumme Rückforde-
rungsanträge von öffentlichen Geldern aus Landes-,
Bundesmitteln oder EU-Mitteln gestellt wurden und wel-
cher Betrag insgesamt in DM wurde bereits eingetrie-
ben?

Antwort der Staatsregierung:  In 14 Fällen wurden aus-
bezahlte Fördergelder teilweise zurückgefordert. In 9
Fällen wurden die Rückforderungsbeträge im laufenden
Förderverfahren vor der Schlussrechnung mit noch
anstehenden Auszahlungen verrechnet. In 5 Fällen
mussten Rückforderungsbescheide erlassen werden.
Der Gesamtbetrag der Rückforderung beträgt
127372,01 DM. Davon sind 51203,08 DM zurückbezahlt
bzw. mit anderen Zahlungen verrechnet worden.

Anmerkung Referat B 3:

– Möglicherweise ist die Aufstellung nicht ganz vollstän-
dig, da für diese Zusammenstellung noch mal alle 400
Seiten unserer Stellungnahme gesichtet werden
mussten.

– Ein 14. Fall wurde vom ORH aufgegriffen, aber
bereits vor der Prüfung vom Staatsministerium erle-
digt. Es handelt sich hier um den Insolvenzfall des TZ
Weißenburg, wo insgesamt 70272,50 DM zurück
gefordert wurden, aber mangels Masse die Rückfor-
derung erfolglos blieb.

– Herr MDL Gartzke hat nach meinem Kenntnisstand
noch nie das Telezentrum in Dürrwangen besichtigt
und sich noch nie vor Ort über top elf informiert.

Frau Paulig  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): In welchem
Umfang werden in Bayern Babyferkel produziert und
geschlachtet bzw. exportiert, wie werden Transport und
Betäubung bei Schlachtung kontrolliert und mit welchem
Ergebnis?

Antwort der Staatsregierung:

1. Ferkel, die als Spanferkel vermarktet werden, werden
in der Regel mit ca. 20 bis 30 kg geschlachtet. Deren
Anteil an der Gesamtschweineschlachtung in Bayern
ist jedoch unbedeutend. Davon wird ein sehr geringer
Anteil als Babyferkel mit einem Gewicht von bis zu ca.
10 kg geschlachtet.

2. Über die Erzeugung von für die Schlachtung be-
stimmten sogenannten Babyferkeln liegen keine Zah-
len vor. Nach unserer Kenntnis gibt es einen außer-
halb Bayerns ansässigen Vermarkter, der Spanferkel
und auch Babyferkel im gesamten Bundesgebiet auf-
kauft und im Schlachthof in Heilbronn schlachten
lässt. Über die Anzahl der von diesem Unternehmen

vermarkteten bayerischen Tiere liegen der Staatsre-
gierung keine Angaben vor.

3. Für die Überwachung von Transport, Betäubung und
Schlachtung im Rahmen des Tierschutzgesetzes sind
die Amtstierärzte zuständig.
Die Transporte im nationalen Bereich werden stich-
probenartig, das Abladen an den Schlachthöfen im
Rahmen der Lebendbeschau regelmäßig überwacht.
Der Schlachtvorgang unterliegt grundsätzlich den
Vorgaben der Tierschutz-Schlacht-VO. Die Überwa-
chung erfolgt von Amtstierärzten.

4. Der Staatsregierung liegen keine Erkenntnisse darü-
ber vor, dass in Bayern beim Verladen und beim
Transport der Tiere die Tierschutzvorschriften nicht
eingehalten werden.

Mögliche Zusatzfragen

1. Frage

Wie viel Ferkel werden in Bayern jährlich erzeugt?

Antwort der Staatsregierung:  In Bayern gibt es derzeit
12100 Zuchtsauenbetriebe, die 388000 Zuchtsauen
halten (durchschnittlicher Zuchtsauenstand je Betrieb:
32).

Bei einer durchschnittlichen Ferkelerzeugung je Zucht-
sau und Jahr von 17 Stück ergibt sich eine Gesamtfer-
kelerzeugung von 6,5 Mio. Tieren in Bayern.

2. Frage

Werden die in Bayern erzeugten Ferkel auch in Bayern
gemästet?

Antwort der Staatsregierung:  Von den erzeugten Fer-
keln in Bayern werden ca. 700000 außerhalb Bayern
gemästet (überwiegend in Niedersachsen).

Frau Kellner  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie viele
Beamte bzw. Angestellte der Staatsministerien für Land-
wirtschaft und Forsten und Gesundheit, Ernährung und
Verbraucherschutz sowie nachgeordneter Behörden
waren zum Stichtag 30. 09. 01 Mitglied (bitte auch bera-
tende Mitglieder) in Vorstandsgremien einer Selbsthilfe-
organisation der Landwirtschaft, die nach dem LwFöG
bezuschusst werden?

Antwort der Staatsregierung:  Beamte oder Angestellte
des Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten
und des Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung
und Verbraucherschutz sowie nachgeordneter Behörden
waren mit nachstehender Ausnahme zum Stichtag
30. 09. 2001 in dienstlicher Eigenschaft keine satzungs-
mäßigen Mitglieder in Vorständen von Selbsthilfeorgani-
sationen der Landwirtschaft, die nach dem LwFöG geför-
dert werden.

Der Gesamtvorstand (nicht der geschäftsführende Vor-
stand) bestand lt. Satzung des KBM, die bis zum
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30. 11. 2001 gegolten hat u.a. aus „je einer vom Bayer.
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten und dem Bayerischen Bauernverband gestellten
Person“. In der neuen Satzung des KBM vom
30. 11. 2001 ist diese vom Staatsministerium für Land-
wirtschaft und Forsten bereits mit Schreiben vom
20. 07. 2000 beanstandete Regelung nicht mehr erhal-
ten.

Die Selbsthilfeorganisationen laden die Staatsministe-
rien zu Vorstandssitzungen ein. Die Staatsministerien
nehmen daran teil, soweit im Einzelfall Informationsbe-
darf besteht.

Frau Tausendfreund  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Warum soll das Staatsjagdrevier bei Ruhpolding trotz
sehr hoher Verbissschäden und nachweislich zu gerin-
gem Abschuss, entgegen der Intervention der Forstbe-
hörden beim Ministerium für Landwirtschaft und Forsten,
wiederum an Mitglieder der Familie Siemens verpachtet
werden?

Antwort der Staatsregierung:  Der Pachtvertrag für das
an ein Mitglied der Familie v. Siemens verpachtete
Staatsjagdrevier Hochgern, Bereich Forstamt Ruhpol-
ding, läuft zum 31. 03. 2002 aus. Das Staatsministerium
prüft derzeit, ob eine Verlängerung des Pachtverhältnis-
ses in Frage kommt oder ob das Revier in die Regiejagd
der Staatsforstverwaltung zurückgenommen werden
soll.

Verpachtungen im Hochgebirge sind wegen der im allge-
meinen schwierigen waldbaulichen Verhältnisse beson-
ders sorgfältig zu prüfen. Eine Entscheidung in dieser
Angelegenheit wurde bislang nicht getroffen.

Hintergrundinformationen:  Mit Schreiben vom
29. 08. 2001 teilte die Forstdirektion Oberbayern-
Schwaben  dem Staatsministerium mit, dass sie beab-
sichtigt, das o.g. an Dr. Peter v. Siemens verpachtete
Jagdrevier zum 01. 04. 2002 in die Regiejagd zurück-
zunehmen .

Nach den Bestimmungen der Jagdnutzungsanweisung
der Bayerischen Staatsforstverwaltung fällt die Entschei-
dung über die Art der Nutzung des Jagdreviers in die
Zuständigkeit der Forstdirektion . Die Forstdirektion
wird aber eine Stellungnahme des Staatsministeri-
ums  zu dieser Angelegenheit abwarten.

Für die Rücknahme des Revieres in Eigenregie spre-
chen folgende Gründe :

– der trotz zahlreicher schriftlicher Ermahnungen unzu-
reichende Schalenwildabschuss  in der laufenden
Pachtperiode

– die starke Verbissbelastung  der Waldverjüngung

– das Revier enthält mehrere Schutzwaldsanierungs-
flächen .

Die Verbissbelastung  im verpachteten Revier Hoch-
gern ist deutlich höher  als in der staatlichen Regiejagd
des Forstamts. Allerdings gibt es auch Anzeichen dafür,
dass sich die Verbisssituation in den letzten Jahren in
dem Pachtrevier verbessert  hat. Wildschadensersatz
wurde vom Forstamt u.a. wegen des Problems der
Nachweisbarkeit (Abgrenzung der Schäden zur Schaf-
weide) bislang nur einmal in Rechnung gestellt

Im Hinblick auf das seit 1909 (!) bestehende Pachtver-
hältnis  mit der Familie v. Siemens werden im Haus aber
auch mögliche Kompromisslösungen  geprüft (Verklei-
nerung des Revieres durch Aussparung von Schutz-
waldsanierungsbereichen, langsames Auslaufen des
Pachtverhältnisses durch eine verkürzte Pachtzeit).
Hierzu wurden die nachgeordneten Forstbehörden ein-
geschaltet.

Evtl. Rückfragen der Abgeordneten Tausendfreund dürf-
ten insbesondere darauf abzielen, ob und inwieweit eine
Verlängerung des Pachtvertrags mit den Landtagsbe-
schlüssen zum Schutz des Bergwaldes  zu vereinba-
ren sind. Hierzu ist festzustellen, dass diese Beschlüsse
eine Verpachtung von Staatsjagdrevieren im Hochge-
birge nicht generell ausschließen ; hierin wird v.a. auf
eine entsprechende Gestaltung der Pachtverträge abge-
stellt.

Insgesamt sollte deutlich gemacht werden, dass die
Entscheidung in dieser Angelegenheit bislang noch
völlig offen ist .

Unterländer  (CSU): Teilt die Staatsregierung meine Auf-
fassung, dass der sukzessive Abbau der Telefonhäus-
chen durch die Deutsche Telekom und ihr Einsatz durch
Telefonsäulen nicht dem Weg kundenorientierter Ange-
bot entspricht und die Nutzer von stationären Telefonan-
geboten durch Lärm, Kälte und Nässe mit erheblichen
Qualitätsverschlechterungen rechnen müssen?

Antwort der Staatsregierung:  Seit 1999 führt die Deut-
sche Telekom AG (DTAG) den Pilotversuch „Basistele-
fon“ durch. Ziel ist es, festzustellen, ob an den unter-
suchten Standorten (ursprünglich handelte es sich um
400 Telefonzellen bundesweit) Telefonzellen durch sog.
Basistelefone ersetzt werden können und zugleich flä-
chendeckend öffentliche Sprechstellen bereit gestellt
werden können. Dieser Pilotversuch wird derzeit um ein
weiteres Jahr fortgeführt und auf insgesamt rund 7000
Standorte im Bundesgebiet ausgedehnt. Hierbei handelt
es sich um Standorte, bei denen eine Wirtschaftlichkeits-
prüfung durch die DTAG ergab, dass diese mit einem
Jahresumsatz zwischen 50 und 200 DM besonders defi-
zitär sind.

Die Ende 1999 von der RegTP entwickelten Kriterien zur
Sicherstellung einer flächendeckenden Versorgung mit
öffentlichen Telefonstellen gelten aufgrund zweimaliger
Verlängerung des Pilotversuchs derzeit noch immer,
nämlich:

– Wahrung der Chancengleichheit ländlicher Räume
gegenüber städtischen Gebieten,
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– Berücksichtigung raumordnerischer, struktur- und
sozialpolitischer Gesichtspunkte bei beabsichtigten
Aufhebungen und

– zumutbare Entfernung für den Bürger zwischen auf-
zuhebenden und alternativ erreichbaren Standort (als
Richtwert 2–3 km). Unter Beachtung dieser Wegstre-
cken sollen nur Standorte mit Einnahmen unter 250
DM aufgehoben werden.

– Ersatzloses Aufheben einer letzten vorhandenen
öffentlichen Telefonstelle in Orten oder Ortsteilen mit
in sich abgeschlossener Bebauung und mit mehr als
200 Einwohnern nur im Konsens mit den Kommu-
nen ,

– rechtzeitige Information der Kommunen vor der Auf-
hebung von Standorten hinsichtlich des Bereitstellens
von Alternativen für Notrufmöglichkeiten durch die
Notrufträger,

– überwiegend Abbau öffentlicher Telefonstellen in
städtischen Bereichen vorrangig bei Mehrfachaufstel-
lungen und

– aufheben von Standorten öffentlicher Telefonstellen
durch die DTAG nur im Dialog mit den Kommunen .

Während des Laufes des Pilotversuches „Basistele-
fon“ hat sich für die DTAG freiwillig verpflichtet,
öffentliche Telefonzellen nur im Einvernehmen mit
den Kommunen abzubauen.  Nach Abschluss dieses
Pilotversuchs (voraussichtlich gegen Ende des Jahres
2002) wird die RegTP diesen auswerten und im Einver-
nehmen mit dem Regulierungsbeirat, dessen Mitglied
ich bin, eine endgültige Entscheidung fällen. Selbstver-
ständlich werde ich dabei die bayerischen Interessen an
einer flächendeckenden Versorgung vertreten. Wirt-
schaftlichkeitserwägungen können jedoch nicht völlig
außer Betracht bleiben. Mit dem flächendeckenden Aus-
bau des UMTS-Mobilfunknetzes wird die Bedeutung
öffentlicher Sprechstellen weiter abnehmen. Dies darf
aber nicht dazu führen, dass die DTAG aus ihrer gesetz-
lichen Infrastrukturverpflichtung entlassen wird.

Hans Joachim Werner  (SPD): Ist es für die Bayerische
Staatsregierung, die mehr als 26% der Anteile am Grün-
derzentrum für Neue Medien besitzt, hinnehmbar, dass
die EM.TV Merchandising AG nach wie vor eine Beteili-
gung an dem Gründerzentrum hält und ihr Geschäftsfüh-
rer Thomas Haffa, der Eigentümer und Gesellschafter
der Merchandising AG ist, im Verwaltungsrat des Grün-
derzentrums Sitz und Stimme hat?

Antwort der Staatsregierung: Die Firma EM.TV Mer-
chandising AG ist seit der Errichtung der Gründerzen-
trum für Neue Medien GmbH, Unterföhring, im Jahr 1999
an deren Stammkapital i.H. v. 150000 Euro mit 4,9%
beteiligt.

An der Rolle der EM.TV Merchandising AG hat sich seit-
dem in diesem Zusammenhang nichts geändert. Das
Unternehmen kommt seinen Rechten und Pflichten an

der Gründerzentrum für Neue Medien GmbH (GZM
GmbH) nach.

Herr Thomas Haffa wurde gemäß den Regelungen des
Gesellschaftervertrags auf Vorschlag des privatrechtli-
chen Gesellschafterkreises als Mitglied des sechsköpfi-
gen Verwaltungsrates der Gründerzentrum für Neue
Medien GmbH gewählt. Nach dem Ausscheiden von
Herrn Haffa aus dem Vorstand der EM.TV Merchandi-
sing AG wurde von den privaten Gesellschaftern bisher
keine Notwendigkeit gesehen, der Gesellschafterver-
sammlung ein anderes Mitglied zur Wahl in den Verwal-
tungsrat vorzuschlagen. Auch die Bayerische Staatsre-
gierung sieht derzeit keine Veranlassung die Mitglied-
schaft von Herrn Haffa im Verwaltungsrat der GZM
GmbH oder die Gesellschafterrolle der EM.TV Merchan-
dising AG in Frage zu stellen.

Frau Münzel  (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Warum ist
die Sanierung der Schäden aus dem Chromunfall bei der
Firma Walter Hunger KG in Lohr am Main, Landkreis
Main-Spessart, der bereits im Jahr 1985 passierte,
immer noch nicht abgeschlossen, obwohl die zuständi-
gen Behörden von dem hohen Gefährdungspotential
diese Anlage, die bis heute ohne Genehmigung betrie-
ben wird, informiert waren, wie ist dieser Betrieb ohne
Genehmigung möglich und welche Maßnahmen hätte
die zuständigen Behörden veranlassen müssen, um das
Sanierungsverfahren zu beschleunigen bzw. zu verhin-
dern, dass sich das Chrom auf das benachbarte OWI-
Firmengelände ausbreiten konnte.

Antwort der Staatsregierung:  Der Chromschaden bei
der Firma Hunger wird seit dem Jahr 1990 saniert. Seit
dem wurden über 430 kg Chrom aus dem Boden unter
den Schadensbereichen entfernt. Bei dem angewandten
Sanierungsverfahren werden die belasteten Boden-
schichten mit Wasser gespült, das anschließend über
einem Brunnen abgepumpt und gereinigt wird. Die Scha-
densfläche ist abgegrenzt und gesichert. Eine weitere
Ausbreitung der Verunreinigung wird durch die veran-
lassten Maßnahmen ausgeschlossen. Die Erreichung
des Sanierungszieles wird durch die Dauer der Sanie-
rung nicht beeinträchtigt. Gleichwohl wird an einer Opti-
mierung der Sanierungsmaßnahmen gearbeitet.

Auf dem Nachbargrundstück der Firma OWI GmbH und
Co. KG wurden bei einer kürzlich durchgeführten Unter-
suchung Belastungen im Bereich der Grundstücks-
grenze zur Firma Hunger festgestellt. Die festgestellten
Belastungswerte begründen keinen akuten Sanierungs-
bedarf. Eine detaillierte fachliche Prüfung über Ausmaß
und Herkunft der Belastungen wird derzeit von den
zuständigen Behörden in Zusammenarbeit mit den Fir-
men OWI und Hunger durchgeführt.

Nach Auskunft des Landratsamtes Main-Spessart sind
die erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnisse für die
Firma Hunger erteilt und bis heute gültig. Eine Überprü-
fung der baurechtlich relevanten Tatbestände wurde
vom Landratsamt in die Wege geleitet. Bis zum Jahr
2000 war die Stadt Lohr am Main für bauaufsichtliche
Maßnahmen zuständig. Das Landratsamt hat die Bauge-
nehmigungsakten aus den Vorjahren bei der Stadt Lohr
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am Main angefordert, um einen Abgleich mit dem tat-
sächlichen Nutzungsumfang durchführen zu können.

Mehrlich  (SPD): Vor dem Hintergrund der sich seit eini-
gen Wochen wieder häufenden Berichterstattungen über
baurechtliche und umweltrelevante Rechtsverstöße der
letzten zwei bis drei Jahre, den Jahren 1984/85 (Boden-
verseuchung durch Öl und vor allem durch Chrom) und
den noch immer nicht abgeschlossenen Chrom-Sanie-
rungsmaßnahmen der Firma Walter Hunger KG, Lohr,
Landkreis Main-Spessart, frage ich die Staatsregierung,
wie sie die Situation einschätzt und was sie zu tun
gedenkt, damit die Angelegenheit endlich, u.a. dem Bau
und Umweltrecht entsprechend und für die Öffentlichkeit
nachvollziehbar abgeschlossen werden kann.

Antwort der Staatsregierung:  Die Grundwassersanie-
rung bei der Fa. Hunger, Lohr am Main, läuft seit 1990
und umfasst zwei Schadensbereiche. Der Schadensbe-
reich 1 (Halle 2 auf dem Werksgelände) ist seit Oktober
1992 abgeschlossen wobei insgesamt 246 kg Chrom
aus dem Boden entfernt wurden.

Die Sanierung des Schadensbereiches 2 (Tiefchrombä-
der auf der Galvanik-Freifläche) läuft seit November
1992. Bis Ende 2000 wurden 182 kg Chrom aus dem
Boden entfernt. Die Sanierung erfolgt durch Spülung des
kontaminierten Bodenkörpers über Injektionslanzen,
Abpumpen des kontaminierten Spülwassers durch einen
Sanierungsbrunnen und Ableitung des Wassers über die
betriebseigene Reinigungsanlage in den Main. Die
Sanierung des Schadensfalles erfolgt im Intervallbetrieb.
Maßgabe war und ist es, dass es durch den nur zeitwei-
sen Betrieb der Sanierungsanlage nicht zu einer weite-
ren Ausbreitung der Schadstoffe im Untergrund kommen
darf. Die Sanierung erfolgt unter fachlicher Mitwirkung
bzw. Betreuung durch die Gerling Consulting Gruppe,
München und das Wasserwirtschaftsamt Würzburg. Die
erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnisse sind erteilt
und bis heute gültig.

Nach vorliegenden Unterlagen und Angaben sind die
bislang ergriffenen Sanierungsmaßnahmen auf dem
Gelände der Firma Hunger KG als sinnvoll und fachtech-
nisch korrekt einzustufen.

Am 07. 12. 2001 fand eine eingehende Besprechung
zwischen dem Wasserwirtschaftsamt Würzburg und
dem Landratsamt Main-Spessart statt mit dem Ziel, die
Sanierung möglichst noch zu optimieren.

Frau Gote  (Bündnis 90/DIE GRÜNEN): Ist die Staatsre-
gierung der Ansicht, dass die von der Marktgemeinde
Thiersheim für die Ortsteile Grafenreuth, Leutenberg,
Putzenmühle und Wampen vorgesehene und vom
Gemeinderat beschlossene Abwasserentsorgung in
Form eines Anschlusses an die zentrale Kläranlage in
Arzberg in ausreichender Weise den Beschlüssen des
Bayerischen Landtags DS 14/6602, DS 14/6603, DS
14/6604 und DS 14/6605 Rechnung trägt, hält sie den
Anschluss an die zentrale Kläranlage in Arzberg über ca.
4 km Anschlussstrecke für die ökonomisch und ökolo-
gisch sinnvollste Lösung und wäre der Marktgemeinde

Thiersheim durch die Eingabe des Herrn Rainer Müller in
95707 Thiersheim vom 1. 09. 2001 ein finanzieller Scha-
den z.B. durch Nichtgenehmigung von Zuschussanträ-
gen entstanden?

Antwort der Staatsregierung:  Im Fall der Abwasser-
entsorgung der Marktgemeinde Thiersheim waren seit
1994 mehrere Ingenieurbüros mit der Untersuchung von
verschiedenen Lösungsvarianten befasst. Dabei wurden
von 2 Ingenieurbüros Kostenvergleichsrechnungen nach
den LAWA – Leitlinien erstellt.

Als wesentliches Ergebnis dieser Untersuchungen
wurde festgestellt, dass der Bau einer gemeinsamen
Kläranlage für alle 4 Ortsteile gegenüber dem Bau
dezentraler Abwasseranlagen (Ortsteilkläranlagen) die
wirtschaftlichste Lösung darstellt.

Nach dem zwischenzeitlichen Ausbau der Kläranlage
Arzberg wurde auch als weitere Lösungsvariante der
Anschluss der 4 Ortsteile an die zentrale Abwasserbe-
seitigungsanlage der Stadt Arzberg untersucht. Ein Wirt-
schaftlichkeitsvergleich dieser Lösung gegenüber dem
Bau einer gemeinsamen Kläranlage für die 4 Ortsteile
hat ergeben, dass der Anschluss an die Kläranlage in
Arzberg die wirtschaftlichste Lösung darstellt.

Auch der Bayerische Kommunale Prüfungsverband,
kommt nach eingehender Prüfung zu dem Ergebnis,
dass der Anschluss der Ortsteile Grafenreuth, Leuten-
berg, Putzenmühle und Wampen an die zentrale Kläran-
lage Arzberg die wirtschaftlichste Lösung ist und noch
Kostenoptimierungspotential bei Planung und Aus-
schreibung besteht.

Das Ergebnis dieser Untersuchungen wurde von allen
Beteiligten, u.a. auch vom Petenten Herrn Rainer Müller
als die nunmehr kostengünstigste Lösung anerkannt.
Den Landtagsbeschlüssen wurde somit in vollem
Umfang Rechnung getragen und die ökonomisch und
ökologisch sinnvollste Lösung gefunden.

Der Markt Thiersheim hat sich daraufhin mit Beschluss
vom 25. 10. 2001 für einen Anschluss der 4 genannten
Ortsteile an die zentrale Kläranlage der Stadt Arzberg
entschieden und einen entsprechenden Planungsauf-
trag an ein Ingenieurbüro erteilt. Mit der Vorlage der
abschließenden Entwurfsplanung und des Zuschussan-
trages für diese Maßnahme ist in Kürze zu rechnen.

Das Vorhaben ist im Förderprogramm 2001 – Abwasser-
anlagen (Thiersheim BA 06) eingeplant.

Im Einvernehmen mit dem Markt Thiersheim wurde fest-
gelegt, dass das Vorhaben unmittelbar nach Erlass des
Zuwendungsbescheides noch während der Wintermo-
nate (Anfang des Jahres 2002) ausgeschrieben werden
soll. Dadurch können erfahrungsgemäß günstigere Bau-
preise erzielt werden.

Inwieweit durch die Landtagseingabe des Herrn Rainer
Müller der Marktgemeinde ein finanzieller Schaden ent-
standen wäre, kann an dieser Stelle nur spekuliert wer-
den, da die Eingabe mit Schreiben vom 19. November
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2001 zurückgezogen wurde. Hätte der Landtagsaus-
schuss die Eingabe nicht zeitnah behandeln können,
hätte der Ermächtigungszeitraum über den Termin
31. 12. 2001 hinaus verlängert werden müssen. Damit
wären der Marktgemeinde grundsätzlich keine Zuwen-
dungen entgangen, jedoch kann nicht ausgeschlossen
werden, dass mit jeder Verzögerung die Möglichkeit
sinkt, die derzeit günstigen Baupreise für den Bürger zu
nutzen.

Ludwig Wörner  (SPD): Welche Auswirkungen hat die
Veränderung der Restwassermengen in bayerischen
Flüssen auf die Stromerzeugung aus Wasserkraft in
Bayern a) in kWh (absolute Zahlen: maximal mögliche
Stromerzeugung und tatsächliche Stromerzeugung), b)
in % der Gesamtstromerzeugung in Bayern (maximal
möglicher Anteil, tatsächlicher Anteil) und c) in % der
Stromerzeugung aus regenerativen Energiequellen in
Bayern (maximal möglicher Anteil, tatsächlicher Anteil)?

Antwort der Staatsregierung:  Die Veränderung der
Restwassermengen in bayerischen Flüssen auf die
Stromerzeugung in Bayern hat folgende Auswirkungen:

Zu Frage a)

– Maximal mögliche Stromerzeugung aus Wasserkraft
(ohne Restwasser): 12,45 Mrd. kWh

– Tatsächliche Stromerzeugung: 12,1 Mrd. kWh

Zu Frage b)

– Maximal möglicher Anteil, bezogen auf die Gesamt-
stromerzeugung in Bayern: 17,2%

– Tatsächlicher Anteil: 16,7%

Zu Frage c)

– Maximal möglicher Anteil, bezogen auf die Stromer-
zeugung aus regenerativen Energiequellen: 100,4%

– Tatsächlicher Anteil: 97,5%

Frau Schopper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Welche
konkreten, weiteren Schritte unternimmt die bayerische
Staatsregierung, um den im Landespflegeausschuss
beschlossenen allgemeinen durchschnittlichen Pflege-
schlüssel von 1 :2,2 in der stationären Altenpflege umzu-
setzen und zu welchem Zeitpunkt soll der Beschluss des
Landespflegeausschusses verwirklicht sein?

Antwort der Staatsregierung: Die Bayerische Staats-
regierung unterstützt die Forderung des Landespflege-
ausschusses, den Personalschlüssel auf 1 :2,2 schritt-
weise zu verbessern, und zwar politisch und finanziell.

Im April 2001 hat die Bayerische Staatsregierung ein
umfangreiches Maßnahmenpaket zur Personalgewin-
nung beschlossen, das derzeit mit erheblichem finanziel-
len Aufwand umgesetzt wird. Es beinhaltet insbesondere
die Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung des

Heimmanagements in den Jahren 2001 und 2002 mit je
250000 DM, von Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen,
vor allem auch im Bereich der Gerontopsychiatrie, in den
Jahren 2001 und 2002 mit je 2,8 Mio. DM, von Angebo-
ten der Supervision in den Jahren 2001 und 2002 mit je
250000 DM. Weiterhin wird die Durchführung einer
Imagekampagne mit den Verbänden der Heimträger mit
1 Mio. DM unterstützt.

Der Freistaat Bayern und die bayerischen Bezirke wer-
den im Jahr 2002 je 12,5 Mio. DM zur weiteren Verbes-
serung des Personalschlüssels aufwenden. In Bayern
kann deshalb bei den Vergütungsverhandlungen ab dem
Januar 2002 ein durchschnittlicher allgemeiner Perso-
nalschlüssel von 1 :2,4 zu Grunde gelegt und es können
schätzungsweise 1000 neue Planstellen für Pflegefach-
kräfte im Jahr 2002 geschaffen werden.

Aus diesen Zahlen wird deutlich, dass die Bayerische
Staatsregierung im Zusammenwirken mit allen Beteilig-
ten auf Landesebene ihren Beitrag zur Verbesserung der
Personalsituation in den Heimen leistet.

Dennoch ist es mir nicht möglich, einen Zeitpunkt zu
nennen, wann in Bayern ein Personalschlüssel von
1 :2,2 erreicht sein wird. Eine schnellere Umsetzung des
Beschlusses des Landespflegeausschusses scheitert
nämlich vor allem an der Haltung der Bundesregierung
und der SPD-geführten Bundesländern. Sie weigern
sich, einer finanziellen Entlastung der Heimbewohnerin-
nen und Heimbewohner durch die Verlagerung der Kos-
ten der medizinischen Behandlungspflege in die Kran-
kenversicherung zum jetzigen Zeitpunkt und einer
Anpassung der Leistungen der Pflegeversicherung im
stationären Bereich um einen Inflationsausgleich von 5%
zuzustimmen.

Trotz ihres Teilsicherungscharakters ist es Aufgabe der
Pflegeversicherung, die Pflegebedürftigen in den Hei-
men bei der Finanzierung der Pflegesätze in ausreichen-
dem Umfang zu unterstützen. Wenn sich die Bundesre-
gierung weiterhin einer Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen in der stationären Pflege widersetzt, verhin-
dert sie damit zum einen eine bessere Betreuung der
Bewohner durch mehr Pflegepersonal und sie nimmt
zum anderen eine immer stärker steigende finanzielle
Belastung der Pflegebedürftigen in den Heimen in Kauf.

Ende August diesen Jahres ist die Bundesrepublik
Deutschland von einem Ausschuss der Vereinten Natio-
nen nachdrücklich dazu aufgefordert worden, Sofort-
maßnahmen zur Verbesserung der Situation von Men-
schen in Pflegeheimen zu ergreifen. Ich frage mich, wie
lange sich die Bundesregierung diesem Handlungsauf-
trag zulasten der älteren Menschen in Deutschland noch
widersetzen kann.

Nöth  (CSU): Ich frage die Staatsregierung, wie viele
bayerische Jugendliche, die zum Beginn des Ausbil-
dungsjahres 2001/02 bzw. bis dato keinen Ausbildungs-
vertrag erhalten konnten, zur Ableistung ihrer Berufs-
schulpflicht in sogenannten berufsvorbereitenden Klas-
sen an bayerischen Berufsschulen unterrichtet werden,
wie viele Lehrkräfte landesweit hierfür eingesetzt werden



Plenarprotokoll 14/78 v. 12.12.2001 Bayerischer Landtag  · 14.Wahlperiode 5637

bzw. nötig sind und welche Maßnahmen die Staatsregie-
rung ergreift bzw. ergriffen hat, die Chancen dieser
Schüler am Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt zu verbes-
sern?

Antwort der Staatsregierung: Ich darf vorausschicken,
dass meine Antwort in Absprache mit dem Kultusminis-
terium erfolgt, soweit der Schulbereich betroffen ist.

Für das Berufsvorbereitungsjahr liegen noch keine end-
gültigen Zahlen für das Schuljahr 2001/02 vor, sie sind
frühestens gegen Ende Februar 2002 zu erwarten.

Aus einer vorläufigen Erhebung in der 2. Schulwoche –
nur staatliche Berufsschulen (ohne Berufsschulen für
Behinderte) – zeigt sich, dass sich die Zahl der Schüler
im Berufsvorbereitungsjahr von 1548 im Schuljahr
2000/01 auf 1351 im Schuljahr 2001/02 verringert hat.
Rechnerisch werden hierfür 85 Vollzeitlehrkräfte einge-
setzt.

An den öffentlichen und privaten Berufsschulen für
Behinderte besuchten im Schuljahr 2000/01 insgesamt
2132 Schüler das Berufsvorbereitungsjahr.

Bei diesen Zahlen ist zu beachten, dass neben den
Berufsschulen mit dem Berufsvorbereitungsjahr auch
die Arbeitsverwaltung Maßnahmen durchführt, um die
Chancen sozial benachteiligter und/oder lernschwacher
Schüler zu verbessern. In diesen Maßnahmen befanden
sich an den Berufsschulen zum Schuljahr 2000/01 ins-
gesamt 2704 Jugendliche und an den Berufsschulen für
Behinderte insgesamt 3023 Jugendliche.

Neben dem Berufsvorbereitungsjahr an den Berufsschu-
len hat das Kultusministerium an den Hauptschulen
sogenannte Praxisklassen eingerichtet. Die Praxisklas-
sen führen Schülerinnen und Schülern der Hauptschule
mit großen Leistungsrückständen zu einer positiven
Lern- und Arbeitshaltung. Dafür sucht die Hauptschule
Partner aus der Wirtschaft (Betriebe, Kammern), der
Jugendhilfe (sozialpädagogische Betreuung der Schü-
ler) und der Berufsberatung.

Schüler der Jahrgangsstufen 8 und 7 (ggf. auch 6), die in
ihrem letzten Schulbesuchsjahr sind und sonst keine
Aussicht hätten, in die Berufsausbildung und das Berufs-
leben integriert zu werden, erhalten an Praxistagen im
Betrieb oder in einer professionellen Werkstatt und
durch individuell auf ihre Leistungsmöglichkeiten abge-
stimmten Unterricht eine spezielle Förderung.

Im Schuljahr 2001/02 gibt es 60 Praxisklassen in Bayern
(Vorjahr 49) mit rund 1000 Schülern.

Arbeitgeber, die Absolventen aus einer Praxisklasse des
Schuljahres 2000/01 zum Ausbildungsjahr 2001/02 in
eine Ausbildung aufgenommen haben, konnten nach
dem Bayerischen Ausbildungsförderungsprogramm für
Jugendliche aus Praxisklassen der Hauptschule 2500
EURO als Zuschuss erhalten. Voraussetzung war, dass
die Jugendlichen am 1. Juli 2001 noch keinen Ausbil-
dungsplatz gefunden hatten.

Alle Maßnahmen zur Verbesserung des Ausbildungs-
stellenmarktes dienen vorwiegend dazu, um Jugendli-
che, die auf dem Ausbildungsstellenmarkt Probleme
haben, in eine Ausbildung zu bringen. Dabei reicht das
Spektrum der Maßnahmen von der Schaffung günstiger
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen bis zur Förderung
von Einzelprojekten zur Berufsorientierung und Berufs-
vorbereitung aus Mitteln des Arbeitsmarktfonds. So wur-
den aus dem Arbeitsmarktfonds für Jugendliche in Pro-
blemregionen und für benachteiligte Jugendliche seit
1997 bisher 48 Maßnahmen mit einem Mittelvolumen
von über 20 Mio. DM finanziell unterstützt. Dazu gehört
auch die finanzielle Förderung von Personal- und Sach-
kosten für den Einsatz von bisher 32 Ausbildungsplatz-
akquisiteuren aus Mitteln des Arbeitsmarktfonds. Seit
1. 5. 1998 konnten mit dieser Maßnahme immerhin über
9300 Ausbildungsplätze gewonnen werden. Hinzu kom-
men Maßnahmen der berufsbezogenen Jugendhilfe in
Höhe von rd. 12 Mio DM seit 1997.

Auch Maßnahmen, die die Flexibilität der Jugendlichen
bei der Berufswahl durch Orientierungshilfen erhöhen,
wie z.B. der 8. Bayerische Berufsbildungskongress vom
2.–5. 12. 2001 erhöhen letztlich die Vermittlungschan-
cen.

Die Beteiligten des Beschäftigungspaktes Bayern haben
in der „Initiative 2006“ ein Bündel von Maßnahmen
beschlossen. Dazu gehören z.B. regionale Berufsorien-
tierungsveranstaltungen und Ausbildungsstellenbörsen
sowie die Fortführung der berufsbezogenen Jugendhilfe.

Zu erwähnen wären auch die Projekte zur Steigerung
der Ausbildungsbeteiligung bei ausländischen Unterneh-
men, die in Augsburg und Nürnberg stattfinden. Damit
sollen die Chancen von Jugendlichen mit ausländischer
Staatsangehörigkeit auf einen Ausbildungsplatz erhöht
werden. Die finanziellen Mittel kommen neben dem Lan-
deshaushalt auch aus dem Europäischen Sozialfonds.

Schultz (SPD): Da aus zahlreichen Presseinformatio-
nen hervorgeht, dass die Arbeit der anerkannten Insol-
venzberatungsstellen in Bayern durch ganz erhebliche
Finanzierungsprobleme, die insbesondere mit der von
der Staatsregierung durchgeführten Abrechnung nach
Fallpauschalen zusammenhängen, massiv beeinträch-
tigt wird, frage ich die Staatsregierung, wie sich die Zahl
der bearbeiteten Insolvenzfälle und die Höhe der hierfür
geleisteten Mittel in den Jahren seit Inkrafttreten der
Insolvenzordnung bis Herbst 2001 entwickelt haben, wie
hoch die in dieser Zeit bereitgestellten und die abgerufe-
nen Mittel waren und sind und wie sich der Stand der
Mitarbeiterzahlen in den Insolvenzberatungsstellen in
dieser Zeit entwickelt hat?

Antwort der Staatsregierung: Es ist richtig, dass die im
Staatshaushalt bereitgestellten Mittel für die Förderung
der Insolvenzberatung nicht im erwünschten Umfang
von den Trägern der Beratungsstellen abgerufen wer-
den. Ursache dafür ist allerdings nicht die von der
Staatsregierung durchgeführte Abrechnung nach Fall-
pauschalen, sondern der Dissens mit den Trägern der
Beratungsstellen, welche Beratungsanteile der Schuld-
nerberatung zuzuordnen und daher von den Kommunen
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zu finanzieren sind und welche der staatlichen Finanzie-
rungsverantwortung anheim fallen. Eine reine Insolvenz-
beratung, die sich allein auf die technische Abwicklung
des außergerichtlichen Einigungsversuch beschränkt,
findet nicht statt, angeboten wird vielmehr eine kombi-
nierte Beratung, die wesentliche Elemente psycho-so-
zialer Beratung und damit Anteile der Schuldnerbera-
tung enthält. Diese Anteile sind aber kommunal zu finan-
zieren. Das Zwischenergebnis einer vom Sozialministe-
rium in Auftrag gegebenen Untersuchung weist aus,
dass ein durchschnittlicher (kombinierter) Beratungsfall
rund 2050 DM kostet und davon etwa 2/3 der Schuldner-
beratung zuzuordnen sind. Wenn sich dieses Zwi-
schenergebnis am Ende der Untersuchung bestätigt,
wird entsprechend mit den kommunalen Spitzenverbän-
den verhandelt, um eine für alle Seiten befriedigende
Lösung zu erreichen.

Vor diesem Hintergrund beantworte ich die Anfrage wie
folgt:

In den Haushaltsjahren 1999 und 2000 waren im Staats-
haushalt jeweils 3 Mio DM eingestellt, heuer sind es 4,5
Mio DM und für nächstes Jahr sind 5 Mio DM (= 2556,5
Mio Euro) vorgesehen. 1999 wurden für 758 Beratungs-
fälle Zuschüsse gewährt, 2000 für 690 Beratungsfälle;
die Zahl der diesjährigen Beratungsfälle wird erst im
nächsten Jahr bei der Schlussabrechnung bekannt wer-
den. Im Jahr 1999 wurden den Beratungsstellen 227000
DM an Vorschüssen ausgezahlt, im Jahr 2000 wurden
Mittel in Höhe von 1089720 DM (für die Schlussabrech-
nung 1999 und als Vorschüsse für 2000) abgerufen,
heuer wurden bisher Mittel in Höhe von 553253 DM
zugewiesen.

Da nicht alle Insolvenzberatungsstellen staatliche För-
dermittel beanspruchen, liegen dem Sozialministerium
aussagekräftige Zahlen über die in den Insolvenzbera-
tungsstellen tätigen Fachkräfte nicht vor.
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Ach  Manfred ✕

Appelt  Dieter ✕

Dr. Baumann  Dorle ✕

Beck  Adolf
Dr. Beckstein  Günther
Berg  Irmlind ✕

Dr. Bernhard  Otmar ✕

Biedefeld  Susann ✕

Blöchl  Josef ✕

Bocklet  Reinhold
Böhm  Johann ✕

Boutter  Rainer
Brandl  Max ✕

Breitschwert  Klaus Dieter ✕

Brosch  Franz ✕

Brunner  Helmut ✕

Christ  Manfred ✕

Deml  Marianne ✕

Dinglreiter  Adolf ✕

Dodell  Renate
Donhauser  Heinz
Dr. Dürr  Sepp ✕

Eck  Gerhard ✕

Eckstein  Kurt ✕

Egleder  Udo ✕

Eppeneder  Josef ✕

Ettengruber  Herbert ✕

Dr. Eykmann  Walter ✕

Prof. Dr. Faltlhauser  Kurt
Dr. Fickler  Ingrid
Fischer  Herbert ✕

Franzke  Dietmar ✕

Freller  Karl

Gabsteiger  Günter ✕

Prof. Dr. Gantzer  Peter Paul ✕

Gartzke  Wolfgang ✕

Dr. Gauweiler  Peter
Geiger  Hermann ✕

Glück  Alois ✕

Göppel  Josef
Görlitz  Erika ✕

Goertz  Christine ✕

Dr. Götz  Franz ✕

Dr. Goppel  Thomas ✕

Gote  Ulrike ✕

Grabner  Georg

Dr. Gröber  Klaus ✕

Guckert  Helmut ✕

Güller  Harald ✕

Guttenberger  Petra ✕

Haedke  Joachim
Dr. Hahnzog  Klaus ✕

Hartenstein  Volker ✕

Hartmann  Gerhard ✕

Hausmann  Heinz ✕

Hecht  Inge ✕

Heckel  Dieter ✕

Hecker  Annemarie ✕

Heike  Jürgen W. ✕

Heinrich  Horst
Herrmann  Joachim ✕

Hirschmann  Anne ✕

Hoderlein  Wolfgang ✕

Hölzl  Manfred ✕

Hofmann  Walter ✕

Hohlmeier  Monika
Huber  Erwin ✕

Hufe  Peter ✕

Irlinger  Eberhard ✕

Jetz  Stefan
Dr. Jung  Thomas ✕

Dr. Kaiser  Heinz ✕

Kaul  Henning ✕

Kellner  Emma ✕

Dr. Kempfler  Herbert ✕

Kiesel  Robert ✕

Klinger  Rudolf ✕

Knauer  Christian ✕

Kobler  Konrad ✕

Köhler  Elisabeth ✕

Dr. Köhler  Heinz ✕

König  Alexander ✕

Kränzle  Bernd ✕

Kreidl  Jakob ✕

Kreuzer  Thomas ✕

Dr. Kronawitter  Hildegard ✕

Kuchenbaur  Sebastian ✕

Kupka  Engelbert

Leeb  Hermann
Leichtle  Wilhelm
Lochner-Fischer  Monica
Lode  Arnulf ✕

Loscher-Frühwald  Friedrich

Name Ja Nein Enthalte
mich

Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung (Schlussabstimmung) zum Tagesordnungspunkt 7: Zweite Lesung zum Gesetzent-
wurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayerischen Mediengesetzes (Drucksache 14/6968)
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Lück  Heidi ✕

Maget  Franz ✕

Prof. Männle  Ursula ✕

Matschl  Christa ✕

Mehrlich  Heinz ✕

Meißner  Christian ✕

Memmel  Hermann
Dr. Merkl  Gerhard ✕

Meyer  Franz ✕

Miller  Josef
Mirbeth  Herbert ✕

Möstl  Fritz ✕

Dr. Müller  Helmut ✕

Müller  Herbert
Müller  Willi ✕

Münzel  Petra ✕

Naaß Christa ✕

Nadler  Walter ✕

Narnhammer  Bärbel ✕

Nentwig  Armin ✕

Neumeier  Johann
Niedermeier  Hermann ✕

Nöth  Eduard ✕

Obermeier Thomas ✕

Odenbach Friedrich ✕

Paulig  Ruth ✕

Peterke  Rudolf ✕

Peters  Gudrun ✕

Pfaffmann  Hans-Ulrich ✕

Pienßel  Franz ✕

Pranghofer  Karin ✕

Pschierer  Franz ✕

Dr. Rabenstein  Christoph ✕

Radermacher  Karin ✕

Ranner  Sepp
Freiherr von Redwitz  Eugen ✕

Regensburger  Hermann
Reisinger  Alfred ✕

Riess  Roswitha ✕

Ritter  Ludwig ✕

Dr. Ritzer  Helmut ✕

Freiherr von Rotenhan  Sebastian ✕

Rotter  Eberhard
Rubenbauer  Herbert
Rudrof  Heinrich ✕

Dr. Runge  Martin ✕

Sackmann  Markus ✕

Sauter  Alfred ✕

Schammann  Johann
Scharfenberg  Maria ✕

Schieder  Marianne
Schieder  Werner
Schindler  Franz ✕

Schläger  Albrecht ✕

Schmid  Albert

Name Ja Nein Enthalte
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Schmid  Berta ✕

Schmid  Georg
Schmid  Peter ✕

Schmidt  Renate
Schmidt-Sibeth  Waltraud
Schmitt-Bussinger  Helga
Schneider  Siegfried ✕

Dr. Scholz  Manfred ✕

Schopper  Theresa
Schreck  Helmut ✕

Dr. Schuhmann  Manfred ✕

Schultz  Heiko ✕

Schweder  Christl ✕

Schweiger  Rita ✕

Sibler  Bernd ✕

Sinner  Eberhard
Dr. Söder  Markus ✕

Dr. Spaenle  Ludwig
Spitzner  Hans
Sprinkart  Adi ✕

Stahl  Christine ✕

Stahl  Georg ✕

Stamm  Barbara
Starzmann  Gustav ✕

Steiger  Christa ✕

Steinmaßl  Hermann ✕

Stewens  Christa ✕

Prof. Dr. Stockinger  Hans Gerhard ✕

Dr. Stoiber  Edmund
Strasser  Johannes ✕

Strehle  Max

Tausendfreund  Susanna ✕

Thätter  Blasius ✕

Traublinger  Heinrich ✕

von Truchseß  Ruth

Unterländer  Joachim ✕

Prof. Dr. Vocke  Jürgen ✕

Vogel  Wolfgang ✕

Voget  Anne
Volkmann  Rainer ✕

Wahnschaffe  Joachim ✕

Dr. Waschler  Gerhard ✕

Dr. Weiß Manfred ✕

Welnhofer  Peter ✕

Werner  Hans Joachim ✕

Werner-Muggendorfer  Johanna ✕

Dr. Wiesheu  Otto ✕

Dr. Wilhelm  Paul ✕

Winter  Georg ✕

Wörner  Ludwig ✕

Wolfrum  Klaus ✕

Zehetmair  Hans
Zeitler  Otto ✕

Zeller  Alfons ✕

Zengerle  Josef ✕

Dr. Zimmermann  Thomas
Gesamtsumme 142 13 1
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